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I. 


Bemerkungen 
über den Entwurf eines Strafgefegbudyes 
für die Preußifhen Staaten 
vom Sahre 1847. 


Bon 
Abegg. 
Vorerinnerung. 


Der im Jahre 1843 zuerſt den Staͤnden der acht 
Provinzen des Koͤnigreichs vorgelegte, dann auch dem 
größern Publicum mitgetheilte Entwurf des Strafgeſetz⸗ 
buhes für die Preußifchen Staaten hat eine Reihe von 
Begutacdhtungen, Krititen und andern öffentlichen Be⸗ 
Ipredungen hervorgerufen, wie fie, in folhem Umfange, 
bei feinem ähnlichen Werke vorgefommen find. Die 
Bedeutung der Leiſtung, die Verhältniffe der Lande, für 

welche fie beflimmt war und deren Einfluß auf andere 
mußten die allgemeine Aufmerkſamkeit dem erften Schritte 
einer neuen, ein ganzed Rechtögebiet umfaſſenden Geſetz⸗ 

Arqhiv d, EN. 1848. I, et. U 
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gebung des Staates zuwenden, welcher feit der Be: 
tanntmachung der großen Geſetzeswerke in Preußen ge: 
fhehen war, deren Pan und Beginn in die Periode 
Friedrichs des Großen fällt, deren Durchführung Deflen 
Nachfolger vorbehalten war. Jene Gutachten und Krk 
tifen, den Werth des Entwurf und die gemachten Fort: 
fhritte anerfennend, hatten, obfchon wie erklärlidh von 
fehr verfchiedenen Standpunften ausgehend, vielfache Aus 
ftelungen zur Erwägung vorgetragen. Den Verfaffern 
derfelben, Allen denen, welche für Pflicht gehalten hat: 
ten, nah Kräften dad Shrige beizutragen, daß das 
Werk ein möglichft vollendetes, daß mindeſtens nichts 
verfäumt werde, jeden dabei in Betracht kommenden 
Gegenftand nach allen Seiten, die er darbietet, genau 
zu prüfen, mußte ed eben fo erfreulih, als für die 
Geſammtheit beruhigend feyn, zu erfahren, daß die zur 


Reviſion der Gefeßgebung beftellte hohe Behörde fämmt: 


lichen, in den verfchiedenften Formen ihr vorgelegten oder 
fonft zu ihrer Kenntniß gelangten Bemerfungen, bie 
größte Aufmerkſamkeit widme, jegliche ermägend, und 
für den Zwed einer Umarbeitung des Entwurfs bereit: 
willig die vielfeitig gemwünfchten, beantragten und gerecht: 
fertigten Abanderungen veranftalte, oder das Beibehal: 
ten früherer Beftimmungen, ungeachtet der gegen folche 
vorgebrachten Einwendungen, mit Gründen zu vertheidis 
gen beftrebt fey. Die im Jahr 1845 erfchienene „Res 
vifion des Entwurfd des Strafgefegbudhes 
von 1843” giebt ein fchöned Zeugniß der Sorgfalt, 
Gruͤndlichkeit und Unpartheilichkeit, mit welcher man fich 
von Seiten ded mit diefem Gegenftand beauftragten Mi: 
niſteriums der Gefeßgebung, der Aufgabe unterzogen habe. 
Dad Ergebniß der reiflichen Prüfung ift der „Nevis 


dirte Entwurf de8 Strafgefegbudes für die 


Dreußifhen Staaten. Borgelegt von dem 
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Niniſter ium der Geſetz⸗Reviſion. Berlin. 


1845.) 


N 


Nachdem nun diefer umgearbeitete Entwurf in den 


verfchiedenen Stadien weiterer Prüfung und Umgeflaltung 
unterlegen hat, ift er jegt in ber Form erfchienen und 
dem Drud übergeben worden, in welder er demnaͤchſt 


den Ausfchliffen der vereinigten Stände zur Berathung 


vorgelegt werden fol, ald: 
„Entwurf des Strafgeſetzbuches für die 
Preußiſchen Staaten, nebft dem Entwurf 
des Gefened über die Einführung Des 
Strafgefegbuhes und dem Entwurf des 
Geſetzes über die Eompetenz und dad Ber; 


fahren in dem Bezirke des Appellationde 


gerihtshofes zu Köln. Berlin 1847.” 2) 
Eine VBergleichung dieſer drei Entwürfe würde, 
felbft von dem naheliegenden praktiſchen Intereffe ab: 
gefeben, jedenfalls für den, ber fie mit Benutzung 
der vorhandenen reihen Materialien anftellte, eine lehr⸗ 
reihe Arbeit feyn: aber fie wird für Alle die unerläß 


ih, welche berufen find, unmittelbar für die zu er: i 


wartende neue Strafgefeßgebung mitzuwirken. Dad Er⸗ 


gebniß derfelben wird dazu dienen, die Zweifel zu löfen, 


welche fich bei einer Prüfung ded neueften Entwurfes 


darbieten; aber diefer legte flelt zum Xheil auch neue 
Aufgaben, und fordert eine Würdigung von einem all: 





1) Beide außerhalb des Buchhandels. Die Keviflon enthält XIX 
u. 260, 179 u. 155 Seiten 4to. Der revidirte Entwurf redus ' 


cirt die 629 $$. des erſten Entwurfes auf 464. Der neuefle, 
jest vorliegende vom Jahre 1847 enthält 478 $S. 


2) Dazu Motive zum Entwurf des Gtrafgefepbuches für die 


Hreufifhen Staaten und den damit verbundenen Gefegen vom 

Sabre 1847. Berlin 1847. 126 ©. 8. Sie find mir erft zus 

gekommen , indem ich diefe Bemerkungen zum Drud abjufens 

den im Begriff bin, und konnte erſt vom ‚zwölften Titel an bes 

nutzt werden. | " 
a2 
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gemeinern Standpunkte aus, ald dem des Verhaͤltniſſes 
zu feinen unmittelbaren Vorgängern. 

Die Theilnahme, welche ich, ſo wie aͤhnlichen Er⸗ 
ſcheinungen im Gebiete der Geſetzgebung anderer Laͤnder, 
ſo insbeſondere denjenigen Preußens gewidmet, hat ſich 
durch die Herausgabe der „kritiſchen Betrachtungen uͤber 
den Entwurf des Strafgeſetzbuches fuͤr die Preußiſchen 
Staaten vom Jahre 1843” bethätigt?). Ich habe bie 
Genugthuung, bei einer befondern Beruͤckſichtigung mei 
ner Arbeit, in der angeführten eine Zufammenftellung 
der vorgebrachhten Erinnerungen enthaltenden Revifion, 
vielfache Zuftimmung zu den von mic gemachten Bor: 
fhlägen zu finden, und aud) wo meine Entgegnungen 
nicht eine Aenderung veranlaßt haben, find fie der Bead; 
tung werth gehalten worden. Der neuefte Entwurf 
enthalt nun aber wieder bedeutende Abanderungen des 
revidirten, und unter diefen nicht wenige, die den Ber: 
foffern der benusgten Gutachten Stoff und Gelegenheit 
geben, nochmals auf den Gegenftand zurüdzufommen, 
deſſen endliches Schickſal jetzt entfchieden werden fol. 

Ich lege hier einige Bemerkungen über den neueften 
Entwurf nieder. Sch bin weit entfernt, für diefelben mehr 
in Anfpruch zu nehmen, als eine wohlmwollende Beruͤck⸗ 
ſichtigung da wo der Inhalt zur Sprache kommt; aber' 
ich glaube meine Pfliht zu erfüllen, wenn ich fo viel 
an mir liegt beizutragen fuche, daß unfer Geſetzbuch 
der Ausdrud des Rechts- und fittlihen Bewußtſeyns der 
Zeit werde, und fo feiner Beftimmung entfpreche. Die 
Kürze der Zeit, zwilchen dem Empfange des Entmwurfes 
und der Eröffnung der Verhandlungen, gebietet eine 
Beſchraͤnkung auf die wichtigften Punktes auch bei bie: 


3) Neuftadt a. d. Orla 1844. Zwei Abtheilungen. XIV u. 556. 
Seiten 8. " 
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fen muß ich auf eine erfchöpfende Ausführung und Recht⸗ 
fertigung meiner Anfichten Verzicht leiſten. Indeß wird 
es deren für dad Verſtaͤndniß und die. Verfländigung 
nicht überall bedürfen. Es wird mir verftattet fen, 
auf die frühern Ausführungen zu verweifen, und id) 
bitte nur, die gegenwärtige weder ald eine erfchöpfende zu 
betrachten, noch bei den mit Stillſchweigen übergangenen 
Yunkten durchgängig auf meine Zuflimmung zu fohließen. 
Bon der Eintheilung des Entmwurfes, der Anord⸗ 
nung ber einzelnen Zitel, fol hier nicht gehandelt wer: 
den. Manchen Auöftellungen, die gegen ben erften Ents 
wurf vorgebracht find, ift abgeholfen, inöbefondere den 
Polizeiwergehen eine eigene Stelle (im britten Xheile) 
angewiefen worden*). Doch mögen der Weberficht wegen 
die Zitel:Rubrifen angegeben, und dann deren einzelne 
Saͤtze, foweit es bier gefchehen kann und Beduͤrfniß 
erfheint, der Betrachtung unterworfen werben, 


Erfier Theil. 
Bon ben Verbrechen und deren Veſtrafung im 
Alllgemeinen. 


Erſter Titel. 
Bon den Gränzen der Anwendung der Strafgeſetze. 


| Es ift vielmehr von der Anwendbarkeit und 

ber Möglichkeit der Anwendung der Strafgefege 
die Rede, deren Umfang und Gränzen zufammenfallen, 
weshalb man nicht recht einfieht, warum gleich im An: 
fang, wo das Geſetz mit feiner Autorität fih ankuͤn⸗ 
biet, von deſſen Gränzen gefprochen wird. Allerdings 


4) Reviſion Th. I. S. 1 fg.5 meine Exitifchen Betrachtungen 
S. 78 fg. .r 
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"war bie Ueberfhrift „, Anwendung der Etrafgefeße” weder 
‘an fih, noch hinjichtlich des Inhalts der getroffenen Be: 
flimmungen, angemefjen; abet die jebige Faſſung enthält 
keine Verbeſſerung. Die Frage über die Anwendung 
(deren Umfang oder Gränzen) fest fhon die Beantwor: 
‘tung einer andern voraus, von der Berbindungskraft 
ober dem Umfang der Gültigkeit der Preugifchen Straf 
Hefeße, oder: welche Perfonen, und wegen welcher im 
Ins oder Auslande verübter Handlungen, vor Preußifchen 
Gerichten verantwortlich fenen. Danach dürfte Ueberfchrift 
und Saffung der einzelnen Beftimmungen zu wählen feyn, 
Die 88. 2.3 koͤnnten deutlicher und einfacher gefaßt 
werden. Die zweimal vorfommende Erklärung, e3 folle 
„diefe, oder eine ſolche Handlung ſtraflos bleiben” — 
würde nur unter der Voraudfeßung paflen, daß die Hands 
lung verboten fey; aber in diefem Salle fol fie, da 
fie firafbar tft, auch beftraft werden. Der Gedanke, 
der auch fonft hier nicht der Andeutung entbehrt, ift aber, 
daß die fragliche Handlung eben fein Verbrechen fey. 
Die in $. 4 verordnete nachträgliche oder zuſaͤtzliche 
Beſtrafung eined gegen den Preußifchen Staat im Aus: 
lande begangnen Verbrechens, wegen _deffen der Ange: 
ſchuldigte freigefprochen, oder gelinder beftraft ıft, als 
nach Preußifchen Gefegen zuläffig ift, möchten wir 
kaum unbedingt gutheißen, wenn berfelbe ein Preußie 
ſcher Unterthan iſt; was dafür Rechtens ift, enthält 
ſchon 8. 2, und dies fcheint ausreichend. Abgefehen von 
Etaatöverbrechen, die mit Ausnahme der Säle, wo deutfche 
Bundesftaaten ähnliche Grundfäge aufftellen, wie unfer 
Entwurf $. 92 fg,, gar nicht im Auslande geahndet wer: 
ben würden, dürfte ed bei den übrigen Verbrechen ge: 
nügen, die im Auslande von den zuftändigen Behörden 
geführte Unterfuhung mit ihrem Ergebniffe anzuerfen: 
nen, möge died eine Freifprechung ſeyn, oder eine ge: 
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ringere Ahndung, ald möglicherweife von einem inlän: 
difhen Gerichtähofe wäre ausgefprochen worden. Auf 
das, was nad) Preußifchen Gefegen zuläffig ift, wird 
der auswaͤrtige Richter ohnehin nicht fehen, denn es 
handelt ſich hier überall von Recht und Gerechtigkeit, 
nicht von Zulaͤſſigkeit. Vollends wenn der zur Unters 
fuhung Gezogene ein Ausländer ift, treten mehrfache 
Bedenklichfeiten ein. Anders wäre ed in dem Falle, 
wo im Auslande wegen de3 gegen unfern Staat ver 
übten Verbrechens gar Feine Unterfuhung eingeleitet 
worden wäre, wie ſich ja wohl benfen ließe, . daß bie 
. einen Angriff gegen ein beflimmtes Land enthaltenden: 
Handlungen — namentlich die ein Fremder in feinem 
Baterlande vornahm, — dort überhaupt nicht Verbrechen, 
vieleicht das Gegentheil wären. Unſerm Staate gegen: 
über find Feindfeligkeiten Angriffe, gegen die terfelbe 
fih zu fhüsen berechtigt ift: der Preuße wird auch im 
Auslande der Pflichten gegen fein Vaterland nicht ledigz 
er kann, wenn er in deffen Gewalt geräth, fich nicht ver: 
legt fühlen, wenn die durch feine Handlung hervorge: 
rufene Gegenwirkung in Geftalt des gerechten WBerfahe 
rend und der in derfelben auch ihm zum Vortheil dies 
nenden objeftiven Gewährleiftungen an ihn fommt., Dem 
Ausländer gegenüber ließe fich freilich daſſelbe fagen, fos - 
fern er ein eigentliches Verbrechen verübt hätte, wie Dies 
unleugbar der (hier niht in Frage ftehende) Fall ift, 
wenn er im Inlande ſich de3 Angriffs, fhuldig macht, 
6. 1. Eonft aber betingt feine Handlung nur Schub: 
und Sicherungsmaaßregeln. Gollifionen werden nicht 
auöbleiben, wie die Sache jetzt ſteht. Das politifche 
Element ift im Nechte nicht zu leugnen, am wenig: 
fien im Strafrechte: aber es muß fich nothwendig dem 
eigentlich rechtlichen unterorbnen, und wo Died eine Be: 
firafung, oder eine Wiederaufnahme einer anderwärts ge: 
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führten Unterfuhung, zu dem Zweck, um an bie Stelle 
einer Freifprechung eine Strafe, einer zu gelinden Strafe 
eine nachträgliche härtere treten zu laſſen — nicht gut: 
heißt, da dürfte wohl die Ergreifung fichernder poli⸗ 
zeilicher Maaßregeln dem Gebiete, wo folche bedingt find, 
zugewieſen werben. 

Hier möge bemerkt werden: bie Behauptung „das 
Strafgefebbuch fpreche überhaupt nur zum Richter”) 
ift unrichtig, und ed ift dies nicht gleichgültig, weder 
für die Faſſung und Sprache des Geſetzes, noch für den 
Inhalt. Es koͤnnten bedenkliche Folgerungen daraus 
gezogen werden, wenn man überfehen wollte, daß das 
Geſetzbuch auh und vorzugsweiſe zu allen im Staate 
Lebenden fpreche, fo wie das Gefeß in feinem Verbote 
der Handluug, dad in der Straffanktion ſtets mitent: 
halten ift, fih an den Willen und die Gefinnung der 
Individuen wendet. Darauf beruht auch "alles, was bie 
Beurtheilung der Handlung und bie Getenbmacpung 
des Geſetzes betrifit. 

Der 8. 6 war im vorigen Entwurfe, wie ich glaube 
mit Recht, geſtrichen: jegt ift er wieder aufgenommen, 
und jedenfalls unſchaͤdlich, wäre aber, um ihn in logi⸗ 
ſchen Zuſammenhang mit der Ueberſchrift des Titels zu 
bringen, umgekehrt dahin zu faſſen, „daß die Beſtra⸗ 
fung des Verbrechens dem Rechte des Verletzten auf 
Schadenserſatz keinen Eintrag thue.”®) 


Zweiter Titel. 
Von den Strafen. 


„Keine Handlung darf mit einer Strafe belegt wer⸗ 
den, die” (man würde hier an die Handlung denken, 


5) Reviſion ©. 15. 
6) Sept heißt es: „das Hecht des Befchädigten auf Schadenserfag 
iſt von der Beftrafung des Verbrechens unabhängig” — der 
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aber fo ſoll ed nicht heißen, fondern es geht auf Strafe) 
„nicht ihrer Art und ihrem Maaße nach gefeklih dafür 
(für jene) beſtimmt ifl.” So lautet $.7. Ich muß meine 
frühere Erinnerung wiederholen, und zweifle, ob die jegige 
Saflung befler und deutlicher ſey. Der Sinn ift: feine 
Handlung gilt ald Verbrechen, die nicht durch eine bes 
ſtimmte Strafdrohung für ein folches erklärt iſt. 

„Die Todesſtrafe ift durch Enthauptung zu vollfires 
den.” Diefe Saflung des 8. 8, im Gegenfab zu der 
fruͤhern „öffentlich zu vollfireden” enthält eine Ver 
beſſerung; ich finde in der Revifion ein Zugeftändniß 
befien was ich beantragt hatte, um dem Aergerniffe der 
Öffentlichen Dinrichtungen zu begegnen, ohne deshalb irs 
gend einer Heimlichkeit dad Wort zu reden”). 

„Die Xodeöftrafe tft durch den gleichzeitig zu ers 
fennenden VBerluft der Ehrenrechte, fo wie durch öffentliche 
Ausftelung des Kopfes und der nach der Hinrichtung 
abzuhauenden rechten Hand zu [härfen: 

41) in den im Gefeke namentlich ‚beftimmten Fällen 
($$. 80 u. 222); 

2) wenn dad mit Zodeöftrafe bedrohte Verbrechen un: 
ter beſonders erfchwerenden Umftanden oder mit Ber: 
leugnung des Ehrgefühld begangen worden ift.” 

Die neuern und vollends die mneueften Geſetzgebun⸗ 
gen verwerfen jede Schärfung der Todesſtrafe; 
nur einige haben mehr ſymboliſche Schärfungen beibe⸗ 
halten, ohne daß die dafür beigebrachten Gründe ſich 
gegen die tiefern, welche entgegenftehen, zu behaupten vers 


Sinn ift derſelbe; denn ſo darf man die Worte nicht verſtehen, 
als hänge das Recht auf Schadenserſatz von der Beſtrafung ab, 
und es ſollte nun eine Ausnahme angeordnet werden. Aber was 
hat dieſer Satz, der dem bürgerlichen Rechte angehört, mit den , 
Gränzen der Anwendung der GStrafgefege zu thun? 


7) Revifion S. 24; meine kritiſchen Vetrachtungen ©. 94 ta 
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mödten®). Auch in Preußen, deſſen noch geltendes 
Recht hierin befonderd hinter den Forderungen der Zeit 
und Sefittung zurüdftand, war längft allgemein die Ber: 
werflichfeit und Zmedlofigfeit der gefchärften Zodesitrafe 
anerfannt und ausgeſprochen; mande Volliiredungsarten 
find abgekommen; faft allgemein hatte die Königliche 
Gnade die, folche Qualificationen ausfprechenden Urtheile 
gemildert. Als der Entwurf vom Sahre 1843 (wie 
man aus der Revifion?) fieht), gegen frühere Befchlüffe, 
dennoh eine wenngleih nur ſymboliſche Schärfung 
anordnete, erklärten fih mit wenigen Ausnahmen alle 
Stimmen dagegen.'%) Der Entwurf vom Jahre 1845 
gab diefen Gehör, und man durfte hoffen, daß Preußen 
auch hier, Feiner andern Gefeßgebung nachitehen werde, 
Die jest beantragten Schärfungen find zwar folche, die 
erft nach der Hinrichtung eintreten follen; aber fie find 
deshalb nicht minder zu mißbilligen. Allerdings werden 
fie niht von den Vorwürfen getroffen, die man den 
(innerlich oder äußerlich) gefchärften Todesſtrafen der früs 
bern Zeit vom Standpunkt des Rechts, der Sitte, der 
Politik, und ih muß es wiederholen, auch der Religion 
zu. maden bat. Aber — wenn man von allem andern 
Widrigen abfehen will, was eine Verftümmelung des Leich: 
nams und eine foldhe Behandlung des Ebenbilded Got: 
ted mit fih führt, — welder Zweck fol dann damit 
erreicht werden? Die unmittelbare, auf den möglichen 
Verbrecher berechnete Abſchreckung? Diefe rüudfichtlich 
des wirklichen Verbrecher fofort erfichtliche Vergeblichkeit 
-widerfpricht der Erwartung eben fo, wie überhaupt die 
fe 9. pſychologiſche Abſchreckung der Gerechtigkeit. Oder 


8) Mittermaler su Feuerbach, 14e Ausgabe S. 147. Note 
. ‘1. ’ ' 


9268. 28. 
10) Meine Eritifchen Betrachtungen G. 9. 
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Abſchreckung Anderer? Darüber hat und die Aner⸗ 
tennung des Gerechtigfeitsprincips belehrt. Ich glaube 
nicht nöthig zu haben, hier nochmald gegen diefe und 
andere Schärfungen geltend zu machen, was bekannt ift, 
und was ich felbft bei verfchiedenen Gelegenheiten audges 
führt habe; nur Einiges fey mir erlaubt zu bemerken, 
um möglichen Mifverfländniffen zu begegnen. Niemand 
wird verkennen daß die Faͤlle, welde in $. 8 Nr. 1 
durch WBerweifung auf $. 80 u. 222 angeführt find, fi 
vor andern durch ihre Echwere auszeichnen, und zufolge 
einer möglichft gerechten Strafzumeflung auf eine höhere 
Stufe der Ahndungswürdigkeit, ald irgend andere, zu 
ſetzen feyen; auch würde die Forderung der Gerechtigkeit 
fi) behaupten, wenn die Strafe in einer Weife zu be: 
meflen, oder zu beflimmen wäre, wo von Abftufungen 
die Rebe feyn kann. Wenn man hier dennoch fich ge: 
gen die Schärfung erklären muß, fo gefchieht ed nicht 
von dem Standpunkte der Verfchuldung ded Verbrechens 
aus, ald wenn diefe eine befondere Schonung verdiente, 
fondern von dem der Natur der Strafart. Die Todes⸗ 
firafe ift dad Aeußerfte und Letzte: ich habe. fie für ges 
rechtfertigt erachtet, aber ihr follte nichtö zugefeßt wer: 
den. Und wenn man einmal meint, die Gerechtigkeit 
(hier ift e8 vielmehr die angebliche Strafpolitif) fordere 
mehr, fie fordere auch bei der Todesſtrafe ein mögliches 
Entfprechen den Abftufungen der Größe der Verbrechen: 
wo wäre dann die Gränze in dem Wetteifer der Etraf: 
geſetzgebung mit der Ruchlofigkeit der Uebelthäter ? 
Menn vollends außer jenen Faͤllen überhaupt da 
die Schärfung eintreten fol, wo das mit Todesſtrafe 
bedrohte Verbrechen mit Berleugnung des Chrgefühls 
begangen worden ift, fo möchte, fofern man berüudfich: 
tigt, auf welche Handlungen der Entwurf die Todes: 
ficafe fest, faſt regelmäßig die Schärfung verwirft, und 


— 
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nur ausnahmsweiſe eine todeswuͤrdige Handlung, ohne 
Berleugnung des Ehrgefühls, zu ahnden feyn. Go viel 
it dann auch unzweifelhaft, daß, wo dad Ehrgefühl in 
ſolchem Grade mangelt, der Verbrecher audy nicht fchwer 
von dem Gedanken berührt werde, was nach feinem 
Tode mit feinem Haupt oder der Hand veranftaltet 
werde. Und auf den Schuldigen, nidht auf Andere 
fol fi) die Strafe beziehen. In dem Sag Nr. 2 wird 
überdied dem Richter eine zu große Freiheit eingeräumt. 
Sol — und dies gilt auch von andern Strafen, bei 
denen eine Schärfung zuläffig ift — eine foldhe Befug: 
niß ftatt finden, fo ift fie auf beſtimmt benamte Falle 
zu befchränfen; und wenn dies nicht ausreicht, fo dürfte 
die clausula generalis ihre Stelle bei den Beflimmuns 
gen über die Strafzumeffung erhalten. Auch Nr. 1 fteht 
hier nicht am rechten Orte: e3 ift genügend was in 
$. 80 u. 222 gefagt iſt; fo wie ja auch in $. 18 ber 
Schärfung der Gefängnißftrafe, ohne Aufzählung der 
Fälle, wo ſolche eintreten fol, gedacht if. Aber ih 
muß mic) wiederholt gegen diefe in $. 8 angeordneten 
‚und gegen jede Schärfung der Zodeöftrafe erklären. Mit 
der Annahme derfelben müßte auch die Hoffnung aufge: 
geben werden, daß an die Stelle der öffentlichen Hin: 
richtungen, wie fie bisher flatt fanden, eine andere wür: 
digere Meife gelegt werde. 

Der revidirte Entwurf nannte nicht mehr die 
förperlihe Zühtigung ). Der jegige 9. 10 
Läßt fie gegen männliche Verbrecher zu, welche durch eine 
frühere vechtöfräftige Werurtheilung der Ehrenrechte vers 


11) Die Revifion S. 66— 78 enthält eine fehr gründliche Beleuch⸗ 
tung der hier in Betracht Eommenden Fragen nad allen Sei⸗ 
ten bin, und fchließt mir dem Antrag auf Abfchaffung der kör⸗ 
perlichen Züchtigung und Anordnung der betreffenden 96. des 
Entwurfs... Meine Fritifchen Betrachtungen ©. 114 fg, 


für bie Preußifchen Staaten. ° 193 


(uflig geworden find, und welche nun al& Rüdfäls 
lige, wegen Raubed, Diebftahld oder Hehlerei, zu einer 
seitigen Zuchthauöftrafe verurtheilt werden. Manche 
Einwendungen, die gegen diefe Strafart, indbefondere 
vom Standpunkt der Schonung des Ehrgefühls u. f.w., 
und überhaupt mehr aus pfochologifchen Gründen vorge: 
bracht werden, find zwar ausgefchloffen unter den ans 
gegebenen Vorausſetzungen, wo jetzt diefe Strafe für an- 
wendbar erklärt wird; andere, nicht minder gewichtige 
— beren Wiederholung es hier nicht bedarf — bleiben 
befteben 79. Daß diefe Strafe ausgefchloffen fein fell, 
„wenn Gefahr für die Gefundheit zu befürdten ift”, - 
ift wohl eine conditio quae tacite inest, die auch ſtets 
anerfannt wurde, indem die Vollftredung der koͤrper⸗ 
lihen Zuͤchtigung überall nur nach. beiftimmendem Guts 
achten eines Gerichtsarztes erfolgen durfte; außerdem 
wurder ihr Charakter als beichimpfende und Schmerz erre: 
gende Ahndung aufgegeben, und eine — ald Strafe durch⸗ 
"aus unftatthafte — Gefundheitäftörung bewirkt. Aber 
auch innerhalb jener Graͤnzen hat diefe Züchtigung fo viel 
gegen fih, daß wiederholt deren gänzliche.Befeitigung bes 
antragt werden muß. 

Bon der Gefängnißftrafe heißt es $.13: Wenn bei 
einer folchen, von höchitend drei Monaten, nad). der Per: 
fönlichkeit des Angefchuldigten anzunehmen ift, daß 
die gewöhnliche Art der Vollftredung den vom Geſetze 
erwarteten Eindrud nicht bewirken werde, fo kann ber 
Richter die Strafe durch folgende einzelne oder in Vers 
bindung anzumendende Zufäge [härfen: 1) Echmäles 
zung der Koft un. f.w., 2) Anmeifung einer harten La: 
gerftätte, 3) einſames Gefängniß. 








12) Bol. Stab Philoſophie des Rechts, zweite Aufl. Th. I. 
6. 358, | Ä 
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Diefe Befugniß kann zu der größten Willkuͤhr fuͤh⸗ 
ren bei der Unbeftimmtheit der Vorausfegung und dem 
Mangel der Beſtimmung, was für ein Eindrud außer 
dem allgemeinen, der in der Verwirkung und Verbüßung 
ber Strafe überhaupt liegt, erwartet werde: vollends da 
die Worte wenigftend nicht entgegenftehen, die Befugniß 
aud da anzunehmen, wo nicht von ber Zuerfennung ber 
Strafe, fondern von der Bollftredung der zuerfannten 
die Rede ift. Dafür fcheint audy zu fprechen, da es am 
Ende heißt: „In einem folchen Falle kann zugleich nach Ber: 
hältniß der zuerfannten Schärfung die Dauer der Strafe um 
die Hälfte verkürzt werden.” Dann ift ed aber nicht 
Schärfung, und jedenfalld diefer Ausdruck — der 
eine eigene technifche Bedeutung bat — bier in einem 
andern Sinn gebraudit, ald z.B. 9.8. Aus Nr.3 en 
fiept man, daß einfame Haft nicht die Regel feyn fol; 
fonft koͤnnte fie nicht auf die Weife, wie hier beftimmt 
wird, ausnahmsweiſe angewendet werben. 

Gleiche Unbeftimmtheit finde ih $. 15 bhinfichtlich 
ber Befugniß, Seftungshaft an die Etelle der im Ge: 
feße angeordneten Strafarbeit oder Gefängniß: 
firafe treten zu laffen. Denn es iſt hier nicht die 
Rede davon, aus Rüdfichten der Echonung, die mit der 
Gerechtigkeit vereinbar find, eine gelindere oder in ber 
Volksmeinung minder herabfegende Art der Freiheitdent: 
ztehung zu verhängen, fondern umgekehrt eine ſchwerere; 
und die hier erwähnte Angemeffenheit ift eine Rücdficht, 
die zum Theil von Außen her entlehnt ift, und zur Will: 
führ führen koͤnnte. 

Sch muß bei diefer Gelegenheit, und fchon hier, 
(wie auch in Betreff der Strafzumeffung und für die 
Stage, ob die einzelnen Straffabungen den Verbrechen 
überall entfprechend feyen,) meine früher?) gemachte und 


13) Kritifche Betrachtungen ©. 96. 
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nicht wiberlegte Bemerkung wiederholen, daß, fo Lange 
nicht eine gehörige Feftfegung über die Arten und Eins 
richtungen der Freiheitäftrafen und der Gefängnißanftals 
ten befteht, durchaus nicht gründlich über alle bei der- 
Kritik eines Geſetzentwurfs in Betracht fommende Punkte 
geurtheilt werden koͤnne. Was hier $. 9 — 15 angeorbs 
net wird, läßt nur, und nicht einmal durchgängig, bie 
Arten der Freiheitöftrafen unterfcheiden, z. B. Zuchthaus, 
Strafarbeit, Gefängnißftrafe, Seftungshaft. 
Wie unbeflimmt lautet $. 14 von der Strafarbeit: fie 
werde „‚in einer von dem Zuchthauſe verfchiedenen Strafs 
anftalt vollfiredt, in welcher die Sträflinge in Beziehung 
auf die Arbeit milder zu behandeln find, als im Zucht⸗ 
baufe.” Das gehört in die Inftruftion für die Diref> 
tion der Anftalt. Der Richter muß allerdings die Eigens 
thümlichfeiten jeder Strafart kennen, inöbefondere, wo 
ibm dad Gefet die Wahl unter mebrern geflattet; aber 
was er hier bedarf, lehren ihn die angeführten 99. des 
Entwurfes nicht. 

Nach $. 19 fol mit Necht dem in korperliche oder 
Geiſtes-Krankheit verfallenen Verurtheilten, der in eine 
öffentliche Heil-Anſtalt gebracht worden, die Zeit des 
Aufenthalts dafelbft auf feine Strafzeit angerechnet werden. 

Die beiden frühern Entwürfe (I. $.49. IL $. 20) 
fprechen blos von der Heil:Anflalt. Wenn der jest 
beliebte Beifag „„öffentliche” die befondere Bedeutung 
baben fol, daß dieſe Anrechnung nicht ftatt finde, 
falls der Sträfling in einer Privat: Heil: Anftalt vor 
übergehend untergebracht würde, fo muß ich mid) dage⸗ 
gen erklären. Anders wäre ed, wenn er zu feiner Familie 
entlafjen worden wäre, wo dann freilid nicht von einer. 
fortgefegten Strafvollftredung die Rede feyn koͤnnte. Uebri⸗ 
gend habe ich fchon früher diefe Beftimmung vertheidigt 12). 


— — — — 


14) Meine kritiſchen Betrachtungen S. 137; Revifion ©, 110 fg. 
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Der $. 22 enthält eine wefentlihe Verbeſſerung 
gegen die frühern Entwürfe (I. $. 96 u. II. $. 27), 
Sener beftimmt: „Iſt ein Preußifcher Unterthan im Aus. 
lande wegen eines Verbrechens beftraft worden, welches 
nach Preußischen Geſetzen den Verluſt der Ehrenrechte nad 
fi) zieht, fo fol ein neues Strafverfahren vor Preuß - 
fhen Gerichten eingeleitet und von dieſen nach Be: 
finden der Berluft der Ehrenrechte auögefprochen wer 
den.” Die vorangehenden Entwürfe fagen: „es folle zum 
Zwed der nahträglihen Ausfprehung eine 
folhen Berluftes ein neues Strafverfahren vor den 
Preußiſchen Gerichten eingeleitet werden.” Ohne Zwei—⸗ 
fel ift auch hier nicht der Sinn und die Abfich ge: 
wefen, jenes neue VBerfahren fo auöfchließend zu dem 
Zwecke, der angegeben ift, einzuleiten, daß Dies die 
nothwenpdige, gleihlam an die im Auslande erlit: 
tene Strafe unmittelbar gefnupfte Folge wäre, wo 
dann nur etwa einer Form genügt würde, um nad 
trägli den Verluſt deffen auszufprechen, was gewiffers 
maßen ipso jure verwirft wäre. Man kann fie) doc 
die Möglichkeit denken, daß die neue Unterfuchung ein 
anderes Ergebniß hätte, ald die im fremden Lande ge: 
führte, daß der Verurtheilte unfchuldig , firaflos, oder 
doch minder ſchuldig erfunden würde. Wenn über: 
haupt eine folche nachfolgende Unterfuchung gutgeheißen 
wird, die freilich, fofern bereits eine längere Zeit abge: 
laufen ift, oft nicht viel Licht über Die Sache verbreis 
ten dürfte, fo iſt es durchaus zu billigen, wie jest, ber 
Entwurf lautet, nicht einen Zweck der Verurther 
lung aufzuftelen, fondern es fo auszudrüden, daß, 
ob folche bedingt jey, oder nicht, dem gerechten Er: 
meffen anbeimgeftellt werde Denn dieſes foll das 
„nach Befinden” doch wohl fagen. Die Sache felbft 
aber ift begründet. Wer möchte wohl in einer Civil: 


— 
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oder Criminalſache ein Zeugniß deſſen, der im Aus: 
lande als Betrüger, Meineidiger u. ſ. w. verurtheilt if, 
wider fich gelten laſſen? 

Die in $. 97 beflimmte Art ber Verwandlung 
von Geldbuße in Gefängnißftrafe ift gegen die frühern 
dafjungen verbefjert 72). Ich hatte die Steigerung bis 
zu vier Jahren Gefängniß für zu hart erflärt 9), Der 
renidirte” Entwurf verordnete nun ald höchftes Maaß 
jwet Sahre. Der jebige Entwurf kehrt zu dem Sage 
von vier Sahren ald.zuläffigem Marimum zuruͤck. Ich 
muß bei meiner, von ben Reviforen gebilligten Anficht 
beharren. Auch hinfichtlich der ausnahmsweiſe boch auch 
acht verwerflichen Verwandlung einer $reiheitöftrafe in 
Geldbuße, zu der der Nichter nicht befugt feyn fol, 
beziehe ich mic) auf die frühere Ausführung *°). 

Die in den meiften Ländern aus der Reihe ber 
Seiminalftrafen verſchwundene Confiscation bes 
Benzen Vermögen, die auch in einigen Verfaſ⸗ 
fungs : Urfunden ausdrüdlich für unftatthaft erklärt ift, 
batten auch unfere beiden frühern Entwürfe nicht aufs 
genommen; nach welchen nur — (wie ed jest auch, 
und mit echt verordnet ift) in Beziehung auf ein: 
jene Gegenflände die Eonfiscation eintreten follte. Jetzt 
aber wird auch die allgemeine Wermögend: Confidcation 
wieder beantragt, gegen Hochverräther, Landes 
derräther und audgetretene Militärpflichs 
tige. Sch muß mich dagegen erklären; eine Ausfuͤh⸗ 
rung der Gründe aber, bei der Kürze der mir zu Ger 
bote flehenden Zeit, mir verfagen. Zwar ift in ber 
neueften Literatur wenig 1°) über diefen Gegenftand bes 


13) Revifion &. 113 fg. 

14) Kritifche Betrachtungen ꝛc. ©. 107. 

15) Ebendaf. 

16) Mittermaier zu Feuerbach 14te Ausg. $. 153 fagt in 
der Note auch nur, ohne eine weitere Ausſutnns für nöthig 


Urchis d. Er. AR. 1888. I, ©t. 
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merkt worden, da fich bei der tbereinftimmenden An 
fſicht aller Gefebgeber über dad Bedenkliche, und bie 
Berwerflichkeit diefer meift fo gemißbrauchten Maaßre⸗ 
geln, ein praftifches Beduͤrfniß ergab, dieſelbe von 
Neuem nach der rechtlichen und politifchen Seite einer 
Prüfung zu unterwerfen. Die alten Schriften dage⸗ 
gen und die Gefchichte des römifchen Strafrechts koͤn⸗ 
nen noch immer benutzt werden 17). 

Die Borfchriften über die Caution, zur Abwens 
dung der befondern Polizei: Auffiht 8. 33 u. 34, find 
jest genauer beſtimmt, und verdienen Beifall, insbe⸗ 
fondere die erſt hier aufgenommene Berfügung, daß 
bei der durch den Richter zu treffenden Entfcheidung 
über die Einziehung der Caution, im Fall eines neuen 
Berbrechend ded unter Aufficht Gemefenen, dem Drits 
ten — wenn diefer die Gaution beftellt hatte — der 
Weg Rechtens zuftehe Denn ob man ohne dieſe 
ausdruͤckliche Vorſchrift, von den font geltenden Grund‘ 
ſaͤtzen des bürgerlichen Rechts aus, in dieſem beſondern 
Falle mit Sicherheit zu demſelben Ergebniſſe gelangt 
ſeyn wuͤrde, konnte mindeſtens zweifelhaft ſeyn. 

Neu iſt hier die Beſtimmung des 8. 38: „Alle 
Strafurtheile, in welchen auf Todesſtrafe, Zuchthauß 
firafe,_ eine längere als fünfjährtge Freiheitöftvafe oder 
auf den Verluft der Ehrenrechte erfannt wird, follen 
öffentlich befannt gemacht werden.” Die frübern Ent 
würfe. enthalten fie nicht; doch Eonnte dies’ der Prozeß 
Ordnung vorbehalten feyn, wo von Vollſtreckung der 
Strafe die Rede if. Wenn jest diefe Beflimmung im 


zu erachten: „die Eonfiscation des ganzen Vermögens ift aber 
nie zu rechtfertigen”, und fährt fort: „in den neuften 
Sefeebühern ft überall die VBermögensconfisca» 
tion aufgebobe 

17) Mein Lehrbuch der Strafrechtswiſſenſchaft §. 136. 
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Zitel von ben Strafen im Strafgefegbuche ihre 
Stelle hat, fo. darf man darin felbft eine (allerdings 
zufägliche) Strafe und mehr ald eine blos polizeilice 
Maaßregel erfennen, die fonft auch bei andern gerin- 
gern Strafen zuweilen gerechtfertigt -feyn dürfte. Nach 
dem, zur Zeit noch geltenden Rechte fol fie nur in be: 
fimmten Fällen eintreten und ed muß dann ausdruͤck⸗ 
ih darauf erfannt werden, da hierin eine Schärfung _ 
enthalten iſt. Wenn jedoch, wie beabfichtigt wird, Die 
bereitö im der Refidenz fo wie in ber Rheinprovinz 
beſtehende Deffentlichfeit der Strafrechtöpflege allges 
mein eingeführt wird, fo erledigt fich Die Sache von 
felbft, falls von einer andern Seite her ein Bedenken 
erhoben werden follte; wie denn mit der Deffentlich 
fit in Verbindung fleht, daß die wichtigern Strafpro- 
vefle und deren Ausgang auch Gegenftand der öffent 


lihen Berichterſtattung werden. 


Dritter Titel. 
Bon dem Vorſatz und der Fahrläffigkeit. 


Der vorige $. 39: „Ob eine Handlung vorläßs 
ih verlbt worden, ingleichen,, ob eine” nicht vorfäglich 
verubte Handlung ald eine fahrläffige dem Handelnden 
jugerechnet werden koͤnne, ift nach freiem Ermefien 
aus den Umftänden zu beurtheilen”, enthält, wie mir 
ſcheint, weder gegen den erften Entwurf $. 61 — 53, 
noch gegen den zweiten $. 41 eine Verbefferung. Aller: 
dingd mußte ich gegen den erften Entwurf einige Er: 
innerungen machen 3%), die in der Reviſion mit bes 
radfichtigt find 19), Aber ich finde jegt feinen Korte 
ſchritt. So wie der $. lautet, kann er ganz wegbleiben ; 


18) Kritifche Zetrahtungen S. 141. 
19) Revifion ©. 126 
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er fagt nur, ‘in Anerkennung, baß hier weniger das 
Geſetz, als die Wiflenfchaft die nähern Beſtimmungen 
an die Hand geben müffe, — der Richter folle ents 
fheiden, was ſich von felbft verfteht. Von dem in bei 
Weberfchrift erwähnten Inhalte Borfag und Fabhra 
läffigfeit ift gar nicht die Rede, fondern nur eben, 
daß der Nichter nach Umftänden zu entfcheiden habe, 
was nicht einmal in das Strafgeſetzbuch gehört; man 
müßte denn wirklich dies nur als eine Inſtruktion für 
den Richter betrachten. Aus den Umftänden (ex re, 
circumstantiis) fol ſchon nach roͤmiſchem Rechte der 
Richter auf den möglichen dolus fchließen, ohne den⸗ 
felben präfumiren zu dürfen; aber da wird dies ent⸗ 
gegengefeßt den Faͤllen, wo ein Beweis, Geftändniß vors 
liegt. Dies verfteht fich von felbft, und die Worte, 
die noch der verftatteten „Beurtheilung auß den 
Umftänden” beigefügt find: „nad freiem Ermef 
fen”, wenn fie mehr_andeuten follen, als daß eben 
ein Geſetz den Richter nicht binden folle, find entwe⸗ 
der überflüffig ; oder gefährlich. Der ganze Sa ift in 
haltöleer, und man möchte faft glauben, er fey nur 
aufgenommen, um die Rubrik. nicht ganz im Gelet 
buche zu uͤbergehen. 


Vierter Titel. 
Bon dem Verſuche. 


Mährend in der vorhergehenden Kitelüberfchrift 
die beiden Gegenfähe, Vorſatz und Fahrlaͤſſig— 
feit, genannt find, wird hier nicht der Vollendung 
gedacht, die freilih — denn diefer ift das ganze Straf: 
gefeßbuch gewidmet — nur vergleichöweife und in fo fern 
in Betracht kommt, als der Verſuch auf einer ge⸗ 
ringern Stufe der Strafbarkeit ſteht 
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Die legislative Bearbeitung diefer Lehre, unter 
liegt ſchon an ſich großen Schwierigkeiten; will das 
Geſetz alle Zweifel löfen, die bier für Wiffenfchaft und 
Anwendung ein reiches Zeld von Streitfragen eröffnen, 
fo ift die Gefahr einer bedenklichen Eafuiftit vorhanden. 
‚Will man aber die Sache dadurch erledigen, daß man 
entweder den Verſuch der Wollendung gleich ftellt, 
eder in den meiften Kallen etwa von dem f. 9. be 
endeten Verbrechen abgefehen für: ſtraflos erklärt, fo 
wird möglicherweife andern Forderungen entſprochen, 
nur nicht denen der Gerechtigkeit. Auch darf man 
. fh nicht ohne Nachtheil über das hinwegſetzen, was 
bei und ind Leben übergegangen ift, und in Geſetz⸗ 
gebung und Anwendung wie in ber Willenfchaft An: 
erfennung gefunden hat. Doch mag lebterer ihre Gel: 
tung bier fo gut wie bei dem Inhalt des vorigen 
Fitels zugeſtanden werden. 

Fuͤr unſern Entwurf war eine zweite und nicht 
minder große Schwierigkeit dieſe, die Saͤtze fuͤr die 
Rheinprovinz und das Geſchworengericht annehmbar zu 
machen, dadurch daß fie ſich moͤglichſt den dort gel⸗ 
tenden Strafgeſetzen anſchließen. So wie in ber Re: 
vifion 29) diefem Gegenflande und den vorgetragenen Ein: 
wendungen befondere Sorgfalt zugewendet worden tft, 
fo verdient auch, von dieſem Gefichtäpunfte aus, bie 
jetige Redaktion im Ganzen Beifall. Dem richterlichen 
Ermeflen ift eine Grundlage, es find auf diefer An: 
haltöpunfte gegeben, um der Willkuͤhr nicht einen be: 
denklichen Einfluß einzuräumen; zugleich aber ift eine 
hinlaͤngliche Freiheit gewährt, um für den befondern 
dal eine der Verfchuldung angemeflene Ahndung zu ver 
hängen, ohne daß das Geſetz über die hier in den Eehr: 


30) Revifion ©. 132. 
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büchern vorgetragenen Grade und fonfligen Einzelnheiten 
— Vorſchriften aufftelte, und der Entſcheidung Ein 
trag thäten, welche auf der objeftiven Grundlage einer 
gerechten und verftändigen Beurtheilung, mit Hülfe ber 
Wiffenihaft, zu treffen ift. 


Sunfter Titel. 

Bon der Theilnahme an einem Verbrechen. 

Auch diefe Lehre iſt gegen den erften und felbf 
ben zweiten Entwurf vereinfacht, aud denfelben Grün 
den, beren fo eben bei Gelegenheit des Verſuchs - ger 
dacht worden ift *). ES fcheint mir dies zu billigen, 
indem wohl dem geredhten und praftiihen Sinn de 
Richter um fo mehr zu vertrauen feyn wird, daß fie 
durch die jeßige Kürze der gefeglichen Darftellung und 
die ſcheinbare Gleichftelung an fih, und im concreten 
Falle .oft fehr ungleichartiger Verhaͤltniſſe, fich nidt . 
werden abhalten faflen, den gewichtigen Unterfchieben ’ 
Rechnung zu tragen, welche die, grade in dieſer Lehre 
thätige, Wiſſenſchaft aufftelt und begründet. Ich 
muß bier wiederholen 7), daß die Rüdjiht auf dad 
Schwurgeriht, mit welcher nur böchft einfache und 
gemeinverftändliche Beſtimmungen beftehen können, doch 
nicht fo weit gehen dürfe, um ihr wefentliche For 
derungen der Gerechtigkeit zum Opfer zu bringen: daß 
jene Rüdficht auf die leichte Anwendbarkeit unter Bor 
ausfegung einer Einrichtung, deren rechtliche Bewährung 
nicht fofort zugegeben werden fann, wie die politifche Be⸗ 
deutung, — doch fo wenig dad erfle und ausſchließen⸗ 
de feyn dürfe, ald etwa die ganze Strafgefehgebung 
um bed Verfahrens willen da ift, und durch letzteres 
in ihrem Inhalte bedingt feyn kann. 


⸗—i — 


21) Reniflen ©. 147 fo. 
22) Kritifche Betrachtungen ©. 36 fJ- 
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Ich enthalte mic daher nähern Eingehens in Ein: 
jelnheiten um fo mehr, ald die gedrohten Marima und 
Minima der Strafe für Gehülfen, Begünftiger ($. 44 fg.), .. 
im Verhaͤltniß zu der auf dad Verbrechen überhaupt 
gefeßten Strafe, unvermeidlich einer gewilfen Willkuͤhr 
anheimfallen, über die fich in Ermangelung eines feften 
Audgangspunftes viel Hin und her reden läßt, ohne 
dab man aus dem Gebiete ber in der .Ratur des Pos 
fitiven liegenden Willkuͤhr vollftändig herausfäme. Aller⸗ 
dings laͤßt fi eine objektive Grundlage und eine re 
lative Gleichmaͤßigkeit auch bier erwähnen, mit Rüdı 
fiht auf die Bildung der Zeit und bed Volks, und 
auf die Anfichten, die fich hier Geltung verfchaffen. Der 
$. 43 Eönnte vieleicht verftanden werden, als follten 
wefentliche Unterfchiede nicht berückfichtigt werden. Allein 
die folgenden 88. würden fofort dad Irrthuͤmliche bier 
von erkennen lafien. Daß aber nad) 8. 49 eine höchftens 
fünfjährige Gefängnißftrafe oder Arbeitshaus dem gedroht 
wird, der durch wiflentliche Berfaumung der Pflicht eine 
ihm möglich gewefene Anzeige, und fomit Verhinderung, 
es mittelbar bewirkt, daß ein Hochverrath, Landesverrath, 
Mord, Raub, oder fonft eine ein Menfchenleben ges 
fährdende gemeingefährliche Handfung wirklich ausgeführt 
werbe, fcheint mir nad) den Vorausſetzungen des Ent: 
wurfes zu gelinde; fo wenig ich fonft geneigt bin, 
grade die Milde der Strafen ald einen Vorwurf ans. 
zuerfennen,, welcher dem Entwurfe mit Grund gemacht. 
werden koͤnnte. 

Die Gränzen der fogenannten negativen Beihulfe⸗ 
und der poſitiven ſind oft ſchwer zu ziehen: bei dem 
Morde wird am eheſten eine Nichtverhinderung, unter 
den aufgegebenen Umſtaͤnden, den Charakter einer for: 
dernden Theilnahme haben können. 
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Sechster Titel. 


Vonden Gründen, welche die Strafbarkfeit aus⸗ 
fließen oder mindern. 


Schon in dem revidirten Entwurfe ift unter dieſer 
Rubrik zugleich.ein Theil deflen mit aufgenommen, was in 
dem erften Entwurfe feine Stelle in dem nächitfolgenden 
Abfchnitte „von der Aumeffung, ingleihen von 
der Milderung und Schärfung der Strafen” 
gehabt Hatte, fo dag von diefen legten nur ein Theil des 
Inhalts in dem jegt fiebenten Titel der beiden fpätern 
Entwürfe vorfommt. Nun find es zwar, worauf ih bei 
verfchiedenen Gelegenheiten aufmerffam gemacht habe, we⸗ 
fentlich andere Borausfegungen, wenn wegen mangelnder 
Zurechnung überhaupt Fein Verbrechen, alfo nicht 
einmal eine Handlung vorliegt, oder wenn die Hands 
lung, obſchon mit. Bewußtſeyn und Vorfag vorgenommen, 
wegen befonderer Umftände nicht eine ſtrafbare ift, wie 
im Fall der Ausübung gerechter Nothwehr, oderend- 
lid, wenn fie ftrafbar und fomit eigentliche Verbre⸗ 
en ift, deſſen fpätere Ahndung durch einen nicht in ihr 
felöft liegenden, fondern von Außen her Hinzutretenden 
Umftand, nicht mehr gerichtlich verfolgt werden foll, wie 
bei vollendeter Berjährung. Es mag indeß nicht ges 
mißbilligt werden , wenn der jegt vorliegende Entwurf in 
dem nämlichen Titel zufammenftellt, was im Lehrbuche, 
mit: Ruͤckſicht auf die verfchiedenen Principien, die hier 
maafgebend find, gehörig gefondert werden muß. Das 
praftifche Ergebniß ift namlich das, was nunmehr in der 
Ueberfchrift gefagt ift: Ausfchliegung oder Minderung dev 
Strafbarfeit. 

Gegen den erften Entwurf finden wir auch hier eine 
Vereinfachung , und in mancher Hinficht eine Verbefferung, 
wobei die gegen jene vorgebrachten Erinnerungen nicht ohne 
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Einfluß geblieben find 3, Mur wird der Ausleger der 
Geſetze, welcher allenfalls die früheren Entwürfe und die 
Motive, aus denen nunmehr Manches hinweggelaſſen ift, 
was dort mehr oder minder ausführlich beſtimmt worden 
war, nicht unbedingt daraus einen Schluß machen Dürfen, 
als fey Damit jener Gefammtinhalt aufgegeben. Auf die 
Ergänzung durch die Wiflenfchaft wird in jeder Gefeggchung 
unſerer Zeit gerechnet; vollends wenn es fih um Grund⸗ 
füge und Lehren handelt, welche, toie die von der Zurech- 
nung und Ötrafzumeffung, ihre durch die Geſetzgebung ans 
werfennende, aber nicht erft durch dieſe aufzuftellende 
Wahrheit in fih haben. So wichtig der Anhalt dieſes 
Titels ift, fo nahe die Verfuchung fliegt, den Beftimmuns 
gen deſſelben In ihren Einzelnheiten zu folgen, .fo wenig 
wäre es angemefien dies hier zu Thun, wo die Beſchraͤnkt⸗ 
heit der Zeit und des Raumes es gebietet, die Vetrach⸗ 
tungen abzufürzen, mährend es erlaubt ift, auf die frühere 
ausführlichere Kritif Bezug zu nehmen, deren Inhalt zum 
Theil auch jegt noch auf Berücfichtigung Anfpruch haben 
würde *). 

Ich hebe nur Einzelnes hervor. Als Anfangstermin 
der ftrafrechtlichen Zurechnung wird, wie früher, das voll: 
endete zwoͤlft e Lebensjahr angenommen; die von Andern 
vor mir beantragte Hinausruͤckung bi8 zum vierzehnten . 
Jahre muß ich wiederholen und mache dafür meine früher 
vorgebrachten Gründe geltend, ohne zu verfennen, was 
ſich für den Entwurf fagen läßt, und in der Revifion aus: 
geführt worden if. In Bekreff der Lebensperiode, wo 
iedenfalle, auch bei im Allgemeinen vorhandener Zurech- 
nungsfähigfeit, die Außerfte Strenge der Gefege ausgefchlofs 
fen fein fol, Hatten die Revifion und der Entwurf vom 


23) Reviflon &, 174 fg. 
24) Meine Eritifhen Beratungen ©. 186 227 fg. 
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J. 1845, unfern Erinnerungen zufolge, das ahtzehnte 
Lebensjahr als Gränze beftimmt: der jegige kehrt zu dem 
Satz des erften Entwurfes zurück und nimmt das. ſechs⸗ 
zehnte Jahr anz fo dag ſchon, wenn diefes, und nicht 
erfi, wenn das achtzehnte Lebensjahr vollendet ift, die 
Strafgefege ohne weitern Unterfchied in Betreff des Alters 
angemendet werden. Ich weiß wohl, daß hier die lebte 
Entfcheidung nicht durchgängig auf objektiven Gründen bes 
euben fann und, wie oben bemerft, die Natur des Pofis 
tiven fich behaupte. Doch fprechen dann allgemeine Regeln 
für die gelindere Anficht, die ich dann auch jetzt noch bes 
vorworten zu müffen glaube. 

Indeſſen hat der neue Entwurf nach einer andern 
Seite bin eine Verbeflerung angeordnet, die freilich denen 
nicht zu Statten fommt, welche das fechszehnte Jahr 
überfchritten haben. Der repidirte Entwurf vom J. 1845 
nämlich beftimmt, daß bei Perfonen, die das zwoͤlfte 
aber noch nicht das achtzehnte Jahr vollendet Haben, 
und zugleich für zurechnungsfähig geachtet werben, | 

1) anftatt der Todesftrafe oder lebenswierigen Freiheits⸗ 
ſtrafe Höchftens auf zmanzigjährige und mindeftens 
auf dreijährige Steafarbeit zu erfennen ſey; 

2) bei einem mit zeitiger Kreiheitsftrafe oder mit Geld; 
ſtrafe bedrohten Verbrecher die Strafe zwei Dritts 
theile der Höchften gefeglichen Strafe nicht überfteigen 
fol. Ä 

Jetzt ift, mie in dem erften Entwurfe, das höchfte Maaß 
in dem erften Kalt eine funfzehnjährige Freiheitsſtrafe, mit 
Beibehaltung des Minimums von drei Jahren, während 
der erkte Entwurf Hinfichtlich diefed gar nichts beftimmt, . 
und daher der Richter fofort auf eine noch Fürzere Dauer 
zu erfennen berechtigt war. — Der Entwurf vom %. 
1845 ermächtigte überhaupt (denn ich glaube dies nicht 
blos auf den zweiten Fall beziehen zu müffen, Ivo es zwar 
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erroähnt wird, abet Fein Minimum angegeben ft — 
und der Grund ift ein allgemeiner), „bei befonderd mangel⸗ 
hafter Entwicklung des Verbrechers die Strafe nach ihrer 
Art und ihrem Maaße unter die geringfte für diefes Vers 
brechen gefeglih angeordnete Strafe herabzufegen” — 
eine Beſtimmung, die in dem neueften Entwurfe fehlt und 
deren Wiederaufnahme wuͤnſchenswerth erfcheint. 

In dem zweiten Kalle foll, nach dem neueften wie 
dem erften Entwurfe, die Hälfte der höchften gefeglichen 
Strafe nicht Uberfchritten werden. 

Auch der $. 54: „Eine im Gefege mit Strafe bes 
drohte Handlung kann Demjenigen nicht zugerechnet wers 
den, deffen freie Willensbeftimmung durch Gewaltthoͤtig⸗ 
feiten oder Drohungen ausgeſchloſſen war”, enthält einen 
Kortfchritt gegen die cafuiftifche Faſſung der $$. 63. 118 
im erfien, und $. 62 im zweiten Entwurfe, obfchon daß, 
was dafelbft gefagt ift, an fich gerechtfertigt war, und nur 
in der Korm, wie e8 gefchehen, einer Verbeſſerung bedurfte. 

Ich übergehe, mit Bezugnahme der früheren Bes 
merfungen, die Nothwehr, den Jrrthum, und 
erinnere hinfichtlich der Verjährung nochmals, daf ich 
mit dee Beftimmung, welche jegt $. 65 fo lautet: „Bei 
Verbrechen, welche mit Todesftrafe bedroht find, fo wie 
gegen rechtskräftig erfannte Strafen, ift Feine Verjährung 
zuläffig” — auch nah dem, was dagegen geltend ges 
macht worden ift 20), nicht einverftanden fein fann. Die 
Revifion hatte, in Anerkennung der Richtigfeit der Gründe, 
weldhe von vielen Seiten gegen die Ausfchliegung der Vers 
ährung todesmürdiger Verbrechen angeführt worden 
waren, für ſolche eine Verjährung von fünfundzmanzig 
Jahren zugelaffen *), und danach wurde im Entwurf vom 

25) Meine Eritifhen Betrachtungen &. 199 fg. 
26) Revifion ©. 214 fg. 
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J. 1845 $. 72. Nr. 1 die entfpredyende Beftimmung ges 
teoffen. Der neuefte Entwurf ift auch hierin wieder ftren: 
ger. Ueber die Stage, ob eine Verjährung. bereits zu⸗ 
erfannter Strafen ftatthaft ſey, ſchwieg der erfte 
Entwurf, — doc follte dieſe, wie die Motive uns bes 
lehrten, verneint werden 77); der repidirte fagt $. 73: 
„Gegen rechtskräftig erfannte Strafen iſt Feine Verjährung 
zuläffig”, und diefe Beftimmung findet ſich, wie gefagt, 
auch in dem neueften Entwurfe. Den Gründen, die ich 
bereits augeinandergefegt habe, und denen die Reviſion, 
das von mir autgefprochene Princip wiedergebend *), 
Gerechtigkeit widerfahren läßt, mill ich nur beifügen, daß 
Alles, was für die Verjährung im Gebiete des Strafrechts 
überhaupt ſpricht, auch für die, welche hier ausgefchloffen 
werden foll, geltend gemacht werden muß. Man wuͤrde 
entweder alle Verjährung vermwerfen, oder auch die der zu: 
erkannten Strafe zulafien müffen. Mit demfelben Grunde, 
der für Ausfchliegung der Verjährung gegen Strafurtheile 
angeführt wird, müßte auch die nach bereits eingeleiteter 
Unterfuhung oder Verfolgung für unftatthaft erflärt| 
werden; und doc) laſſen folche alle drei Entwärfe, auch 
der neueſte $. 52, und mit Recht, zu. Denn in beiden 
Fällen ift Die Sache nicht verborgen geblieben, fondern zur 
Kenntnig des Gerichts gelangt, welches in Thätigfeit ge: 
treten iſt. Oder ändert es etwas an der Natur der vers 
breberifhen Handlung, die doch im Allgemeinen 
verjäheber fein fol, daß fie früher oder fpäter erft zur ges 
richtlichen Kenntnig kommt? und daß im legten Kalle die 
Anterfuhung nur bis zum Urtheil geführt mut, 
oder auch Das Urtheil felbft erging? Auf die Ahındung 

würdigfeit-der Handlung kann der eine wie der andere Un 
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ftand feinen Einfluß haben. Wollte man aber fagen, es 
handle ſich um die Öffentliche und gerichtliche Autorität, und 
fey ein Unterfchied,, ob das Geſetz durch den Rechtöfpruch 
die Bedingung feiner nicht dem’ Zufafle, der die Voll⸗ 
ſtreckung eine Zeitlang hindert‘, Preis zu gebenden Noth⸗ 
wendigfeit feftgeftellt Habe , oder 05 dies noch nicht ges 
fhehen; fo mag man zwar das Richtige, was in diefer 
Anficht von der Geltung des Rechtes liegt, zugeftehen. 
Allein dann macht man die Frage über die Zuläffigfeit der 
Verjährung von ganz andern Ruͤckſichten abhängig, ale 
denen, die hier die wahrhaft entfcheidenden find, und man 
müßte folgerichtig wieder zu dem Ergebniß gelangen, auch 
jede Unterbrechung der Verjährung und diefe felbft zu vers 
werfen, da es für die im Geſetz ein für allemal ausgefpros - 
chene Nothwendigkeit der Strafe, — für die Handlung, 
die ohne diefe nicht Verbrechen feyn würde, nicht mindee 
etwas Aeußerliches iſt, daß es erft einer in die Zeitlichfeit 
fallenden Erörterung bedarf, um für.den gegebenen Kal 
dasjenige ald Recht auszufprechen, was es bereits ift, und 
ohne welches das Strafurtheil Nicht ein Rechtsſpruch wäre: 
Der Schuldige ift Verbrecher und ftrafbar, nicht weil er- 
verurtheilt wird, fondern ee wird verurtheift, weil er Vers 
brecher ift. 

Man könnte, glaube ih, ohne Bedenfen und ohne 
Gefahr eine Verjährung auch zuerfannter Strafen 
zulaſſen, — fie wird ſchon dadurch feltner werden, teil 
in den meiften Fallen ihr daffelbe Hinderniß entgegentreten 
wiirde, wonach überhaupt jede neue Verjährung, auch 
nach eingeleiteter, die frühere Verjährung unterbrechender 
Unterfuchung, ausgef&loffen ſeyn fol, wenn nämlich der 
Schuldige durch Flucht ſich der gerichtlichen Einwirkung 
entzogen hat ($. 62), wogegen ſich allerdings auch Mans 
bes erinnern liege. Die Bertheidiger des Entwurfs koͤnnten, 
um noch dies zu berühren, hinfichtlic) der Unverjährbarkeit 
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der mit Pebengftrafe bedrohten Uebelthaten und vollends der 
verhängten Todesftrafe fichb Darauf berufen, daß in der 
Anwendung nicht fo große Gefahr fen; im Hall des gefpros 
chenen Ustheild werde die Gnade, für die hier befondere 
Gründe fprechen dürften; das Mißverhältnig ausgleichen; 
im Fall einer nach langer Zeit erft eintretenden Unterfuchung 
würden die Schwierigkeiten, die Wahrheit und den vollen 
Thatbeftand feftzuftellen, meift eher zum Vortheil, als 
zum Nachtheil des Angefchultigten fih ergeben und die 
aͤußerſte Härte ausſchließen: — das ift nicht ungegründet ; 
aber ich habe früher auf die pfuchologifche Einwirkung einer 
auf das Geſetz gebauten Hoffnung, die der Beflerung 
Raum giebt, aufmerffam gemadt ®), und lege auf die: 
felbe mehr Werth, als auf Ausgleichungen einer das Ges 
fühl verlegenden Strenge, duch Umftände, die mehr oder 
minder zufällig find. . 
Der $. 68 verfügt: „Wenn an einem Berbrechen 
mehrere Perfonen Theil genommen haben, deren Beſtra⸗ 
fung von dem Antrage einer Privatperfon abhängt, fo ift 
diefe befugt, aufdie Beftrafung aller folcher Theilneh⸗ 
mer oder auch nur einzelner unter denfelben anzutragen.” 
Was fih gegen diefe Beftimmung, die im erften 
Entwurfe $. 103 alfo gefaßt war: „Sind mehrere Theil: 
nehmer vorhanden, fo darf die Unterfuhung nur ge 
gen diejenigen eröffnet werden, auf deren Beftrafung ans 
getragen iſt“, erinnern läßt, hatte ich vorgelegt 2%), und 
dies hatte in fo fern Beruckfichtigung gefunden U), als der 
revidirte Entwurf $. 75 verordnet: „Der Antrag auf Bes 
ftrafung kann nicht getheilt, und das gerichtliche 
Berfahren muß gegen ſaͤmmtliche Theilnehmer an dem Vers 
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brechen eingeleitet werden, auch wenn nur gegen Einen 
deffelben auf Beſtrafung angetragen ift.” — 
Beide Entwuͤrfe, obſchon im Ergebniß abweichend, 
indem die Theilung hier zugelaflen, dort für unftatthaft 
erflärt wird, ftimmen doch darin überein, daß fie nicht 
von der Unterfuhung, fondern von Beftrafung 
fprehen. Denn eine nur theilweife Unterfuchung ift eine 
Unmöglichkeit, und eine Ungerechtigfeit, teil Dadurch den 
ausfchliegend Verfolgten die Vertheidigung erfchwert oder 
vereitelt werden Fönnte, tie ich dies früher dargethan 39), 
und Zuftimmung *) gefunden habe. Ob, in Betreff der 
Beftrafung, nah gemeinfchaftlicher Unterfuchung fich 
das Princip der Privatwillführ äußern und Einzelne aus⸗ 
nehmen dürfe, oder nicht, darüber laflen fich ſehr verſchie⸗ 
dene Anfichten mit Gründen geltend machen. : Wo dies 
Princip überhaupt berechtigt ift, da mag man es aud in 
der Weife, mie es jegt beftimmt ift, anerfennen, — die 
Praxis wird die Bedenklichkeiten befeitigen, und das Er⸗ 
gebnig muß ein Abftehen von der Berfolgung, Aller feyn, 
wenn ohne Inconvenienz jene Theilung nicht auszuführen ift. 


Siebenter Titel. 


Bom Zufammentreffen mehrerer VBerbrehen und 
vom Rüdfalle. 


Hier ift Manches mit Berücfichtigung der gemachten 
Erinnerungen verbeſſert. Ich habe wenig hinzuzufegen. 
Gegen Inhalt und Form des $. 126 im erften Entwurfe — 
‚wonach der zu lebenswieriger Sreiheitsftrafe Verurtheilte 
wegen eines neuen mit Kreiheitsftrafe bedrohten Verbrechens 
duch die Behörde der Strafanftalt mit den dur 
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die Hausordnung geftatteten Strafmitteln belegt wer⸗ 
den follte, hatte ich geglaubt Widerfpruch erheben zu 
muͤſſen *), deflen Richtigkeit die Reviſion*) anerfannte. 
Die hier allein zuläffige, durch die Gerechtigkeit gebotene 
Beſtimmung, die ich vorfchlug, daß die gefegliche Strafe, 
fofeen no eine höhere als die bereitd audgefprochene 
rechtlich möglich fey, nur duch den Richter erfannt 
werde, hat ihre Stelle im revidirten Entwurfe $. 83 ges 
funden: „Wenn ein zu lebenswieriger Freiheitsftrafe vers 
urtheiltee Verbrecher ein neues Verbrechen begeht, welches 
gefeglich einer ſchwerern, ald der fhon zuerfannten Art 
der Sreiheitsfteafe unterliegt, fo ift für diefes neue Vers 
brechen die gefegliche Strafe vom Richter auszufprechen.” 
Man muß fi) dabei vergegenwärtigen, was auch Die 
Worte diefes Geſetzes ausdrücken, daß nicht blos die Zuchts 
hausftrafe, fondern auch — worüber ſich freilich Manches 
bemerfen ließe — andere gelindere Arten der Sreiheitd:Ents 
zjiehung auf Lebensdauer cifannt werden koͤnnen. Uebrigens 
verfteht es ſich, daß nicht blos von dem Falle die Rede fey, 
wo die frühere Strafe zuerkannt, fondern auch von dem 
Kalle, wo deren Vollftrecfung begonnen war. Ein folcher 
Sträfling Fann, und von Rechtswegen .alfo wegen Morde, 
zum Tode verurtheilt werden. Hierüber ift, da es fi 
von felbft verfteht, nichts bemerft worden. Aber auch die 
Beftimmung in Betreff einer vermwirften fehrwerern Art 
der Kreiheitsftrafe hat man nicht für nöthig gefunden, 

in den neueften Entwurf mit- aufzunehmen. Es treten 
demnach die allgemeinen Grundfäge ein, und. eben dieſe 
find für den allerdings manche Schtierigfeit darbietenden 
Fall anzumenden, two ein folder Verurtheilter eines neuen, 
aber gelinder zu ahndenden Berbrechens ſich fehuldig 
macht. 


34) Kritiſche Betrachtungen ©. 244 fg. 
85) Revifion ©. 250 fg. 


> für die Preußifchen Staaten. . ss. 


Zweiter zb eil. 
Bon den einzelnen Verbrechen und deren Bellrafung. 


Erfter Titel. 


- Hochverrathb und Landesverrath. 


Der Thatbeftand ift genauer feftgeftellt; einige Ab⸗ 
weihungen gegen die früheren- Entwürfe find zum Theil 
ſchon beſprochen, namentlich was die gefchärfte Todes. 
ſtrafe (6. 80) betrifft, die Hier jedoch nicht in allen den: 
sallen verwirkt ſeyn foll, mo ein Hochverrath angenoms 
men wird (a. a. O. Nr. 2 — 4). Der $. 82 enthält in 
Betreff der Strafe einer verabredeten, aber noch nicht zur. 
Ausführung gefommenen hochverrätherifchen Unternehmung 
eine größere Strenge, als die älteren Entwürfe. Der erſte 
beftimmte für die Theilnehmer — die nicht zu den Ans 
ſtiftern und Rädelsführern gehören — zebnjährige bie 
lebenswierige Zuchthausftrafe ($. 144); der zweite, dem 
ib hier den Vorzug gebe, verhängt, ohme jene beiden 
Kaffen von Schuldigen zu fondern, fünfjährige bis lebens: 
wierige Zuchthangftrafe; der neuefte miederum die Todes⸗ 
ftrafe für die Anftifter und Rädelsführer,, für die Uebrigen 
iehnjährige bis lebenswierige Zuchthausftrafe. | 

Beruͤckſichtigt man die eigenthümliche Natur dieſes 
ſchweren und durch nichts zu entfchuldigenden Verbrecheng, 
vermöge welcher, wenn ſchon auch hier der Verſuch von 
der Vollendung unterfchieden werden muß und wird, doch 
diefe legtere anders als fonft beftimmt und von dem Eins - 
treten eines gewiſſen Erfolges unabhängig geachtet werden 
muß, die große Mannichfaltigfeit der unter dag Geſetz zu 
iehenden Handlungsmweilen, die Schwierigkeit eine ge⸗ 
naue Graͤnze überall zu ziehen, wo Verſuch oder Vollendung 

Arie d. Er. W108. 1. ©. 6& 
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anzunehmen ift: fo wird man einerfeitd den Wunfch auss 
fprechen müflen, hier der Todesftrafe ein eigenes Gebiet 
angeriefen zu fehen, andererfeit, daß dem richterlichen 
Ermeflen eine größere Freiheit auch in Betreff des Minis 
mums, für welches ich, wie gefagt, fünf Jahre Freiheits⸗ 
entziehung (nicht nothwendig Zuchthaus) beantrage, ges 
ftattet werde. 

Der erfte Entwurf hatte ald Subjekt des Hochs 
verrathe nur Inländer aufgeftellt, was ich, in Aners 
fennung der Gründe, die hier geltend gemacht zu werden 
Pflegen, gebilligt Hatte *%. Der zweite und dritte fprechen 
allgemeiner, und bewirken dadurch fofort die Sleichftellung 
Einheimiſcher und Fremder, die fonft und auch im erften 
Entwurf erft mittelbar hier ftatt findet, zufolge einer bes 
fondern Beftimmung über die VBerantwortlichfeit der Aus; 
länder. Denn es verfteht ſich, daß diefe nicht ungeahndet 
Ungriffe gegen den Staat machen dürfen, und fie haben 
fich, wie ich früher ausgeführt, nicht zu beflagen, wenn 
das gegen fie begruͤndete Vertheidigungsrecht nicht unmits 
telbar und mit der durch fie hervorgerufenen Gewalt, fons 
dern vermittelt durch die Form eines gerechten Prozeſſes, 
ausgeubt wird. Da indep in ſolchem Falle auch nur die 
Ruͤckſichten der Gerechtigkeit entfcheiden , fo läßt ſich nicht 
unbedingt eine Sleichftellung mit den eignen Gliedern und 
Angehörigen des Staats behaupten. Je heiliger ung dag 
Vaterland und dad angeftanımte Herrfcherhaus find, je be: 
ſtimmter das Bewußtſeyn der Pflichten gegen dieſe ift, je 
größere Anfprüche der Staat an feine Bürger macht, von 
denen er mehr ald Gehorfam ,. von denen er eine durch Pas 
triotismus geleitete Thätigfeit und pofitive Förderung ers 
wartet, je fchwerer ſomit die Pflichtverlegungen find, 
welche jenes Verbrechen begründen, um fo weniger fcheint 
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es zugegeben werden zu dürfen, daß hier Fremde init In⸗ 
ändern ganz auf gleicher Stufe und Vorausſetzung ſich bes 
finden, daß für die Inlaͤnder Feine tiefeen Motive zur 
Heilighaltung der Treue verlangt werden, als die, welche 
man den Auswärtigen zumuthen fann. 

Der Landesverrath, welcher früher in einem eignen 
Titel behandelt war, ift jet, und ſchon in dem tevidirten 
Entwurfe, unmittelbar dem Hochverrath angeſchloſſen, fo 
dag zulest (6.95 fg.) gemeinfame, auf beide Verbrechen ſich 
beziehende Beftimmungen aufgeftellt werden. Es läßt ſich 
auch dies wohl begründen, und die fonft mehr doftrinelle 
Unterfcheidung hat jedenfalls Feine praftifche Folge, wegen 
deren man auf einee Sonderung beharren müßte. Die Bes 
griffe find gehörig auseinander gehalten. 

- Der $. 88 enthält in feinem zweiten Abfat eine anzus 
erfennende Berbeflerung des erften Entwurfs $. 156, welche 
ſchon in dem revidirten Entwurfe $. 93 fich findet 37). Es 
fol nämlich jet bei den als Landesverräther zu beftrafenden 
preußifchen Unterthanen, melde bei ausgebrochenem Krieg 
gegen den König oder deſſen Bundesgenoflen die Waffen 
tragen, ein Unterfchied gemacht, und nicht mehr unbedingt 
die Todesftrafe verhängt werden *). Letztere trifft dies 
jenigen,, welche unter der angegebenen Vorausſetzung in 
fremden Heeren Dienfte nehmen; wogegen die, welche ſchon 
früher in fremden Kriegsdienften ftanden, wenn fie nach 
Ausbruch des Krieges in denfelben bleiben, zehnjährige bie 
lebenswierige Zuchthaugftrafe verwirkt haben. | 

Unter den $. 89 genannten Handlungen, welche als 
Sandesverrath, und zwar mit dem Tode zu ahnden find, ift 
der einen „den Feinde Wege oder Kuhrten nachmweifen” 
ine andere Stelle ald früher (erfter Entwurf 4. 157. 158) 
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angetwiefen worden, wodurch indeffen die von mir erhobe: 
nen Bedenken?) nicht völlig befeitigt find. Es fann Jemand 
dadurch „einer. feindlihden Macht wiſſentlich Vorſchub lei⸗ 
ften, oder den Truppen des Königs oder feiner Bundesgenoſ⸗ 
fen wiffentlih Nachtheil zufügen” und doch diefes Ber: 
brechens nicht fehuldig feyn, indem er nicht williglich, 
fondern durch Drohungen, gezwungen handelte. Es ift ja 
nicht unbekannt, welcher Mittel ſich in folchen Källen der 
Feind bedient. ebenfalls würde dann $. 54 zur Anwen⸗ 
dung kommen müflen. 

Der $. 180 des erften und $. 99 des repidirten Ent: 
wurfs hat in dem jegigen $. 94 mehr formelle, ald den In⸗ 
. halt. betreffende Abänderungen erfahren. Gewiſſe verbres 
erifehe Handlungen preußifcher Unterthanen im In⸗- oder 
Auslande, oder. fremder jedoch im Inlande, gegen einen 
befreundeten Staat verübt, ſollen mit Strafarbeit oder 
Zuchthausftrafe gebüßt werden. Nach_dem erften Ent: 
wurf follte Hier eine Unterfuchung nur mit Genehmigung 
- des Auftizminifters erfolgen; nach dem zweiten Entwurf 
„iſt die Unterfuchung, in fofern nicht die begangene 
. Handlung ein Verbrechen anderer Art in fich fchlieft, 
nicht einzuleiten, wenn der. durch jene Handlungen 
gefährdete Staat im ähnlihen Falle Feine Reciprocität 
ausübt, oder im vorliegenden Falle auf die Unterfuchung 
nicht anträgt.” Hier ift alfo nur näher und ausdrücklicher 
beftimmt, was man früher als eine der Vorausfegungen 
betrachtete, die der Yuftizminifter in Erwägung ziehen 
würde dei der Frage, ob er die Genehmigung zur Einlei- 
tung der Unterfuchung ertheilen folle, oder nidt. Man 
fieht zugleich , wie hier hauptſaͤchlich politiſche Rückfichten 
entſcheiden, ob eine Handlung als Verbrechen zu beftrafen 
fey, oder nicht. Es ift wefentlich derfelbe Sinn, wenn es 
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jegt 5.94 a. ©. heißt: „Die Unterfuchung ift jedoch, in for 
fern nicht die begangene Handlung ein Verbrechen anderer 
Art in ſich fchliegt, nur auf den Antrag der Preußifchen 
Regierung einzuleiten.” Denn diefer Antrag wird ohne 
Zweifel duch die erwähnten Ruͤckſichten, unter andern 
auch das Verlangen der fremden Regierung und die Recis 
procität beftimmt, und die Anmweifung duch den Yuftizmis 
niftee dem Unterfuchungsgeriht, oder dem Staatsanwalt 
ertheilt werden. — Daß jet von einem Antrag der 
Preußiſchen Regierung die Rede ift, foll wohl nicht 
etwas mwefentlich anderes ausdrüden, als mas vorher durch 
das Fuftizminifterium bezeichnet wird. $edenfalls nimmt : 
fich diefe Bezeichnung ,, Preugifche Regierung” die denn 
doch wohl nicht eine im engern und technifchen Sinne ſ. g. 
Provinzial: und Bezirks⸗Regierung, fondern die allgemeine 
ſeyn foll (was man Gouvernement nennt), auffallend aus 
in einem Preußifchen Gefegbuche und für Preugifche Richter, 
Eine angemeffene Aenderung-fcheint Hier zu empfehlen, 


Zweiter Titel, 


Beleidigungen der Majeftät und der Mitglieder des 
Köntgiihen Hauſes. 


Dieſer Titel hat wenige den Inhalt betreffende ms 
änderungen erfahren; die Kategorien der Strafbarkeit find 
beibehalten; auch die Strafen, in Art und Größe, wie 
fie urfprünglich aufgeftellt twaven. Dagegen ift durch eine 
theifweife neue Faſſung der einzelnen Beftimmungen 
Manches wider früher vorgebrachte Einwendungen oder mögs 
liche Mißverftändnifie gefichert; ‚und ich darf fomit einen 
Theil der Erinnerungen, die ich glaubte machen zu müffen, 
für erledigt erachten. So ift namentlich der viel befpros 
chene $, 172 in Betreff der „Angriffe auf die Ehre ver: 
ſtorbener Mitglieder des Königlichen Haufes”, wos 
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für der revidirte Entwurf $. 108 fagt: „Verletzungen der 
Ehre verftorbener Regenten des Preußgifchen 
Staats”, jest $. 105 auf eine beftimmtere Weife gefaßt, Die 
manche Zweifel befeitigt: „VBerläumdungen umd 
Echmähbungen verfiordbener Mitglieder des 
Koͤniglichen Haufes.” Die Strafe ift in allen drei Ent: 
würfen hoͤchſtens zweijährige Freiheitsentziehung, und mag, 
unter Vorausfegung des feftgeftellten Thatbeftandes, nicht 
als ein Mifverhältnig zu den übrigen Straffagungen ftes 
bend, betrachtet werden. Aber e8 ift-zu billigen, daß ftatt 
der früher allgemeinen Beziehung von Angriffen auf die 
Ehre, oder Berlegungen der Ehre, jett beftimmt „Ver⸗ 
läumdungen und Schmähungen”, und dag Mitglieder des 
Königlichen Daufes, und nicht, wie im revidirten Ents 
wurf, „verftorbene Regenten des Preußischen Staates”, 
als in Beziehung auf welche das Verbrechen begangen 
merden koͤnne, genannt find. Die Majeftät fommt nur 
dem gegenwärtigen Könige zu: eine Beleidigung der vers 
ftorbenen Majeftät im Sinne des crimen laesae majesta- 
is giebt e8 nicht, wenn gleich die Pietät, die in Betreff 
Berftorbener überhaupt zu beachten iſt, gewiß nicht im mins 
dern Grade hier gefordert werden darf, mie ich bei einer 
andern Gelegenheit ausgeführt Habe 2%). Der verftorbene . 
Fuoͤeſt iſt unter dev Kategorie der Mitglieder ded Königlichen 
Hanfes begriffen. Da ift es denn auch neben dem politis 
ſchen das Familien s oder Haus: |ntereffe, welches rechts 
liihen Schug fordert. Bei den .verftorbenen Regenten 
wuͤrde es ſchwer feyn eine Gränze aufzuftellen, wenn Je⸗ 
mand bis zu den Zeiten zuruͤckgehen wollte, wo z. B. Die 
Beandenhurgiſchen Kürften aus ganz andern Häufern 
waren. 
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Die Beftimmung des $. 106: „Wer ehrenverlegende 
Schriften, Abbildungen oder andere Darftellungen gegen den 
König oder die Mitglieder des Königlichen Hauſes roiffent: 
li) anfertigt, verbreitet oder ausſtellt, foll mit derſelben 
Strafe wie der Urheber derfelben belegt werden” ($. 101. 
103. 105). — Hierin legt zunächft eine Undeutlichkeit. 
Derjenige, welcher „anfertigt” ift ja Urheber, und kann 
nicht neben diefen — oder ihm entgegen — geſetzt werden. 
Vielleicht fol Urheber, dem Anfertiger gegenüber, fo viel 
als Anftifter Heigen, was am eheften bei Schriften, Dar⸗ 
ftellungen ꝛc. möglich ift, aber-dann bedarf ed um fo eher 
einer gehauern Beftimmung, als die Ausdrucksweiſe von der 
gerwöhnlichen und anerkannten abweicht, und die Berufung 
auf $. 101 die Zweifel nicht befeitigt. Ferner: wenn der 
Einn der feyn fol, daß der Verbreiter oder Ausftefler, 
deren Schuld doch nicht ſtets mit der des intefleftuellen oder - 
phyſiſchen Urhebers auf gleiher Stufe ſteht, uͤberall dies 
felbe Strafe wie diefer legtere erleiden folt, fo ift dies 
mit den Grundfägen der Gerechtigkeit nicht zu vereinigen. 
Ich nehme an, daß der Sinn nur ift: auch für diefe ift die 
Steafe innerhalb der In den angeführten 66. 101. 103. 
105 beftimmten Minima und Marima, übrigens aber 
für jeden nach dem Maaß feiner Verſchuldung, und 
nach den, grade bei ihm in Betracht Fommenden perfönfichen 
Ruͤckſichten — erſchwerenden oder mildernden — zu beſtimmen. 
Die unzweifelhaft ſchwerer, als bei andern Chrenfränfun: 
gen, zu ahndende Srevelhaftigkeit wird deshalb einem ftrens 
geen Geſetz untergeftellt, aber es foll nicht eine Abweichung 
von allgemeinen, aud im Entwurf anerfannten Grund; 
fügen, nicht eine Gleichftellung von Ucheber und Gehälfen 
angeordnet werden. So glaube ich nämlich auch $. 44 
verftehen zu muͤſſen. Sonſt wäre Vieled einzuwenden. 

Die 9.106 im zweiten Alinea vorfommende, bei mehs 
tern andern Gelcgenheiten ($. 126. 149. 186. 205) wieder 
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holte Beftimmung über die Befchlagnahme und Vernichtung 
der Eremplare folder Schriften, Abbildungen ꝛc. und der 
dazu beftimmten Platten und Formen, dürfte paflend ein 
für allemal etwa zu $. 28 gefegt werden, der eigentlich 
in der Verfügung der Confiscation der zum Verbrechen 
gebrauchten Werkzeuge u. f. w. bereitd das Erforderliche 
enthält. | 


Dritter Titel. 


Berbrehen gegen die Öffentlihe Ordnung und 
das obrigfeltlihe Anfeben. 


Schon in dem vorhergehenden Entwurfe ift hier eine - 
‚größere Einfachheit der Rubrifen und Eintheilungen be 
obachtet. Der frühere vierte Titel ift, feinem Inhalte 
nach, größtentheils unter die beiden vorausgefchichten auf: 
‚genommen, der fünfte und fechste bilden den jegigen 
deitten Titel. | 
" In den Strafbeftimmungen uber Landfriedensbruch, 
Aufruhr ꝛc. und fo bei mehreren Verbrechen, von denen hier 
gehandelt wird, findet fich eine bedeutende Steigerung des 
‚Maafftabes, der in dem revidieten Entwurf, nach Erwägung 
- der gemachten Bemerkungen von verfchiedenen Monenten, 
angenommen worden war, 5.9. $. 111. 112. 114 des jetzi⸗ 
.gen mit dem revidirten Entwurf $. 115. 116. Die vor: 
fägliche und miflentliche Befreiung eines Hoch» oder Lan: 
desverraͤthers bedroht der erfte $. 125 mit höchftens fünf: 
jähriger Arbeitshauss oder Zuchthausftrafe, welches, 
wenn der Schuldige eine befondere Pflicht der Bewwachung ıc. 
verlegt hatte, bis zu zehn Jahren fteigen fann; ver 
neuefte Entwurf $. 123 beftimmt ſchon für jenen Fall das 
Marimum auf zehn Jahre, und laͤßt $. 124 für den zwei⸗ 
‚ten Fall eine Berfhärfung (fo Heißt es, unrichtig) bis 
zur Verdoppelung , alfo zwanzig Jahre, zu. Diefe Säge 
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find zu hart. Man kann billig zweifeln, ob die römifche Ans 
ficpt der Gerechtigkeit entfpreche bei Würdigung der Straf: 
barkeit vdeffen, der einen Gefangenen befreit, als vorzuges 
weife zu Grunde zu legenden Maaßſtab das Verbrechen und die 
Höhe der Strafe anzunehmen, die der widerrechtlich be: 
freite Verurtheilte begangen und verwirft hatte — viels 
mehr follte auch dies Verbrechen, bei dem fo eigenthüm: 
lie, von der Schuld des Andern daſſelbe unterfcheidende 
Umftände eintreten fönnen, einer felbftftändigen Beurtheilung - 
untermorfen werden: und dann, wenn bei diefer eine Ruͤck⸗ 
fiht auf des Befreiten Schuld oder Gefährlichfeit nicht 
ausgefchloffen ift, wird man doch auch die Natur grade 
jener, im Gelege hervorgehobenen Verbrechen und die bes 
fondere Strenge ſowohl hinfichtlih der Normirung des 
Thatbeftandes,. ald der Ahndung berückfichtigen müffen. 
Ohne Zweifel kann und muß dies zu einem für den Bes 
freienden fehr ſchweren Ergebniffe führen, 3. B. wenn fein 
Zweck wäre, durd) feine Handlung felbft das Verbrechen in 
einer neuen Unternehmung herbeizuführen, welches der 
Andere bereits verbüßt : dann reichen aber die auch auf jenen 
anzumendenden Vorſchriften über dieſes Verbrechen hin. 
Wenn hingegen jene erfchwerende Abficht nicht ftatt hatte, 
fo wird fich nicht felten ein Gefichtspunft mildereg Beurtheis 
lung ergeben. 

Die Verlegung des Anfehens der DObrigfeit durch die 
$. 125 aufgezählten Handlungen ift mit Gefängnißftrafe 
nicht unter zwei Monaten zu ahnden. Sie, fann oft bie 
zu zei Jahren fteigen ($. 12), während nach dem erften Ents 
wurfe ($. 15) hier nur ein Jahr zuläffig war. Freilich) 
gegen den $. 183 enthält der neue Entwurf eine theilmeife 
Herabfeßung der Strafe. Vollends aber in der Ausdeh: 
nung durch $. 125 (Abfug 2) auf den Deutfchen Bund und 
andere Bundesftaaten ift die Strenge nicht gutzuheißen, 
und ich muß in diefer Hinficht wiederholen, was ich gegen 
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die entfprechenden $$.des erften Entwurfs erinnert habe*t), 
und zum größten Theil bei der Repifion anerfannt wor: 
den ift*2). 

Noch mehr tritt. die Strenge hervor, menn man be 
achtet, dag den, der folchergeftalt — Bermwaltungsmaaß: 
regeln — auch nur durh VBerfpottung herabzumürdigen 
ſucht, jene Strafe „ohne Rücfiht auf dm Erfolg” 
treffen fol. Das heißt doch wohl, auch wenn überhaupt 
Fein Erfolg eintrat, ſchon diefe Handlung unterliegt der 
möglichermweife hohen Strafe. Schwerlich ift der Sinn, 
dag, welcher Erfolg auch einträte, feine höhere Strafe 
verwirft feyn follte; denn dies, was ſchon nicht deutlich 
‘wäre, würde anerfannten Rechtsgrundfägen zuwider ſeyn, 
die es nicht geftatten, den Erfolg überhaupt unberückfichtigt 
zu laffen, und eben fo wenig Ihn, wie er auch befchaffen ſeyn 
möge, lediglich nur unter diefe Straffagung zu ftellen. 

Hart, und von dem was früher gegen die Vermoͤ⸗ 
gensconfiscation erinnert worden ift, abgefehen, ift die Ans 
deohung diefer Strafe $. 129 wegen Verlegung der Pflicht 
zum Militärdienfte. a, felbft wenn ‚‚fich der Angefchuls 
digte freimillig geftellt (was doch noch mehr und nicht 
parallel zu fegen ift mit dem daneben erwähnten Kalle 
„oder wirdwderfelbe verhaftet”), „ſo Fällt die Confiscation des 
Vermögens nur fort, infoweit ſolches noch nicht eingezos 
gen if.” Noch mehr muß diefe Strenge und Anwendung 
einer in den früheren Entwürfen, wie ich glaube, mit Recht 
aufgegebenen Strafart hier auffallen, wenn man findet, 
daß die auf die Pflichtverlegung felbft gedrohte Ahndung 
in Sreiheitdentziehung von einem Monate bis zu einem 
Jahre hoͤchſtens befteht. 

Hierzu in $. 130 eine Bermuthung „daß ein Milis 
tärpflichtiger das vorftehend erwähnte Verbrechen begangen 


41) Meine Eritifchen Fetrachtungen ©. 290 fo. 
42) Rivifion I. ©. 4 
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habe” eine im Strafrecht bedenkliche, Hier jedenfall — da 
die Umftände das Nähere darbieten — nicht nothwendige 
Dräfumtion des böfen Vorfages! Während über den 
Dorfag überhaupt gar nichts im Entwurf fteht, und der 
ganze deitte Titel des erften Theiles ſich auf den ſchon ers 
wähnten $. 39 befchränft ??), fo ift hier mit großer Weits 
Iäuftigfeit auseinandergefegt *) , was theils außerhalb des 
Gebiets der Strafgefepgebung liegt, theils einfach unter 
jener allgemeinen Beftimmung des $. 39 begriffen ſeyn 
fönnte, und dann noch mit dem Vorzug, hier nicht Vers 
muthungen aufzuftellen, two ja die Unterſuchung zum Zweck 
der Strafe geeignet ift, Gewißheit zu liefern, ob Schuld, 
und weiche vorhanden fey. Freilich erfordert die Confiss 
cation eine von der Unterfuchung behufs der Strafe unabs 
hängige Zeitbeftimmung ihres Eintretene. Aber eben ges 
gen dieſe ſprechen erhebliche Grunde, und der Zwei, z. B. 
die Rückkehr des widerrechtlich Ausgewanderten zu bemirs 
ten, kann, wie die Revifion anerfennt *°), durch zeitige 
Sequeftration ded Vermögens erreicht werden. 

Ich weiß wohl, welche hohe Wichtigkeit in Preußen 
auf die ausnahmslofe Erfüllung der Militärpflicht von Sei⸗ 
ten allee dazu Tauglichen zu legen ift, und wie eine Vers 


43) „Ob eine Handlung vorfäglich verübt worden, ingleichen ob 
eine nicht vorfäglich verübte Handlung als eine fahrläffige dem 
Handeluden zugerechnet werden könne, ift nach freiem Ermeflen 
aus den Umſtänden zu beurtheilen. ” 

4) $. 130: „Daß ein Militärpflichtiger das vorstehend erwähnte . 
Berbrechen begangen habe, wird vermuthet, wenn derfelbe, uns 
geachtet er das zwanzigfte Jahr bereits zurücigelegt hat, fidh 
bei der Militär⸗Erſatz-Kommiſſion feines Geburtsortes oder des 
Wohnortes feiner Eltern oder Bormünder nicht zur Revifion 
geitelt hat, und auch bei diefer Behörde nicht wenigitens inner» 
halb dreier Monate nach dem Abfchluß des Aushebungsgefchäfs 
sch für das Laufende Jahr die amtliche Benachrichtigung eins 
aegangen, oder fonft der Nachweis geführt ift, daß der Mili⸗ 
tärpflichtige von einer andern Erfaß + Kommiffton im Inlande 
sur Revifion gezogen worden ilt.” 

45) Revifion Il. ©. 80. 31. 


44 Ucber ben Entwurf eines Strafgefegbuches 


legung deſſen, was hier, und mit fo fehönem Srfolg, als eine 
Ehrenſache behandelt wird, eine Ahndung verdiente, die 
nicht blos im Wege der Verwaltung, fondern. von Rechts: 
wegen zu verängen ift. Dennoch wird ein Benehmen, 
welches den Eintritt jener Vermuthung zu rechtfertigen 


fheint, nicht immer die Eigenfchaft eines eigentlichen Ver⸗ 


brechens haben. | 
Menn Ausländern, die durch rihterlihes Urs 

theil — nicht wegen eines Verbrechend — des Landes ver: 

wiefen find, für unerlaubte Rückkehr ($. 139) neben erneu⸗ 


ter Landesverweifung, noch Kreiheitsftrafe von drei Monas 


ten bis zu zwei Jahren gedroht wird, fo fann man über 
die Größe der Strafe, aber nicht wohl daruͤber rechten, daß 
überhaupt eine Strafe gedroht wird, obſchon auch hier 
mildernde Umftände, wie ſolche das gemeine Recht gelten 
läßt, vorkommen fönnen. Dagegen fcheint eg mir unver: 


hältnigmäßig Hart und mit den Grundfägen der Gerechtigs 


feir nicht in Uebereinftimmung, daß „Gefängniß von einem 
Monat bis zu einem Jahr oder Strafarbeit bis zu einem 
Fahr foll eintreten, wenn ein Ausländer durch polizeiliche 
Verfügung des Landes verwiefen ift, und ohne Erlaubnig 
zurückehrt.” Denn hier hat er fich nicht eines Verbrechens 
fehuldig gemacht; die polizeiliche Maafregel kann durch 
Ruͤckſichten bedingt feyn, welche, wenn ihr entgegengehan: 
delt wird, keineswegs eine Strafe, und Insbefondere eine fo 
hohe, als hier eintreten kann, vechtfertigen. Das erforder: 
liche Anfehen der Obrigkeit wird ſich meift genügend geltend 
machen duch Zurücweifung oder Entfernung des polizei: 
lich ſchon früher Verwieſenen. 

Die Zufammenftellung dieſer Faͤlle und des im $, 149 
‚erwähnten verdient Billigung *8). 


— — — — — — 
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Vierter Titel. 
Unerlaubte Verbindungen. 


Die von vielen Seiten gemißbilligte zu große Strenge 
dee Strafbeftimmungen im erften Entwurf, megen gewiſſer 
übrigens unleugbar ahndungsmwürdiger Vereinigungen, fo 
wie die zu große Ausdehnung des Begriffs ſtrafbarer und- 
unerlaubter Verbindungen, hatte nach der Reviſion eine 
Umarbeitung der betreffenden $$. und die Annahme eines 
| geringern Strafmaaßes zur Folge gehabt. Diefe Kevis 

fion enthält eine gelungene Auseinanderfegung des Gegen: 
Randes, fie fbüst den Entwurf gegen Mißverftändniffe, 
zu denen die frühere Faſſung Anlaß gab, und gefteht für . 
einzelne der frühern Straffagungen die Nothwendigkeit einer 
Herabſetzung zu *). j 

In dem jetzt vorliegenden Enttwurfe ift die größere 
Einfachheit dee Darftellung, die genauere Beftimmung der 
Graͤnze des Strafbaren mit Beifall anzuerfennen. Dage⸗ 
gen erfcheinen die Etraffagüungen nicht nur gegen den revi⸗ 
dirten Entwurf vom %. 1845 bedeutend Erhöhet, fondern 
felbft zum Theil wieder durch die Rückfichten motiviert zu 
ſeyn, denen die Revifion ihre Geltung abgefprochen hatte. 
Man darf allerdings einraͤumen, daß grade in diefem Ges 
biete Die Stage, mas verboten, was erlaubt fey, je nach ver: 
fhiedenen Vorausfegungen und Zeitverhäftniffen nicht auf 
gleiche Weife beantwortet weıde, und eben fo daß hiernach 
in Betreff des Verbotenen bald. größere, bald geringere 
Strafdrohungen bedingt erfcheinen. Drohungen fage 
id, weil in, der That dies bei folchen politifchen Unternehs 
mungen der vorherrfchende Gefichtspunft iſt. Denn die 
der That nachfolgende gerechte Strafe wird durd) das bes 


47) Revifion II, S. 65 68 dgl. mit meinen kritiſchen Betcache 
tungen S. 313 fa. 
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fimmt, was gefchehen ift, und da fehlt es denn auch nicht 
an Anhaltspunften in fofern insbefondre politifche Verbin⸗ 
dungen, menn fie unerlaubt find, nicht ohne einen Zweck 
oder eine Tendenz vorfommen, demzufolge ihre Unterftel 
fung unter einen andern Begriff ftatt findet. Hiervon abs 
gefehen muß es aber eine Grenze geben, bis wohin die Vers 
bindung nicht für gefährlich, nicht für unrecht gilt, und 
menigftens nicht Verbrechen if. Der Einfluß der Zeitums 
flände Fann eine größere Strenge bei Ertheilung der Eons 
ceſſion zc. bedingen, aber nicht fo weit gehen, da® an ſich 
Erlaubte zum Verbrechen zu maden. Der neue Entwurf 
hält im Ganzen bei Rormirung des Thatbeftandes die rich⸗ 
tigen Schranken inne; es ift zu wünfchen, daß ed auch In 
Betreff der Strafen gefchehe. 


Sünfter Titel. 


Berbrechen, welche fi auf die Hoheitsrechte und 
Regalien beziehen. “ 


Die Weberfchrift ift verbeflert; der Inhalt, der nue 
zum Theil ins Strafrecht gehört, mehr begränzt; und 
fofern man eine ſolche Rubrif überhaupt nicht glaubt ent: 
behren und die zu ahndenden Verfehlungen nicht unter - 
andere bier einfchlagende Gefichtspunfte ftellen zu koͤnnen, 
fo läßt fich hier nichts Erhebliches erinnern *®), 


Sechster Titel. 
Berbrechen, die fih auf die Religion beziehen. 


Ueber die Nothwendigkeit einer folhen Rubrik, unter 
welcher aber auch, und weſentlich, die in dem folgenden 
Titel abgehandelten Verbrechen des Meineides. und 





48) Deine kritiſchen Betrachtungen ©. 317. 
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des Eidbruces gehören, habe ich mich bereits ers 
Hört?) Ich muß noch jegt wünfchen, daß der Inhalt. 
des fiebenten Titeld mit in den gegenwärtigen aufges 
nommen werde. Wenn irgendwo beftimmt die religiöfe 
Seite der Handlung, und fomit auch die Verlegung bei der 
verbrecherifchen Handlung in Betracht kommt, fo ift es bei 


- dem @ide Die Ausfchliegung diefee Verbrechen von 


denen, welche fich auf die Religion beziehen, Fünnte zu auf: 
fallenden Mißdeutungen Beranlafiung geben, denen, wie ich - 
glaube, nicht durch die Berufung darauf begegnet werden 
dürfte, das Strafgefegbuch fey nicht für das Volk gegeben, 
ſondern folle eine Antveifung für den Richter feyn. Selbſt 
bei dem Zugeftändniß jenes Satzes, den ich nicht aufhören 


: werde zu beftreiten, würde die Solgerung falfch feyn. 


Die Strafen find gegen den frühern Entwurf einigers 
mafen erhöht: der $. 151 über Diebftahl an Leichen, oder 
aus Gräbern, ift hier neu; früher fand er feine Stelle bei 
dem Titel vom Diebftahl. Kine Beziehung auf die Relis 
gion ift hier nicht zu leugnen ®®); ob aber diefe die vorherr⸗ 
fhende, und nicht vielmehr nur eine die diebifhe Handlung 
erſchwerende Eeite ſey, daruͤber läßt fich rechten). Yes 
denfalls würde Alles, was dafür fpricht, diefe Frevel hier zu 
erwähnen, auch meine Anficht über die der Eideöverlegung 
anzumeifende Stelle unterftügen. Don diefer ift im 


Siebenten Titel, 
Meineid und Eidesbrud, 
die Rede. Ich finde hierüber nichts von Erheblichkeit zu 
eeinneen, nachdem ich die Revifion mit meinen früheren 


— — —— ·— 
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theilweiſe anerkannten, theilweiſe beſeitigten Bemerkungen 
verglichen hHabe’?). 


. Achter Titel. 
Falſche Anfhuldigung. 


Don diefem Berbrechen ift in $. 160. 161 die Rede. 
Der erfte Entwurf hatte ed unter dem Titel „von Verleguns 
‚gen der Ehre” und zwar gleich am Anfange $. 259, der 
repidirte in eben diefem Titel ganz an's Ende geftellt, 
$. 201. Meine Bemerfung, daß bei diefer Handlung, die 
in ihren möglichen und beabfichtigten Folgen oft weit mehr 
als eine Ehrverlegung enthält, der Thatbeftand eines 
andern und felbftftandigen Verbrechens enthalten feyn - 
- könne), ift durch die Stellung, die demfelben nunmehr 
angemiefen worden, erledigt. | 

Das Marimum der Etrafe ift in den drei Entwürfen 
fünf Jahre Strafarbeit oder Zuchthaus; die beiden frühern 
Entwürfe machten hier noch Abftufungen, mo drei Jahre 
die Gränze bilden; ohne Zweifel ift jegt nichts im Princip 
geändert, fondern nur dem Richter eine größere Freiheit 
des Ermeſſens geſtattet. Der revidirte Entwurf ſcheint mir 
aber in ſofern den Vorzug zu verdienen, als er bei den ge⸗ 
ringern Faͤllen, wo die Strafe drei Jahre Freiheitsentzie⸗ 
hung nicht uͤberſteigt, auch Gefaͤngniß zulaͤßt. Derſelbe 
nimmt keine Ruͤckſicht auf den Fall der Verurtheilung 
des unſchuldig Angeklagten, ſo wenig wie der neueſte, 
waͤhrend dieſen der erſte Entwurf hervorhebt. Gewiß 
nicht, als ob dieſer wichtige Umſtand bei der Beurtheilung 
unbeachtet bleiben ſollte, ſondern weil es, bei der Anwend⸗ 
barkeit allgemeiner Grundſaͤtze, einer beſondern Beſtimmung 
an dieſer Stelle nicht zu beduͤrfen ſchien. 





52) Meine kritiſchen Betrachtungen ©. 329. 334, 
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In Betreff der dem Angegriffenen’zugeftandenen Er⸗ 
laubniß, zu feiner Genugthuung, das den falfchen Anfchuls 
diger veructheilende Erfenntnig auf deſſen Koften öffentlich 
befannt machen zu laſſen — eine bier erft in den beiden 
letztern Entwürfen aufgenommene Beftimmung, welche auch 
dur die Deffentlichfeit der Gerichtsverhandlungen nicht 
durchaus überflüffig wird — halte ich die Saffung des revis 
dirten Entwurfes $.200: „die Art wie Die Befanntmachung 
— zu bewirken ift, hat der Richter nach den Umftäns 
den im Erfenntnig zu beftimmen” für vorzüglicher, 
als die des jegigen Entwurfs: „die Art der Befannts 
madung, fo wie die Friſt zu derfelben, hat der Richter 
nach den Umftänden im Voraus zu beftimmen.” Was 
beißt dad? Der Einn ift wohl, oder follte doch feyn, daß 
hierüber durch richterliches Erfenntniß, und zwar durch 
daffelbe, welches in der Hauptiache ergeht, entfchieden 
werde; dieſes foll dann auch eine Friſt werden, Innerhalb 
welcher, und nach deren Ablauf nicht mehr, jene Befugnig 
jufteht. 

Uebrigens fchliegt fich der Inhalt diefes Titels (oder 
vielmehr das einzig hier behandelte Verbrechen) zwar nach 
tinee natürlichen Gedanfenfolge dem vorhergehenden über 
die Eidesverlegung an: indem dieſe legtere auch in Bezie⸗ 
hung auf jenes Verbrechen ftatt finden fann. Aber es 
wied dadurch, wenn man einmal auf eine gewiſſe Ordnung 
einen Werth legen will, der Zufammenhang unterbrochen, 
und würde an die zuvor erwähnten Handlungen einer rell⸗ 
gionswidrigen Richtung ſich einfacher der 


Neunte Titel, 
Verbrechen wider die Sittlichkeit, 
anſchließen, welcher hier auf die falſche Anſchuldigung, im 


revidirten Entwurf beſſer gleich auf die Sipeeveriegung folgt, 
Archis d. EN 1848. I. et. D 
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während der erfte Entwurf ihm, minder angemeffen, eine 
weit fpätere Stelle im fechszehnten Titel angeroiefen Hatte, 
wo die hier verpoͤnten Frevel, ziemlich willkuͤhrlich, nad 
dem Mißbrauche des Rechts der Zucht (Tit. 15) und vor 
dem Verbrechen des Diebftahls und der unterſchlagung 
(Tit. 17) aufgezaͤhlt werden. 

Was den Inhalt des gegenwaͤrtigen Titels be⸗ 
trifft, ſo ſind, mit geringen Abweichungen, die auch 


“bei der Anordnung der einzelnen verpoͤnten Handlun⸗ 
gen vorkommen, die Fälle aufgenommen, die man fon 


früher unter diefen Gefichtöpunft geftellt Hat. Auch bie 
Nothzucht, welche der revidirte Entwurf vom Jahre 
1845 unter die „Verbrechen wider die perfönliche Frei⸗ 
heit” (zwölfter Zitel 8. 244 fg.) geftellt hatte, iſt jeßt 
wieder, wie in dem erflen Entwurfe, zu den Verletzun⸗ 
gen der Sittlihfeit gerechnet werden. : Sch verfenne 
richt, was fi dafür fagen läßt, alle die Handlungen, 
die mittelft verbrecherifcher Befriedigung der Sinnlichkeit - 
und Gefchlechtsiuft begangen und durch letztere veran⸗ 
laßt werden, zufammenzuftellen, und bin überhaupt 
davon entfernt, die Anforderungen an das Syſtem, 
welchen eine wiffenfchaftlihe Darftelung möglichft ges 


nügen fol, an das Strafgefebbuch zu machen. Allein 


für ganz gleichguͤltig kann ich die Unterftellung der Wer 
brechen unter beflimmte Begriffe doch nicht halten. 
Der Sefeßgeber drückt dadurch, indem er Die allgemeine recht: 


liche und fittliche Meinung in ihrer Bedeutung anerfenn‘, 


auf entfprechende Weiſe feine Anficht über den Grund. 
der Strafwürbigfeit gewiſſer Handlungen und deren 
wahrhafte Natur aus. Sicherlich ift die Nothzucht 
mehr, und etwas anderes, als eine bloße Verlegung 
der Sittlichfeit, etwa wie die, nicht zugleich im 


ſ. 9. Rechtöverfehr enthaltenden Verwerflichfeiten, welche 


$.. 183 genannt werben; fie ift immer ber frevelhafs 
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teſte und fchwerfte Angriff auf die ganze Perfön: 
lichkeit, und würde, fowohl nach der gefchichtlichen 
ald ber praftifchen Auffaffung, eine andere Stelle erhal: 
ten müffen. 

Sonft finde ich gegen bie Beflimmungen dieſes 
Titels wenig zu erinnern. Allerdings herrſcht grade 
über die Frage, ob alle hier erwähnten Handlungen, 
auh wenn fie, wie unleugbar der Fall ift, unfittlic 
und in hohem Grade verwerflid find, eine Seite dar: 
bieten, nach welcher fie als Verbrechen und Gegenftand 
gerichtlicher Ahndung zu betrachten feyen, fo wie über 
die andere Frage, wo die Etrafbarkeit beginne, wie 
weit oder wie enge ber Begriff des Verbrechens zu faf: 
fen fey, eine große Verſchiedenheit der Anfichten. Ich 
darf mih auf die Bemerkungen zum erften Entwurfe 
beziehen *), glaube übrigend im Ganzen aud den 
“ jegigen bier vertheibigen zu Tonnen. In Unfehung der 
Blurfchande verweife ich auf eine Abhandlung, die ih 
nach der Audarbeitung der Kritif des Entwurfed vor - 
gelegt habe 28). Es fcheint mir bedenklich, diefe Were 
imungen fo leicht zu nehmen, wie ed Manche bean: 
tragen, fo wie ich auch nicht dafür mich ausfprechen 
fann, andere Frevel, welche die allgemeine Verachtung 
firaft, deshalb auszufchließen und für hinlänglich be: 
firaft zu halten. Die Höhe der Strafe iſt diefelbe 
wie früher, nur in einigen Fällen durch eine alternativ ges 
drohte geringere Strafart gemilderte —; man kann aud) 
bier von verfchiedenen Gefichtöpunften audgehen, bie 
zu ungleihen Ergebniffen führen. 

Bei dem Ehebruche, uͤber deſſen ſtrafrechtliche 
Behapdlung ſo viel in der neueſten Zeit, und grade 


54) Meine kritiſchen Betrachtungen S. 417. 
55) Archiv des Criminalrechts 3. 1846. ©. 1 fg. 
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in Beziehung auf die Preußifchen Gefebentwürfe ge⸗ 
fhrieben worden ift, ſcheint mir wenigftend ein Aus: 
weg getroffen zu feyn, um die Gegner ded frühern 
Entwurfes theilweife zu befriedigen. Die Beftrafung 
von Amtöwegen, die fo viel Widerfpruh fand, und 
die, wie man geltend machte, ungerechtfertigte Erſchwe⸗ 
‘rung einer durch die Umftände bedingten und nothwens 
dig erfcheinenden Eheſcheidung, dadurch daß der Ha: 
gende Theil die Veranlafjung einer criminellen Beſtra⸗ 
fung des andern wurbe, ift jest audgefchloflen, fofern 
der erfte befugt iſt, auf Nichtbeftrafung anzutragen, 
und ihm alfo nicht ein Zwang durch das Belek aufs 
erlegt oder fein Gefühl verlegt wird. Jene Beltrafung 
fol zwar die Regel feyn, und, wogegen ich mich er 
klaͤrt hatte, durch den Eherichter auögefprochen wers 
den 9), jedoch nur „in fofern nicht der unfchuldige 
Ehegatte die Nichtbeftrafung ausdrüdlic beantragt, in 
welchem Zalle jedes Strafverfahren auch gegen die Mit: 
fhuldigen mwegfält.” So beflimmt $. 168 und ferner 
8. 169: „Wird der Antrag auf Scheidung oder Tren⸗ 
nung vor der rechtöfräftigen Entfcheidung zurüdgenom: 
men, fo fällt jedes weitere Strafverfahren wegen bed 
Ehebruchs fort; in dem Falle aber, wenn wegen eines 
unter zwei verheiratheten Perfonen verubten Ehebruchs, 
fowohl von dem einen, ald von dem andern beleidigs 
ten Ehegatten, auf Scheidung oder Trennung angetragen 
tft, fallt dad Strafverfahren nur unter der Voraus: 
. fegung weg, daß beide Flagende Ehegatten den Antrag 
zurüdnehmen.” 


np — — — — 
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Zehnter Titel. 
| Verletungen der Ehre 


In dem erften Entwurfe war $. 259 auch die falfche 
Anklage bier aufgenommen, in dem revidirten fogae 
neben der erwähnten Zitelüberfchrift (Tit. 9); der jetzige 
hat diefe Handlung , die unzweifelhaft wie die Verlaͤum— 
dung auch eine Injurie enthält, als felbfiftändiges Vers 
brechen (it. 8) aufgeftelt, wobei inteß doch nicht eine 
erſchoͤpfende Berüudfihtigung aller der möglichen Ges 
fihtspunfte ftatt findet, die fich hier ergeben. Doch 
habe ich davon oben und auch fonft gelegentlich ges 
ſprochen 7). 

Die einfache Ehrenfränfung wird $. 193 nad) der 
Verlaͤumdung gefeßt. $. 189, mit der der ganze Titel 
eröffnet wird. Für diefe dürfte Die Strafe von zwei 
Jahren Sefängnig oder Feftungshaft in dem Falle der 
öffentlichen Verbreitung $. 191, vollends wenn nad 
$. 192 gegen den angeblich Werläumdeten, wegen der 
ihm zur Laſt gelegten Xhatfachen, ein gerichtliches 
Strafverfahren anhängig gemacht ift, in mander Hins 
fiht zu mild feyn. Der unſchuldig in Unterfuchung 
Serathene kann Uebel erlitten haben und eine Stös 
rung feiner Rechte, feines Fortkommens ıc., mit denen 
ine Strafe keineswegs ſtets im richtigen Verhaͤltniß 
ſteht 9). Freilich iſt nicht zu überfehen, daß jetzt $. 189, 
fo wie der revidirte Entwurf 8. 185 zum Thatbeſtande 
nicht das fonft allgemein für nöthig erachtete Erforders 
nig aufftellen, daß der Echuldige „wider befferes Wifs 


57) Kritiſche Betrachtungen S. 357 vergl. mit der Mevifien. II. 
©. 87. 


ZA) In Betreff des Civilpunktes gewährte jedoch $. 209 cine 
Abhülfe. 


4 
‘ 


= 


54° Ueber den Entwurf eines Strafgeſetzbuches 


fen” gehandelt habe. Diesmal enthält ber revidirte Ent: 
mwurf, der fonft faft durchgängig durch Verbeflerungen 
fi auszeichnet, Feine foldhe in der Faſſung des $. 185 
mit dem Marginale „WBerläumdung.” — „Wer in Be: 
ziehung auf einen Andern ſolche Thatſachen behauptet, 
oder demfelben folhe Eigenfchaften beilegt, welche def: 
fen fittlichen Werth in der öffentlihen Meinung herab: 
zufeßen geeignet find, ift mit Gefängniß oder Feſtungs⸗ 
haft bis zu einem Sabre zu beftrafen.” Der folgende. 
5. 186 fahrt fort: „Sf die Berläumdung u” — 
ohne daß biefer Ausdrud vorher im Gefeb gebraucht 
worden; und erft 6. 187 wird, was eben bei der Nor 


mirung des Thatbeſtandes als Erforderniß hätte ange: 
‚geben werben follen, eine umgefehrte Faſſung zu einer 


Ausnahme gemacht, daß die Behauptung einer erweis: 
ih wahren Thatfache nicht als Werläumdung gelte. 
Der neuefte Entwurf hat $. 189 diefen Mängeln nad 
Form und Inhalt abgeholfen; obgleich es beftimmter 
und ber herrfchenden Anficht angemeffener wäre, wenn 
fofort zu den Worten „Wer — ſolche Thatſachen be: 
hauptet oder verbreitet ꝛc.“ geſetzt würde: „wider beſſe—⸗ 
res Willen”, ſtatt daß jetzt der Vorbehalt (den der re: 
vidirte Entwurf bier gar nicht, fondern erft in einem 
folgenden $, macht) an’d Ende gefeßt ift: „wenn nicht 
die behaupteten. oder verbreiteten Thatſachen ermeislich, 
wahr find.” 

Iſt nun aber feftgeffelt, daB zur Verlaͤumdung 
dad Bewußtfeyn und die Abficht des Unrechtö (dolus) 
gehöre, fo läßt fich, bei biefer Nichtöwürbigfeit,. nicht 
wohl abfehen, weshalb nicht auch Strafarbeit, ja felbft. 
Zuchthaus, menigens alternativ neben den gelinderen 
Arten der Freiheitsentziehung, genannt werden. follten. 
Auch iſt ſchwer zuzugeftehen, daß bei der Verlaͤumdung 
„mildernde Umftände” eintreten fönnen, bei Deren Da: 


a 
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feyn „anſtatt auf Freiheitsftrafe auf Geldbuße bis zu 


vreihundert Thaler erfannt werden Fann.” 

Sicherlich kann ein Fall der Verlaͤumdung im 
Verhaͤltniß zu andern auf einer niedrigern Stufe der 
Strafbarkeit ſtehen, und es wird dann eine geringere 
Ahndung genuͤgen; auch mag man es nicht unbedingt 
mißbilligen, wenn die Geſetzgebung auch hier in der 
Hinzufuͤgung der Geldſtrafe ein Mittel mehr ſich ſichert, 
von welchem zuweilen zweckmaͤßiger Gebrauch gemacht wer⸗ 
den kann. Rur moͤge nicht dadurch dem Reichen eine 
Begünſtigung zu Theil werden. Jener Fall geringerer 
Strafbarkeit ift für ſich und als folcher nach. den all⸗ 
gemeinen Grundfägen der Strafzumeflung zu würdigen, 
Aber „mildernde Umftände” — die den an fich fchwes 
ren Hal der Verlaͤumdung erſt wieder gleichfam and» 
nahmöweife herabfeßten, giebt es Doch wohl nicht; und 
jene Annahme fteht eben fo mit der Natur der Vers 
laumdung, ald mit der technifchen Bedeutung der 
Milderungsgrüunde im Widerfprud). 

Der in $. .194 zu den einfachen Ehrenkraͤnkun⸗ 
gen gerechnete Falk einer unbefugten Offenbarung per: 
fönlicher Verhältniffe ihrer Pflege: Befohlenen von Geis 
ten der Medicinal-Perſonen hatte im erften Entmurfe 
feine Stelle 6. 572 in dem Tit. 26: „Berbrechen ber 
Gewerbtreibenden”; ebenfo in bem revidirten Entwurfe 
6. 361. Die Strafe ift in den drei Entwürfen Dies 
ſelbe. Der erfte fpriht von „Familiengeheim— 


niffen oder Gebrehen”, die beiden andern ſpre⸗ 


Gen von „perföntihen Verhaͤltniſſen.“ Die 
Unbeftimmtheit der Saffung, die freilich durch eine rich, 
tige Würdigung deſſen, was hier gemeint ift, meiſt be 
feitigt werden wird, ift doch nicht gutzuheißen. Aller⸗ 
dings fichern die Worte „in Ausübung ihrer Kunſt“ 
und „unbefugterweife” dagegen, daß der Handlung, bei 


= 
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melcher , wie e8 fcheint, der animus injuriandi vermuthet 
werben fol (verbis: „ſo fol diefe Handlung als Ehrens 
kraͤnkung betrachtet — werden”), nit eine zu weite 
Ausdehnung auf dad gegeben werde, wad ber Arzt 
fonft von ihm befannten „‚perfönlichen Verhältniffen” mit: 
theil. — Es muß dies ja auch nicht ſtets etwas Schlim> 
mes feyn, wenn ed fhon dem Betroffenen unangenehm 
feyn kann, daß es bekannt geworden, dem auch ohne 
jene fpeciele Beftimmung die Rechtshuͤlfe nicht fehlen 
würde. Aber felbft dergleichen Mittheilungen aus der 
eigentlichen Arztlichen Erfahrung Eönnen, obſchon durch⸗ 
aus nicht gerechtfertigt, doch entfchulbbar, und gewiß 
eher ald die Verlaͤumdung unter mildernden Umſtaͤn⸗ 
den, jedenfalls ohne böfe Abficht, gefchehen feyn. Da 
wäre dann auch der für den Rüdfall alternativ neben 
dem zeitlihen gedrohte immerwährende Verluſt 
ber Befugniß zur Prarid hart, und ed dürfte Diefer 
in der. Negel erft bei dem weitern Rüdfal und nad 
dem die früher gelindere Ahndung ſich ald vergeblich 
erzeigt, zu verhängen feyn. 

Die Strafzumefiungsgründe, die als allgemein in 
dem Entwurfe mehr voraudgefeßt, und nur gelegentlich 
ohne firenge Beobachtung bed willenfchaftlichen Sprachs 
gebrauched bald ald Schärfungs:, bald als Erhoͤhungs⸗ 
und umgekehrt Milderungs-Grüunde erwähnt werben, 
kommen bier inöbefondere ald folche vor, wodurch ges 
wiffe Kategorien des Verbrechens und der Strafbarkeit 
unterfchieden werden folen. Das Princip zugeftanden, 
fo dürfte die allgemeine Angabe bhinreihen, und das 
Weitere der Anmendung lıberlaffen werden, da der Ent: 
wurf auch fonft und in wichtigen Fällen dem richter: 
lihen Ermeſſen große Freiheit geftattet. So ehrt die 
bei $. 195 von „‚thätlicher Ehrenfränfung” vorkoms 
mende Beſtimmung, daß unter mildernden. Umftänden 
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flatt auf Zreiheitös auf Gelbftrafe (alfo auf eine ges 
ringere Strafart) erkannt werden dürfe, „dieſe Ers 
mäßigung aber binwegfalle, wenn dad Verbrechen ges 
gen leibliche Verwandte in auffteigender Linie begangen 
werbe”, nochmals wieder in $. 229. 240. 

Auch $. 196, ter von Beleidigungen gegen öffent 
lihe Behörden und Perfonen handelt, wegen welcher uns 
ter den näher angegebenen Vorausſetzungen die an 
ſich begründete Strafe um die Hälfte zu erhöhen tft, ent: 
hält nur eine Anwendung jenes Princips, durch welche& 
freilich die letzte Beſtimmung über dad Maaß nicht ges 
geben wird. Sn allen diefen Fallen fol Freiheits— 
firafe die Regel feyn, und nur ausnahmsweiſe bei Be 
leidigungen, welche gegen niedere Beamte unter milderns 
den Umftänden begangen werden, auf Geldbuße er 
fannt werben. 

Jene Beftimmung bürfte wohl genügen, und ſchon 
in ihr liegt mehr, als in der bloßen Bezugnahme auf: 
allgemeine Srundfäße der Strafzumeffung Ciojuria atrox, - 
re, persona etc.). 

Der folgende Eab: „Auch wegen folher Beleidigun⸗ 
gen, welche außerhalb der Dienftverrichtungen oder _ 
ohne Beziehung auf die Dienftverrichtungen oder das 
Dienftverhältniß gegen Perſonen des Soldatenftan> 
des begangen werden, ift auf Freiheitsftrafe, mit Aus⸗ 
ſchluß der Geldbuße, zu erfennen, wenn ber Beleidigte, 
bei der Beleidigung in Uniform gewefen if” — fcheint 
jedoch aus jenem allgemeinen Princip nicht abgeleitet und: 
gerechtfertigt werben zu koͤnnen. Denn Dienftverhälts 
niffe zc. werben ausdruͤcklich ausgefchloffen. Weshalb aber 
außer dem Dienft eine Abweichung von dem, wa3 hier 
ald Kegel aufgeftellt ift, gelten fol, und weshalb ein 
Etand, als folcher, da ja fchon überhaupt die Perfon 
berücfjichtigt wirt, vor dem andern — da mo übrigens 


58 Ueber ben Entwurf eines Strafgeſetzbuches 


durch jene Ausfchließung dienfllicher Verhaͤltniſſe eine 
Gleichheit ftatt findet — bevorzugt werden fol, läßt fich 
fragen. Der erfte Entwurf befchräntte fih $. 272. 273 
auf die Angabe der Zumeflungsgründe, und danach fonn: - 
te er, aber mußte nicht, zu dieſem Ergebnig gelangen; 
der zweite fagte $. 190: „Werben Militär: Perfonen mit _ 
oder ohne Beziehung auf ihr Dienftverhältniß perfoͤnlich 
beleidigt, fo ift ſtets auf Freiheitäftrafe, nicht auf Geld: 
buße zu erfennen.” Diefem gegenüber enthält nun aller: 
Bingd der neuefte Entwurf wieder eine Befchränfung, in: 
dem nur die durch die Uniform als foldhe kenntliche Mili⸗ 
tärperfon unter jenen befondern Schuß geftellt wird. 
Demnach fpricht in einem Staate, wo das Militär nicht 
als ein dem Volke fremder Etand gefondert gegenüber: 
fteht, wo er aus dem Volke hervorgeht und in daffelbe 
zurüdtritt, wo die Einrichtung ber Landwehr eine fo 
fhöne Vermittelung enthält — kurz grade in Preußen, 
viel dafür, eine folche Beftimmung nicht über die Forbe: 
sungen auözubehnen, welche daS Dienfiverhältniß zu mas 
chen hat; der Soldat bedarf weniger eines Echußes ge 
gen die Nichtwaffentragenden — eher gilt dad Umge: 
kehrte — und wird, bei formeller Gleichſtellung, in. außer: 
Bienftlichen Beziehungen nicht gefährdet feyn. Hiezu 
kommt, daß diefe Beleidigungen (Nr. IV.), welche neben 
die Tchätlichkeiten (Nr. III.), nicht unter leßtere geftellt 
find, auch wörtlihe feyn fünnen, z. B. Streit, Wort: 
wechfel, wo es dann gewiß nicht zu billigen ift, wenn 
man das, was für Unantaftbarfeit der Uniform unter Um: 
- Händen fprechen mag, weiter ausdehnt. 

In Betreff des $. 197, wonach der Richter, bei 
augenblidlich erfolgter Erwiederung der Injurie, „ers 
mächtigt” feyn foll, für beide Beleidiger oder für einen 
derfelben eine, der Art oder dem Maaße nach mildere 
Strafe, oder gar Feine Strafe eintreten zu laflen”, möchte 
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ih) weniger gegen den Inhalt ald gegen die Form 
mich erklären. - Bon bloßen Ermäcdtigungen follte nicht 
bie Rede feyn. Der Sinn tft, daß durch die Erwiedes 
rung auf einer Seite dad Recht öffentliche Genugthuung 
zu fordern, und die Strafbarkeit auf der andern Seite 
wegfallen kann, was der gerechten Würdigung liberlaf- 
fen werden fol. 

Der $. 201 gehört in den Prozeß; inöbefondere 
der zweite Abfag, 

“ Ueber die in $. 208 vorkommende Vorſchrift, daß 
der Richter im voraus eine Anwendung in Anſehung. 
der oͤffentlichen Bekanntmachung des verurtheilenden 
Erenntniſſes treffen ſolle, habe ich mich zu $. 161 
ausgefprochen. Der zweite Abfa& über die Wahl der 
Zeitungen und öffentlihen Blätter iſt entbehrlih, und 
dürfte jedenfalls eher im Prozeßgefeßbuch, bei der Erhre 
vom Urtheil, feine Stelle -finden. 

Endlid) die Beſtimmung des $. 209, daß auf 
Antrag de3 Beleidigten, unter den näher angegebenen 
Umfländen, neben ver Strafe auch auf eine an jenen 
zu entsichtende Geldbuße ein Erfenntniß zu fprechen 
fey, welche jedoch niemald eintaufend Xhaler über: 
fleigen darf, mag nidyt minder (da die Gränze etwas 
Willkuͤhrliches ift, wofür ſich nicht überall eine innere‘ 
Rechtfertigung geben laͤßt) gebilligt werden, als ber. 
Rachſatz, daß diefe die Eigenfihaft einer Eivil:Ent: 
ſchaädigung habe, und daß die Entfcheibung über 
ten Antrag auf diefelbe eine weitere Entſchaͤdigungs⸗ 
Mage im Wege bes Civilprozeſſes ausſchließe. Sicher‘ 
kann der Beleidigte nicht zweimal Entfhädigung forz: 
den: aber ob ihm, wenn der Strafrichter feinen An⸗ 
trag glaubt zuruͤckweiſen zu müffen, nicht entweder doch 
der privatrechtlihe Weg, oder mindeftens die Berufung 
offen gelaffen werden dürfte, was nad den Grund: 
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fügen des bürgerlichen Rechts unzweifelhaft gefchehen 
müßte, das follte näher beftimmt werten; die Stelle 
wuͤrde gleichfalls die fchon erwähnte feyn. 


Elfter Zitel. 
Zweikampf. 


Schon der erſte Entwurf enthielt hier bedeutende 
Verbeſſerungen im Verhaͤltniß zu dem fruͤhern Rechte. 
Dieſe find in den revidirten und den neueſten über: 
gegangen. Legtern zeichnet eine größere Kürze auß, 
und einzelne Saͤtze find offenbar beffer gefaßt, z. B. 
$. 216. $. 217 50). Doch möchte in dem letzten nach 
vereinbarten Negeln (wenn man einmal diefe 
Bezeihnung fir nöthig halt) gelegt werden, „oder 
berfömmlichen”. Denn meift, etwa mit Ausnahme bes 
Zweifampf5 mit Echußwaffen, alfo beflimmt bei dem 
auf Hieb oder Stoß (Stih) werden die Segeln gar 
nicht erft verabredet und feftgeftellt, fondern als gels 
tende, wie fie Gebrauch und Herkommen find, vorauss 
geſetzt. Die vorfäßliche Ueberfchreitung von folchen 
würde unzweifelhaft unter den übrigen Voraudfeßungen 
des $. 217 auch deflen Anwendung hier bedingen. 
Vielleicht trägt man Bedenken, im Geſetzbuche durch 
die Berufung auf die „gebräuchliche Weiſe“ gleichfam 
eine Anerkennung des Zweikampfes, der doch eine ges 
fegwidrige Handlung ift, auszufprechen; denn die Aus⸗ 
legung bed Wortes vereinbart führt doch nicht noth⸗ 
wendig zu dem Ergebniß, daß ſich das von felbft als 
mit inbegriffen verftehe, was ich angeführt habe. Allein 
diefe Anerkennung liegt fchon in der Hervorhebung bie: 
fer Handlung, als einer befondernz fie iſt unvermeid» 


— — — —— —z— 
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ih, denn die Sefeßgebung, die dem Standpunfte der 
Eitte und ded Lebens ihrer Zeit entfprechen foll, darf ders 
gleichen nicht ignoriren: auch ift ja die Rede von Secun⸗ 
donten, Zeugen, SKartellteägern ꝛc. Die Gerechtigkeit 
fordert e8, den Zweifampf nach den beiden Seiten hin 


zu begrängen, wo er beginnt eine eigenthümliche, aber . 


anders als andere Verbrechen zu würdigende Handlung zu 
ſeyn, und wo er Mittel oder Vorwand einer Niederträchtigs 
keit iſt, oder in folche übergeht. 

Die Strafen find hie und da, gegen ben erften Ents 
wurf, der mir nicht zu ftrenge erfchienen, berabgefegt; 
dee Fall des $. 215 einer Tödtung, nach einer Verabre⸗ 
dung, daß der Kampf nicht "Früher beendet feyn foll, als 
bi8 einer von beiden Theilen das Leben verloren habe, 
fheint mit ſechs⸗ bi zwölfjähriger Feſtungshaft zu gelinde 
geahndet zu werden, und dürfte eine Erhöhung des Mari⸗ 
mums um fo mehr nöthig feyn, als dies bei den Ver: 
brechen gefchehen ift, auf welche Bezug genommen wird 
($. 222 fg.), wo c8 gewiß felten vorfommen dürfte, daß 
die Strafe „nach $. 214 — 216 eine härtere feyn würde.” 


Zwoͤlfter Titel. 
Verbrechen wider das Leben oder die Sefundheit, 


Erſter Abfchnitt. 
Verbrechen wider das Leben. 


Die Zufammenftellung diefer Klaffe von Handlungen 
(zu denen die $. 237 erwähnte heimliche Beerdigung nicht 
gehört, welche überhaupt cine geelgnetere Stelle bei den 
Polizeivergehen finden, und zu denen auch die $. 236 aufs 
genommene Ausfegung hülflofer Perfonen nur 
nach der Seite hin gerechnet werden kann, als entweder die 
Abficht oder dir Erfolg es geftatten und gebieten) — mit 
den in den folgenden Mbfchnitt geftellten Koͤrperver— 


| 2 Ueber den Entwurf eines Etrafgefeßbuches 


Teßungen, unter einer, nuc formell gemeinfamen Rubrif, 
hatte ich bereits an dem erften Entwurf gemißbilligt 99. 
Kür gleihgültig kann ich es nicht Halten, und beziehe mich 
noch auf das, was ich oben zum fechsten und fiebenten Ti⸗ 
tel, wo umgefehrt Zufammengehöriges getrennt, und die 
Eidesverlegung nicht zu dem Verbrechen veligionroidriger 
Richtung geftelt worden ift, bemerkt habe. 

Was aber die jegige Darftellung des Verbrechens der 
Tödtung anlangt, die im Weſentlichen ſchon in dem 
vorausgegangenen Entwurfe ſich findet, ſo muß dieſe, ge⸗ 
gen den Entwurf vom J. 1843, als eine vielfach verbeſſerte 
betrachtet werden 8. 

Die Begriffe von Mord und Todtſchlag ſind 
auf eine Weiſe beſtimmt, welche fuͤr die Anwendung die 
Schwierigkeiten, ja man darf ſagen, die der Gerechtigkeit 
fremden Zufälligfeiten beſeitigt, denen die ältere landrecht⸗ 
liche Geſetzgebung bier Einfluß geftattet hatte. Die Sträf: 
fagungen find durch die Sreilaffung eines gehörigen Raums 
fir das vichterliche Ermeffen in den Fällen, wo ein folcher 
bedingt, und nicht die höchfte Strafe, des Todes, geboten 
ift, fo aufgeftellt, daß nach den allgemeinen Grundfägen 
der Zumeffung überall eine der Verſchuldung entfprechende 
Ahndung erfannt werden kann. Es ift Dadurch auch der 
Vortheil erreicht, daß, mit Hinweglaffung mehrerer fonft 
aefeglich vorgefchriebener Unterfcheidungen und einer viel: 
fach bedenflichen Eafuiftif, eine größere Einfachheit beob- 
achtet, und Das Ganze auf wenige Beftimmungen zurüc 
geführt werden Fonnte. Allerdings ift dies ſchon früher 
und insbefondere zuerft In der bayerifchen Strafgefeggebung 
dadurch angebahnt worden, daß man (mit Aufhebung der 

60) Kritifche Betrahtungen. ©. 378. Note 160, 


61) Won jetzt an kann ich auch auf die Motive ©. 62 fg. ver⸗ 
weiſen. Bgl. damit Revifien Ik ©. 113 f}. 
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f. g. qualificieten Todesftrafe) die einfache Todesftrafe auf 
Mord feste, bei dem Todtfchlag aber regelmäfig auss 
(bloß, und in fofern nun eine zeitliche Freiheitsſtrafe eins 
trat, die Möglichkeit von Abftufungen gegeben war...  . 
In $. 222 muß ich die bereits ausgeſprochene Mißs 
billigung der gefchärften Todesftrafe wiederholen. BDems 
wfolge dürfte in der Stufenreihe nicht unbedingt, nach 
$. 225, der Todtfchlag an leiblichen Verwandten in aufftels 
gender Linie mit dem Tode beftraft, fondern — da auch hier 
die $. 224 angeführten Rüdfichten Plag greifen fönnen — 
alternativ auch lebenswierige Kreiheits- Entziehung gedroht 
werden. Und fo wie in $. 222 bei dem (mit gefchärfter 
Zodesfteafe zu ahndenden) Morde die Ehegatten den feibs 
lihen Verwandten in auffteigender Linie gleichgeftellt wer⸗ 
den, fo ſcheint es mir angemeſſen, die Lücke auf jene Welle 
auszufüllen, welche jegt ftatt findet, indem dee Todts 
fhlag an. Ehegatten, deflen $. 225 nicht gedenft, 
auf gleiche Stufe mit dem gewöhnlichen Todtfchlag geſtellt 
wird. Ohne zu verfennen, welche innere Erſchwerung 
auch bei dem Todtfchlag an jenen Berwandten ftatt fin⸗ 
det, wird män doch zugeben müffen, theils daß diefelbe 
bei dem Gattentodtfchlag eintreten, theils daß auch bei 
jmen, und fomit bei allen diefen befonders hervorgehobes 
nen Tödtungen, twelche fih durch die Gemüthsaufregung | 
und die augenblicklihe Aufwallung des Zorns als Todta 
ſchlaͤge charakteriſiren, Gruͤnde vorhanden ſeyn koͤnnen, 
welche für die Ausſchließung der Lebensſtrafe ſprechen. 
Wenn bei dem, durch vorfägliche Körperverlegung oder 
Mißhandlung verurfachten Tode, jedoch ohne die Abficht 
ju tödten, eine Strafe von fünf bis zu zwanzig Jahren ges 
recht gefunden wird, $. 227 fo dürfte es für den. Fall 
4. 228, daß die Körperverleßung oder Mißhandlung nur 
duch befondere, nicht leicht erfennbare Umftände 
tödtlich geworden ift, faft zu mild feyn, eine Ermögigung 
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innerhalb der Gränze von einem bis fünf Jahren zu gewaͤh⸗ 
ren, und fcheint mir, wahrend das Minimum richtig bes 
ftimmt ift, das Maximum erhöht werden zu müflen. Der 
Raum von fünf hier, zu zwanzig Jahren dort iſt zu groß. 

Diefelbe Erinnerung über das Mißverhaͤltniß bietet 
fich bei $. 229 dar, wo eine ebenfalls fehr bedeutende Er⸗ 
mäßigung toieder völlig ausgefchloffen feyn foll, wenn das 
Verbrechen an Afcendenten verübt worden war. 

‚Uebrigens liegt in den Worten $. 227 „die Körpers 
verlegung oder Mißhandlung durch befondere, nicht leicht 
erfennbare Umftände tödtlich geworden it” eine 
Doppelfinnigfeit, welcher durch eine Wenderung der Faſ⸗ 
fung zu begegnen iſt. Ohne Zweifel ift Die Meinung, daß 
der (Miß⸗) Handelnde nicht leicht die Möglichkeit des toͤdt⸗ 
lichen Erfolgs feiner, dem Andern vorfäglich zugefügten Vers 
letzungen erfennen konnte; wäre e8 anders, fo läge mins 
deftens eventueller dolus vor: fo aber ift es eine fahr⸗ 
läffige Tödtung, und zwar auf Grund vorfäglicher Körper: 
verlegung, alſo eine Concurrenz von der Art, die man fonft 
durch culpa dolo determinata bezeichnete, wofuͤr nach den 
im Entwurfe fonft anerkannten allgemeinen Grundfägen die 
Strafe zu bemeflen wäre, die zumeilen wohl eben fo über 
fünf Jahre fteigen müßte, als, um dies ſchon hier‘ zu’ 
bemerken, dad Marimum von drei Jahren bei der fahrs 
läffigen Toͤdtung $. 232 für manche Sälle, wie lata culpa, 
zu gering erfcheint; wie ich ſchon bei Gelegenheit des erften 
Entwurfs bemerft Habe 82), der hier übrigens ($. 312) 
unter Umftänden eine Steigerung gebot. 

Der Sinn jener Worte des $. 227 fönnte aber auch 
feyn, daß die Sahverftändigen ein ſolches Urtheil 
über die nur durch befondere, nicht leicht erfennbare Um⸗ 
ftände toͤdtlich gewordene Verlegung ausfprechen, und es 
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wird ein ſolcher Ausſpruch nicht ſelten eben die Grundlage, 
namentlich fuͤr den Vertheidiger werden, um darzuthun, 
daß für den Angeſchuldigten jene mildernden Umftände gel⸗ 
tend zu machen ſeyen; dann liegt ein Mangel des vollen 
Thatbeſtandes vor, — es fehlt bei der Schwlerigkeit jener 
Erfenntniß die Gewißheit des Caufalzufammenhanges; me: 
nigftens kann dieſes der Kall feyn; und das ift dann etwas. 
anderes, wenngleich e8 zu dem nämlichen Ergebniß einer 
geringeren Ahndung führt. 

Der $. 230: Tödtung in einer Schlägerei, 
erfcheint gegen $. 306 des erften Entwurfs (Tödtung im 
Handgemenge) und zum Theil $. 219 des Fepidirten, wer 
ſentlich verbeſſert. Daffelbe gilt von dem $. 231 mit der 
Ueberfchrift: „Rindermord”, die aber nicht alle Fälle 
umfaßt. Dem Antrage auf Herabfeung der Strafe ift 
Statt gegeben, und mit Recht ift die Lebensfähig- 
keit nicht mehr als Erforderniß des Thatbeftandes aufges 
ſtellt worden ®). 

Audgefchieden find ferner mit Grund die früher (er: 
ſter Entwurf $ 307) über Bergiftung getroffenen Bes 
ſtimmungen, welche keinesweges gutgeheigen werden konn⸗ 
ten @%) — obwohl man über das gänzlihe Schweigen in 
Betreff diefes fchweren und doch immer eine Eigenthümlichz 
feit darbietenden Verbrechens verfchiedene Anfichten hegen 
kann: insbeſondere aber die durchaus nicht . gerechtfertigt 
geweſenen Beftimmungen der $$. 310. 311 des erften Ents 
wurfs, über die Toͤdtung eines Todfranfen 
oder toͤdtlich VBermundeten auf deffen Bers 
langen, und über die Beihülfe zum Selbft> 
morde, gegen welche ich mich mit Berufung auf umfafs 
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fendere , diefem Gegenftande gewidmete Unterfuchungen fos 
wohl bei Gelegenheit einiger auswärtigen, der Öffentlichen 
Prüfung untergeftellten Entwürfe zu Steafgefegbüchern, ale 
auch) unferes Entwurfs vom %. 1843 entſchieden hatte ers 
klaͤren muͤſſen 8). 


Bon der fahrläffigen Toͤdtung $. 232 iſt 
bereits die Rede gemefen. 


Den Schluß macht $. 233: „Ihatbeftand der 
Tödtung im Allgemeinen”, movon vielleicht beffer 
an einer frühern Stelle gehandelt würde. Was aber die 
Beftimmung felbft betrifft, welche folgendermaßen ges 
faßt ift: 

. „De Thatbeſtand dee Toͤdtung iſt als vorhanden anzu⸗ 
nehmen, ohne Ruͤckſicht darauf, ob der toͤdtliche Er⸗ 
folg einer Verletzung durch zeitige und zweckmaͤßige Huͤlfe 
haͤtte verhindert werden koͤnnen, oder ob eine Verletzung 
dieſer Art in andern Faͤllen durch Huͤlfe der Kunſt ge⸗ 
heilt worden, ingleichen ob die Verletzung nur wegen 

der eigenthuͤmlichen Leibesbeſchaffenheit des Getoͤdteten 
oder wegen der zufälligen Umſtaͤnde, unter welchen fie 
‚zugefügt wurde, den tödtlichen Erfolg gehabt hat”; 

fo ift diefe, in dem Sinne, wie fie gemeint ift, und nad 

- dem Vorgang des bayerifchen Strafgefegbuche in - allen 

neuern Entwürfen und Gefegbüchern eine Stelle erhalten 

bat, zwar völlig richtig und geeignet, den ‚Streitfragen 
über die Tödtlichfeit der Verletzungen den unftatthaften Eins 
flug auf die Beurtheilung abzufchneiden ®), welcher ihnen 
eine Zeitlang, zum Nachtheil für Die Gerechtigkeit, einges 
räumt worden war. Allein fo, wie der 6. 233 lautet, 
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darf, mie mir fcheint, jene Vorfchrift nicht ausgedrückt 
werden. Wenn man alles das, was hiernach nicht bes 
ruͤckſichtigt werden foll, ausfchließt, alfo den Sat, der 
den Thatbeftand bezeichnen foll, für fih nimmt (bie zu 
den Worten: „ohne Rücficht”),. fo bleibt übrig: „der 
Thatbeftand der Tödtung ift ald vorhanden anzunehmen.” 
Man fühlt, daß hier etwas fehlt; denn der Sinn kann 
unmöglich feyn, daß der Thatbeftand ohne Weiteres anzu: 
nehmen, am menigften etwa zu vermuthen fey, — dies 
würde allen Grundfägen der Gerechtigkeit, des Begriffs 
des Verbrechens und der gerichtlichen Medicin widerfpres 
hen. Was man hatte fagen follen und wallen, war, daf, 
wenn der Thatbeftand im gegebenen Falle 
vorhanden, der Caufalzufammenhang hergeftellt 
fey, daß hier der erfolgte Tod, die Wirkung der ihn vers 
urfachenden Verlegungen erweislich war, als dann Feine” 
jenee Rückfichten und Möglichkeiten in Betracht kommen 
dürfe. Immer gehört zum Thatbeftand der erfolgte Tod 
und die verlegende Handlung des Schuldigen als 
Urfache. Hier ift im erften Entwurf, mwenigftens in Be- 
treff dieſer unerläßlichen Erforderniffe, die Faſſung des 
4. 313 bei weitem beffer: „der Tod wird als Folge 
deedem Getödteten zugefügten Berlegung angefehen und 
dem Thäter — beigemeffen, ohne Unterfchied ꝛc.“ 
Dee Sa hat fo einen beftimmten richtigen Inhalt, wel⸗ 
dee in dem neueften Entwurfe fehlt; in dein Sinne aber, 
den die Worte des jetzigen Geſetzes ausfprechen , Fönnte die 
gefährliche Belehrung liegen, bei erfogtem Tode (post hoc) 
fen der Thatbeftand fofort anzunehmen (propter 
hoc), oder die Kolge der Zeit nach fen eine folche der Ur⸗ 
fahe nach. ine Berichtigung ift Hier durchaus nicht zu 
entbehren ). - 
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Die Beftimmungen der 99. 234 — 236 über Abs 
treibung der Leibesfruht und Ausfegung 
Hülflofer Perfonen verdienen, dem Inhalte nad, 
Beifall. Ueber deren Stellung und.die Stufe, wonach 
ſie nicht durchgängig zu den Verbrechen wider das Leben 
zu rechnen find, hatte ich fchon früher und oben mich ers 
klaͤrt, und beziehe mich in diefer Hinficht,, wie in Betreff 
der ſchon erwähnten „heimlichen Beerdigung” auf meine 
bereits geäußerten, noch nicht ganz gehobenen Beden⸗ 
fen ®). ine Berbefferung liegt jedoch darin, daß jebt . 
befonders des Falles der heimlichen Wegſchaffung der Leiche 
eines neugebornen unehelichen Kindes gedacht ift, auf den 
ich namentlich aufmerffam gemacht Hatte 9). 


Zweiter Abfchnitt. 


Körperverlegungen und Berbreden wider die Ge⸗ 
ſundheit. 


Bei dem umfaſſenden Gebiete moͤglicher Erfolge, die 
ſich als Wirkungen der Handlungen denken laſſen, von wel⸗ 
chen hier die Rede iſt, und der Reihe von Stufen, die 
ſtatt finden koͤnnen, wird es immer eine ſchwierige Auf⸗ 
gabe fuͤr die Geſetzgebung ſeyn, die Graͤnzen der einzelnen 
Kategorien auf eine Weiſe zu beſtimmen, die nicht zu ſehr 
als willkuͤhrliche erſcheinen. Der Uebergang zu einem ſchwe⸗ 
ren, wenn auch nicht beabſichtigten Verbrechen auf der ei⸗ 
nen, das Vechältniß zur thaͤtlichen Injurie auf der andern 
Seite, bezeichnen den Raum, innerhalb deffen diefe® Vers 
brechen fich bewegt. Wenn dem früheren Entwurfe hier 
fein Borzug vor andern neueren Gefeßgebungen zugeftanden 
werden fonnte, fo follte darin auch nicht grade Lin Vor⸗ 
wurf liegen. Die Unbeftimmtheit, die ich geglaubt hatte 


[or 
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tadeln zu muͤſſen, ift menigftens in fo fern eingeräumt, 
als die Motive folche, gegenüber den frändifchen Erinneruns 
gen, für nicht ungegründet erfennen 79), 

Der jegige Entwurf, der im Ganzen’ die frühern 
Straffäe, wenigſtens in den Feftftellungen des Minis 
mumsd und des Marimums beibehäft, mährend er mit 
Recht innerhalb diefes Raumes für die ſchwere Körper: 
verlegung ($. 238) dem richterlichen Ermeſſen die gebührende 
Freiheit geftattet, und fich folcher Unterfchetdungen enthält, 
die im Boraus gefegtich zu beftimmen eben fo ſchwierig 
ald bedenklich bleibt, verdient die Anerkennung mehrfacher‘ 
Verbefferungen. So finde ich namentlih, daß nunmehr 
dem Affefte, bei Zufügung einer Verlegung , die Rücklicht 
in 6. 240 zu Theil geworden tft, welche ich bei dem erften 
Entwurf nermißt hatte, der diefes hierher nicht minder, 
wie bei der Tödtung in Betracht zu ziehenden Umftandes 
gar nicht gedachte 72), | 

Was eine Sänger andauernde Arbeitsunfähigs 
keit (6. 238) oder nicht ($. 243) — wonach die ſchwere 
und die leichte Körperverlegung oder Mißhandlung uns 
terſchieden werden follen, ift der Beurtheilung des Rich⸗ 
ters anhjeimgeftellt, mit Vorbehalt „der Special: Beftim: 
mung für die Rhein: Provinz und mit Rücficht auf die 
eigenthuͤmlichen Berhältniffe der Schwurgerihte” 7%. Man 
mag diefen Ausweg nicht tadeln. Eine Beftimmung nach 
einer Außerlichen Gränze, 3. DB. der Zahl der Tage der 
Arheitsunfähigfeit, mie diefe das bayr. Strafgeſetzbuch, 
dm franzöfifhen nachfolgend, annahm, verleugnet den 
Charakter der Zufälligkeit und Willkuͤhr durchaus nicht, 
und wird um fo bedenklicher, als dann noch, wie die Erfah⸗ 
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rung lehrt, für die Wusführung im befondern Falle die 
Subjektivität des Arztes, die Yndividualität des Verletz⸗ 
ten — auch außer dem Kalle, wo diefe hier die objeftive 
Grundlage darbietet — fich einflußreich erzeigen. Dem 
praftifchen Bedürfniffe und den Forderungen der Gerechtigs 
keit fann nach dem vom Entwurfe auch hier angenommes 
nen Syſtem genügt werben, welches auf rechtlichen Grunds 
fügen beruht, indem das Marimum der Freiheitsfteafe 
wegen leichter Verlegungen (zwei Jahre) über das Minis 
mum der wegen ſchwerer Körperverlegung (ein Fahr) bins 
übergreift, und fo, ohne daß uͤberall eine äußere Graͤnz⸗ 
beftimmung nöthig wird, eine der Berfehuldung angemefs 
fene Abftufung der Strafen bewirkt werden kann. 

Selbft das fcheinbare Mifverhäftniß, daß nach $.239 
Jemand, der durch eine vorfätliche Körperverlegung einem 
Andern einen bleibenden Schaden durch den Verluft eines 
edlen Drgang zufügte, ſchwerer büßen muß, als wenn er 
ihn, unter fonft gleichen Vorausſetzungen, getödtet hätte 
. ($. 227 u. 228), verfchwindet bei näherer Betrachtung. 

Dei den fahrläffig bewirkten Verlegungen und Ges 
fundHeitsftörungen,, die nicht unter allen Umftänden Ge⸗ 
genftand eines amtlichen Einfchreitens ſeyn follen, find die 
Strafen gleichfalls angemeſſen, und in der Art beftimmt, 
daß eine grobe Fahrlaͤſſigkeit, wie recht, auch unter Um: 
ftänden mit höherer Buße geahndet werden fann, als eine 
vorfäglich verübte leichte Verlegung, $. 249 — 253. 

WUeber Einzelnes, was zur Befprechung Anlaß geben 
Fönnte, möge mir erlaubt feyn, mit Bezugnahme auf be: 
reits Bemerftes, hinmegzugehen. Der Selbftverftüämmes 
lung, deren der erfte Entwurf $. 332 am Ende Biefes 
Titeld gedacht hat, iſt jet $. 134 die Stelle angewieſen 
worden, welche ich beantragt hatte 7). 


— — — — 
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Dreizehnter Titel. 
Berbrehen wider die perfönliche Freiheit. 


In Betreff der Fälle, welche unter diefen Geſichts⸗ 
punkt zu ftellen find, giebt es bekanntlich fehr verfchiedene 
Anfichten, die durch die Hervorhebung der einen oder andern 
Seite, welche die verbrecherifchen ‚Handlungen darbieten, 
unteeftügt werden koͤnnen. Der Entwurf hat, gleich feinem 
Vorgänger, hier das rechte Maaß eingehalten: die Zahl 
der Fälle iſt nicht über Gebühr vermehrt, und die hier ers 
wähnten enthalten unleugbar nicht nur einen ahndungss 
würdigen Eingriff in die perfönliche Freiheit, fondern es 
ift dieſe auch die rechtliche Würdigung des Ueberwiegen⸗ 
den gegen die andern in Betracht kommenden Rücfichten. 
Nur das Verbrechen der Nathzucht, welches fonft neben 
die Entführung und. den Menfhenraub geftellt 
ju werden pflegt, ift in diefem wie in dem erften Entwurfe 
hinweggelaffen, und zu den Verlegungen der Sit tlich⸗ 
keit geftellt worden, worüber ich bereitd oben eine Be⸗ 
merfung gemacht habe. Die Revifion hatte die dagegen 
angebrachten Erinnerungen als begründet anerkannt 7*) 
und jenen Frevel an der Perfönlichkeit in den gegenmärtia 
gem Titel ($. 244) aufgenommen; dies feheint mir auch 
jegt wieder rathſam. 

Dei dem Menfhenraub — einem in diefer Korm 
höchft feltenen Verbrechen, welches formell überhaupt als 
widerrechtliche Sreiheitsberaubung ſich charakterifirt, mas 


teriell eine Concurrenz mit fehr verfchiedenen ftrafbaren 


Handlungen, bedingt durch die zum Theil unter einander fehr 
abmeichenden Abfichten und Tendenzen, enthalten fann — 
find die Straffäge einigermaßen herabgefegt, mit Ruͤck⸗ 
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fiht auf mehrere neuere deutfche Strafgeſetzgebungen "). 
Auch bei der Entführung $. 259 finden fich einige Ber: 
befferungen: Die $. 262 erwähnte mwiderrechtliche Frei: 
heitsberaubung wird, von dem Mtenfchenraube nicht paf: 
fend, durch die Entführung getrennt ; fie ſchließt fih, nad 
Begriff und Thatbeftand,. jenem Verbrechen, in Betreff 
des Objekts insbefondere, unmittelbar an, und fand in 
dem erften Entwurfe, den ich hier vertheidigt hatte 7%), 
ihre Stelle gleich im Anfange des ganzen Titels. 

Die in $. 263 angeführten Ausnahmen, wonach in 
den Fällen das Verbrechen widerrehtlicher Kreis 
heits-Beraubung nicht vorhanden iſt (fo wuͤrde 
es wohl beſſer und befiimmter zu faflen feyn gegen das 
jetzige: die Strafe der — Freiheits-Beraubung ift aus: 
gefhloffen), „wenn die Zürforge für einen Geiſtes⸗ 
kranken die Beſchraͤnkung feiner Freiheit nothwendig 
macht” — find gerechtfertigt und fallen unter den Begriff 
einer Nothmaaßregel. Wäre dies nicht, wäre nicht Gefahr 
im Berzuge, fo müßte die Anzeige an die Obrigkeit, wel⸗ 
che fofort bei Sefängnißftrafe bis zu fehs Monaten oder 
Geldbuße bis zu einhundert Thalern zu machen ift, vors 
ausgehen. Daß diefes leßtere nicht der Sinn fey, folgt 
auch aus den Worten „von der getroffenen Maaf 
regel”, zu denen freilich die unmittelbar vorhergehenden 
„welcher diefe. Maafregel trifft” nicht recht paſſen, ja, 
für ſich allein genommen, auf eine vorausgehende Anzeige 
gedeutet werden fönnten. Am Schluß heißt es: „Der 
leiblihe Vater des Geiftesfranfen ift jedoch in diefem 
Fall zu einer Anzeige nicht verbunden.” 

Der frühere Entwurf hatte auch den Ehemann 
von dieſer Verbindlichkeit der Anzeige befreit. Der Grund 
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in der Schonung der Familie, und dem Vertrauen, 
es das Haupt derfelben in Anfpruch zu nehmen hat. 
erkenne Dies an; aber die dagegen überrotegenden 
we, welche ed gebieten, hier dem Ehegatten nicht 
unbedingte Vollmacht zu geben, fondern von ihm jene 
ige zu fordern 7”), fprechen auch dafuͤr, den leiblichen 
r nicht von dieſer Pflicht zu befreien. Die Möglichkeit 
Mißbrauchs, ja eines weiter gehenden und unter ſol⸗ 
Vorwande fich verftecdenden Verbrechens ,. ift nicht in 
de zu ftellen, — man denfe nur an die Beifpiele des 
diefe Weife an Kideicommiß : Berechtigteten, Erſtge⸗ 
en ꝛc. veruͤbten Unrechts. Die Publicität, zu melcher 
Anzeige bei der Behörde führt, wird nicht größer und 
gefährlicher feyn, wie in dem Falle, wo ein &hes 
n genöthigt feyn follte, ſolche Maafregel in Anfehung 
Sattin zu ergreifen. In der Regel ift Hier fchon ges 
zu viel vorausgegangen, und von den f. g. guten 
ınden im engften Vertrauen weiter erzählt worden, um 
ben zu dürfen, die Sache würde Geheimnig bleiben. 
liche Anfälle werden raſch zu ergreifende Maafregeln 
sten: aber nachher wird doch auch wohl der Vater, fo 
wie jeder Andere, nicht wagen dürfen, eine folche 
yerung durch Beeinträchtigung der Perfon fortzufegen, 
: eine Unterfuhung — zu der er allein nicht zuftäns 
ift — zu veranlaflen über dad Dafeyn der Vorauss 
ngen 7°), nämlich der „, Geiftesfranfheit”; und wenn 
? bergeftellt ift, fo fordert ohnehin die Pflicht, daß 
) Anfltalten zuc Heilung getroffen werden. 
Das Verbrechen der Nöthigung im Sinne des 
64 wird mit vollem Rechte hervorgehoben. Ach habe 
mehrern Gelegenheiten geltend zu machen gefucht,, daß 
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allgemeine fubfidiäre Steafbeftimmungen, welche denjenigen 
des römifchen Rechts über vis publica und privata ents 
fpeechen, um fo mehr Bedürfnig feyen, je weniger einers 
feits die Geſetzgebung alle nur denkbaren Faͤlle rechtöftörens 
dee und ahndungswürdiger Handlungen im Voraus ers 
Ihöpfend anzugeben vermag , und je mehr nad) dem rechts 
lich politifchen Standpunfte unferer Zeit und aus wohl zu 
billigenden Gründen man Bebenfen tragen muß, den 
für das gemeine Strafrecht geltenden und durch deſſen 
Beſchaffenheit gebotenen Grundfag in neuere Geſetzgebun⸗ 
gen aufzunehmen, daß die Richter befugt feyn follen, auch 
ohne ein ausdruͤckliches Strafgefeg eine widerrechtliche 
Handlung für ein Verbrechen zu erklären und zu 
ahnden '°), 

An die Beftimmungen diefes Titels fchloß ſich im ers 
ften Entwuf, in dem folgenden Titel (15) derjenige von 
„Ueberfhreitung und Mißbrauch des Rechts 
der Zucht.” . Diefer ganze Titel ift, wie beantragt, aus⸗ 
gefallen, und es ift den Handlungen, melde bier mögs 
licherweiſe als ftrafbare vorkommen, eine andere Stelle ans 
-gewiefen worden 9), . 


Vierzehnter Titel. 
Diebftahbl und Unterfhlagung. 


Schon der erfte Entwurf hatte das Verdienft, dieſe, 
nach der jegt beftehenden Gefeggebung , fo vielfach vers 
wickelte Lehre auf einfache und der Gerechtigfeit mehr ent: 
fprechende Grundfäge zurücdgeführt zu haben. Zwar 
glaube ih, daß man dabei den politifchen oder Hier felbft 


79) Kritifche Betrachtungen ©. 412 fe. Reviſion ©. 154 mit 
©. 54. Motive ©.7 

80) Kritifche Bercactungen ©. 416.. Reviſion ©. 156 fo. 
Motive ©. 66 zu $. 244. 
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nur polizeilichen Ruͤckſichten der Vorbeugung, der durch 
höhere Strafen zu erwartenden Abſchreckung einen Einfluß 
im Einzelnen eingeräumt hatte, der nicht überall gutgeheis 
gen werden Eonnte. Es treten bei den hier behandelten 
Verbrechen Umftände ein, die unabweislich der befondern 
Aufmerkſamkeit empfohlen werden müflen 3), Es ift 
hier vorzugsmeife das Gebiet, wo fich die in der bürgers 
lichen Geſellſchaft in immer fteigendem Grade hervortretens 
den Eollifionen zwifchen dem individuellen Rechte und dem 
dee Sefammtheit, wie der Heiligkeit des Beſitzes und Eis 
genthums, — der erften Grundlage alles Rechte und aller 
Rechtdordnung, — auf eine Welfe äußern, welche eine 
Abhuͤlfe und Befeitigung erfordern, die durch die Strafs 
rechtspflege weder vorzugsweife, noch zuerft, gefeiftet 
werden kann. Nichtsdeftomweniger hat auch diefe — bier, 
wie fonft, ein wefentliches und ergänzendes Glied in einem 
umfaflenden Organismus — eine beftimmte Aufgabe zu- 
loͤſen und vor Allem fich felbft zum Bewußtſeyn zu beins 
gm. Die Revifion hat auch bei diefem Gegenftande die 
vielen und zum Theil von entgegengefeßten Standpunften 
aus vorgebradhten Erinnerungen erwogen; es ift wenig 
Beranlafiung etwas Neues zu bemerfen, wenn man 
nicht ein von dem bisherigen ganz abmweichendes Syſtem 
aufftellen will, wie ed etwa die Meinung der Vertheidiger 
von Theorien über die Gefellfehaft und das Eigenthum feyn 
fönnte, welche das Recht verwirft. Hiezu ift alfo nits 
gends ein Grund oder Bebürfniß. 

Der jetzige Entwurf enthält wenige, einfache Unters 
ſcheidungen; der Diebſtahl iſt gemeiner oder ſchwe⸗ 
rer, und der letztere begreift alle die Faͤlle unter ſich, wel⸗ 
che man ſonſt unter einen Rang zum Theil willkuͤhrlicher 
Abſtufungen und willkuͤhrlich beſtimmter Arten von Quali⸗ 


81) Kritiſche Betrachtungen S. 445 — 447. 
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ficationen geftellt Hatte. In der That ift dies bei Annahme 
eines gehörigen Raumes für die Zumeffung und der Moͤg⸗ 
* lichkeit die befondern Umftände zu berücfichtigen, welche 
auf die größere oder geringere Strafbarkeit Einfluß Haben 
fönnen , völlig hinreichend. Das Eyftem des Entwurfs — 
in verbefferter Geftalt dasjenige des erſten — verdient Beis 
fall, indem, wie ich früher bemerkte, das Ineinanders 
greifen der Strafen bei den jeßt unterfchiedenen Kategorien 
geeignet iſt, jeden Fall nach feinee ganzen eigenthümlichen 
Geftalt würdigen zu laſſen 2). Auch die Erinnerung, daß 
nad) den Verhältniffen eine größere Freiheit der Wahl zwi⸗ 
fehen den "verfchiedenen Arten der Freiheitsftrafe möge ges 
ftattet werden, d. h. daß ftatt Zuchthaus, unter rechtfertis 
genden Borausfegungen auch Arbeitshaus, ftatt dieſes letz⸗ 
teen Gefaͤngniß zuerfannt werden darf ®), hat Billigung 
gefunden 82). Der Diebftahl von mehrern in Vereini⸗ 
gung verübt, ohne die Hinmeifung auf den ſchwierigen 
und beftrittenen Begriff der Bande ($. 270. Nr. 2), ift 
als ſchwerer hervorgehoben, jedoch mit Recht theils von 
dem frühern für viele Faͤlle gewiß zu hoch beftimmt gemes 
fenen Marimum abgegangen, theild bei Würdigung der 
Strafbarfeit der einzelnen Theilnehmer auf die allgemeinen 
Grundfäge der Zumeſſung vertiefen, und dadurch find die 
Bedenken gehoben worden, welche man gegen die Saguns 
gen in Betreff der Anführer hegen mußte, die mit der Ges 
rechtigfeit nicht wohl zu vereinigen waren #9). 

Auch in Betreff der Unterfhlagung $. 272 fg. 
und der gemeinfamen Beftimmungen, namentlich 
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en) Kritifch Betrachtungen ©. 454. Note 295. Revifion IM. 


83) Kritifche Betrachtungen ©. 452 fg. 
84) Revifion ©. 9. Motive ©. 71 fg. \ 
85) Kritifche Betrachtungen ©. 455 fg. Metive ©. 78. 
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über den Rüdfall, find einige wohlbegründete Abäns 
derungen gegen die frühern Entwürfe getroffen ®%), -- 

Es wird nun hauptfächlic von der Einrichtung der 
Strafanflalten, von der durch diefe zu gemährenden ' 
Möglichkeit einer Einwirkung, um wahrhafte Beflerung 
zu bewirken, alfo von dem zu befolgenden Syſtem 
(welches zu unterfcheiden ift von dem Princip) der, 
Strafen, abhängen, wiefern fich die jet im Entwurf 
aufgeftellten Beflimmungen über die Art und Größe der 
Ahndung an dem Schuldigen bewähren werden. Die 
Erfahrung wird vielleicht bald über die Zweifel entfcheis 
den, welche ſich inöbefondere in Betreff einer zweckmaͤ⸗ 
figen Anwendung der auf die Ehre fich beziehenden 
Strafvorfchriften darbieten, über die in den verfchiedenen 
deutfchen Ländern, jchon nach Furzer Zeit der Geltung 
neuer Gefeßbücher, fehr verſchiedene Anſichten ſich gebil⸗ 
det haben. 


Funfzehnter Fitel. 
Raub und Erpreſſung. 

Der erſte Entwurf hatte, in Widerſpruch mit dem 
gemeinen Strafgebrauche und den gefchichtlichen hier 
nicht wohl zu verlaffenden Srundlagen, den Begriff des 
Raubes auf eine nicht zu billigende Weife verändert 
und erweitert, was, wie ich gezeigt hatte, auch hinficht> 
fih der praftifchen Folgen nicht gleichgültig iſt?). Bei 
der Revifion war bie Richtigkeit der Erinnerung aner 
fannt, der $. 436 theild anders gefaßt, theils deflen 
Inhalt in zwei 65. 266. 267 gefondert und fomit außs 
geſprochen, daß die im letzten erwaͤhnte Handlung, ohne 
ſelbſt Raub im eigentlichen Sinne zu ſeyn, wie ein fol: 
cher beftraft werden folle®). Der jegige Entwurf ift 


86) Revifion ©. 74. 
ST) Kritifche Betrachtungen ©. 465 fg. 
88) Revifion ©. 26, 
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6. 280 wieder ganz zu der Anficht des erften in Form 
und Inhalt zurüdgekehrt, ohne daß die Motive hier: 
über mehr, ald die Bemerkung enthalten, wie die Vor: 
Schriften ded Entwurfed von 1843 ihrem weientlichen Ins 
‚halte nad) übernommen feyen. 


Auch die Straffagungen find bdiefelben: fuͤnfjaͤh⸗ 
riges bis lebenswieriges Zuchthaus, im Allgemeinen, 
während für gewiffe auögezeichnete Fälle das Minimum 
zehn Jahre Zuchthaus if. Diefe Fälle (früher vier, 
jest fünf) find genauer beftimmt. Jetzt ift namlich 
auh Raub in Banden, in ähnlicher Weife wie bei 
dem Diebftahl, unter die fchweren Fälle geftellt, $. 281 
Nr. 4, wogegen die Borfchrift des 5. 438 des erflen 
Entwurfs, dag Raub in Banden lebendwierige Zucht: 
hausftrafe nach fich ziehen folle, und die ferneren, daß 
‘wenn einer der Theilnehmer ald Anführer aufgetreten 
fey, denfelben die Todesſtrafe treffe, hinmeggefallen ift. 
In der That war nicht nur die Aufftellung dieſer Un: 
terfchiebe, wenn fie andere praftifche Folgen haben follte, 
ald die, welde bei der Strafzumeffung überhaupt in 
Betracht kommen, nicht zu billigen, fondern es mußten 
Die fchweren und abfolut beflimmten Strafen, lebens⸗ 
wieriged Zuchthaus und Xodesftrafe, ald folche im der 
Art, wie fie gedroht waren, ald mit den Sorderungen 
der Gerechtigkeit nicht im Einklang ftehend, erfcheinen®®), 
Gern erkennen wir jebt ben Vorzug des neuen Entwur 
fes an. 


Die ftrafrechtliche Behandlung der Erpreffung, 
wobei einige Aenderungen gegen ben erſten Entwurf ge: 
macht, einige hervorgehobene Handlungen auf eine hd: 


89) Kritifche Zetrachtungen S. 470 ſo Reviſion ©. 38 fo. 
Motive ©. 75. - J 
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here, andere auf eine geringere Stufe ber Etrafbarkeit 
geſetzt ſi nd, erfcheint genügend begründet 9). 


Sehzehnter Titel. 
Hehleret. 

Schon in dem revidirten Entwurfe find unter dies 
fem Zitel die Handlungen zufammengeftellt, welche als 
Theilnahme und Begünftigung der Verbrechen des Dieb: 
ſtahles und Raubes, der Unterfchlagung, im erften Ent: 
wurf, bei diefem in den’ betreffenden Ziteln ihre Stelle 
erhalten hatten. Es verdient diefes, und daß auch in Bes 
ug auf die Erpreffung, d. h. der durch dieſelbe 
widerrechtlich erlangten Vortheile, die Hehlerei verpönt 
wird, volle Billigung ?!). 

Einige früher geäußerte Bedenken finden jebt ihre’ 
Erledigung. So namentlich, was ich gegen $. 418 ge 
glaubt hatte erinnern zu müflen, wonach ſchon der als 
gewerbmäßiger Hehler betrachtet werden follte, 
weldher dad Verbrechen mehr ald zweimal begangen 
babe). Der $. 290 fpricht von dem gewohnheits— 
mäßigen Betreiben der Hehlerei, ohne eine folche außer: 
lihe Graͤnbezſtimmung, und überläßt die Entfcheidung über 
dad Dafeyn biefes Erforderniffes im befondern Sale dem 
rihterlichen Ermefjen. Mit Rüdfiht auf die Ausdehnung 
des Begriffs der Hehlerei überhaupt ift dad Marimum 
der Strafe auf funfzehn Jahre Zuchthaus gefebt, was 
nur dann nicht zu flreng erfcheint, wenn man erwägt, 
wie theild die Hehler von Profelfion meift auch anderer 
unmittelbarer Theilnahme an dem fraglichen Verbrechen 
in einzelnen Fällen fchuldig feyn werden, theild hier in 


0) Motive &. 75 fg. 
91) Motive ©. 76. Reviſion ©. 32. 
92) Kritifche Betrachtungen ©. 457. 
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der Regel eine Mitwiffenfchaft ſtatt finden wird, die fich 
nicht auf eine erft nad geübtem Verbrechen erlangte 
Kenntniß und Mitgenuß der Vortheile deffelben befchran: 
fen. Denn dies muß man um fo mehr als Grund des 
Gefebes annehmen, als (und gewiß mit Recht) „die bloße 
Theilnahme an den Vortheilen des Verbrechend” nach den 
angenommenen allgemeinen Grundfägen ausgefchieden ift, 
worin ein wichtiger Unterfchied der 99. 288. 289 von 
dem $. 417 des erften Entwurfes liegt 8). Nach jener 
oben erwähnten Ruͤckſicht ift e3 einerſeits zu billigen, 
daß je nachdem die Hehlerei — unter Vorausſetzung 
bed Merkmals des Bemußtfeynd — fi) auf Diebflahl und 
Unterfchlagung, oder Raub und Exrpreffung bezieht, fie 
minder oder mehr ftrafbar feyn folle, andrerfeit aber, 
daß nicht alle Erfchwerungsgründe und die Strafbar: 
feit fleigernden Umftände, welche bei der Beurtheilung 
des Diebes oder Räuberd in Betracht kommen, auch 
auf die Zumeffung der Strafe des Hehlers Einfluß ha: 
ben follen®®). 

Dennoch kann — ungeachtet diefe Schändlichkeit 
auf Feine Schonung Anfprud hat — die Strafe, die 
felbft nur durh Ankauf geftohlner, \geraubter u. a. 
Sachen verwirkt ift, unter Umftänden zu hart und uns 
verhältnißmäßig feyn, inöbefondere bei dem Raube, wo 
ſtets Zuchthaus eintritt. Die Abflufung, gegenüber der 
im all des $. 288 zu verhängenden Strafe des -gemeis 
‚nen Diebftahls, erfcheint zu groß. Sollte man dem Frev⸗ 
ler, der eine Sache kauft, zum Pfande nimmt u.f.w,, 
von der er weiß, derjenige, welcher fie ihm anbietet, 
habe fie unredlicherweife erlangt, fo feine Unterfcheitung 
zutrauen, als bier zwifhen Raub und Diebftahl ge: 
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macht wird, da man doch, und mit Necht, bie erfchwe: 
renden Umflände der befondern That, die nicht fein-,. 
fondern des Andern Handlung außzeichnen, ihm nicht 
zurechnet? Sicher findet ein Unterfchied flatt, ob Se 
mand nur im Allgemeinen weiß, baß ein Gegenftand, 
ben ‘er als Hehler annimmt, geflohlen oder geraubt 
fey, oder ob er Kenntniß hat von der fpeciellen wider 
rechtlichen Handlung, die der Andere verhbt hatte, z. B. 
wo und von wen die Sache geftohlen worden fen Auf 
legten Sal bezieht fich, was ich oben zur Rechtfertigung 
ber fchwerern Strafe des Gewohnheitöfehlers bemerkt 
habe. 

Ich weiß nicht, ob ich mich irre, wenn ich in den 
Worten der 66. 288. 289 einen foldhen Unterfchied ans 
gedeutet zu finden glaube In beiden Gefegen heißt es 
im Anfang: „Wer Sachen, von denen erweiß, daß fie 
geftohlen oder unterfchlagen find — daß fie von einem 
Raube, oder einer dem Raube gleich zu achten» 
den Erpreffung-herrühren, anfauft —”. Hier ifl 
ganz allgemein ‚davon bie Rede, daß der Käufer ıc. Daß 
der Sache, weldye scelere quaesita ift, anhangende 
vitium kannte, — er braudht nit die befondern 
Umftände zu wiffen — aber dann ift feine Berfchuls 
dung doch nicht ſtets die höchfte, und es Fönnte die 
Frage entfliehen, ob hier Überall auch nur eine Hehlerei 
anzunehmen ſey. Dagegen heißt ed in beiden Stellen 
weiter, da wo die Rede ift von ber Begünfligung ber 
Derfonen, daß dieſes „in Beziehung auf dad verübte 
und ibm befannte Berbrehen, um feines eignen 
Bortheild willen gefchehen”. — Hier, wenn ich bie 
Stelle recht verftehe, ift eine ſpecielle Kenntniß gemeint, 
alfo ein Verhaͤltniß zu dem Thaͤter und der That, wels 
ches auf einer weit höheren Stufe der Strafbarfeit fteht. 
Beiderlei Fälle find aber. in einer Colleftioftrafbrohung 

Yrbiv . Er. A. 1848. I, &t. 3 
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zufammengefaßt, indem nicht fie felbft unterfchieden wer: 
den, während ed doch verfchiedene Handlungen find, fon: 
dern jener andere für die Hehler an ſich mehr Außer: 
lihe Umftand einen Unterfchied begründen fol, ob 
dad Hauptverbrehen Diebftahl oder Raub war. Der 
Raum, innerhalb deffen ſich hier das richterliche Ermeilen 
zu bewegen hat, wird ihm zwar geſtatten, jenen in der 
Handlung de8 Hehlers felbft liegenden Unterfchied zu be 
rudfichtigen: nur bei dem Raube $. 289 dürfte zumeilen- 
ein geringered Minimum gerechtfertigt feyn, und aud 
durch Strafbarfeit den Forderungen genügt werden, welche 
die Nechtöpolitif hier aufftellen muß. 


Siebzehnter Zitel. 
Betrug. . 

Der erſte Entwurf hatte auch die Untreue in 
ben gegenwärtigen Zitel aufgenommen, welche jet in 
den folgenden verwiefen if. Dadurd iſt eine größere 
Einfachheit möglich geworden. Der Betrug ift, wie der 
Diebftahl zc., in den gemeinen und fihweren unter 
fhieden, und ed läßt fich weder gegen die Art der Uns 
terfcheibung, noch dad Maaß der Strafe etwad Erheb: 
liche8 erinnern. Bei dem einfachen Betrug ift das Mi: 
nimum von vierzehn Zagen (des erften Entwurfs) auf 
ſechs Wochen Gefängniß erhöht. Bei dem fcehweren fol 
ſtets Geldbuße, daneben aber Zuchthaus, jedoch auch 
nicht über. fünf Jahre eintreten. Dies könnte als ein 
Mißverhältniß erfcheinen, denn die Erfchwerungen, welche 
6. 295 genannt find, werden nicht immer durch die 
Differenz von Arbeitshaus und Zuchthaus aufgewogen. 
Man könnte verfucht feyn, eine Erhöhung des Mari: 
mumd zu beantragen, wenn nicht zugegeben werben 
müßte, daß bei der fehr allgemeinen Faſſung des $. 293, 
über den gemeinen Betrug, auch wohl fchwere Säle un. 
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ter den Begriff diefes leßtern zu ziehen feyen, und auch 
der Raum von fechd Wochen Gefängniß zu fünf Jahren 
Strafarbeit, der fonft faft zu groß ericheinen möchte, 
eben darin und in der. Vielgeftaltigfeit der betrüglichen 
Handlungen feine Rechtfertigung finde”). 

Der frühere. Entwurf hatte den Betrug nicht auf 
gewinnfüdtige Handlungen befchränft, und ich hatte 
dies vertheidigt, theils mit Nüdficht auf den allgemei« 
nen, auch gefchichtlich anerkannten Begriff ded Betruges, 
theils aus Gründen der Geſetzgebungs-Politik?s). Der 
jegige Entwurf kehrt wieder mehr zu der Tandrechtlichen 
Auffaffung zurüd, ftelt jedoch bie unzweifelhaft be 
trüglichen Handlungen, bie nicht grade auf eine Ver⸗ 
mögen3beeinträchtigung gerichtet fi nd, unter andere Ge 
ſichtspunkteꝰ). Ich will nicht die Streitfrage, die mehr 
der Theorie anzugehören fcheint, wieder aufnehmen; es 
fragt, fih nur, ob überall dem praftifchen Bedürfnifle 
enifprochen werde, wenn man durch bie befchränfte Ber 
deutung, in welcher hier Betrug, und weiter unten 
Sälfhung genommen wird,. Verzicht Ieiftet auf die 
fubfidiäre Anwendbarkeit des Gefeged, in Betreff einzel: 
ner, nicht genannter Faͤlle, die auch nicht unter dem Wort: 
laute der befondern Gefebe inbegriffen erfcheinen. Es 
ift hier ähnliches, wie oben bei der Gewalt zu bemer 
- fen, wo ber Entwurf und die Motive jene umfaflenbere 
und aushülfliche Richtung anerfannt haben. . 

Die Form der Ermähtigung des Richters, in 
geringfügigen Fallen unter dad Minimum der Strafe 
des einfachen Betruges herabzugehen, welche $. 294 chem 
fo wie bei dem Diebftahl $. 289 und der Untreue $. 301 
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vorfommt, erinnert zu fehr an eine Willführ und Be— 
fugniß, von der etwa Gebrauch gemacht werden fünnte, 
oder auch nicht. Dieb ift eine Confequenz jener von mir 
widerfprochenen Anſicht über die Eprache des Gefeßbuches, 
die fihb nur an den Richter wendet, der Inhalt 
der Beflimmung ift aber gutzuheißen und beruht auf 
ber Anerkennung, daß e3 Fälle von trüglihem Beneh: 
men giebt, die auf einer fo geringen Stufe der Etraf: 
barkeit flehen, daß auch eine unter jene regelmäßige 
Straffagung herabfinfende Gegenwirkung, zur Beugung 
bed widergefeglichen Willens und zur Geltendmachung 
der Gerechtigkeit, für hinreichend erachtet werden Eann. 


Achtzehnter Titel. 
Untreue 

Die Aufnahme einer folchen Rubrik iſt gerechtfer⸗ 
tigt ®&). In der That find dieſe hier aufgezaͤhlten 
Fälle von Untreue oder Treulofigkeit wirkliche Taufchun: 
gen eined befondern Vertrauens, welches dem Schuldi: 
gen zufolge eines beftimmten Verhältniffes gewährt wird, 
welches er felbit in Anſpruch nimmt, und zu redhtfer: 
tigen bat. Die firafrechtliche Behandlung im Entwurf 
iſt folgerichtig, und fchließt fih nad Korm und Sn: 
halt an die des Betruges an: ich glaube, daß man 
son diefem Standpunkte aus derfelben Beifall geben 
- müßte, 


Neunzehnter Titel, 
Münzverbrehen und Fälſchung. 
Ueber die zu befchränkte Auffaffung habe ich mich 
bereitö erklärt. Hier wird namentlid der Faͤlſchung 
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nicht nur dadurch ein zu enges Gebiet angemiefen , dag fie 
hinter den Betrug in einem befondern Titel nur neben das 
Muͤnzverbrechen geftellt ift, fondern auch, dadurch, 
daß fie in diefem Titel erft an der zweiten Stelle fteht. Ya 
noch mehr, während die Weberfchrift Doch noch die Andeus 
tung eines allgemeinen’ Begriffs des Kalfums enthält, 
fo it $. 310, nachdem die Muͤnzverbrechen abgehan: 
delt find, fofort von einer befondern Art, nämlich der Urs 
tundenfälfchung, die Rede. Diefe beiden Kategorien 
erinnern an die lex numeraria und testamentaria, die 
aber als Unterarten und Hauptanwendungen des Begriffe 
des falsum vorfommen. Endlich werden dann die Zäls 
(dungen am Papiergelde $.302, und was ſolchem gleich gilt 
$. 308, zu den Münzfälfhungen gerechnet, wofuͤr ſich 
war hinfichtlich der fruͤhern frafrechtlichen Behandlung 
hinreichende politifche Grunde anführen laflen, nicht aber 
hinfichtlich der Ratur und des Begriffs des Verbrechens. 
Die Inconvenienz tritt grade deshalb noch mehr hervor, 
weil in demfelben Titel die andere, hier in Betracht kom⸗ 
mende Rubrik ihre Stelle hat. 

Die Abanderungen, insbefondere diejenigen, welche 
fih auf die Straffagungen beziehen, und bei denen es auch 
hier ſchwer ift, allen, von fehr verfchiedenen Standpunk⸗ 
ten aus, aufgefteliten Korderungen zu entfprechen, erſcheinen 
im Ganzen genuͤgend motivirt 99), 


Zwanzigſter Titel. 


Berbrechen in Beziehung auf Standesrechte oder. 
Familienrechte. 


Hieher gehören eigentlich nur die $. 328 fg., welche 
Veränderung oder Unterdrücung des Familienftandes, oder 


99) Metive ©. 79 fg. 
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widerrechtlihe Anmafung deſſelben verpönen. Die $. 321 
gerügten Handlungen der Eitelfeit, wenn fie nicht unter 
den Sefichtspunft des Betrugs fallen, wenn fib 3. D. 
Jemand unbefugt einen Drden oder eine Uniform beis 
legt, dürften, wie ich früher erinnert, unter einen andern 
Begriff zu ziehen ſeyn 79), 

Daß der 8.480 des erften Entwurfs hier und in dem 
revidirten Entwurf hinmeggelafien ift, und nur ale Pos 
Iizeivergehen $. 439 vorkommt, vermag ic nicht zu billigen. 
Auch bedaure ich, daß meinem weiten Antrage Hinfichtlich 
des Mißbrauchs fremder Familien Namen durch pfeudos 
nyme Berfaffer fchlechter und gefährlicher Werke 79%) Feine 
Berädfihtigung gemährt worden iſt, obgleich die Revifion 
fonft auch in dieſem Titel 199), wie durchgängig, meinen Erinne: 
Lungen einer mich ehrenden Aufmerffamfeit gewürdigt hat. 
Sch habe diefen Gegenftand feitdem ausführlicher an einem 
andern Orte erdrtert 19), und erlaube mir denfelben der 
Beachtung zu empfehlen. 


Ein und zwanzigfter Titel. 
u Bankerott. 


Allerdings kommen auch bei dieſer Handlung, ſofern 
fie Verbrechen iſt, die allgemeinen Grundſaͤtze des Straf: 
rechts zur Anmwendung. Aber die Grundlagen, welche, mie 
bei andern Gefegwidrigfeiten, durch thatfächliche Voraus: 
fegungen und Berhältniffe geboten werden, find hier nur 
mit Hülfe ſtaatswirthſchaftlicher und finanzieller Beſtimmun⸗ 
gen feſtzuſetzen, worüber bekanntlich eine große Verfchies 


100) Kritifche Betrachtungen ©. 485 fg. 
101) A a. D. ©. 487— 489. 
102) Revifion ©. 48 fg. 
103) Ueber den Mifbraud fremden Familiens Namens, in der 
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denheit der Meinungen herrſcht. Diefe äußert ſich unter 
anderm in Betreff der Srage, wer diefes. Verbrechens fchuls 
dig werden fünne, ob daffelbe als ein gemeines zu betrachten 
ſey (delictum commune), deffen Subjekt möglichermeife 
Jeder, der irgend in Verkehrsverhaͤltniſſen fteht, ſeyn 
koͤnne, oder als ein eignes Verbrechen (delictum proprium) 
des Gemwerbftandes, oder wohl nur der Kaufleute und foßs 
her Perfonen, welche Faufmäannifche Rechte haben. Nicht _ 
minder fehlt e8 an einer Webereinftimmung darüber, wo 
der Anfangspunft des Verbrechens (und zwar nicht blos 
als vollendeten, fondern auch als verfuchten) beginne, mit 
andern Worten, wo die Gränze des Strafbaren fey. Der ' 
neue Entwurf hat gleich dem vorigen, und mit Rücficht 
auf die von der Mehrzahl der Provinzial: Landtage ges 
äußerten Anfichten, im Wefentlihen die Grundfäge einer 
möglichften Befchränfung beibehalten. 

Einige Erinnerungen über die Feftftellung des That⸗ 
beftandes, insbefondere zu 8.481 des erften Entwurfs 1), 
fo wie über die Straffagungen in mehreren Faͤllen, die zu 
hoch zu feyn fchienen, haben jegt ihre Erledigung gefuns 
den 2), Was zu bemerfen wäre, betrifft weniger die 
ſtrafrechtliche Behandlung als ſolche, als vielmehr eben 
jene Vorausſetzungen, worüber Sachverſtaͤndige ein bes 
gründetereg Urtheil abgeben koͤnnen. 


Zwei und wanzigſter Titel. 
Strafbarer Eigennußt. 


Ueber. dieſe Bezeichnung, welche in andern Geſetz⸗ 
gebungen nicht, wohl aber in unferm Landrechte vorfommt, 
und 1 tiber. den, nur in der Weberfchrift aufgeſtellten Gattungs⸗ 


104) Meine Erit. Betrachtungen &. 490. 492. Reviſion S. 50.54- 
105) Motive ©. 83. 85. 
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begriff habe ich meine Anficht bereit8 vorgetragen 306), In 
der That ift der Eigennug — felbft in der Geftalt, wo 
ihn die Sitte mißbilligt — als folcher, und fo lange Je⸗ 
_ mand eben nur feinen eignen Nuten bezweckt, fey er dabei 
auch noch fo eifrig, nicht ſtrafbar, nicht ein Unrecht. 
Dies ift er erft, wenn er auf Koften Underer, auf unrechts 
lihem Wege u. f. w. gefördert wird; alsdann aber ift es 
eben diefe Handlung, die die Strafbarfeit begründet, wo⸗ 
bei der Eigennutz ald Motiv in Betracht fommt. Es 
möchte auch ſchwer feyn, theils einen umfaflenden Begriff 
des hier rubricieten Verbrechens aufzuftellen,, theild nach 
zumeifen, daß manche der hier angeführten Handlungen 
überhaupt, oder auch nur vorzugsmweife, unter den Ges 
fihtspunft des Eigennutzes gehören, wenn auch deren 
Ahndungswuͤrdigkeit feinem Zweifel unterliegt. So Fann 
gewiß das (verbotene) Spielen, von Geiten des Banks 
halters am meiften, und auch Anderer, zur Befriedigung 
eigennügiger Abfichten dienen: aber diefe ift fehr Häufig 
nicht der Beweggrund, fondern die Unterhaltung, das Ins 
terefje und die Spannung, den Wechfel des Glücks und 
des Zufalls zu beobachten u. f. w. 107, Der Grund dee 
gefenlihen Verbots war überall ein mehr politifcher, als 
das Bedürfnig, dem Cigennuge gegenüber zu treten. Ein 
Unrecht begehen, wenn fonft alles ehrlich zugeht, die Spicler 
gegeneinander felbft dann oder eben darum nicht, mo Jeder 
auf Koften des Andern zu gewinnen hofft. Betrug. Bd. 
des Banfhalters gehört unter einen andern Gefichtspunft. 
Die ftrafdare Verſchuldung der Spieler findet ftatt im Ver⸗ 
hältnig zu den Gefegen des Landes; und in fofern die Vers 
bote der f. g. Hazardfpiele wohl gerechtfertigt find, würde es 
nicht einmal nöthig feyn, wie $. 331 gefchieht, als ein 
106) Kritiſche Betrachtungen S. 45 fi. | 
107) X. a. O. ©. 501. N 
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Merkmal des Thatbeftandes aufzufiellen, daß „zur Befries 
digung der Gewinnfucht gefpielt werte” — ein Merkmal, 
auf deſſen Dafeyn geichloffen werden foll „nach den Vers 
hältniffen der fpielenden Perfonen, nach dem Einfage und 
nach den übrigen Umftänden.” 

Even fo möchte die $. 340 erwähnte Verlegung 
fremder Geheimniffe — melde der Tert felbft, 
im Gegenfag zu diefer viel umfaflenden Ueberfchrift,, bes 
fhränft auf die unbefugte Eröffnung verfiegels 
ter Briefe, oder anderer verfiegelterUrfunden — 
m ſchonend beurtheilt werden, falls fie nur dann ftrafbar 
feyn fol, wenn die Nichtswuͤrdigkeit aus Gewinnſucht bes 
gangen worden war. | 

Es möge mir verftattet feyn, gleich an diefen $. 340 
äinige Bemerkungen anzufnüpfen, mit dem Vorbehalt, zu 
den vorausgehenden Beftimmungen des Titels zuruͤckzu⸗ 
kehren. Man ficht hier das Bedenfliche der allgemeinen 
Rubrik, der Fein gefeglicher Gattungsbegriff entfpricht, 
unter welchen, wie fonft, andere nicht fpeciell aufgeführte 
Fälle von Strafwidrigfeiten zu ziehen wären. Und doch 
muß man von einem folchen ausgehen, um das Erforder⸗ 
niß der Gewinnfucht oder des Cigennußes aufzunehmen, 
weiches in dem Gefeg nicht genannt, aber ohne Zweifel ges 
meint it. Iſt dem fo, dann wird, wie gefagt, der wis 
derrechtlichen Brieferöffnung eine zu enge Graͤnze gefekt. 
Im entgegengefegten Falle würde die Handlung unter einen 
andern Gefichtspunft fallen, was Übrigens die Motive 108) 
nicht verfennen. Daß endlich, auch von den Verbrechen 
der Poftbeamten abgefehen ($. 396), eine unbefugte Ers 
öffnung ‚anderer verfiegelter Urkunden” in ganz anderer 
und fträflicher Abficht, als der Gewinnſucht, ftatt finden 
fönne, ift unzweifelhaft. Man darf annehnen, daß die 
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ſonſt durch die Beſchaffenheit der Handlung bedingten Grund⸗ 

ſaͤtze und die Anwendbarkeit der betreffenden Beſtimmungen 

unſeres Geſetzbuchs hier ſo wenig ausgeſchloſſen ſeyen, als 

eine Ahndung von Amtswegen in den Faͤllen, welche von 

„einem Antrage des Verlegten” nothwendig unabhängig die 
Ruͤckwirkung des Strafgefees fordern. 

Indem ich zu dem Anfang des Titels mich zuruͤckwende, 
glaube ich das, was über den Wucher $. 329 angeordnet 
ift, vertheidigen und die Richtigkeit der Ausführung in den 
Motiven gegen die von manchen Seiten ‚gemachten Aus; 
ftellungen wider die ftrafrechtliche Behandlung diefes Vers 
brechens ‚anerkennen zu muͤſſen. Wohl machen ſich auch 
hier jene Anfichten, die ihre Begründung in andern Ge 
bieten, als dem der Strafrechtswiſſenſchaft finden, geltend. 
Der Entwurf Hat daher mit Recht diefer vermwerflichen 
Handlung, in fofeen fie dem Strafgeſetz verfallen fol, 
enge Gränzen gefeßt; auch ift, wie in andern deutfchen 
Gefegbüchern, eine Reihe von ähnlichen Handlungen, wel⸗ 
che die Reichsgefege nach dem Standpunkt der ftaatswirths 
ſchaftlichen Bildung ihrer Zeit für ftrafbar erflären, jeßt 
nicht mehr erwähnt, Aber es ift nicht minder begründet, 
daß, fo lange ein gefeglicher Zinsfuß befteht und für 
nöthig erachtet wird, eine Weberfchreitung deflelben und 
eine Beeinträchtigung derer, die genöthigt find, ſich ohnehin 
harte Bedingungen gefallen zu laflen, dann wenigſtens nicht 
ſtraflos fey, und der Verlegte nicht huͤlflos gelaffen werden 
durfe, wenn der Druck in den widerrechtlihen Sormen oder 
Weiſen ausgeübt wird, welche hier als wucherliche bezeich⸗ 
net werden 109), 

Hierüber und über den fonftigen Inhalt des Titels 
beziehe ich mich auf meine früheren Bemerkungen, fo meit 
dieſe, nach den meiſt anzuerkennenden Abaͤnderungen, die 


109) Motivre ©. 86 fg. 


für die Preußiſchen Staaten. | 9 


der neue Entwurf enthaͤlt, noch in Betracht kommen 
koͤnnen 49). 


Drei und zwanzigſter Titel. 
Vermögensbeſchädigung. 


In den fruͤhern Entwürfen hieß es „Eigenthumss 
befhädigung”. Die jetzige Bezeichnung erſcheint für 
die ihr untergeſtellten Faͤlle zweckmaͤßiger, obgleich auch 
nicht erſchoͤpffend. Die $. 342 erwaͤhnten Gegenſtaͤnde 
teligiöfer Verehrung, die öffentlichen Denkmaͤler und Grabs 
mäler koͤnnen als Vermögens : Gegenftände nur in einem 
uneigentlichen Sinne betrachtet werden. Aber Bermögen 
sberhaupt ift hier wohl nicht gemeint, obſchon $. 343, 
der bier neu ift, und dadurch gerechtfertigt werden foll, 
„daß der Begriff des Betrugs auf die Täufchung In 
gewinnfüchtiger Abficht befchränft worden iſt“ 1) — 
für die entgegengefegte Anficht angeführt werden kann. 
Unter diefer Borausfegung ift denn auch der Begriff der 
Befhädigung, der im Berhältniß zu Sachen und 
außern Gegenftänden eine beftimmte, gefchichtlich wie ſprach⸗ 
lid begründete Bedeutung hat, hier erweitert. Gegen die 
firafrechtlihe Behandlung aber ift Fein erheblicher Einwand 
ju machen, wenn man auf diefe, mehr das Syſtem be: 
treffenden Abweichungen fein Gewicht legt. 

Der erfte Entwurf war hier, allerdings durch Mit: 
aufnahme der polizeilichen Verbote, ausführliber: der 
andere hatte nur einen $. (324) in Zufammenfaffung aller 
Kalle, die jegt durch Hervorhebung der ſchweren (8. 342) 
geſondert find. Denn der $. 325 enthielt nur eine pro⸗ 
zeffunle Beftimmung, welche einigermaßen verändert in 


110) Kritifche Betrachtungen ©. 496 fg. 
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6. 344 des neueften Entwurfs übergegangen iſt. Diefer 
bat, wie bemerft, durch Aufnahme des $. 343, über Vers 
mögensbefhädigung durch Täufhung, den Ge— 
fichtspunft erweitert. Allerdings nicht ganz im Einflange 
mit der über die Behandlung dieſes Verbrechens vorgelegten, 
und von den Ständen einftimmig bejahend beantworteten 
Frage, ob ftatt der im Landrecht hier als maaßgebend an: 
genommenen Ruͤckſicht auf das Motiv, mehr diejenige auf 
die Befchaffenheit der befchädigten Sache und deren Bes 
deutung für das Öffentliche Intereſſe über die Abftufungen 
‚der Strafe entfcheidend feyn folle ? 


Bier und zwanzigfter Titel. 
Gemeingefährlihde Verbrechen. 


Die Reihe der hier für ftrafbar erflärten Handlungen 
eröffnete im erften Entwurf $. 508 das Verbot der Eoa- 
fitionen der Arbeiter u. |. m. zur Erzwingung höhern Lohnes. 
Dies ift jegt hier mweggelaffen, und es ift, wie die Motive 
. bemerken: „über die gemeingefährlihen Verabredungen der 

Gemwerbetreibenden und, ihrer Arbeiter fchon in der Gewerbes 
- Drdnung das Erforderliche beftimmt” 112), | 

Den Titel eröffnet nun die unterlaffene Lieferung, mo 
die Strafe, nach dem Antrage der Stände, erheblich her: 
abgefegt ie 43), 

Der $. 346, Vergiftung von Brunnen, Waaren, 
ift nach den Vorgange anderer Geſetzgebungen hinzugekom⸗ 
men; der $. 347, über den Verkauf als ſchaͤdlich gefanns 
ter Gegenftände, aus dem früheren Entwurfe ($. 511) un: 
verändert übernommen worden. Beides erfcheint begrün: 
bet, auch das Strafmaaß ſowohl Hier, als’ bei den uͤbri⸗ 
gen $. 348 fg. erwähnten gemeingefährlichen Handlungen . 


— — — 


112) Motive ©. 93 fg. 
113) Meine Eritifchen Betrachtungen S. 512. 
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im richtigen Verhäftnig zu den fonftigen Straffagungen 
und zu den überhaupt in Betreff der entfprechenden Vers 
brechen, auf welche fih jene Handlungen zuruͤckfuͤhren 
taffen, befofgten Grundſaͤtzen. Dies gilt namentlich in Ans 
fehung der mehrmals wiederfehrenden , faft gleichlautenden 
Beſtimmungen über die Fahrläffigfeit ($. 346—-357. 365). 

Sine allgemeine Bemerkung möge dem Schluſſe diefes 
Titel® noch hinzugefügt werden. Die meiften der hier er> 
mähnten gemeingefährlichen Handlungen find von der Art, 
daß fie Verletzungen des Vermoͤgens, Eigen⸗ 
thums, fo wie der Perfonen, theils Gefundheitss 
fförungen, theild den Tod herbeiführen fönnen. Kür 
ein Strafſyſtem, welches die Stufenreihe der vermwirften 
Ahndungen, indem nothwendig ſowohl die objektive als 
die ſubjektive Seite der Handlung gewuͤrdigt werden muß, 
nach einem aus dieſer ſelbſt entlehnten Maaßſtabe und von 
einem beſtimmten Ausgangspunkte aus feſtzuſetzen hat, 
ergiebt ſich von ſelbſt die Folge, daß einerſeits der Cha⸗ 
rakter und Inhalt der Verletzung, z. B. an Sachen oder 
an Perſonen, in Betracht zu ziehen fey, andererfeits 
die dadurch an fich bedingte Strafe erhöht werten müffe 
durch die Eigenfchaft der Handlung als einer gemein: 
gefährlichen, und zwar nicht etwa deshalb, oder nur 
deshalb, weil diefer Gefahr aus politifben Gründen eine 
größere Gegenwirkung entgegentreten fell, fondern von 
Rechtswegen, nah dem Grundfage der Gerechtigkeit, 
weil, eine folche große und gemeine Gefahr, teren Gran: 
zen oft gar nicht im Voraus zu beſtimmen find, herbei: 
geführt zu haben, eine größere Schuld, ein fubjeftiv und 
objeftio größeres Unrecht ift, das dem Uebelthäter zur Laft 
fällt. Es ift den Korderungen der Gerechtigkeit völlig ent⸗ 
fprechend, wenn hier neuere Gefesgebungen, denen fich 
unfere früheren Entroürfe, fo wie der jegt vorliegende ans 
fliegen, bei Androhung einer Strafe dem vihtrlihen 
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Ermeffen den gehörigen Raum geben, um diefelbe in der 
Anwendung in einem dem befondern Kalle entfprechenden 
Grade feftiegen zu koͤnnen; wenn fie ferner den Fall hervor; 
heben, wo der Tod einer oder mehrerer Perfonen herbei: 
geführt wurde. Zwar find auch hier die allgemeinen Grund: 
füge entfcheidend, aber es ift nicht eine Abweichung von 
denfelben , fondern nur eine durch den Geſetzgeber unmittes 
bar erfolgende Anwendung derfelben , wenn er, je nachdem 
jener Erfolg vorfäglich oder fahrläffig herbeigeführt: wurde, 
. hiefür eine eigene, d. bh. nach der Würdigung des conere⸗ 
ten Falles Raum geftattende, Strafbeftimmung ergehen läßt. . 
Dies erfcheint um fo mehr gerechtfertigt, als bei todess 
mirdigen Verbrechen, und beftimmter, ald da, mo 
die Todesftrafe verhängt werden foll und muß, eine 
ausdrückliche gefegliche Vorſchrift unerläßlich ift, und der 
richterlichen Willführ nichts anheimgeftellt bleiben darf. 
Diefe Geundfäge finden im Entwurfe im Allgemeinen 
ihre Beftätigung: aber ich zmeifle, ob fie im Einzelnen 
ganz folgerichtig zur Anwendung gebracht feyen. Zunächft 
ift vorauszufchichen, daß die vorhin erwähnten Beftimmun: 
gen über die Fahrlaͤſſigkeit ſich nicht auf den legten 
Erfolg, fondern auf Die nächften beziehen, daß 3. B. 
fahrläffige Vergiftung, Verbreitung anftecfender Kranf: 
‚heiten, Seuchen verurfacht feyen, wo dann weiter der ent: 
ftandene Schaden in Betracht fommt. Es tritt aber ein 
anderer Gefichtspunft ein, in fofern bei vorfäglicher 
Vornahme der gemeingefährlihen Handlung, deren nächfter 
Erfolg eben diefer ift, daß fie in die Wirflichfeit getreten 
ift, 3. B. die Brandftiftung, Ueberſchwemmung, nun aber 
erft die Srage entfteht, wie der weitere Erfolg, 3. B. der 
eingetretene Tod einer Perfon, dem Handelnden zuzu⸗ 
vechnen ſey. Es kann, mad oben Gegenftand des Be: 
weifes und nicht einer Vermuthung ift, der beftimmte Vor _ 
ſatz auf die Bewirfung des Lebensverluftes gerichtet geweſen 
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feon: Hier ift die Strafe des Mordes gefordert. Diefen 
Fall hat $. 350 hervorgehoben, welcher auf gemeingefäht: 
liche Zerftörung oder Beichädigung, „wenn dadurch ein 
Menſch das Leben verliert”, Strafarbeit oder Zuchthaus 
von fünf bis funfzehn Jahren feßt, und danach weiter ver- 
prdnet: „Iſt jedoch, in diefem legtern Kalle, der Tod . 
eines Menfhen beabfihbtigt worden, fo foll die 
Strafe des Mordes eintreten.” Kur die Fälle, wo der 
Tod nicht Zweck der Handlung war, wie auch in dem hier 
$. 350 zuerft erwähnten, der mit höchftens funfzehn Jah: 
ren Zuchthaus gebüßt werden fol — läßt ſich nicht bloße 
Sahrläffigkeit annehmen, fondern es ift, bei der Vorauss 
ſichtlichkeit des tödtlichen Erfolgs, mindeftens f. 9. even- 
tuellee Dolus vorhanden, der nicht milder wie der bes 
ſtimmte zu beurtheilen feyn dürfte Doch gebietet die 
möglichfte Befchränfung der Zodeöftrafe, allerdings diefe 
nur für eigentlichen errwiefenen Mord anzuwenden, nicht für 
andere an diefen angränzende Handlungen. Unſer Entwurf 
läßt 6.346 bei der gemeingefährlichen Vergiftung oder dem 
wißfentlichen Verkauf vergifteter oder mit lebensgefährlichen 
Subftanzen vermifchter Waaren, wenn in Folge hievon 
ein Menfch das Leben verliert, die Todesftrafe eintreten, 
ohne diesmal das Erfordernig der Abficht aufzuftellen. Man 
tönnte dies durch die zu allen Zeiten vorgefommene und 
wohlbegründete befondere Behandlung des felbft fo viele Eis 
genthümlichfeiten darbietenden Verbrechens der Vergiftung 
rechtfertigen. Aehnlich bei der verurfachten Strandung 
und bei Freveln in Beziehung auf die Seuerzeichen für Schif⸗ 
fer $. 351. 353, fowie bei der Ueberſchwemmung $. 354, 
und bei der Brandftiftung $. 358. So wenig ich nun, 
namentlich wo es fih von der Todesftrafe handelt, für 
eine Erweiterung der Anwendungen bin, welche unfer Ent: 
wurf von derfelben macht, fo vermag ich Doch nicht es für 
gerechtfertigt zu halten, daß bald der eventuelle Dokus für 
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hinreichend erflärt wird, um jene Strafe für verdient aus⸗ 
zufprechen, bald wieder nicht, fondern das Erfordernig 
einer auf Hervorbringung des Lebensverluftes gerichteten 
Abſicht aufgeftellt wird. Hiezu fommt, daß in dieſem 
Kalle ($. 350) nach allgemeinem Rechte ein ftrenger Beweis 
. der Abficht nothwendig ift, während in den andern Sällen 
e8 darauf gar nicht anfommt, wenn nur überhaupt feft: 
feeht, daß, die gemeingefährliche Handlung vorfäglich vors 
genommen worden war. Und eine Abweichung nach der 
andern Seite hin ift e8, daß nach $. 356 bei vorfäglicher 
Verurfahung einer Ueberſchwemmung, wenn die (nächfte) 
Abfiht nur war, das Eigenthum vor Befahr zu 
fhügen, „auf Todesftrafe felbft dann nit ers 
fannt werden darf, wenn ein Menfb das 
Leben verloren bat.” Im VBorbeigehen bemerft 
finde ih bier das Minimum, zweijährige Strafarbeit, 
unverhältnigmäßig gering, und die Faſſung (jener Vor⸗ 
behalt — es darf felbft dann nicht erkannt 
werdem)der ernften Sprache des Geſetzes nicht angemeffen. 
Iſt aber hier, wie in den andern Faͤllen, die Gefahr für 
das Leben Anderer dem Handelnden befannt geweien, oder 
Eonnte fie ihm bei pflichtmäßiger Ueberlegung nicht unbes 
fannt feyn, d. h. alfo, find hier die Vorausfegungen die 
nämlichen, wie in jenen andern Fällen, wo der Entwurf 
die Bewirkung auch des nicht beabfichtigten tödtlichen Er⸗ 
folgs für todeswuͤrdig erfläct, fo vermag ich es nicht zu 
billigen, wenn hier dee Abficht fein Eigenthum zu 
fihern, — felbft bei einer fo empörenden Rückfichtslofigs 
keit, daß das Leben eines Menfchen dabei Preis gegeben 
wird — ein folder Einfluß auf die Beurtheilung der fonft 
fuͤr todeswuͤrdig erflärten Handlung eingeräumt wird. 

Wo eine Tödtung durch Vorſatz (mie fich diefer auch 
geftalte) herbeigeführt ift, in den Fällen, die wie hier bes 
trachten., da ift Mord vorhanden; denn bon Der den 
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Todtſchlag charakterifirenden Gemüthsaufregung fann hier 
nicht die Rede feyn: wo nicht — fo unterliegt die Hand: 
lung einer andern Beurtheilung. Meder vermag tie 
an fih nicht todeöwürdige Handlung, auch wenn fie 
die Urfache des Berluftes eined Menfchenlebens ift, durch 
einen binzutretenden' Umfland, die gemeine Gefahr — 
die Eigenfchaft einer folchen zu erhalten, noch kann ums. 
gekehrt, wenn diefe lebte vorhanden ift, fie durch die Abs 
fiht fein Eigenthum zu fichern wieder aufgehoben werden. 

Sh muß bier meine frühern Bemerkungen wie: 
berholter Prüfung empfehlen 119). 


Fünfundzwanzigfter Titel. 


Anmaßung, Erfhleichung, oder gefeswidrige 
Uebertragung eines Amtes. 


Die in dem erflen Entwurfe $. 579 aufgeftellte 
Strafbefiimmung megen Anmaßung eines Öffentlichen 
Amts oder eigenmächtiger Unternehmung folcher Hands 
lungen, die nur in Kraft eines öffentlichen Amts 
vorgenommen werben dürfen, ift jebt $. 367 auch 
auf geiftliche Amtshandlungen ausgedehnt, während 
früher ein eigner $. (580) hievon handelte, was gebilligt 
werden muß, zugleih aber eine Zeflftelung gemiffer 
Sränzen für die Anwendung erfordert, die das Straf: 
gefe in folcher abitraft allgemeinen Faſſung voraus: 
ſetzen darf. 

Auf meine Bemerkung, daß die Beltinmung des 
zweiten Abſatzes von $. 367, welche wörtlich beibehalten 
it, „wenn dadurch dem Staate oder einem Einzelnen 
ein Rachtheil zugefügt worden, auf Strafarbeit bis zu 
zwei Jahren erkannt werden koͤnne“, möglicherweife nicht 
audreiche, falls ein fo beträchtlicher Rachtheil entftanden 


114) Kritifche Betrachtungen ©. 51F fg. Reviſion C. 76. Mos 
tive ©. 93 of: 
Archiv d. Er. R. 1848. I, @t. & 
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wäre, welcher eine größere Gegenwirkung erforderte"), 
ift erwiedert, daß die Grundfäße der Concurrenz nicht 
ausgefchloffen ſeyen 116), wodurd fi jene dem Inhalt 
nach erledigt; in formeller Hinficht follen folche Vorbe— 
halte möglichft vermieden werden; und ich koͤnnte mid 
hiemit einverftanden erklären wenn ich verfichert wäre, daß 
eine mögliche entgegengefeßte wörtliche Auslegung nicht zu 
- einem ber Gerechtigkeit widerfprechenden Ergebniffe führe. 
Der $. 369 fg. handelt von- dem „Mißbrauch. des 
Rechts zur Ernennung oder Wahl von Beamten oder 
Repräfentanten”. Neben den firafrechtlihen Beſtim⸗ 


mungen kommen bier mehrere vor, die, wie ich ſchon 


bei Gelegenheit des erften Entwurfes geglaubt hatte ers 
innern zu müffen, nicht dem Gebiet des Strafrechts 
angehören 117). Ich muß dies um fo mehr wiederholt 
. erinnern, als bier theild nicht überall eine Strafe ent: 
halten ift, fondern nur eine nothwendige Folge da: 
von, daß zur Strafe dem Sculdigen fein Necht zur 
Ernennung, Wahlen u. f. w. entzogen ift, wo denn 
natürlid) ein Erfag im öffentlichen Intereffe ſtatt fin- 
den muß, theildö, was damit zufammenhängt, Dies 
ein Gegenfland der Fürforge und Beranftaltung der 
Berwaltungsbehörde ift, wobei der Strafrichter nicht 
weiter mitzuwirken hat. Ed mag ald Strafbeflimmung 
bier feine Stelle finden, daß: „auf die Dauer feiner 
(d. h. des Schuldigen) Befibzeit die Ausübung des 
Rechts durch den Staat zu führen fey, und die damit 


verbundenen Laften und Koften aus dem Vermögen bes 


Verurtheilten zu beftreiten feyen” (oder fürzer: daß die 
Ausübung — durch den Staat auf Koften des Schul: 
digen — Eu führen fey). Indem er der Berurtheilte 


115) Rritifche gerahtungen E. 527. 
116) Revifion S 
117) Kritifche Betrachtungen ©. 529. nt 
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it, fo tritt jene Ausführung unzweifelhaft ald Folge 
der ſchon ausgefprochenen Verurtheilung ein. Aber fchon 
die nächte. Verfügung, daß tie Ernennung ungültig fey, 
und dad Necht zur Wiederbefegung bed Amts auf bie 
vorgefegte Behörde übergehe, gehört im zweiten Sage 
nicht hieher, und im erften ift fie eigentlich Feine Strafe, 
weder für den, der fein Ernennungsrecht vorfchrifts: 
wibrig ‘gebraucht hat, noch für den, der folchergeftalt 
ernannt worden if. In noch höherm Grabe. gilt dies 
von den adminiftrativen Beflimmungen des $. 370 über. 
die Verletzung der Vorfchriften bei der Wahl von Stände 
oder Gemeinde: Abgeordneten, und über das weiter zu 
beobachtenbe Verfahren, um orönungsmäßige Wahlen 
herbeizufuͤhren. 


Sechs und zwanzigſter Titel. 
Verbrechen der Beamten. 

Neben andern Schwierigkeiten, welche hier ſich er⸗ 
geben, tritt insbefondere diejenige einer gehörigen, fowohl 
rechtlich begründeten ald durch die Ruͤckſichten auf dag 
Amtöverhältniß und die Würde ded Amts, nach der 
adminiftrativen Seite bedingten Begränzung ber Fälle, 
die ald Verbrechen und nach den Grundfäßen des Straf: 
rechts, fomit auch des entfprechenden Strafverfahreng, 
und diejenigen, die ald Ordnungswidrigkeiten im Diss 
ciplinarwege zu ahnden find. Die Motive feken das 
Berhältniß der Anordnungen des Entwurf zu denen 
des Gefebes vom 29. März 1844, und dieſes legtere 
zu dem Landrechte — (was fih vielmehr mit Beſei— 
tigung der Landrechtlihen Beflimmungen anders geſtal⸗ 
ten wird) auseinander. In das Strafgeſetzbuch ſollen 
nur die Dienſtvergehen als Amtsverbrechen aufgenom⸗ 
men und hiernach zum gerichtlichen Verfahren verwieſen 
werten, welche in ten Geſetzen mit Caſſation über 
6? | 
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Amtdentfeßung bedroht: werden, — eine freilich nur 
formelle Beftimmung, wo man im alle des Zweifels, 
ober bei Beantwortung der Frage, welche Verbrechen 
folhe ihrem Wefen und den gegebenen BBerhältniffen 
nach feven, die Löfung von einem andern Princip aus 
fuhen muß. ine erfchöpfende Aufzählung 'ift bedenk⸗ 
lich und kaum zu erreihen, und doch ſcheint diefelbe 
durch alle Ruͤckſichten, bie hier eintreten, geboten. Eine 
ergänzende allgemeine Beflimmung würde vielleicht ben 
Korderungen genügen, — man hat jedoch Anftand genom: 
men eine folche zu treffen: „in Ermangelung derfelben — 
muß freilih um fo mehr eine Vollſtaͤndigkeit der ein: 
zelnen Vorfchriften erftrebt werben ” 118); doch hatman nur 
eine neue Strafbeftimmung aufzunehmen für nöthig 
erachtet, naͤmlich über Nöthigung durch Mißs 
brauch des Amts, 9.379, wogegen eine andere über 
Verkürzung der Kaffen bei Veranlagung der Abgaben 
($. 606 des erften Entwurfs‘) 119) auögefchieden ift. 

Eine Hauptabweihung von dem frühern Entwurf 
binfichtlich des Strafſyſtems befteht darin, daß die De: 
gradation ald Strafart gänzlich aufgegeben if. Im 
Webrigen ift wenig abgeändert, was den Inhalt und 
Thatbeftand der Amtöverbrechen betrifft: „die Abwels 
dungen ded gegenwärtigen Entwurf bezweden meiften: 
- theils nur größere Klarheit und Beflimmtheit”. Dies 
iſt anzuerkennen. 

Die folgende Betrachtung wird ſich daher gleich 
falls engere Graͤnzen feßen dürfen, indem ed fir dieſe 
jest nicht weiter auf die Erörterung der Gränzen zwi: 
fen eigentlichen Amtöverbrechen und Disciplinarverge: 
hen antommt. Die Anfichten find, und zum Theil aus 


118) &o heißt es in den Motiven S. 100. 
119) Kritifche Betrachtungen ©. 542. 
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ntgegengefeßten Gründen, darüber fehr verfchieden, ob 
ie Zorderung dahin gehe, das Gebiet ded Strafrecht 
ichen auch hier möglichft zu befchränten, wo dann folge 
yeife dem Diöciplinarverfahren eine fehr große Ausdeh⸗ 
ung gegeben werden muß, ober ob, indem man bie 
here Semwährleiftung in der.ftrafrechtlichen Verfahrungs⸗ 
veife findet, diefem mehrere Faͤlle zugewiefen werden 
ollen 129), | 

Der $. 373, dem zufolge, wie früher, die Verletzung 
er Pflicht ded Gehorſams in Amtöverhältniffen, in Con⸗ 
nerenz mit Thätlichfeiten gegen den Vorgeſetzten, außer 
ee durch die lebten verwirften Strafe die Amtsentſetzung 
ach fich zieht, hat jekt den Zufaß erhalten, daß „un: 
w beſonders mildernden Umftänden ftatt der 
mitöentfegung auf Gefängniß bis zu ſechs Monaten 
ckannt werden fünne” Die Motive 12) fagen „mil: 
ernde Umftände” und es fcheint daher auf den Aus 
mE beſonders mildernde Umftände, den das Gefek 
raucht, und der wohl beffer wegfiele, nicht ein folches 
jewicht gelegt zu werben, wie etwa auf circonstances 
Kenuantes und 'tres attenuantes. — Der Betrach⸗ 
ing bietet fich hier zweierlei dar. Wenn man zugiebt, 
6 mildernde Umftände für wirflihe SInfubordination, 
sch dazu verbunden mit Zhätlichkeiten gegen ben Amt; 
zorgeſetzten, eintreten können, fo dürfte einfach das, 
as nad) dem frengen Sprachgebraudhe nicht ein eigner 
dilderungsgrund iſt, fondern vielmehr eine geringere 
tufe der Strafbarfeit, unmittelbar -in die Straffagung 
ıfgenommen und bdiefe fo beftimmt werden, daß Ge 
ngniß die orbentlihe Strafe wäre, und Entfeßung 





120) Kritiſche Betrachtungen ©. 529 fg. vgl. mit der Revifion 
©. 101 fg. 
121) Metive ©. 100. 
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die daneben ober allein zuzuerfennende hoͤchſte. Ser: 
ner befommt es hier den Anfchein, als wenn die 
Thärlichkeit der wichtigfte Erfchwerungsgrund wäre, und 
dies ift auch wohl die Meinung, indem einfachem Uns 
gehorfam meift im Disciplinarwege mit hinlanglichem 
Nachdruck wird begegnet werden koͤnnen. Allein es ift 
nicht zu überfehen, daß ber Ungehorfam je nach dem 
Verhaͤltniß, wo er fatt findet, wo der Beamte nicht - 
thut oder ausführt, was ihm innerhalb der Gränze der 
Amtöpflicht geboten wird, oder wo er einem verfaffungd: 
mäßigen Verbote des Vorgeſetzten zumiderhandelt, auch 
noch einen beflimmten Inhalt habe, wonach er zu 
beurtbeilen ifl, und einen Charakter fchwerer Strafbar⸗ 
feit annehmen, auch wohl in ein anderes Verbrechen - 
übergehen kann. Fuͤr diefen legten Fall werden dann 
wieder die Grundfäge der Concurrenz zur Anwendung 
tommen. 8 ift möglich, daß dagegen die Thaͤtlichkeiten 
fehr in den Dintergrund treten. Sollte es überhaupt 
nicht rathfam feyn, flatt der Verbindung von Ungehor: 
fam und von Thätlichkeiten als (mwillführlich, aber nicht 
nothwendig vereinigten) Merkmale eines Verbrechens — 
vielmehr jene beiden zu fondern, und auch den Ungehor: 
fam, wo er nicht blod der Disciplinarrüge verfallen 
‚darf, felbftftändig hervorzuheben, um zugleich bemerklich 
zu machen, daß diefer fchon an fih, und mit Ruͤckficht 
‚ auf den weiten Inhalt, unter Umftänden ein fo ſchwe⸗ 
red Verſchulden begründen koͤnne, daß ed nicht erft des 
Hinzutritts der Thätlichkeiten bedürfe, um ed in feiner 
ganzen Strafbarkeit erfcheinen zu laſſen? Fur die da: 
mit verbundenen Zhätlichkeiten würde die Kegel über 
dad Zufammentreffen ausreichen. 

Vebrigens glaube ich zwar nicht, darauf ein bes 
fondered Gewicht Iegen zu follen, daß der Entwurf $. 373 
die Snjubordination (fo lautet die Weberfchrift ) 
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ur Hauptſache macht, und von dem Falle fpricht, wo 
ih ein’ Beamter „gegen einen Vorgefebten ungehorfam 
yezeigt, und fih dabei einer Thätlichfeit gegen den⸗ 
elben ſchuldig macht”, während die Motive (a. a. O.) 
ımgefehrt fageri: „bei der mit Thätlichfeiten verbundenen 
Infubordination”, wo dieſe erften als das vornehmlich, 
rfhwerende Moment erfcheinen, — aber, wenn man 
ie Sache genau nimmt, fo ift dies doch nicht daſſelbe, 
ınd es ließe fi) wohl ein praftifcher Unterfchied auf: 
eigen. 

Sn $. 374 iſt, bei der Verletzung ber Pflicht, das 
(mtögeheimniß zu bewahren 122), die früher alternativ 
edrohte Zuchthausftrafe mit Recht hinweggelaflen. Ebenfo 
ſt die Ausdehnung auf entlaffene Beamte gerechtfertigt, 
a dieſelben Gründe, aus welchen jene Pflicht den Be⸗ 
mten obliegt, auch nach der Entlaffung fortdauern 
Önnen. 

Gegen den $. 375, mit der Ueberfchrift: „Be: 
echung“, habe ich eine mehr formelle Erinnerung. 
yenn was den Inhalt betrifft, fo find mehrere Vers 
efferungen gegen die Faſſung der entfprechenden $$. 589 fg. 
es frühern Entwurfs nicht zu verfennen!®#). Es heißt 
amlih: „Beamte, welhe für eine Handlung ober 
nterlaffung, die eine Verlegung ihrer amtlichen 
flichten enthält, Sefchenfe oder andere Vortheile ans 
‚hmen —”. Der Gedanke iſt aber, daß nicht blos 
ir die Handlung oder Unterlaffung, fondern überhaupt 
ı Beziehung auf diefelbe — die Annahme eines 
efchenfes u.f.w. bei Strafe verboten feyn fol. Jener 


122) Meine Eritifchen Betrachtungen ©. 535 u. Note 432. Res 
vifion ©. 106. Motive S, 101. 

138) Revifion ©. 107 fg.; meine Eritifchen Betrachtungen ©. 536; 
Motive ©. 101. 
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Ausdrud könnte zu der Meinung Anlaß geben, als fey 
das Verbrechen erft dann vorhanden, wenn jene ver: 
fprochene Pflichtwidrigkeit wirflih begangen fey., Ja 
der Nachfag „zur Anwendung diefer Strafe ift nicht 
erforderlich, daß die verfprochene Pflichtwidrigkeit wirk⸗ 
li) begangen worden ift” unterflugt genau genommen 
jene Auslegung, indem er faft eine fonft ſich nicht von 
felbft verftehende, wenigſtens nicht aus den Gefebeswor: 
ten hervorgehende, Beflimmung binzufügt. 

Ohnedies ift die Frage, wann die „Anwendung 
biefer Strafe” d. h. deren richterliche Verhaͤngung 
ftatt finden folle, die zweite, — während die erfte, die 
faktifche Grundlage, für den techtlichen Schluß vielmehr 
diefe ifl, wann das Verbrechen vorhanden fev. In dem 
repidirten Entwurf fcheint die Faffung $. 371: „Zur 
Vollendung des Verbrechens ift nicht erforderlich, daß 
die verfprochene Pflichtwidrigfeit wirklich begangen ift”, 
— vorzüglicher, und dürfte wieder aufzunehmen, eben 
aber, um den Zufammenhang herzuftellen und fofort 
die Regel fo zu beflimmen, daß fie einer Erläuterung 
fo wenig wie einer Ausnahme bedarf, zu feben feyn: 
in Beziehung auf eine Handlung, flatt für eine 
Handlung. | 

Der $. 377, welcher die Strafe desjenigen anords 
net, der einen Beamten durch Anerbieten oder Gewaͤh⸗ 
ren von Vortheilen zu «iner das Amtöverhältniß betref: 
fenden Handlung (eine nicht recht deutliche Faſſung) 
zu beflimmen fucht, hat zwar im Zufammenhang des 
Ganzen feine Rechtfertigung, paßt aber doch nicht un: 
ter die Rubrik des Titeld: „Verbrechen der Beamten”, 
und es wird bei dem Beltehenden oder fonft wiederrecht: 
lih auf den Beamten Einwirkfenden dieſes ‚, Unterneh: 
men” an fi), und nach der noch befonders hervoraeho: 
benen „Abſicht“ wmeift unter einen andern Geſichtspunkt 
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fallen. Nach diefem und dem concreten Inhalt würde 
dann auch die gerechte Strafe zu bemeffen feyn: wos 
gegen die bier abſtrakt aufgeftellte, für manche Fälle, 
feibft im Minimum zu hoch erfcheinen dürfte, da ohne 
Zweifel die Vollendung des Verbrechens nicht davon abs 
hängen fol, od es gelungen fey, den Beamten zu der 
Miderrechtlichkeit zu beflimmen, und ob diefe felbft be 
gangen worden fey, indem es allgemein heißt: „zu 
einer Handlung u. f. w. zu beftimmen fuhrt”, und: 
„ist zugleih die Handlung oder Unterlaffung, wozu 
der Beamte beftimmt werden follte”. Se mehr 
hier im concreten Falle eine Reihe von Umftänden, bie 
dad Verbrechen näher charakterifiren, in Betracht kommt, 
je mehr die Gerechtigkeit, fo wie der innere Zuſammen⸗ 
bang des Geſetzbuchs es gebieten, für foldhe befondere 
Geftaltung den gehörigen freien Raum der Beurtheilung 
zu laffen, und eine Uebereinſtimmung der Gefege unter 
einänder auch für die Anwendung möglich) zu machen, 
um fo bedenklicher erfcheinen folche allgemeine Beftim: . 
mungen, wie fie unter andern auch $. 377 aufftellt. 
Der $. 378, über die im Amt verübten SInjurien, 
enthält eine zweckmaͤßige Abänderung des frühern $. 592, 
indem deſſen zweiter und dritter Saß, deren Inhalt daß 
Berfahren betraf, jetzt hinmeggelaflen find !*), Mas 
die im Amt (und wie die Motive1?®) naher erläutern, 
durh Mißbrauch des Amts) veruͤbten Beleidigungen 
betrifft, welche unter befonderd erfchwerenden Umftanden, 
aufer der durch diefe begründeten Strafe, die Amtsent: 
fegung nach fich ziehen folle, fo wird man wohl Injurie, 
Ehrenverlegung in einer engern Bedeutung nehmen müf: 
fen, und die erfchwerenden Umftände nicht in der Be: 


124) Meine Eritifchen Betrachtungen ©. 537 u. Note 437. 
185) Motive ©. 101. 
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leidigung an fih zu fuchen haben — denn dies Fommt 
bei der Strafzumeffung in Betracht. Außerdem Fönnte 
die Amtsentfegung eine zu harte Strafe feyn. Ber: 
langt man auf der einen Seite, daß der Beamte nicht 
bie, Rücfichten außer Augen feße, welche er Andern 
felbft da fchuldig ift, und recht eigentlih wo er mit 
einer Autorität auftritt, die ihre Schranke nicht weni: 
ger in der Sitte, ald im Gefeß haben muß, fo wird 
man auf der andern Eeite auch nicht jede Handlung, 
die fonft ald Beleidigung gelten kann und die in diefer 
Eigenfchaft hinlänglich nach den allgemeinen Grundfäßen 
geahndet zu werden vermag, mit dem Verluft de Amts 
ſtrafen dürfen. Aber bei der Möglichkeit einer, für An- 
dere unerträglichen Gewohnheit, der man begegnen muß, 
fheint es gerechtfertigt, die Wiederholung bes in 
8. 378 vorgefehenen Verbrechens mit der Amtsentfegung 
zu bedrohen. 

Die bereits erwähnte Aufnahme des $. 379 über 
Nöthigung (öffentliche Concuffion u. f.w.) iſt zu bil: 
ligen, und auch das Strafmaaß — im Marimum drei 
Sahre Strafarbeit, neben der unter Umftänden auszu: 
fprechenden Amtsentſetzung — wenigftend dann nicht zu 
boy, wenn dadurch jede andere Strafe und Zumeffung 
ausgefchloffen feyn fol, welche durch die erneuerte Ge: 
flalt des Falles begründet wäre. Sch habe über dieſe 
Punkte früher eine Bemerfung gemacht, auf die ich mid) 
beziehe. 

Unter der Beſtimmung uͤber Mißbrauch der 
Amtsgewalt in Strafſachen ($. 381 fg.) erſcheint 
die des 6. 383 gegen bie entſprechende bed $. 596 im 
erſten Entwurfe jest (und in $. 379 des revidirten Ent: 
wurfs) theilweife verbeſſert. Naͤmlich in fo fern, als 
die Strafe wegen Anwendung von Zwangdmitteln einen 
Richter nicht blos in dem Falle treffen fol, wenn er 


- 
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von einem Angefhuldigten ein Geftändniß er: 
‚preflen will, fondern überhaupt, wenn er — dur An: 
wendung von Zwangsmitteln Seftändniffe oder Au: 
fagen zu erprefien ſucht; wodurch ſich meine gemachte 
Erinnerung erledigt 17%. Die Strafe ift erhöht worden 
wegen der Schwere des Verbrechens. Anfangs hieß ed: 
Sefängniß oder Strafarbeit bis zu fünf Sahren, und 
nad Umftänden zugleih Amtsentſetzung. Jetzt heißt 
es: „Caſſation oder Amtsentfeßung und zugleich 
Strafarbeit oder Zuchthaus bid zu fünf Jahren. Man 
wird daraus auch fchließen dürfen, daß die, an die Stelle _ 
der früheren Wortfaffung: „Ein Richter, welcher — 
Zwangsmittel anwendet — ift zu beftrafen”, jetzt be: 
liebte Faſſung: „Ein Richter, welcher durch Anwen: 
dung von Zwangsmitteln — die Pflichten feines 
Amts verlegt, ift — zu beftrafen” — nicht etwa 
den Sinn haben folle, darauf hinzudeuten, daB ed aud) 
Fälle geben könnte, wo durch folche Anwendung von 
Zwangsmitteln die Pflichten des Amts nicht verlegt 
würden. ber die eritere Faſſung ift einfacher, deut: 
licher, und entfpricht auch derjenigen der übrigen $6$. über 
die Berbrechen der Beamten, bei denen nicht für nöthig 
gehalten worden ift, überall hinzuzufegen, daß durch fie 
den Amtöpflishten entgegengehandelt werde. — In Be: 
treff des Nachſatzes und Vorbehalts, demzufolge „unter 
befonderö mildernden Umftänden auf Gefangniß, oder 
auf Geldbuße bis zu fünfhundert Zhalern erkannt wer: 
den- fann” muß ich nochmals auf meine Gegenbemer: 
tung ?”) zurückkommen, welche auch die Revifion 1?#) für 
nicht unrichig erklaͤrt hat. 


126) Meine kritiſchen Betrachtungen S. 540, Reviſion S. 110. 
Motipe S. 102. 

127) Kritifche Betrachtungen ©. 539 fg. 

128) Aevifion ©. 110, 
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In den Beflimmungen der $$. 384. 385 finde ich 
ein Mißverhältniß. Ich bin genöthigt hier etwas aus: 
führliher mich auszufprechen, um den Gegenftand der 
weitern Prüfung nahezulegen. 

. Der 6. 38+ lautet: 
„Ein Richter, welcher wiſſentlich entweder einen Unfchuls 
digen zu einer Strafe, oder einen Schuldigen zu einer 
bärtern ald der gefeglichen Strafe verurtheilt, oder ges - 
gen einen WBerurtheilten eine härtere als bie erkannte 
Strafe vollftreden laßt, ift mit Caffation und mit Zucht: 
haus bis zu zwanzig Sahren zu betrafen.” 

Der $. 385 verfügt: 

„Ein Richter welcher wiffentlih, ohne rechtöfräftige Vers’ 
urtheilung eine Strafe vollftreden laßt, die an ſich gar 
nicht oder nicht in dem Maaße, wie fie vollftredt wird, 

begründet ift, foll mit Gaffation oder mit Zuchthaus 
biß zu zehn Sahren beftraft werden.” 

„If im Fall einer folchen wiffentlich, ohne rechts⸗ 
fräftiged Urtheil vollftrecften Strafe diefe Strafe geſetz⸗ 
lih begründet, fo fol auf Amts:Entfeßung erkannt 
werden.” 

Zupörderft fcheint mir, würde der zweite Kal des 
$. 384 — „eine härtere ald die erfannte Strafe voll: 
fireden laͤßt“ feine Stelle beffer in $. 385 erhalten, 
wo grade von der ungerechtfertigten Vollſtreckung bie 
Rede iſt; es würde dann der Gegenfaß zu $. 384, wel: 
cher von wiffentliher falfher Verurtheilung han— 
delt, beflimmter hervortreten. Demnädft wird $. 384 
die Verurtheilung eined Unfchuldigen, oder haͤr⸗ 
tere Verurtheilung eined nicht in dem Grade vor 
den Geſetz Schuldigen, mit einer Freiheitsſtrafe bedroht, 
Die grade noch einmal fo hoch ift, ald die, welche nach 
. 385 den Richter treffen folle,, wenn er unter glei: 
cher Vorausfegung eine nicht verdiente, nicht begründete, 


für die Preußifchen Staaten. 109 


nicht rechtöfräftig zuerfannte Strafe wirklich vol; 
fireden läßt. - Dort ift das Marimum zwanzig, 
bier zehn Jahre Zuchthaus. Iſt ed denn, da doch der 
objective - Maaßſtab auch nothwendig beachtet werben 
muß, weniger, ein unverdientes Strafübel wirklih zu: 
zufügen, eine nicht rechtöfräftig erfannte Strafe wirk: 
lich in Anwendung zu bringen, als folde nur erfi 
durh ein (ungerechted) Urtheil auszuſprechen? 
Man möchte eher das Umgekehrte annehmen. Gegen 
jenes falfche Urtheil giebt es noch Mittekz es ift noch 
nicht zur Vollziehung gekommen — das Uebel ift nad 
der objectiven Seite geringer. Wäre das fraglihe Ur- 
theil nicht daS der lebten Inſtanz, fo kann 3. B. 
ein Rechtömittel Hülfe gewähren, und man muß die 
fen Fall vorzugsweiſe ald den vom Geſetze gemeinten 
betrachten. Denn. wenn e3 weiter geht, wenn ed zuf 
Bolftredung des ungerechten, formell aber rechtöfräfti- 
gen Urtheild kommt, fo liegt fchon etwas anderes und 
mehr vor, ald jene bloße Werurtheilung. Bier, 
wo alfo dad Amtöverbrechen zu einer Zeit: entdeckt wird, 
wo noch nicht die Nachtheile, welche daſſelbe im mei: 
tern Erfolg der Sache haben kann, eingetreten find, 
fheint die Strafe von zwanzig Jahren Zuchthaus zu 
hoch. Nun vergleiche man damit den Fall des $. 385. 
Die nicht begründete, nicht vechtöfräftig zuerfannte 
Strafe ift wirklich volftredt. Wir wollen fofort be: 
merken, daß wir aus Gründen, deren Auseinanderfegung 
bier nicht nöthig ift, ed gradezu als unmoͤglich denken, daß 
eine Todesſtrafe in folcher Weife vollſtreckt werde. Betrach⸗ 
ten wir alfo näher, wie der Kal fich praktiſch geflalten 
tönnte, fo haben wir von Strafen, deren Vollſtreckung voll: 
ftändig alsbald erfolgen Tann, ohne eine längere Zeit zu 
erfordern, nach dem hoffentlich) gänzlichen Wegfall der 
förperlichen Züchtigung, nur die Geldfirafen, die Amts: 
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entfeßung ıc. und etwa Freiheitöfirafe von kurzer Dauer. 
Und felbft etwa da wird die Vollfiredungsweile fo vieler 
Vermittelungen bedürfen, daß man hoffen darf, es 
werde nicht im eigentlihen Einn zur Vollſtreckung 
tommen (dad Geſetz fagt: „vollſtrecken läßt, —- volls 
firedt wird”), fondern erft ein Anfang damit gemadt, 
aber das Unrecht entdedt worden feyn. Dann. mag 
zwar auh ein Marimum von zehn Iahren genügen, 
aber man fieht doch nicht ein, weshalb bier. eine ge . 
ringere Strafbarkeit flatt finden fol, .ald im Zal ver 
Verurtheilung, die noch nicht eine, auch nur theilweile 
Vollſtreckung zur Folge gehabt hat,.$. 384. Demnach 
würde in $. 385 anzudeuten feyn, daß fchon der An: 
fang der Bollftredung den Zhatbefland des Verbrechens 
begründet. Wollte man aber den Sal fich ald möglich) 
denken, daß eine ſolche Vollfirefung im vollen Sinne 
bes Worts Statt gefunden hätte, dann würde die Ge 
rechtigfeit fordern, daß in gleichmäßiger Beruͤckſichtigung 
der Gründe der fubjeftiven und der objektiven Straf: 
barkeit das Maaß der Strafe des fehuldigen Richters 
nach dem Grade des dem Unfchuldigen zugefügten Uebels 
beftimmt werde;. und es dürfte dann unzweifelhaft 
fi) ergeben, daß diefes unter Umftänden eine. zehn: 
jährige Sreiheitäftrafe überfteigen müßte, und in feinem 
Sal geringer ſeyn follte, als unter den Vorausſetzun⸗ 
gen des 6, 384. | 

Da’ übrigens eigentliche Eriminalftrafen nicht von 
einzeln ftehenden Richtern erfannt, und eben fo wenig 
ohne weiteres von folchen vollftredt werden, fo fcheint 
dad Verbrechen, wie ed namentlich $. 385 aufftellt, gar 
nicht, anderd möglich, als durch eine Mitfhuld mehrerer 
Perfonen, die allerdings um fo mehr jede nad) ihrer. 
Schuld zu beurtheilen find, ald ein Werbrechen. einer ju- 
riſtiſchen Perfon, als folder, — eines Richtercollegii — 
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nicht flatt finden kann. Wenn der wiffentlic began: 
gene Fehler eines Richters, wodurch er fi) einer unge: 
‚ rechten Berurtheilung im Sinne des $. 384 fchuldig 
macht, nicht feine Werbefferung durch die Vota der 
übrigen Mitglieder des Gollegii erhalt, fo ift theils die 
Schuld nicht blos die feinige, theild würde auch, mo 
er erweislich — wider Pfliht und Gewiffen votirte, fein 
Votum noch nicht das Urtheilen und Verurtheilen feyn, 
welches das Geſetz meint: — es würde nur erft ein 
Verfuch vorliegen. Denn, wie ich dad Geſetz vers 
fiehe, ift hier die. Rede von einem wirklih zu Stande 
gefommenen Urtheile. Außerdem wäre dad Mißverhälts 
niß der Strafe zu der $. 385 fg. vorgefehenen Vollſtre⸗ 
dung (die zum Theil auch $. 384 beruͤckſichtigt) noch 
auffallender. 

Die Worte „ohne rechtskraͤftige Verur— 
thbeilung” in $. 385 zu denen, wie man glauben 
fönnte, die des $. 384 „Verurtheilten — vollftreden 
läßt” einen Gegenfaß bilden, umfaflen zweierlei, wenn 
dad Geſetz nicht unvollftändig feyn foll: einmal vie 
rechtswidrige Vollſtreckung, zwar auf den Grund eines . 
Urtheils, aber welches noch nicht die Rechtskraft befchrit: 
ten hat; oder, da die Rechtöfraft in der Bedeutung 
des bürgerlichen Prozefled hier nicht vorkommt, welches 
eben noch nicht volliiredbar iſt; und ferner, Die (rechts⸗ 
widrige) Vollſtreckung ohne Urtheil überhaupt. Es ift 
zu wünfchen, daß diefes beftimmt ausgedrüdt werde. 

Den zulegt in $. 385 erwähnten Fall, wonach we⸗ 
gen wiſſentlich ohne vechtöfräftiges Urtheil vollftredter 
Strafe den Richter nur Amtsentfeßung treffen fol, 
wenn „Diele Strafe gefeglich begründet if”, möchte ich, 
fo wie er bier aufgeftellt wird, nicht vertheidigen. Aller: 
dingd wird man, und grade nach dem von mir bei 
diefer- Betrachtung zur Anwendung gebrachten Grund: 


* 
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ſatze, auch die objektive Seite des Verbrechens zu wuͤr⸗ 
digen, einen Unterſchied anerkennen zwiſchen dem wi: 
derrechtlih zur Vollſtreckung gebrachten Uebel, welches 
einen Unfchuldigen trifft (und fomit ift auch der Schuls 
dige, den ein härteres, als das verdiente zugefügt wird, 
bieher zu rechnen), und dem, welches ein Echuldiger 
verdient, hat, dem daflelbe nur nicht rechtlich und 
rechtskräftig zuerfannt war. Aber auf Seiten des Ridy 
terö ift es ſtets daflelbe, nur in höherm oder geringerm 
Stade zu ahndende Verbrehen, wenn er pflichtwidrig 
zu einer Vollſtreckung fchreitet, deren rechtliche Woraud: 
feßungen noch nicht feftgeftellt, und fomit juriftifch über: 
haupt noch nicht vorhanden find. Der Unterfchied ber 
f. g. poenae htae und ferendae sententiae hat für 
und feine praftifhe Bedeutung. Darauf,. ob bie 
Strafe gefißlih (in thesi) begründet fey, fommt «3 
bei dem Amtöverbrechen des Richters, der widerrecht: 
lich zur Vollſtreckung fchreitet, nicht an: fondern ob 
fie, für diefes Individuum, rechtlicd begründet fey; eine 


-Srage, die eben erft, und nur durch das einer Anfech⸗ 


tung und weiten Prüfung nicht mehr unterliegenden 
Urtheil al3 entfchieden gelten kann. Es ift immer 
auf Seiten ded Richters mehr als ein bloßer Form: 


fehler und als eine VBoreiligfeit, wenn er eine,. noch 


nicht zuerfannte Strafe vollziehen läßt, folte auch mas 
teriell dem Beftraften Fein Unrecht gefchehen feyn, weil 
er in der hat die Strafe nach dem Gefeß verdient 
hat. Es ſcheint mir folgerichtig, diefen Sal, wie den 
vorhergehenden, auch mit Sreiheitöftrafe neben der Amts: 
entfeßung zu ahnden, und fomit denfelben in unmittel: 
bare Berbindung mit dem andern, nur bei der Zu: 
meffung der Strafe, die hier eine niedrigere feyn 
muß, in Betracht zu ziehen. ⸗ 
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Die folgenden Beftimmungen, $. 386, geben mir zu 
befondern Erinnerungen nicht Veranlaſſung. Diejenis 
gen, die ich in Beziehung auf die entfprechenden $6.. 
607 fg. vorgebracht habe 129), find in der Revifion zum 
Theil berudfichtigt_ worden 19), Was ich gegen $. 610 
(jest $. 396) in Betreff der durch Poftbeamte vorges 
nommenen Eröffnung der der Poft anvertrauten Briefe ıc.. 
geglaubt hatte bemerken zu müflen 12°), kann ich nicht 
umbin zu wiederholen. Der Zufag: „rehtswidrig” 
eröffnen, ift nur dann nicht überflüffig, und hat nur 
dann eine befondere Bedeutung, wenn die Boraud: 
ſetzung einer nicht rechtswidrigen "Eröffnung ſtatt fin: 
det. Gegen folhe habe ich mich erklärt. Das Gefet 


fann und fol jeder Eröffnung der der Poft anver: .' 


traute Briefe durch die Poflbeamten bei Strafe unter: 
- fagen, und muß. an der in der Natur des Berbälts 
niffes liegenden Regel fefthalten, daB diefe eben recht: 
widrig fey, was alfo nicht befonders gefagt zu werden 
braudht, und nur Mißdeutungen bei falfchem Dienft: 
eifer zur Folge haben kann. Ich will nicht in Abreve ' 
fielen, daß ausnahmsweiſe höhere Rüdfichten obwalten 
Tonnen, gegen welche das Recht des Briefgeheimniffes 
fi) nicht ald ein lebtes und unantaftbares wird be: 
haupten dürfen. Allein ich muß ed nochmalö erinnern 
— die Willkühr der Poftbeamten kann bier nicht ent: 
fheiden, und bedarf im Strafgefebbuche Feines Vorbe⸗ 
halts für die feltenen Sale, wo die von einer höhern 
Stelle ausgehende und zu verantwortende Verfügung 
den Poftbeamten nicht zur Eröffnung, fondern zur 
Auölieferung der Briefe berechtigen und verpflichten Fann, 


129) Kritifche Betrachtungen ©. 542 fg. 
130) Revtfion ©. 113 fg. 
131) Kritifche Betrachtungen ©. 544. 
Archiv d. Er. N. 1848. I, ©t. 9 
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und ihn felbft daher von der Gefahr befreit, wegen ei; 
ned Amtöverbredhend zur Derantworfung gezogen zu 
werden. 

Der jekige $. 398 über „‚Pflichtwidrigfeiten der 
Vorgefegten, welche ihre Untergebenen zu einem Amts 
verbrechen vorfäßlich verleiten”, ift gegen den $. 612, 
mit Beruͤckſichtigung auch meiner Gegenbemerkungen, abs 
geändert worden 192), 

Die „Anwendung der Beftimmungen über Amts⸗ 
verbrechen auf die Inhaber von Hoheitörechten und 
Regalien, fo wie (auf) deren Stellvertreter” $..408 — 
411 ift erſt jetzt neu beſtimmt worden 13), Eine Ana 
Togie ift hier unzweifelhaft vorhanden, und es läßt fi 
im Ganzen den VBorfchriften des Entmwurfes nichts ent: 
"gegenftellen, was nicht etwa überhaupt gegen die fruͤ 
her betrachteten Straffäbe geltend gemacht werden fönnte. 
"Der $. 410 gehört theilweife aus ähnlichen Gründen, 
wie die von mir bei Gelegenheit des $. 370 angeführ: 
ten, nicht in dad Strafgeſetzbuch. 


Sieben und zwanzigfter Zitel. 

VBerbrehen der Seiftlihen. ' 
Es ift befannt, welche befondere Schwierigkeit 
eine ber Gerechtigkeit und den allgemeinen Anforderuns 
gen bed Staats entfprechende ftrafrechtlihe Behand: 
lung der Verbrechen der GSeiftlihen darbiete, die wes 
der allgemein unter den Gefihtöpunft der (weltlichen) 
‚Amtöverbrechen gezogen, noch lediglich der Ahndung der 
kirchlichen Behörde überlaffen bleiben könne. Auch die 
Gründe, auf denen diefe Schwierigkeit beruht, beduͤr⸗ 

fen hier keiner Auseinanderfegung. j 


132) Kit. Betrachtungen S. 545 mit Revifion ©. 115. 
133) Motive ©. 105 fy. 
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Der jetzige Entwurf, welcher $. 412 — 416 von 
den Berbrechen der Geiftlichen, ohne Unterfchied der 
Confeſſion handelt, die dem bürgerlichen Strafrecht 
verfallen, halt fih in fehr engen Schranfen und hat 
die möglichfte Ginfachheit erftrebt. Schon der frühere - 
Entwurf bürfte hier, wegen im Ganzen richtig. einges 
baltenen Maaßes, größtentheild gutgeheißen werben: ge: 
gen einige Borfchriften, insbefondere ' von fehr unbe 
flimmter $afjung, waren Einwendungen begründet, wel: 
he Berüudfichtigung gefunden haben. Die nicht völlig 
alle Anforderungen, welche von fehr entgegengefeßten 
Standpunften aus hier aufgeftelt „werden, befriedi⸗ 
gende Löfung der Aufgabe erklärt fich daraus, daß fie 
zum großen Theil einem andern Gebiete anheimfällt, 
als dem des Strafrechts —* 

Wenn man die gemeinen Verbrechen ganz aus: 
ſchließt, deren auch ein Geiftlicher fih fchuldig machen 
fann, und welche ber gewöhnlichen ftrafrechtlichen Be: 
urtbeilung unterliegen, nur mit der durch die VBerhält: 
nifje gebotenen Beflimmung, daß, wo bei Beamten die 
Caſſation oder, Amts:Entfegung eintritt, ‚außer der 
fonft begründeten Strafe auf Entfernung aus dem Amte 
zu erkennen ift” (6, 413), ferner den Worbehalt über 
„Berrichtung geiftlicher Amtshandlungen ohne Befug: 
niß” ($. 367), die auch bei vom Amt entfernten Geift: 
lihen praßtifch werden kann ($. 415), endlich die „Ver: 
gehen ber Geiftlichen gegen ihre Amts: und Standes: 
pflichten, welche nicht zugleich Werbrechen oder bürger: 
liche Amtsvergehen find”, bleibt allerdings nur noch) ein 
beſchraͤnktes Gebiet der Verfehlungen übrig, welche 
ter Staat — durch feine eigne Strafrechtöpflege zu 
ahnden berechtigt und verpflichtet iſt. 


134) Mein: Fritifchen Betrachtungen ©. 549 fg. 
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Was die zulegt erwähnten Vergehen anlangt, 
von denen $. 416 verfügt, fie follen von ber geift: 
lihen Behörde nad den darüber für Die verfchiedenen 
Sonfeffionen beftehenden Anordnungen beftraft werden ıc., 
fo ift der richtige Sinn, nur nit ganz entfprechend 
auögedrüdt. Es kann nicht Inhalt unferes Strafgefeb: 
buch und nicht Gegenftand einer in biefem zu tref 
fenden gefeblihen Beſtimmung feyn, daß die geiftliche 
Behörde Vergehen, die lediglich ihrer Sphäre ange 
hören, beftrafen folle, denn fie übt hier eine, ihr 
nicht erft vom Staate eingeräumte, felbftftändige Gericht3: 
barkeit aus, die ihr nicht entzogen und deren Ausübung 
ihr auch nicht durch dieſes Geſetz (F. 416) zur Pflicht 
gemacht werden kann. Jedenfalls koͤnnte nicht mehr 
gefagt werben, als daß fie der geiſtlichen Gerichtsbar⸗ 
keit unterliegen: — ob fie beftraft werden, und wie, 
ift eine andere, erſt auf diefe Grundlage zu beantwor: 
tende Frage. Wenn da5 Strafgeſetzbuch, wie es mehr: 
mald bemerkt ift, vorzugöweife zu dem Richter fpre 
hen fol, fo bat für. Diefen jene Beſtimmung nur ben 
einfahen Sinn, daß er in Anfehung der bezeichneten 
Vergehen eine Zuftändigfeit für ſich nicht in Anfprud 
nehmen koͤnne; und für die betreffende geiftliche Be⸗ 
börde Liegt hierin auch nicht mehr als die Anerkennung 
ihrer Competenz, wonach, ob ein Vergehen vorliege und 
zu beitrafen fey, Gegenitand ihrer gerechten, durch feinen 
ihr fremden Einfluß bedingten Beurtheilung bleibt. 

Das Recht und Sntereffe des Staats, aucd von 
den Geiftlichen, die ihre Stellung im Staate wenn auch 
nicht durch denfelben haben, und die nicht minder, als 
andere, Staatöbürger und Unterthanen find, Gehorfam 
für feine Anordnungen in feiner Sphäre zu fordern und 
jenem noͤthigenfalls durch gerichtlich zu verhängende Ahn: 
dungen den erforderlichen Nachdruck zu geben, iſt un: 
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beſtreitbar 153). Aber innerhalb der gezogenen engen Graͤn⸗ 
zen wird nicht nur felten das Beduͤrfniß, oder beſtimm⸗ 
ter die Pflicht, von diefem Recht Gebrauch zu machen 126), 
eintreten, fondern ed wird genügen, daß, mittelft der 
Entfernung vom Amte, der hartnädig einen Conflikt 
mit den Staatsanordnungen unterhaltende Geiftliche au: 
Ber Stand gelebt werde, den Staat in feinen Rechten 
und Sntereflen ferner zu gefährden. _ Die Entfernung 
vom Amte, die aus nothwendigen Rüdfichten an bie 
Stelle der hier unftatthaften Caffation und Amts: Ents 
fegung tritt 17), erfcheint als eine angemeffene Strafe, 
die zugleich geeignet ift, als Mittel fie die mit der Sc: 
rechtigfeit zu vereinigenden fonftigen Zwecke zu dienen. 
Die nothwendigen Folgen derfelben find $. 415 angege: 
ben. Ich finde nur Einiged zu erinnern, gegen ben 
zweiten Abfaß: | 

„Mit der Entfernung aus dem Amte ift zugleich 
auf Orts⸗ oder Bezirföverweifung zu erkennen, wenn 
bie Landes: Polizei: Behörde darauf anträgt und nad) 
tichterlibem Ermeſſen der fernere Aufenthalt de3 Geift: 
lihen in feinem bisherigen Amt3fiße die öffentliche Ruhe 
oder Ordnung gefährden würde.” 

Es. laſſen fich ohne Zweifel Falle denken, wo ed Be: 
duͤrfniß wird, einen vom Amte entfernten Geiftlichen auch 
nicht länger mehr an dem Orte feiner bisherigen — flören: 
den oder ärgerlihen — Wirkfamkeitzu belaffen. Es kann 
nur gebilligt werden, wenn bier nicht fofort im poli=. 
zeilichen „Wege eingefchritten, fondern die Entfcheidung. 
dem Nichter anheimgegeben wird, fo baß eine recht: 
liche Nothwendigkeit, nicht blos eine Werwaltungs: 


135) Motive S. 106 fg. Reviſion ©. 118 fg. 
136) Motive S. 108 fg.; meine Eritifchen Betrachtungen ©. 555. 
137) Motive S. 106 fg. 
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maaßregel ausgeſprochen werde. Allein es tft zu bes 
forgen, daß die, Vorſchrift des 8. 416 in mehrfacher 
Hinfiht ſich als eine nicht gutzuheißende erweife. Sollte 
ein eigentliher Rechtsſpruch erklären, daß die Orts⸗ 
oder Bezirföverweifung ftatt finden müfle, fo würde 
auch deren Bedingnng feitgefest, und nicht erſt aus 
der Rüdficht auf ein zu vermeidendes fünftiges mög: 
liches Uebel — der Gefährdung der öffentlichen Ruhe 
oder Ordnung — zu entnehmen feyn. Der Richter 
bat Recht zu fprechen, nach gegebenen, dem Gefege un⸗ 
terzuftellenden Thatſachen und Vorausſetzungen, er foll 
— hier tritt der Widerſpruch hervor — auf bie. Ber: 
weifung erfennen, aber ed ift nicht Sache des 
Richters, Maaßregeln der Staatöpolizei anzuordnen, und. 
dad richterlihe Ermeflen — einer fünftigen Gefahr: 
dung — ift denn doch, ungeachtet es die Form eines 
Urtheils annehmen fol, nichtd weiter ald die Ergreis 
fung einer Adminiftrativ: Maaßregel. Wäre jened Ges 
genftand eines eigentlichen richterlihen Erfenntniffes, fo 
würde, außer den angedeuteten allgemeinen Grunble: 
gen deftelben, der Richter, welcher dies ald Folge der 
VBerfhuldung, nicht aber als Praventiv: Maaßregel 
auöfpricht, befugt feyn, unmittelbar nach dem Geſetze, 
nicht erft auf Antrag der Landes: Polizei: Behörde aus⸗ 
zufprechen, was Recht, was ald Strafe verdient if. 
Wird aber jebt dem Richter eine Befugniß zuge 
wiefen, welche, fo wie fie hier vorfommt, außerhalb des 
Kreifed der Rechtöfprechung Liegt, fo ift auch das durch 
die Eandespolizei wahrzunehmende höhere Staatsintereſſe 
nicht genügend gefichert. Denn die Entſcheidung über 
eine Frage, die durch den Antrag der Polizeibehörde 
bereits in einer beflimmten Weife erfolgt ift, wird hier 
"nochmals in das Ermefien des Nichters gelegt, der 
‚ möglicherweife den Antrag zurücdweife. Man kann fa: 
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gen, bies fey eben zu billigen, ed fey die Zefthaltung 
am Rechte, gegenüber möglicher Willführ der Verwal: 
tungöbehörde. Aber das ift nur fcheinbar der Fall. 
Wenn bier, wie bei andern” Gelegenheiten, auch bie 
Staatöverwaltung den Rechtsweg einfchlägt, und ſich 
der Entfcheidung der Gerichte unterwirft, fo ift dies 
zwar an fi) anzuerkennen: aber dann muß e3 für den . 
Richter eine andere Norm und andere Beflimmungs: 
gründe geben, ald die hier, angeführten, die von Rüd 
ſichten entlehnt find, deren Geltendmachung einem ans 
dern Gebiete, als dem des Nechtöfprechend angehört. 
Fehlt es doch felbft für die im Falle des 8. 412 aus⸗ 
zufprechende- Entfernung aus dem Amte, wegen beharr: 
lichen Entgegenhandelnd gegen die in Ausübung der 
landesrechtlihen Rechte circa sacra erlaffenen Verfuͤ— 
gungen — an einem beftimmten Anhaltöpunftte, wie 
er für die Anwendung einer Griminalftrafe erforderlich 
iſt. Wie ich die Gefeheöfprache nehme, würde ich eine 
rechtliche Beſtimmung wünfhen, wann der Geiftliche 
durch ein widerrechtliches Benehmen der bezeichneten 
Art der Strafe der Entfernung aud tem Amte verfalle. 
Statt deflen iſt auch hier wieder die Form einer den 
Gerichten ertheilten Anweiſung vorgezogen: fie haben 
auf Entfernung zu erkennen, wenn bie im Vers 
waltungöwege wider den Geiftlichen feftgefeßten Orb: 
nungäftrafen erfolglos bleiben. Wo ift hier die Graͤn⸗ 
je? — Allerdings wird eine nicht geringe Zahl vor: 
bergegangener Widerfeglichfeiten angeführt werden, wenn 
behauptet werden fol, daß die PBoraudfegungen Des 
6. 416 vorhanden feyen und wenn die (mit vollem 
Recht hier erforderliche) Genehmigung des Minifterd der - 
geiftlichen Angelegenheiten zur Einleitung einer Unter: 
fuhung ertheilt werden fol. Allein wenn die Gerichte 
nicht blos angewiefen feyn follen, auf Entfernung zu 
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erkennen, ſondern wenn ſie, wie es die Natur des 
Richteramtes mit ſich bringt, zu beurtheilen haben, 
ob ſo erkannt werden ſolle, oder nicht; ſo wird man 
eine feſtere Beſtimmung vermiſſen, und bei ſcheinbar 
hervortretender Haͤrte des Urtheils moͤchte in der Schwie⸗ 
rigkeit einer ſichernden geſetlichen Beſtimmung oft we⸗ 
nig Troſt ſeyn. 

Wohl gerechtfertigt iſt die Amtsentfernung auch 
bei gemeinen Verbrechen ($. 413) und in den Fallen 
des 6. 414, wegen Beleidigung einer Religions : Ge: 
felfchaft ($. 148) und zum Theil auch wegen einer . 
Ehrenverlegung ($. 189 ꝛc.). 


Dritter Theil. 
Bon den Polizeivergehen und deren Beftrafung. 


Schon früher hatte ich mich dafür audgefprochen, 
bie Polizeivergehen in felbftftändiger Zufammenftellung 
in einem eignen Polizeiftraf=Coder, ‘oder fonftiger Son: 
derung von den eigentlichen Griminalverbrechen ıc. ab: 
zuhandeln, im Gegenfaß zu der im erſten Entwurfe be 
folgten Methode einer unmittelbaren Anfchließung der 
ftrafpolizeilichen Beftimmungen an die Zitel, welche von 
den verwandten Verbrechen handeln 19), Sch fann mid) 
daher nur damit einverftanden erklären, daß jebt, den 
Molizeivergehen diefe Stelle angewiefen iſt. Es entfpricht 
dies auch dem Gefeß vom 17. Zuli 1846, „betreffend 
das Verfahren in den bei dem Kammerge: 
rihte und dem Griminalgerihte gu Berlin 
zu führenden Unterfuhungen” '#°), welches 


138) Kritifche Betrachtungen ©. 248 fg. mit ©. 78 fg. 


' 139) A Me ung im Archive des Criminalrechts 3. 1847. 
103 fg. 155 
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in dem zweiten Titel $. 111 fa. von „dem Ber: 
fahren bei lUnterfuchung der Pollzeivergehen” Handelt, 
und deſſen allgemeine Einführung bevorfteht 140), 
Diefer dritte Theil des Strafgefeg: Entwurfs 
enthält ſechs „Titel, in deren erftem die „allges 
meinen Grundfäge über Polizeivergehen” aufgeftellt, . 
in den übrigen fünf aber die Vergehen in Beziehung auf 
die Sicherheit und Würde des Staats, auf die öffent: 
liche Sittlichkeit, auf die perſoͤnliche Sicherheit, auf 
das Bermögen und endlich auf die Keuer:Pollzel, aufs - 
geführt und mit angemefjenen Strafen bedroht werden. 
Kür die Kritik bietet fich hier nur ein befchränftes 
Gebiet dar: ein Eingehen Ins Einzelne iſt von unferm 
Standpunfte aus nit Bedürfnig. Viele Erinneruns 
gen, die gegen die Vorfchriften des erften Entwurfs 
gemacht worden waren, haben Erledigung gefunden; 
es ift auch hier viel größere Kürze und Einfachheit ers 
firebt worden. Was fich jegt einzelnen Anordnungen 
entgegenftellen läßt, wird, fowelt e8 nicht feine Rechts 
fertigung In den bereitd vorgetragenen, oder zum Ges 
genftand der Erörterung gemachten allgemeinen Grund⸗ 
fägen findet, von befondeen Standpunften ausgehen, 
mehr auf Örtliche Verhältniffe fih beziehen, wie denn 
grade in diefem Gebiet der Pollzel-Uebertretungen 
provinzielle oder noch beſchraͤnktere Örtliche Bedärfniffe 
eintreten, denen zufolge da oder dort Beflimmungen 
nothwendig werden, die an andern Drten entbehrlich 
feyn koͤnnen, ja für die es möglicherweife an den Vor: 
ausfegungen fehlt. In der That find auch hiernach die 
Anträge und Ausftellungen von Seiten der Stände der 
einzelnen Provinzen fehr verfchiedene, zum Theil ent: 
gegengefegte gemwefen; der Entwurf durfte nur dag 


—: 





140) Motive ©. 120. 
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Gemeinſame beruͤckſichtigen, und mußte Anderes den 
Verfügungen der Landespolizeibehörden überlaffen 141), 
Ich babe nur Weniges zu bemerken. 

Es verdient Beifall, daß jest $. 417 als Bor: 
ausferung für die Strafbarfeit, und alfo für den Ber 
. geiff der Polizeivergehen, das Erforderniß eines geſetz⸗ 
Hichen’oder verfaffungsmäßig (diefes Beimort fehlte 
im erften Entwurf 6.127) erlaflenen obrigkeitlichen Ver⸗ 
bots aufgeſtellt iſt 122). 

Ebenſo, daß als Polizeiſtrafen nur ſtatthaft ſeyn 
ſollen: Geldbuße bis zu funfzig Thalern, Ge— 
fängniß bis zu ſechs Wochen, — in ſofern nicht. 
in Geſetzen eine hoͤhere Geldbuße oder Gefaͤngnißſtrafe 
zugelaſſen iſt; und Confiscation einzelner Gegen⸗ 
fände. Es fallen hinweg Verweis und förper, 
 Sihe Zühtigung Ich hatte früher geglaubt, den 
Vorſchlag der Sclefifhen Propinzialftände, ange: 
meffene Zwangsarbeit unter die Strafmittel auf: 
zunehmen, der Beachtung empfehlen zu follen 142), 
Gern räume ih ein, daß dies für manche zu rägende 
Poltzeivergehen zu hart fey: allgemein aber vermag Id 
es nicht zuzugeben: die Pollzeivergehen ftehen unter 
einander, nach der fubfeftiven und objektiven Seite 
der Ahndungsmwürdiafeit, nach der Motive des Ueber: 
treters, nach der Gefährlichkeit, nach der befondern 
Geftaltung der Fälle, auf fo verfchledenen Stufen, daß 
die Hier dur das Maximum der Strafe gefegte Graͤnze 
nicht überall an fi, fondern nur dur das unab- 
wendbare Beduͤrfniß einer Graͤnzbeſtimmung, die nicht 
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141) Motive S. 112 fg. 
142) U. a. D. 
143) Kritifche Betrachtungen ©. 251. 
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zu weit feyn darf, gerechtfertigt wird. Wenigftens aus: 
nahmsweiſe würde jene Maßregel nicht vermwerflich feyn. 
Die Motive 14) führen. an: „wer im Gefängniß nicht 
auf eigene Koſten verpflegt wird, Fann ohnehin zur 
Arbeit angehalten werden” ($. 12 des Entwurfs). So 
wird alfo das Princip anerkannt; und es wird in der 
Anwendung nicht felten Acbeit von dem Unvermögens 
"den gefordert werden. Aber der Unterfchled iſt der, 
daß wir e8 nicht dem Zufalle des Vermögens oder des 
Mangels allein überlaffen möchten, ob. die Sefängniß: 
ſtrafe ohne oder mit Arbeitsverpflichtung verbunden 
werde, und ferner, daß in fofern Zwangsarbeit, — 
die auch ohne VBorausfegung der Haft möglich iſt — 
ein eigenes Strafmittel feyn follte, dies eine ſchwerere 
Steafe im Berhältnig zu einfachem Gefängniß, eine 
Abkürzung deffelden zur Folge haben koͤnne. Jetzt iſt 
die Zwangsarbeit öhne Einfluß auf die Fürzere Dauer 
der Freiheitsſtrafe: fie fol nicht ſelbſt Strafe feyn, 
fondern nur die Verpflegungskoſten decken. Dies, was. 
die Motive beftimmter als der $. 13 fagen, wird jeden: 
fall feftgehalten werden müffen, um nicht dem Zwang 
zur Arbeit eine ungerechtfertigte Ausdehnung zu geben, 
wenn man ihn als eigene Strafe für unanmwendbar 
erflärt. 

Dice Berjährung der Polizeivergehen fchon nach 
Ablauf von drei, (nicht erft ſechs) Monaten eintres, 
ten zu laſſen ($. 424 fg.), hatte ich bereits bei $. 138 des 
erften Entwurfs bevorwortet 145). Eine die Faſſung 
betreffende Bemerkung ift ed, daß der Ausdrud „Ber: 
jährung” nicht paßt und dem Volksbewußtſeyn nicht 
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144) Motive ©. 112. 
185) Kritifche Betrachtungen ©. 253 fg. 
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entfpricht, wie überhaupt nit von Jahren die Rede 
ift; man fönnte einfach fagen: Tilgung der Strafbar: 
feit durch Ablauf von drei Monaten. 

Bei dem Rüdfalle $. 425, welcher unter Um⸗ 
ftänden eine Schärfung begründen fann, fcheint cine 
genauere Beſtimmung, insbefondere darüber nöthig, 
tieferen hier die Wahl unter der ſtets alternativ ge- 
drohten Geld: und der Gefängnißftrafe ftatt finden 
oder ausgefchloffen feyn folle. 
| Ueber die In den ferneren Titeln enthaltenen Bor: 

ſchriften will ich nichts bemerken; fie laffen ſich wohl 
vertheidigen, und Abänderungen würden nur thellmelfe 
und von andern Standpunften aus, als den bieher 
hier geltend gemachten, begründet feyn. 


Die Kürze der mir für die Betrachtungen über 
den neuen Entwurf zugemeflenen Zeit verbietet mir auch 
ein weiteres Eingehen auf den „, Entwurf des Gefeges 
über die Einführung des Strafgeſetzbuches für die 
Preußiſchen Staaten” und den . Entwurf des Geſetzes 
über die Competenz und das Verfahren in Straffachen 
der Gerichte in dem Bezirk des cheinifhen Appella: 
tions ; Serihtehofes zu Köln” 146), die uͤbrigens ihrem 
Inhalte nach weniger Stoff zu einer eigentlichen Kri⸗ 
- tif darbieten. 


Werfen wir nun am Schluffe der Erörterungen, mit 
denen wir den neuen Entwurf begleitet haben, nochmals 
den Blick zurück auf das Ganze. Die beurtheilende Be: 

trachtung diefes Entwurfs, wie er nach mehrfacher Um: 

‚arbeitung und Beruckfichtigung der verfchiedenen Erinnerun: 


146) Motive S. 120 fg. 125. 
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gen der Stände und einzelner Monente und nach dem 
Durchgange durch die verfaffungsmäßigen Stadien hervor: 
gegangen ift, hat fich vorzugemeife den Beftimmungen und 
Saͤtzen zugemendet, welche nad) des Verfaſſers gewiſſenhaf⸗ 
tee Prüfung und Ueberzeugung einer Abänderung zu beduͤr⸗ 
fen ſchienen. Diefes auszufprechen, und fo weit e8 möglich _ 
war, Fürzlich zu begründen, oder durch Bezugnahme auf 
frühere Ausführungen nochmals in Erinnerung zu bringen, 
ſchien mir eine Pflicht, felbft der Danfbarfeit, für die von 
Eeiten der Reviforen fo. vielfach meinen frühern Bemerfun: 
gen gewaͤhrte Aufmerffamfeit und Anerfennung. Sch fühle 
mich frei von der Anmaßung Derer, welche jeßt berufen 
find, die leßte Prüfung des Entwurfs vorzunehmen, übers 
all etwas Neues zu fagen, oder für meine Ausftellungen, 
die möglicherweife nicht durchgängig gegründet befunden 
werden, mehr als eben nur eine unbefangene Würdigung 
neben den andern, hier fich darbietenden Gegenftänden der 
Erwägung zu erwarten. Aber diefe Würdigung muß ich, . 
um der Wichtigkeit der Cache felbft willen, wuͤnſchen. 
Es kommt hier, wie ich bereits bemerft Habe, nicht darz 
auf an, daß etwas ganz Neues gefagt, fondern daf ein 
Beitrag zur Geltendmachung des Rechts und der Wahrheit 
geliefert werde, die in’ diefem Gebiete der Gefeßgebung zum 
. Theil alt genug find. Der Vorwurf, manches Bekannte, 
von Andern oder von mir ſchon Vorgebrachte wiederholt zu 
haben, der bei einer. Arbeit gegründet feyn Fönnte, welche 
in rein wiſſenſchaftlichem Intereſſe geliefert werden follte, 
ift nicht ftatthaft, wo eine unmittelbar praftifche Tendenz 
verfolgt wird, wo es ſich um die Theilnahme an der Löfung 
gemeinfamer hoher Aufgaben der Zeit Handelt. Hier wird 
eine redliche, freimüthige Beleuchtung des der Deffentlich- 
keit übergebenen Entwurfs nicht fürchten dürfen, eine an: 
dere Aufnahme und Beurtheilung zu erfahren, als welche 
dee Gefinnung entfpricht, von der dieſelbe ausgegangen ik. 


- 
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Wenn nun aber der groͤßere Theil der Bemerkungen 
als tadelnde erſcheinen, und fo, daß dieſe nicht Alles ers 
ſchoͤpfen, was, mie Ich glaube, entgegnet werden Ponnte, 
fo bedarf es dafür Feiner Rechtfertigung oder auch nur 
Erflärung. 

Man möge allenfalld den nicht unrichtigen Schluß 
machen, daß die Meinung dahin gehe, das Uebrige, alſo 
bei weitem der groͤßte Theil des Entwurfs, verdiene Bil⸗ 
ligung, und werde der unbedingten oder modificirten An⸗ 
nahme empfohlen. 

Und allerdings erſcheint es als eine Pflicht der Gerech⸗ 
tigkeit, es anzuerkennen, daß der Entwurf den mannich⸗ 
fachen Vorzuͤgen, welche ſchon feinen Vorgaͤnger auszeich⸗ 
neten, noch neue hinzugefuͤgt habe. Moͤge die Mißbilligung, 
die ſich bei Gelegenheit einzelner, nicht uͤberall als Verbeſ⸗ 
ferungen anzuſehender Beſtimmungen grade bei Solchen 
ausſpricht, die den aufrichtigen Wunſch hegen, daß in 
Preugen ein Gefegeswerf zu Stande fomme, welches den 
Sorderungen der Zeit, den großen und unausgefegten Bes 
mühungen der zur Gefeßgebung Berufenen, den gerechten 
Erwartungen der Regierung, tie des Volkes entfprehe, — 
möge diefe theilmweife Migbilligung nicht zu einer Berfennung 
des Werthes führen, den man bei vorurtheilöfteier Betrach⸗ 
tung dem neuen Entwurfe zugeſtehen muß. 

Eine Vergleichung mit den fruͤhern Entwuͤrfen und 
den vielen, reiflich erwogenen Erinnerungen, zeigt, wie 
viele, ſelbſt ſcheinbar geringe, aber doch dem Kenner nicht 
entgehende Verbeſſerungen oder Aenderungen nach Inhalt 
und Form vorgenommen worden ſeyen. Einzelnes hervor⸗ 
zuheben iſt hier nicht mehr zulaͤſſig: aber ich will kuͤrzlich 
aufmerkſam machen auf den Wegfall gewiſſer Strafarten, 
z. B. die Degradation, oder (im Verhaͤltniß zu dem 
erſten Entwurf) die Beſchraͤnkung, wenn auch nicht voͤllige 
Ausſchließung der koͤrperlichen Zuͤchtigung; und 
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wenn wir nach einer Seite hin den Tadel ausſprechen, 
ſo moͤge noch der andere, mit theilweiſer Billigung, der 
Wegfall aller Schaͤrfungen bei der zu vollziehenden 
Todesſtrafe erwaͤhnt werden. 

Die groͤßere Kuͤrze und die geringere Anzahl der 
Strafbeſtimmungen, eine theilweiſe nicht zu verkennende, 
größere Einfachheit und Praͤciſion der Faſſung, das Hin: 
wegfallen der früher fo häufig vorgefommenen und bie 
Einficht erfchwerenden Werweifungen auf andere Gefeße 
außer dem Entwurfe felbft, find in formeller Hinficht 
ald Vorzüge zu rühmen, - während in materieller noch) 
erwähnt zu werben verbient, daß dem Ginfluffe der 
Wiſſenſchaft, und einer durch diefe geläuterten Anwen⸗ 
dung, dem (nur hie und da zu weit ausgedehnten) Er» 
meflen ein Raum und eine freiheit geftättet fey, 
weiche, auch wo fie möglicherweife nicht durchgängig zu 
billigen wären, doch meiſt minder bedenflich find, als 
da3 Streben der Gefeßgebung, jene durch erfchöpfende 
Beftimmungen audzufhließen, wo dann oft die Ge: 
nauigkeit auf Koſten der Gerechtigkeit erlangt, und die 
Willkuͤhr, der man entgegenzutreten fucht, nur in ein 
anderes Gebiet verlegt wird. 

Uebrigens verfteht ed fih, daß die Kritik fowohl 
im Allgemeinen, ald in fofern fie darauf berechnet ift, 
für die Berathung eined Gefek : Entwurf einige Ans 
haltspunkte zu geben, nicht den Boden verlaflen darf, 
auf welchem der Entwurf felbft erwadlen if. Das 
Geſetzbuch ift für ein beftimmtes Land und Volk, una 
unter Vorausſetzung einer gefchichtlich gebildeten politt: 
[hen und rechtlichen Verfaſſung gegeben: freilich mit 
der, in der neuen Gefeßgebung und dem VBebürfniß 
derfelben fich auöfprechenden —* ung ber Nothwen⸗ 
digkeit und ber Fähigkeit weiterer Fortbildung. Der 
Inhalt der Beftimmungen, was ald Verbrechen zu ſtra⸗ 
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"fen fey, und welche Strafarten und Einrichtungen die 
Gerechtigkeit, Politif und die Nechtöfitte fordern und 
gutheißen, ift nicht ein willkuͤhrlich aufgeftellter, fondern. 
beruht auf allgemein gültigen Grundfäßen, die in zeit 
gemäßer Geftaltung, und folgerichtiger Anwendung auf 
gegebene Verhaͤltniſſe, zugleich in einer gewiffen Ueber 
einftimmung mit andern neuern deutfchen Gefeßgebun- 
gen ſtehen. Es gilt dies unbefchadet der nothwendigen 
Eigenthümtlichfeit eines Gefegbuches für ein, fo verfchie: 
dene DBeltandtheile umfafjendes Land, und ohne daß 
‚ wir verfennen, wie auch hier dad Befondere fein Recht . 
“gegen eine Alles verfladhende, und doch nur fcheinbare 
Einheit und Einerleiheit behaupte. Wenn der fittliche 
Rechtözuftand unferer Zeit das Ergebniß des gefchicht: 


lichen Entwidlungsganges der frühern Perioden ift, fo 


muß dies um fo mehr in der Gefebgebung anerkannt 
werden, je weniger dieſe eine andere Aufgabe haben 
fann, al3 eben das bereit zum Bewußtſeyn gelangte, 
aber noch nicht mit gefeßlicher Geltung verfehene Recht, 
auszufprechen, und ihm Dafeyn und Wirklichkeit zu ge: 
‚währen. Die wahrhaft gefchichtliche Anficht wird we: 
der zur Vertheidigung des Veralteten dienen, welches 
nicht mehr lebendiges Glied des Rechtsorganismus, fo: 
mit auch nicht mehr zu beftehen berechtigt ift, noch wird 
fie ein Hinderniß der Zortbildung und des Fortfchrittes. 
ſeyn, indem fie vielmehr vorzugöweife die innere noth: 
wendige Entwidelung ald ein wefentliches Gefeß aner: 
kennt, und dadurch der Willführ entgegentritt. Bloße 
Willkuͤhr aber würde ed feyn, ohne jene Grundlage, 
ohne die Beruͤckſichtigung aller der Vorausfeßungen, die 
‚in der Natur ded_pofitiven Rechts gegründet find, ein 
Geſetzbuch, — zu ordern, felbft wenn deſſen abftrafte 
Säge vor einer allerdings ebenfo abftraften Prüfung 
beftehen lönnten. Man muß es aber für eine nicht 
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geringere Willführ halten, wenn in Beurtheilungen und 
Borfchlägen jene im Wefen der Sache liegende Korde: 
rung bei Seite gefebt, und eine Umgeftaltung für Wahr: 
heit ausgegeben worden ift, die, wenn fie eine folche 
und berechtigte feyn follte, den Beweid hievon erft 
zu liefern hatte, und zwar auf einem andern Gebiete, 
ald dem der Strafgefeßgebung. Den innern Zuſam⸗ 
menhbang muß man zugeftehen, aber die Folgerungen 
find andere, als die man hie und ba daraus gezogen 
bat. Wenn überall wahrhaft neue berechtigte Verhaͤltniſſe 
im Lauf der Zeit Hervortreten, fo wird denfelben auch im 
Gebiete, das und hier befchäftigt, ihr Recht und Schuß 
zu Theil werben. 


Kbie 4. Er. R. 1888. 1. æt. 
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ueber Mißbrauch der Todesſtrafe. 
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Depp 


Beſchluß von Nr. XVL 3. 1817. Ates Stud. 


§. 8. 


Es folgen jetzt fuͤnf weitere Faͤlle der Androhung 
der Todesſtrafe ($. 2 Ziff. 24 — 28), welche ſich auf den 
allgemeinen Sag U) zurücführen laffen: „Wer durch ein 
MeineldScomplott, oder duch (materielle oder intellektuelle) - 
Mrkundenfälfhung, oder durch Unterdruͤckung öffentlicher 
Urkunden zu diefem Zweck, oder durch wiſſentliche Beu⸗ 
gung ded Rechts den Tod eines Unfchuldigen oder mins 
der Schuldigen verurfacht Hat, foll mit dem Tode beftraft 
werden”, — ein Sat, welcher fich beim erften Anblick 
ganz von felbft zu verftehen ſcheint. Denn auf welche 
Weife, oder durch weiches illegale Mittel der Tod eines 
Menſchen bewirkt worden ift, darauf Fann es nach der 

Natur der Sache eben fo wenig anfommen, als es klar 
vorliegt, daß hier nur vorbedachte Tödtung, alfo Mord, 
“ gemeint feyn kann. Mord ift aber nad) Art. 237 unter 
allen Umftänden mit dem Tode bedroht. Gleichwohl 
wird fich ergeben, dag mit Rüdficht auf eigenthüm- 


1) Denn die cafuiftifche Anlage des Str. ©. B. macht ſolche 
Moſaikſtücke oft nothwendig. cht ſolch 
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tie, Hier obmwaltende Berhältniffe fich dies 
keineswegs von feldft verfteht, und diefer Umftand nicht 
nur den Gefeggeber veranlaßte, hier ausdrüclich (fünfe 
mal) die Todesftrafe anzudeohen,. fondern auch, jenem 
an fih noch viel weiter reichenden Prinzipe ge 
wiffe Schranfen zu ſetzen. Die Betrachtung der einzelnen 
Fälle toird dies auch Hier am ficherften ergeben. Sie find 
folgende: 

1. Wenn ein Unfhuldiger auf falſches 
meineidiges Zeugniß Mehrerer, welche ſich 
zu ſolchem Zeugniſſe mit einander verftäns 
digt Haben, den Tod erlitten bat, Art. 229 
Ziff. Z. Zum Thatbeftande diefes Kapitalfalles wird mit- 
hin erfordert: 1) ein meineidiges Zeugniß, und zwar 
2) von mindeftens zwei Perfonen, welche fih 3) zu fols 
chem (d. h. meineidigem) Zeugniffe mit einander verftäns 
digt (alfo compfottirt) haben, und 4) auf Ihren meineidis 
gen Ausfagen beharrend, es nicht nur zur Fällung des 
TodesurtHeils, fondern auch zu deſſen Vollziehung 
fommen ließen, mit dem Berwußtfepn 5) daß der Anges 
fhuldiste unfchuldig fey, d. h. die Todesftrafe nicht 
verdient (Fein Kapitalverbrechen begangen) habe, fondern 
entweder nur minder ſchuldig, oder vielleicht ganz unſchul⸗ 
dig fey. 

Welche ganz ähnliche Fälle hiernach ausgefchloffen 
ſind, alfo nicht mit dem Tode beftraft werden fünnen, ers 
giebt fi aus den Gegenſaͤtzen der bisher entwickelten 
Merkmale, nänlih: a) wenn zwar ein ſolches Complott 
unter Zeugen ftatt hatte, diefelben aber aus irgend einem 
Grunde niht beeidigt merden fonnten. Denn in fol 
hen Zällen (bei nicht vollgültigem natürlichen Beweiſe) 
darf der Richter, auch wenn er die volle Ueberzeugung 
der Schuld (Kapitalfhuld) des Angefchuldigten hat, nad 
Art. 314 Abſ. 2 u. 3 der Str. Pr. O. nicht auf Todes⸗ 
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firafe, ſondern nur auf febenslängliches Zuchthaus erken⸗ 
nen. Waͤre hingegen, wie die Regierung bei ihrer End⸗ 
propeſition vom Octob. 1842 beabſichtigte, dieſe Schranke 
gefallen, fo wuͤrde die Beſtimmung des Art. 229 Ziff. 3 
zu eng ſeyn. b) Wenn zwar auf den Grund der über: - 
einftimmenten Ausfagen mehrerer beeidigter (meineis 
diger) Zeugen die Berurtheilung zum Tode und deren Boll: 
firefung erfolgt war, dieſe Zeugen aber fein Com⸗ 
plott zu diefem Behuf eingegangen waren, fondern bei 
aleihem Intereſſe den Unfchuldigen oder minder Schuldis 
gen zu verderben, durch gerichtlidhe oder außergerichtliche 
Suggeſtionen, ungeitige Sonfrontationen, odee durch andere 
proceſſualiſche Verfiöße D, zu einee übereinftimmen:- 
den Ausſage in allen wefentlihen (d. H. von dem 
Richter, dafür gehaltenen) Beichungen gelangten, und 
e3 Hierauf zur Verurtheilung zum Tode und zue Execution 
fommen ließen, ohne ihre meineidigen Yusfagen — au 
{ben aus Kurt vor der Strafe des Meineideg — zu wi: 
derrufen. Ferner ce) mit Ausfchlug des Zalles, wenn 
nue Ein Zeuge, wenngleich ald Hauptzeuge, zum Ver: 
derben eines Unfchuldigen falfch geſchworen Hatte, und 
auf deffen Ausfage, in Verbindung mit andern, für ſich 
allein zur Verurteilung nicht ausreichenden Beweifen, das 
Gericht die Schuld des, unfchuldig eines Kapitalver- 
brechens Angeſchuldigten für vollftändig hergeftelft ers 
achtete. Denn auch in diefem Falle (bei einem ſ. g. zu: 
fummengefegten Beweiſe) ift der Richter nach Art. 339 
genöthigt, flatt auf Todesftrafe nur auf lebenslaͤng⸗ 
liches Zuchthaus zu erfennen. Diefe Schranke follte zwar 
nach dem Endvorſchlage der Regierung, unterſtuͤtzt durch 


2) Und wie oft verderben dieſe nicht die Wahrheit der Zeu⸗ 
genaußfagen, fo lange der geheime —— —— beſtehen 


leibt, wenn es auch darauf hin ni 
Ion kommt! ch darauf hin nicht gerade zu Todesurthei⸗ 
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ein Gutachten des Obertribunals 3), aufgehoben werden ; 
allein dies mollte die K. d. U. eben fo wenig zugeben. 
Wuͤrde aber fpäter dieſe Schranfe fallen, fo koͤnnte es 
fi fragen, ob nicht die Beftimmung des Art. 229 Ziff. 3 
zu eng ſey? Sept ift diefer Sal, wie der fo eben be- 
fprochene erſte, ein casus non dabilis, weil dem, oder 
den Zeugen nur die Verurtheilung eines Unfchuldigen zu _ 
Iedenslänglisem Zuhthaufe imputirt werden 
koͤnnte, Hiefür aber nicht Zodesftrafe angedroht iſt. Fer⸗ 
ner d) werden in dem Kapitalfalle des Art. 229 Ziff. 3 
unmittelbare Thatzeugen vorausgefegt, d. h. fols 
he, welche die Veruͤbung des Verbrechens durch den 
unfchuldig Ungefchuldigten, als auf eigner Wahrnehmung 
beruhend, fälfchlih, und zwar complottmäßig meineidig 
bezeugen; alfo mit Ausfchluß eines Meineids »Complotts, 
welches nur darauf gerichtet war, dem Richter eine Reihe 
von (nahen und entfernten) Anzeigen, auf deren Grund 
der Unfchuldige verurtheilt werden fonnte, fälfchlich zu bes 
zeugen. Diefer Fall (blos mittelbarer Zeugniffe) ift darum 
außgefchloffen,, weil nach Art. 337 der Str. Pr. O. Feine 
Berurtheilung zum Tode, fondern nur zu lebensfängli- 
chem Zuchthauſe zuläffig iſt, „wenn der Beweis in Anz 
fehung der Perfon des Thäters (der Beweis der 
Thäterfchaft) (nur) auf einem ſolchen Zufammentreffen von 
Anzeigen beruht”. Zwar; fehlug die Regierung in ihrer 
Endpropofition vor, auch diefe Schranfe (gleich den bei: 
den obigen) fallen zu laſſen, alfo Berurihellungen zum 


3) Wie wenig erkennen noch unfere Gerichte daB Gefährliche und 
Trügeriſche des geheimen fehriftlichen Inquifitionsprozeſſes, 
welcher ihnen, ſtatt einer freien ſelbſtſtändigen Ueberzeugung, 
nur die Möglichkeit einer Beurtheilung innerhalb der 
Auffaffungsweile des Inquirenten (der Acten) 
gewährt. Und das heißt Doch tanquam e vinculis sermoci- 
naril Das quidquid non est in actis, non est in mundo 
drückt ganz daſſelbe auß. 
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Tode auch dann zuzulaſſen, wenn der Beweis der Thäter: 
fehaft nur durch Indicienbeweis, aber nach der Ueberzeus 
gung des Gerichts vollftändig Hergeftellt ſey *); und märe 
dies durchgeſetzt worden, fo fragte e8 fich wieder, ob nicht 
der Art. 229 Ziff. 3 zu eng gefaßt fen? Allein provi⸗ 
ſoriſch (d. h. nach der proviforifchen Str. Pr. O.) wäre 
dies ein casus non dabilis, d. h. den Meineids - Com: - 
plottanten Fünnte dann nur die Verurtheilung des Unfchuls 
digen (oder minder Schuldigen) zu lebenslaͤnglichem Zucht: 
haufe, alfo nur miderrechtliche Freiheltöberaubung (Art. 
275) imputlet werden, für welche der Art. 229 Ziff. 3 
nicht Todesftrafe androft. Nun Fünnen zwar. e) alle 
anderen Momente des Anfchuldigungsbeweifes, mit 
Ausnahme der Perſon des Thäters (der Thäterfchaft), fo: 
wohl durch Anzeigen, als durch zufammengefesten, endlich 
-auch durch nicht vollgüftigen natürlichen Beweis, volls 
ftändig hergeftellt werden. Allein, wenn auch nach 
hergeftelltem directen Beweiſe der Thäterfchaft, durch 
die Meineids » Complottanten der Beweis der übrigen An: 
fhuldigungsmomente, auf deren Grund das Todesuctheil 
gefällt und vollftrecft wurde, alfo 3. B. der Beweis des 
animus occidendi praemeditatus, (nad der — freilich 
irrthuͤmlichen — Anficht des Gerichts) vollftändig herges- 
ſtellt ſeyn follte: fo würde dennoch der Art. 229 Ziff. 3 . 
auf die Meineids -Complottanten Feine Anwendung finden 
fönnen, weil er feiner ganzen Anlage nach) auf unmits 
telbare Thatzeugen berechnet if. Und doch fcheint 
fein Grund diefer Befchränfung vorzuliegen. Denn 
fege man 3. B. daß A einer, abes nur culpofen, Töds 
tung geftändig ift, und auch mehr nicht verübt hat, jetzt 


- 4) Und diefe volle Ueberzeugung wird natürlich auch jetzt zu Les 
bendlänglicher Zuchthausverurtheilung, flatt dem unterfagten 
Todesurtheile, erfordert. Ä 
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aber B und’ C fich zu feinem Verderben verſchwoͤren, und 
übereinftimmend folche anzeigende Thatſachen über ihn des 
poniren, daß das Gericht, Ihren Ausfagen trauend, die 
prämebditirte Abficht zu tödten daraus zu folgern genöthigt 
war, und deshalb die. Todeöftrafe erfannte und vollftreckte: 
fo find B und C. unzweifelhaft die alleinige -Urfache 
des Todes des A geweſen. Wie follte ihnen. daher diefer 
Tod, für welchen fie ſich des getäufchten Gerichts alg 
Mittels bedienten, nicht als Mord zugerechnet werden ? 
Allerdings — ſcheinbar, und aud in der K. d. A. 
entftand die Frage, weshalb denn gerade nothwendig ein 
Meineids⸗Comphott erfordert werden folle, und z. B. 
nicht auch der Fall genüge, daß es ohne Complott ges 
ſchah, alfo eine zufällige Miturheberfchaft vorlag, oder . 
da nur ein meineidiger Zeuge vorhanden. war, auf deffen 
Ausfage das getäufchte Gericht bei der Todesverurtheilung 
das Hauptgewicht legte? (Bal. Comment. H. ©.1549 fg.) 
Wirklich ging auch anfangs der Befchfuß der K. d. A. das. 
hin, für den Fall der Ziff. 3 des Art. 229 Todesftrafe 
auh ohne Complott anzudeohen, aber nur unter 
der Vorausſetzung, -Daß der meineidige, oder die mehres 
ven meineidigen Zeugen mußten, daß der Berurtheilte (und 
Hingerichtete) wegen eines todesmürdigen Verbre— 
bens in Unterfuchung ftand. Denn ohne diefes Bes 
wußtfeyn laſſe fich die Todesftrafe nicht rechtfertigen; das 
gegen bedürfe es nicht nothwendig Mehrerer, oder gar 
eines Complotts, fondern es genüge, daß die Todeöftrafe 
gegen einen Unſchuldigen oder. minder Schuldigen auch nur 
auf den Grund der falfchen, durch anderweitige Momente 
unterftägten Ausfagen Eines Zeugen zuerfannt und volls.. * 
jogen ſey. Die Staatsregierung erflärte fich zwar nicht 
beftimmt gegen diefe Ermeiterung des Entwurfs, wohl 
aber gegen jene Vorausſetzung. In erſterer Bes 
ziehung, d. h. hinfichtlich des EComplotts, ‚wollte. fie weis 
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- tere Verhandlungen der Kammern erwarten; in letzterer 
Beziehung hingegen müfle e8 genügen, daß dee Meineidige 
(oder die mehreren Meineldigen) nur im Allgemeis 
nen wußte, Daß es fi von einem [hweren Vers 
brechen handle. Denn fonft koͤnnte er fi) damit ents 
f&uldigen, daß er nicht gewußt habe, daß es ſich in dem 
vorsiegenden Kalle um Todesftrafe handle, was auch bei 
33 Kapitelfällen Seicht der Fall ſeyn Fönnte Diefe Er⸗ 
klaͤrung dee Regierugg bewirkte, da die K. d. A. ihren, 
die Todesſtrafe erweiternden Beſchluß wieder zuruͤcknahm, 
mithin zu der beſchraͤnkteren Faſſung des Entw. (Meineids⸗ 
complott) zuruckkehrte, und zugleich in Gemeinſchaft mit 
der K. d. St. bei den verſchiedenen Strafen der Art. 228 
— 229 die (auch von der Staatsregierung genehmigte) 
Borausfegung ausfprach, Daß diefelben nur dann Ans 
wendung fanden, „wenn die meineidig Schwoͤrenden im 
Allgemeinen davon Kenntnig hatten, wegen wels 
ber Verbrechen die Angeſchuldigten ſich in Unter: 
fuchung befanden”. (Bol. die amtl. Haudausgabe des Str. 
©. ®. ©. 150 u. 153.) Dies Hat in Beziehung auf den 
vorliegenden Zall den Sinn, daß fie nicht gerade Die be: 
ftimmte, oder auch nur epentuelle Abſicht zu haben braus 
hen, den Unfchuldigen oder minder Schuldigen hinrichten 
zu lafien; fondern «8 genügt, daß fie die Art des anges 
(huldigten Verbrechens Fannten, alfo mit Ruͤckſicht auf 
das Jedermann zugängliche Str. ©. B. wiffen konn⸗ 
ten, daß ihr Memeidscomplott zur Todesverurthei⸗ 
lung führen koͤnne, was, im Gegenfage des anımus 
occidendi, von den Regierungs:Commiffären als „grobe 
Fahrlaͤſſigkeitꝰ bezeichnet wurde. Dagegen wird dieſes 
Bewußtſeyn immer erfordert, fo daß wenn fie, im 
Irrthum über die Art des angeſchuldigten Verbrechens, 
fich Die mögliche fehwerfte Kolge ihres Complotts nicht vor⸗ 
ftellen Fonnten, fie nicht mit dem Tode beftraft werden 


Ueber Mißbrauch der Todesftrafe, 137 


tönnten. Died fcheint wenigftens der Sinn der hier etwas 
verworreneu Kammerverhandlungen zu- feyn. 

Hiernach geht diefer Zall weiter als der Mord. 
Denn es wird in fubjectiver Hinficht nicht gerade ani- 
mus occidendi erfordert, meil diefer hier in der Regel 
ſchwer zu erweifen wäre; und auf diefen Nachlaß fchwie: 
tiger Beweiſe hat es überall das wücrtt. Str. G. B. ganz 
befonders abgejehen! Aber gerade darin beftcht Das erfte 
Bedenken gegen die Androhung der Todesftrafe, fo ſchwer 
auch) diefer Kall an ſich if. Das zweite Bedenfen betrifft. 
die Beſchraͤnkung derfelden auf Meineidscomplott, 
wofür es, wie auch in der 8. d. A. anerfannt wurde, an 
allen inneren Gründen fehlt; aber, da zur Todesftrafe 
ſchon „grobe Kabrläffigkeit” genügen follte, fo glaubte 
die Kammer, bier fey zu wenig befler, ald zu viel, 
Somit muß man vom Standpunfte des Str. G. B. und der 
Str. Pr. D. auf die obige (Ziff. a — e), allerdings Fünfts 
lihe, Weife unterfcheiden, damit nicht der Richter Tos 
desſtrafe da verhänge, wo ſolche nach dem Buchftaben des 
Geſetzes nicht zuerkannt werden darf. Es läft fich aber 
nachweifen, daß nach allgemeinen Rechtsgrundfägen in 
feinem einzigen jener Källe, felbft wenn man bei 
dem oder den Meineldigen beftimmte oder eventuelle AD = 
fiht zu tödten und Eomplott zugleich voraus: 
ſetzt, Todesftrafe zu vechtfertigen fey. 

Wir Heben mit dieſem Beweiſe gerade bei dem 
fhwerfken Falle an, meil fi für die uͤbrigen Fälle die 
Sache dann um fo leichter ergeben wird. Wir fegen alfo; 
A und B gehen ein Meineidscomplott ein, um, als ans 
gebliche unmittelbare Thatzeugen, den ganz oder minder 
Schuldigen C durch das Medium der Gerichte zu motden, 
Sie haben auch ihre Verabredungen fo gefchickt getroffen, 
dag C, feines Laͤugnens ungeachtet, für Überführt anges 
nommen, zum Tode verurtheilt, und wirklich hingerichtet 
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wird. Allein, diefen Fall als möglich vorausgeſetzt, fragt 
man denn hier gar nicht nach der concurrirenden 
Schuld der Gerichte, die fih in folcher Weiſe miß- 
brauchen liegen, oder, wenn auch diefen weniger zur Laft 
gelegt werden koͤnnte, nach der ungluͤcklichen Ber: 
fettung aller Umftände, die fich gleihfam gegen 
den unfchuldig Hingerichteten verfchtworen hatten, und ihm 
mehr fchadeten, als das Meineidscompfott, — nicht 
zu gedenken der harten und bedrängten Lage, in welche 
ihm der Inquiſitionsprozeß ducch fange Haft, Verweige⸗ 
tung des Rechtöbelftandes zur rechten Zeit, und durch die 
Verblendung des Inquirenten, welcher fein Läugnen für 
Lügen hielt und ihn darnach behandelte, verfegt hatte? 

Wir betrachten zuerft die mögliche Schuld des Ge⸗ 
richte. Kaͤme ein folcher Verurtheilungsfall vor, und 
würde fpäter das Meineidscomplott aufgedeeft, welche 
Irrthuͤmer, Berblendungen und Uebereilungen Fämen nicht 
jest, teoß der fo fehr gerühmten amtlichen (materiellen) 
Defenfion des Angefchuldigten , in den Unterfuchungsacten 
faft von Blatt zu Blatt zum VBorfchein ! Welche wichtige 
Anzeigen der Nichtſchuld würden ſich nicht jegt ganz uns 
gefucht darbieten, die man früher, in der Ueberzeugung 
der Schuld des Angefchuldigten, unberucfichtigt ließ, um 
fih unnöthige Weiterungen zu erfparen, zumal wenn der 
ſich ſelbſt überlaffene, Angefchuldigte (mie fo häufig ges 
ſchieht) in der Noth zu Fügen gegriffen und damit feine, 
ohnehin bei einem Incriminieten nur geringe, Glaubwuͤr⸗ 
digkeit bei dem unterfuchenden, tie dem erfennenden Richs 
ter vollftändig eingebüßt hatte! 9) 

Nimmt man aber auch Feine groben Verſtoͤße des 
Gerichts wahr, oder laſſen fich diefelben nach Lage der 


5) Bol. die Schrift: Schuldig oder chtſchuldis ‚ vom Staats⸗ 
anwalı Beyer iu Mannheim. 
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Acten entſchuldigen (aber semper aliquid haeret), fo 
trägt an der Verurtheilung des unfhuldig Hingerichteten 
jedenfalls die unglücklihe Verfettung der Umftände eine 
ſchwere Mitfhuld. Das Geriht foll ja nicht auf die 
übereinftimmende Ausfage zweier unmittelbaren Thatzeugen 
verurteilen, fondern kann es nur. Zu diefem Behaf 
hat der Richter vorerft die Glaubwuͤrdigkeit der Zeus 
gen zu prüfen; aber unglücklichermweife Tag damals kein, 
auch nur entfernter Verdacht gegen fie vor, oder diefer 
ließ ſich, anfcheinend genügend, befeitigen, . fo daß fie 
nach Lage der Acten als völlig glaubwürdig gelten muß: 
tn — obwohl ein detaillirteres Eingehen des Inquirenten 
in alle Specialitäten ihrer Lügenausfagen ſchon damals 
das fürchterliche Eomplott an das Tageslicht gefördert 
hätte, wenn nicht unglücticherweife der Inquicent we⸗ 
fentliche Differenzen ihrer Ausfagen für außermwefent: 
ih gehalten, und das erfennende Gericht darin feinen 
Jerthum getheilt hätte. Sodann hat der Richter zu prüs 
fen, ob die Ausfagen der Zeugen auch gehörig circum⸗ 
Ranziet, d. h. durch die Umftände unterſtuͤtzt werden; 
unglüchlichertocife mußte auch diefes damals fo zutreffen, 
und einige weitere Anzeigen der Schuld mußten die Taͤu⸗ 
(hung des Richters vollenden helfen, während jetzt, wo 
deugferug an’d Tageslicht gefommen ift, fich Alles umger 
kehrt zu Gunſten des unfchuldig Hingerichteten geftaltet, es 
fich zeigt, daß die ſchon damals der Annahme der Schuld 
entgegenftehenden Anzeigen nur durch Sophismen befeitigt 
worden waren. Hiernach erfolgte die Verurtheilung nicht 
allein auf den Grund der falichen Zeugenausfagen,, fon: 
dern in Verbindung mit andern eben fo wichtigen, 
sicht nothwendig ducch fie in Wirkſamkeit geſetzten Um: 
fanden, fo daß die ungerechte Hinrichtung den Meineids⸗ 
complotranten felbft dann, wenn fie den animus ocei- 
dendi Hatten, nicht allein imputirt werden kann. Sind 
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aber ihre Ausſagen nicht als die alleinige, ſondern nur 
als die concurrente, wenn auch Haupt⸗Urſache des Tor 
desurtheild und defien Vollziehung zu betrachten, fo find 
fie nach Rechtsgrundfägen nur wegen delictum perfectum 
homicidii ftrafbar. Am einleuchtendften wird Dies das 
durch, daß der Richter den dolus des Angefchuldigten 
oder den fubjectiven Thatbeftand des Kapitalverbrechend 
ja nicht aus den unmittelbaren Zeugenausfagen erfennt 
(denn der Zeuge Fann immer nur aͤußere Thatfachen 
mittheilen), fondeen mittelft Schlußfolgerungen aus dem, 
ungluͤcklicherweiſe zum Nachtheil des Angefchuldigten ſich 
heraußftellenden, Umftänden der That. Wie kann 
man aber die Meineidscomplottanten, auch wenn fie diefe 
Folgerungen bezweckten, unbedingt für die unrichtigen 
Schluͤſſe des Richters Haften laffen, wie wenn fie felbft 
darauf hin das Tedesurtheil gefällt und vollzogen häts 
ten? Vielmehr kann es nicht fehlen, daß der Richter jetzt, 
wo die Sachlage vollftändig aufgeklärt ift, wird einräus 
men müflen, daß felbft nach der damaligen Lage der 
Acten mandye Schuldeonelufionen entweder nicht zu Recht 
beftänden, oder ihnen ein, viel zu großes Gewicht beigelegt 
worden ſey. Wir fegen hiebei voraus, daß der unfchuls 
dig Angefchuldigte fortwährend geläugnet hatte; er 
fonnte aber auch, um ſich den Qualen: einer länger dgrts 
zufegenden Unterſuchung zu entziehen, feine Schuld 
(fälfchlih) einbefannt Haben. Nun wird er veruts 
theilt; aber ob auf den Grund des Bekenntniffes, oder 
auf die Ausfagen der Meineidseomplottanten, wer vets 
möchte dies mit Beftimmtheit nachzumeifen? Mehrens 
theils werden fich die Entſcheidungsgruͤnde für erfieres aus⸗ 
‚ fprechen, fo daß die falfchen Zeugenausfagen nur admis 
niceulivend in Betracht kamen, alfo nur concurrente 
Urfache des Todesurtheild und deſſen Vollziehung waren. 
Hiernach laͤßt ſich Todesftrafe felbft für das Meineldss 
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complott animo occidendi nicht rechtfertigen, viel weni⸗ 
ser ohne animus occidendi; und es ſcheint faſt, 
als ſolle das Complott (dieſer wahre Schreckensbegriff 
des Str. G. B.) das erſetzen, was zu einer gerechten Ver⸗ 
artheilung zum Tode fehlt. Dies kann es aber nicht, ſo 
lange es, proceſſualiſch betrachtet, keine Verurtheilungen 
um Tode (wie zu irgend einer andern Strafe) blos auf 
übereinftimmendes Zeugniß giebt, und der Richter nicht 
gendthigt If, darauf hin eine Strafe zu erfennen, 
fondern nue Strafe verhängt, wenn er die Ueberzeugung 
von der Glaubwürdigkeit der Zeugen und ihrer Ausfagen 
hat. Diefer „Er”, und die „Umftände”, durch welche 
ee dabei geleitet wird, kommen daher hier als ein fehr 
bedeutendes Moment mit in Betraödt. 

Aber freilich dem Abfchrefdungsprinzipe hält 
man diefe Rechtögründe vergebens entgegen! — Diefes 
hat von feinem politifchen Standpunfte vielmehr nur die 
politifhe Frage fih aufzumerfen: wie weit es mit 
dee Androhung der Todesftrafe gehen dürfe, um nicht zu 
große Mißbraͤuche der Todesftrafe zu verfchulden? Auch 
vem bloßen Gefühl, welches Hier ohne Beruͤckſichti⸗ 
sung der rechtlichen Gegengründe für Todesftrafe feyn 
mag, darf der Geſetzgeber hier nicht folgen. 

, “Wir menden uns daher jetzt zu den weiteren ana= 
logen Fällen, zunaͤchſt: 

TI. Wenn duch das Mittel der (mate— 
tiellen) Falſchung oder Verfälfhung einer 
Höffentlihen Urkunde in einer Unterſuchungs⸗ 
ſache, gefhehe dies von einer Privatperfon 

oder von einem dffentlihen Diener (z. B. 
dem Unterfuhungsrichter), ein (abfolut oder 
relativ) Unfhuldiger zum Tode verurtheilt 
wurde, und darauf hin den Tod erlitten hat. 
Denn der Art. 219 Schlußſatz vermeift hier auf die Strafe 
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des Art. 229 Ziff. 3 vom Meineidscomplott. Hier wird 
alfo Fein Eomplott, noch überhaupt eine Mehrheit von 
Perſonen vorausgefeßt, ſondern es genügt ſchon an Einem 
Fälfcher oder Verfaͤlſcher — aber warum nur einer oͤf⸗ 
fentlihen, nicht auch einer Privat: Urkunde? Doc 
nicht etwa darum, weil jene nach dem Str. ©. B. ein 
Staatsverbrechen , diefe hingegen nur ein Privatverbrechen, 
mithin dort die Eoncurrenz fteafbarer ift (und zwar bis 
zur Todesfteafe), als hier? Dies wäre doch ein zu fonders 
barer Grund, meshald man eher anzunehmen hat, daß 
diefee Fall uͤberſehen ſey. Hinfichtlich des animus 
verhält es fich auch hier wie oben, d.h. es wird nicht gerade 
animus occidendi verlangt, um dem Verbrecher den Erz 
folg feiner Faͤlſchung zum Tode anzurechnen. Damit 
kehrt aber auch hier das erfte Bedenken wieder, und 
eben fo das zweite, daß nämlich nicht die Faͤlſchung 
allein, fondern nur unter Mitwirkung entweder der 
Schuld der Gerichte, oder einer unglücklichen Verfettung 
von Umftänden, welche die Fälfchung unentdeckt ließ, 
oder beider Momente zugleich, die Verurtheilung des Uns 
fhuldigen zum Tode zur Folge hatte. Denn der Richter 
fol nicht, fondern er kann nur auf den Grund einer 
Urkunde verurtheilen. 

Wie hat: man fich überhaupt dieſen Fall zu denken? 
Da hinſichtlich des Urkundenbeweiſes (abgeſehen von der 
formellen Seite) bekanntlich keine beſonderen Grundſaͤtze 
gelten, fo kann, wenn man eine ge⸗- oder verfaͤlſchte (und 
zwar nach dem Str. G. B. öffentliche) Urfunde ſetzt, dies 
felbe ihrem (gravirlichen) Inhalte nach entweder nur als 
eine Befenntnigurfunde, oder als eine Anzeigenurfunde 
gedacht werden. In dem erften Falle Hat aber, wenn 
man von dem. fpeciellen Sale der (materiellen) Faͤlſchung 
oder Verfälfehung eines Unterfuhungg: oder Vers 
hoͤrsprotokolls abfieht, die Urkunde nur den Beweis⸗ 
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werth eines außergerichtlichen Bekenntniffes, worauf 
allein eine Berurtheilung nicht möglich wäre; und au 
in dem zweiten Falle kann durch die Urfunde höchftens eine 
nahe Anzeige der Schuld hHergeftellt werden, auf melche 
allein eben fo wenig eine Verurtheilung möglich ift, fo 
dag man nur diefe ſich ald möglich zu denken genöthigt 
if, eine Mehrheit von ges oder verfälfchten Anzeigen: 
Urkunden zu fegen, während dad Str. G. B. (Art. 229) 
ſich ſchon mit Einer begnügt. Aber auch Dann wäre nach 
dem Obigen (Ziff. I) die Clauſel hinzuzufügen: fofern 
nicht durch die darin beurfundeten Anzeigen die Perfon 
des Angefchuldigten hergeftellt werden foll, weil Verur⸗ 
theilungen zum Tode einen dire eten Beweis der Thäters 
[haft vorausfegen. Hiernach ergeben fich folgende Fälle: 
1) Es ift ein Bekenntnißprotokoll des Angefchuldig: 
‚ten ge= oder verfälfcht worden, und darauf hin (ale ge: 
richtliches Bekenntniß) deffen Verurtheilung zum Tode ers 
folgt. Dann fragt man mit Recht, toie dies ohne con⸗ 
currivrende Schuld des Gerichts oder ohne eine 
Berfettung der ungewöhnlichften Umftände, 
welche fich gegen den Angefchuldigten verſchworen, mögs 
fih fey? Dann aber verdient der Sälfcker nicht die To⸗ 
desſtrafe, teil er nicht die alleinige Urfache der Vers 
uetheilung zum Tode war. 2) Es ift eine fonftige 
Öffentliche Urkunde, welche ein Befenntnig enthält, ges 
oder verfälfcht worden; dann läge nur ein außerges 
richtliches. Geftändnig vor, worauf allein feine 
Beruetheilung zum Tode möglich if. Oder 3) ed hans 
delt fich von einer ShuldsAnzeigenurfunde, z.B. 
bei directer Herftellung der Thäterfchaft wird, um den 
Beweis des animus oceidendi herzuftellen, eine öffent: 
like Urkunde ge: oder verfälfcht. Dann reicht diefe Eine 
Anzeige zur Verurtheilung noch nicht hin; es müffen daher 
noch andere, wenn auch nur entfernte, von dem Willen 
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des Faͤlſchers unabhängige Anzeigen Hinzufommen, und 
wenn fich diefe finden (tie fie fich leicht finden laffen, wenn 
einmal das getäufchte Bericht von der Schuld des Ange 
fehuldigten ausgeht), fo Fann man twiederum nur fagen: 
der Kälfcher fen eine der Urſachen, vielleicht die Haupts 
urfache des Todesurtheils gewefen, aber doch nicht die all ei⸗ 
nige, und nur unter diefer Vorausfeßung hätte er, den 
animus oecidendi vorausgefegt, nach allgemeinen Rechts⸗ 
prinzipien die Todesſtrafe verdient. 

Nun kann zwar durch eine Urkunde auch der ob— 
jective Thatbeſtand des Verbrechens, z. B. das 
Daſeyn eines Pasquills, einer hochverraͤtheriſchen oder 
aufruͤhreriſchen Aufreizung, eines betruͤgeriſchen Wucher⸗ 
contracts ꝛc. dargethan werden, und hier verlangt der 
Richter Kenntniß von dem Daſeyn des Verbrechens durch 
unmittelbaren (richterlichen) Augenſchein. Allein, daß 
auf eine ſolche (gefaͤlſchte) Urkunde ein Angeſchuldigter 
follte zum Tode verurtheilt werden koͤnnen, iſt ein ca- 
sus non dabilis. | 

IH. Der gleihe Erfolg, herbeigeführt 
durch abſichtliche Vernihtung oder Unters 
druͤckung dffentliher Urkunden, namentlich 
von Acten, nach Art. 221. Denn diefee Art. verweift 
- fire folche, nach dem Str. ©. B. nicht mehr unter den 
Begriff der Faͤlſchung fallende Handlungen (vgl. Staats: 
verbrecden ꝛc. ©. 410 fg.) auf die Strafe des Art. 219, 
alfo auch für jenen Fall auf die des Abſ. 4, und diefer 
verweiſt toleder auf Art, 229 Ziff. 3, fo dag man hier von 
Pontius zu Pilatus gefchieft wird, was oft genug in dem 
Str. G. B. vorfommt. Auch hier fragt es fih, warum 
nur „öffentlicher” Urfunden? Auch hier entfteht, role 
- oben, das gleiche Bedenken hinfichtlich des fu bjectiven 
Thatbeftandes diefes Kapitaffalls, fofern culpa lata dem 
animus oceidendi gleichgeftellt ift; fo mie Hinfichtfich der 
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concurrirenden Schuld der Berichte, oder doch 
dee Eoncurrenz ungluͤcklich verketteter Ums 
fände, melde den (abſolut oder relativ) Unfchuldigen 
auf das Schaffott mit führen halfen. Denn hätte es 
daran gefehlt, ſo wäre Feine Verurtheilung zum Tode ers 
folgt. Kann aber der Unterdrückee und Bernichter von 
Actenftüchen oder andern Öffentlichen Urkunden, welche ers 
culpirend für den unfchuldig Angefchuldigten waren, nicht 
als die alleinige, fondern nur ald Mit-, wenn au 
als HauptzUrfache des gefällten und vollzogenen Todes: 
urtheils angefehen werden, fo hat er nah Rechtsgrunds 
fügen (den animus occidendi vörausgefegt) nur die 
Etrafe des delictum perfectum homicidii verwirft. 
Ehen fo wenig verdient er darum die Todesftrafe, teil hier 
(wie bei Ziff. Lu, ID mit ber ihm theilweife oder haupt⸗ 
fachlich zur Laft fallenden Hinrichtung ein Staatsvers 
brechen (Art. 221) concurrirt, indem. nach der obigen 
Ausführung durch bloße Concurrenz niemals der Weber: 
gang zum Tode gerechtfertigt wird. 

IV. Der gleihe Erfolg, herbeigeführt 
duch Täaufchung bei Amtshandlungen (intels 
lectuelle Faͤlſchung) nach Art. 419, indem diefer Artikel 
„außerdem nach Befchaffenheit der That auf die Strafen. 
dee Faͤlſchung (Art. 219)” vermweift, alfo duch auf die. 
Todesftrafe des Abſ. 4 des Art. 219, tie die dortige Vers 
weifung auf Art, 229 Ziff. 3 ergiebt. Und in der That 
kann es auch auf das Mittel, durch melches ein fo 
ſchweres Verbrechen verfchuldet wird, nicht anfommen, - 
fen es Meineids⸗Complott (Ziff. D, oder Faͤlſchung öffent: 
fihee Urkunden (Ziff. II), oder Unterdrücung folcher 
(Ziff. ID, oder endlich wie hier, ſ. 9. Taͤuſchung bei’ 
Amtshandlungen, wie z. B. wenn der Inquirent (welcher 
nach württemb. Rechte ſich felbft als Actuar controfiet) den 


von ihm geführten Protocollen einen falfchen grhelt giebt, 
Archiv d. EN, 1848. I, Et. 
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und ſie falſch verlieſt. Allein wenn auf den Grund ſolcher, 
von den Scabinen und dem Angeſchuldigten unterzeichneten 
Protocolle oder, um noch einen Schritt weiter zu gehen, 
auf den Grund folder Protocolle, unter welche der In⸗ 
quirent zugleich die Unterfchriften der Scabinen und des 
Angefchuldigten Fälfchlich geſetzt Hatte (denn auch diefen 
Fall der materiellen Faͤlſchung begreift der Art. 419) — 
wenn auf folche Protocolle, deren Enthüllung im ge 
meinfchaftlichen SSntereffe der Scabinen und des Angefchuf: 
digten liegt, das Gericht ein Todesurtheil gründete und 
folches vollziehen ließ, fo Fünnte dies entweder nur durch 
die Schuld des Gerichts, oder toiederum nur durch eine 
ungluͤckliche Verfettung von Umftänden (3. B. 
weil die Scabinen gleich darauf ftarben, oder nicht den 
Muth Hatten gegen den Inquirenten zu zeugen) bewirkt 
werden, fo daß auch hier den Faͤlſcher, als blos concur: 
rente Urfache der Hinrichtung, nach Rechtegrundfägen die 
Todesftrafe treffen koͤnnte. Die übrigen fehon oben her: 
vorgehobenen Einwände brauchen hier nicht wiederholt 
zu werden. 
Endlich 
V. Der gleihe Erfolg, herbeigeführt 
durch Beugung des Rechts. Denn es heißt im 
Art. 437: „Richter, welche wiffentlih über einen Un: 
fhuldigen eine Strafe, oder über einen Schuldigen eine 
härtere, als die gefeglich verwirkte, Strafe verhängen, 
find, wenn auf folche Art eine der im Art. 228 bezeichne: 
ten Strafen erfannt worden, ‚nach Vorfchrift der Art. 228 
und 229... . zu beftrafen” ©. Hier Fönnten die Worte: 


‘ 


‚.6) Man vermißt bier den weiteren Kal, daß ein Inquirent 
wiffentlich einen Unfchuldigen dur Mifhandlungen Coder 
auch durch tortura spiritualis) zum Bekenntniß einer Gapitals 
fchuld veranlaßte, und auf den Grund diefes Befenntniffes es 
zur Verurtheilung und Vollſtreckung der Zodesftrafe Fam, 
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erkannt worden” zu der Annahme führen, als genäge 
zue Todesftrafe ſchon die mwifjentlih ungerehte Verur- 
theilung eines (abfolut oder relativ) Unfchuldigen -zum 
Tode, fen es in erfter oder in zweiter Sinftanz, wenn auch 
das Urtheil aus einem oder anderm Grunde nicht zur Voll: 
ſtreckung fommen ſollte. Dies wäre eine fehr bedeutende 
Verſchaͤrfung, die aber ſchon nach der Analogie der feither 
befprochenen Fälle (unter welchen fich ja auch, namentlich 
Ziff. IV, Amtsverbrechen befinden, nicht anzunehmen ift, 
noch geſetzlich beſteht. Denn ein folcher Richter foll ,, nach 
Borfhrift des... Art. 229” Heftraft werden; diefer 
ſetzt aber in Ziff. 3 zur Todesftrafe eine Hinrichtung 
des Unfchuldigen oder minder Schuldigen voraus. 

Wir wollen nun betrachten, wie ein folcher Fall 
möglich fey? Nach der Str. Pr. O. erkennen nur die 
Dbergerihte auf Todesftrafe, in der Weife, daß, 
wenn das erftinftanzliche Urtheil gefällt ift, die Sache von 
Amts wegen zur Revifion an das Obertribunal gelangt, 
Art. 373. Doch muß daffelbe zuvor, nebft den Entfchei: 
dungsgründen, dem Bertheidiger des Angefchuldigten 
(wenn legterer im Stande ift einen Defenfor zu honori⸗ 
ren ?) zur Ausführung feiner Beſchwerde eröffnet werden. 
Zugleich darf das DObertribunal vermöge der refor- 
matio in pejus (man denfe!) ein im Recurdwege an 
ihn gelangtes Strafurtheil, weil e8 die Thatz oder die 
Rechtöfrage anders beurtheilt, in ein Todesurtheil umaͤn⸗ 
deen 8). Hiernach wären für die Anwendung der Strafe 
des Art. 229 zwei Faͤlle möglich: 

1) das Kreisgeriht (mit 7 Mitgliedern, außer 
dem Borftande , hier zufammengefeßt, Str. Pr. O. 


7) Bal. gaggmanns sc. Zeitfehrift für Strafprozeß, Jahrg. 
1846. ©. 178. | 


8) Bal. dieſelbe Zeitſchrift, Jahrg. 1845. ® 311 fg. 
2 
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Art. 341 Abſ. 1) verurtheilt wiſſentlich einen Unſchuldigen 
oder minder Schuldigen zum Tode, ſey es einſtimmig, 
oder mit Einer Stimme uͤber die unbedingte Mehrheit 
(denn dies verlangt Art. 350 Abſ. 2 der Ste. Pr. O.); 
und das (außerordentlicherweiſe eben fo zuſammengeſetzte) 
Obertribunal ftimmt einftimmig, oder in gleicher Majo⸗ 
ritaͤt, der Anficht des Kreisgerichts, d. h. dee wiſſentlichen 
Verurtheilung des Angefchuldigten zum Tode bei. Sollte 
diefer Fall wohl den kbar feyn? und wenn er je ein 
treten Fönnte, follte dann nicht wenigftend das Juſtizmini⸗ 
fterium , durch welches dem Könige. das Todesurtheil 
fammt den Aeten zur etiwanigen Ausübung des Begnadi- 
gungsrechts vorzulegen ift, oder der König felbft, welcher 
fih nicht blos über den Fall veferiven läßt, die verübte 
Sräuelthbat nothwendig entdecden müfen? Wie 
önnte e8 daher zur Vollſtreckung eines folchen Todesurtheilß 
fommen? Hiezu fommt, daß wenn auch der-Angefchuldigte 
feinen Defenfor haben follte, um feine Beſchwerden bei der 
amtlichen Revifionsbehörde auszuführen, dad Publi⸗ 
cum („ehrbare Männer”), vor deffen Augen der Straf: 
fall im öffentlichen Schlußverfahren verhandelt wurde, 
aus dem Schweigen des Kreisgerichts®) erfahren mußte, 
daß das Urtheil auf Todesftrafe lautete. Erkennt es aber 
einen gerichtlihen Mord, wie follte nicht unter den „ehr⸗ 
baren Männern” Jemand zu finden ſeyn, welcher ſich des 
unfchuldig Verurtheilten annähme? und felbft wenn diefer 
. Schuß ausbleiben follte, fo hat ja das ganze Land den 
Straffall aus den Berichten in öffentlichen Blättern erfahren, 
fo dag eine Beftätigung des gefällten Mordurtheils Durch das 
Obertribunal, und felbft wenn diefe Beftätigung erfolgen 


9) Denn diefes verkündet in Sffentlicher Sitzung nur Entbindun⸗ 
gen von der Inſtanz und Verurtheilungen zum Zuchthauſe, 
Sir. Pr. O. Art. 366. 
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ſollte, jedenfalls eine Vollziehung des Urtheils 
rein unmoͤglich waͤre. 

Darf aber der Geſetzgeber Todesſtrafe fuͤr einen 
casus non dabilis androhen, ſo koͤnnte er dieſelbe fuͤr 
noch viele andere imaginaͤre Verbrechen androhen! Und. 
wenn auch ein Kall der Art wirklich eintreten Fönnte, fo 
müßte man die Schuld mehr der Macht der Verhaͤltniſſe 
und ungemöhnlichften Umſtaͤnde, welche e8 duldeten, daß 
ein vom zwei Gerichten gefälltes Mordurtheil öffentlich (Ans 
geſichts des Landes) vollzogen werden Fonnte, als den 
Gerichten felbft zufchreiben. Denn zur Execution eines 
folhen Urtheils müßte man fich wiederum ein Bezirks: 
gericht denfen, welches feinen Arm zu Mordthaten her: 
liehe, und ein Publicum , welches folhe Mordfcenen 
ſchweigend Hinnähme! Somit fönnte | 

2) hier nur der all gedacht werben, daß das Kreiss 
gericht in erfter Anftanz nicht auf Todesftrafe, fondern nur 
auf Freiheitsſtrafe erfannt Hatte, der Verurtheilte aber, 
dee gefeglihen Warnung ungeachtet '%), an das Ober; 
tribunal recurrirt hatte, und diefes, von der reformatio 
in pejus mißbräuchlich Gebrauch machend, den Re: 
currenten wiſſentlich ungerecht zum Tode verurtheilte. 
Allein, ſelbſt diefen Fall als möglich gefegt, (denn dazu 
wäre eine verbrecherifche unanimia von 8 Mitgliedern vors _ 
auszufegen) — toie follte fich das Kreisgericht, deſſen 
Urtheil in folcher Weile veformirt wurde, dabei beruhi⸗ 
gen fönnen? Auch dem öffentlichen Urtheile Fönnte ein 
ſolcher Fall nicht ange entzogen bleiben, und dann treten. 
noch das Auftizminifterium und der König in die Mitte, 
hierauf das Bezirfsgericht als Erecutionsbehörde, endlich 
das Publicum, welches eine folhe Mord > Erecition 
ſchweigend hinnaͤhme, fo dag man auch hier fagen müßte: 





10) Zeitfchrift a. a. O. (Jahrg. 1846) ©. 171, 
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die Hinrichtung des Unſchuldigen ſey weniger Schuld des 
hoͤchſten Gerichts, als einem Zuſammentreffen der unges 
wöhntichften Umftände zuzuſchreiben. Somit wäre 
dies wiederum ein casus vix dabilis. Aber vielleicht: 
dachte man 

3) an das fummarifche Todtfchiegen beim Standredt, 
welches die Str. Pr. D. einführen wollte? Denn bier fols 
len Unterfuchung und Urtheil nicht länger ald 24 Stunden: 
währen, der Angefchuldigte feinen Defenfor und Fein 
Rechtsmittel Haben; es ſoll ihm felbft die Möglichkeit 
einer Begnadigung entzogen werden, und der Richter an 
gar Feine negative Beweisregeln gebunden feyn 1). Allein 
theils befteht (Gottlob!) zur Zeit ein folches Standrecht 
nicht, indem es von der K. d. A. mit der groͤßten Entſchie⸗ 
denheit zuruͤckgewieſen wurde; theils wurde auch hier zum 
ſummariſchen Todtſchießen mit der Kugel Stimmen⸗ 
einheit erfordert. Mithin mußte man hier ein Com⸗ 
plott der Richter vorausſetzen, welches eben ſo wenig denk⸗ 
bar iſt. Aber: 

4) kann man ſich nicht wenigſtens den Fall denken, 
daß das Gericht getäufht durch den Referenten 
das Todesurtheil fällte? Allerdings fcheint es fo. Allein 
two bliebe dann der Eorreferent? Auch diefer müßte 
in das Verbrechen mit hineingezogen feyn, und zwar bei 
beiden Gerichten, dem Kreisgerichte und dem Obertri⸗ 
bunal! Damit noch nicht genug, müßten auch die zwei 
Referenten und zwei Sorreferenten den Unterfuchungss 
richter mit in das Mordeomplott Hineingezogen haben, 
damit er nicht den Stand der Dinge (die Wahrheit) vers 
vathe, und zulegt müßten auch das Juſtizminiſterium und 
der König blind gemacht ſeyn, menn es zur Bollzies 
hung eines folchen Urtheils Fommen follte. 


14) Zeitſchrift a. 0. DO. S. 234 — 2416. 
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Das Refultat wäre demnach, daß ſich in allen feits 
here entwicelten Zällen (Ziff. I — V) Todesftrafe nach 
Rechtsgrundfägen nicht rechtfertigen laßt, Ddiefelbe zum 
Theil (Ziff. V) für blos imaginäre Sapitalverbrechen ars 


gedroht ift, endlich confequenterweife dann auch für andere 


ganz Ähnliche Fälle Todesftrafe feftgefegt werden müßte, 
fo daß der Geſetzgeber ſich Hier auf einem fehr mißlichen 
Gebiete bewegt. 


$. 9. 
Es folgen jet die beiden legten Säle (Mr. 31 und 
3%), für welche das Str. G. B. Todesftrafe androht. 
Der erfte ift wiederum, gleich den meiften vorhergehenden, 
iin Concurrenzfall, der zweite nicht. Beide betreffen 
die Brandftiftung, und find folgende: 

1) wenn bei einer Brandftiftung durd den 
Brand ein Menfh getödtet oder lebensges 
fährfih verwundet wurde, und der Thäter 
diefe Folge vorherfehen fonnte, Art. 378 
Ziff. a. Diefer Fall loͤſt fich in zwei Fälle auf, naͤmlich: 

a) Concurrenz von Brandftiftung mit culpofer 
28dtung, wofür an fich verwirft wären: wegen des 
erſten Verbrechens nach Art. 378 Ziff. 3: Zuchthaus von 
10 — 20 Jahren, und wegen des zweiten nach Art. 2517 
Sefangnig von 24 Stunden bis zu 2 Jahren, toelche legs 
tere Strafe aber nach Art. 118 (poena major absorbet 
minorem) gefchenft werden müßte 12). Somit tritt 
Todesftrafe hier an die Stelle eines Marimum von 20, 
und eines Minimum von 10 J, Zuchthaus, obgleich 
unfere Gerichte, mit Rücfiht auf den leihten That—⸗ 
beftand der Brandftiftung, längft zu ihrem Schrecken, 
und zu dem des unparteiifchen Publicums, belehrt find, 


— — — — 


12) Ueber die ungebührliche Ausdehnung dieſes Princips und 
deſſen Gründe vgl. die Zeiiſchrift a. a. >. ©. tg... 


[ Zr 
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daß das Minimum von 10 J. Zuchthaus ein viel, ja ſehr 

viel zu hoch 'gegriffened Straf: Minimum fy. Indeß 

vom Standpunfte des Str. G. B. find e8 doch 10— 20 

Jahre Zuchthaus, ftatt welcher hier unbedingt Todes-- 

ſtrafe feſtgeſetzt iſt! 

b) Concurrenz von Brandſtiftung mit culpoſer 
lebensgefährlicher Verwundung, wofuͤr an ſich 
eintreten wuͤrde: nach Art. 378 Ziff. 3 wegen Brandſtif⸗ 
tung 10 — 20 J. Zuchthaus, und wegen Koͤrperverletzung 
nach Art. 270 (aber nur auf Klage des Verletzten) Ge⸗ 
faͤngniß bis zu 8 Monaten, was aber nach Art. 128 wie⸗ 
derum dem Verbrecher geſchenkt werden muͤßte. 
| Sp. auffallend e8 nun auch iſt, Concurrenz von 

Brandftiftung mit culpofer Tödtung oder febensgefähr: 
licher Verlegung gleihmäfig mit dem Tode zu bedro: 
hen, meil jener Concurrenzfall viel ſchwerer ift als diefer, 
fo erktärt fi) dies doch ganz einfach aus dem Abzuge 

der Strafe für Tödtung und Körperverlegung nach Art. 118, 

fo daß für beide Soncurrenzfälle das gleiche Facit 

herauskommt, nämlich Todesftrafe ftatt 10 — 20 Jahre 

Zuchthaus. 

Segen wir, daß dies gerechtfertigt ſey, ſo wuͤrde in 
fünf, oder vielmehr zehn ändern ähnlichen Faͤl— 
len, die auch in diefer Richtung in der K. d. U. zur 

Sprache Famen, gleichfalls Todesfteafe angedroht werden 
muͤſſen. Diefe find vorerft: 

A. Nothzucht in Concurrenz mit eulpofer Toͤd⸗ 
tung; 

B. Nothzucht in Concurrenz mit lebensgefähr; 
liher Verlegung, oder, wie es in andern Artikeln 
heißt, bleibender Beſchaͤdigung (der Gefundheit) ; 

C. Raub in Concurrenz mit culpofer Toͤdtung; 

D. Raub in Concurrenz mit lebensgefaͤhrlicher 
Verlegung; 


x 
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E. Erpreſſung in Concurrenz mit culpofer Toͤd⸗ 
tung; und 
F. &rpreffung in Eoncurreng mit lebensge⸗ 
fährlicher Verlegung. 
Fragt man hier nur das Abſchreckungsprincip, 
oder läßt man fi durch das Gefuͤhl, in empoͤrenden 
Straffällen Todesftrafe anzudrohen, beftimmen: fo müß: 
ten auch diefe Soncurrenzfälle gleich jenen mit dem Tode 
bedroht werden. Und, damit noch nicht genug, müßte 
dann auch in den der Nothzucht ähnlichen Faͤllen, 
naͤmlich: 

G. des stuprum nec violentum nec voluntarium 
(der unfreiwilligen Schwächung) in Concurrenz mit 
culpofer Tödtung, Art. 296; 

H. des gleichen Verbrechens in Koncurrenz mit 
lebensgefährliher Verlegung; | 

J. der gewaltfamen Verführung zur Uns 
zucht (mit einer Perfon unter 14 Jahren) in Eoncurs 
ven; mit culpofer Tödtung, Art. 297 Abſ. 2; 
und 

K. des gleihen Verbrechens in Concurrenz mit 
lebensgefährlicher Verlegung, 

eben fo gewiß, vielleicht noch um fo mehr die Todesftrafe 
angedeoht werden, wie dies, menigftens für Concurrenz 
mit culpofer Tödtung auch das Preugifche Landrecht $. 1056 
und das Baler’fhe Str. G. B. Art. 189 thun. Bol. 
Wächter, Abhandl. aus dem Strafrechte S. 296. 

Allein welch' ausgedehntes Feld Hätte fich dann, 
nicht für die Todesftrafe eröffnet! Zu den bereits vor: 
handenen 33 Fällen wären dann noch zehn weitere gekom⸗ 
men, alſo im Ganzen 43 Capitalfälle, theils einzelne, 
theile Complerfaͤlle. So hielt man inne, were daher 
fe, dag | 
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..a). dei dee Nothzucht und den zwei angränjens 
den Fällen der unfreimilligen Schwaͤchung und Verfuͤh⸗ 
rung zur Unzucht, wenn der Tod durch die erlittene 
Mißhandlung verurfacht wurde, nur lebenslängliches 
Zuchthaus, und wenn ein bleibender Nachtheil an 
der Gefundheit entftand, nur Zuchthaus von 10— 25 
Jahren einteeten folle; Art. 295 Ziff. 1 u.2, 296, 297 
Abf. 2. Hingegen 

b) bei dem Raube ift (man ftaune!) im Art. 312 
hinfichtlich der Strafe Fein Unterfchied zwifchen (eul⸗ 
pofer) Tödtung und bleibender Verlegung der Gefundheit 
gemacht , fondern in Ziff. 1 unbedingt lebenslaͤngliches 
Zuchthaus angedeoht „wenn die Perfon in Folge der, 
ohne die Abficht zu tödten, an ihe verübten Gewalthand⸗ 


lungen das Leben verloren hat, oder, um ihr die Ents 


deckung verborgener Habfeligfeiten abzuprefien, koͤrperlich 
gepeinigt 17), oder die erlittene Mißhandlung entweder 
verftümmelt, oder in Lebensgefahr oder in eine 
Geifteszerrüttung oder Krankheit des Körs 
pers, wobei feine Wiederherftellung zu hofs 
fen, verfegt worden if.” Endlich 

c) bei dee Erpteffung (wo die Gewalt und deren 
Folgen die gleichen feyn fünnen, das Object aber ein andee 


res ife) droht der Art. 314 gleichfalls abfolut — alſo 


ohne zwifchen culpofer Tödtung und bleibender Verlegung 
der Gefundheit (des Leibes und Geiftes) zu unterfcheiden — 
lebenslängliches Zuchthaus an. 

So werden alfo die ſchwerſten Folgen, melche fich 
an Gewalt gegen die Perfon fnüpfen, ſtrenger beurs 


13) Alfo jede Körperliche Peiniguug — die doch auch geringe 
fügig feyn kann — foll zu lebenslängtichem Zuchthauſe führen ? 
Eben fo jede, wenn auch unbedeutende, unbeabfichtigte 
Berftänimelung? Und bloße Lebensgefahr? worunter indeß 
hier eine Ichensgefährliche Verletzung zu verſtehen iſt. 


N 
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theift, wenn Eigenthum, überhaupt Vermögenss 
rechte im Spiele find, ald wenn es ſich um die Ehre 
(Geſchlechtsehre) handelt, die doch von viel höherem 
Werthe iſt als vergängliches Eigenthum. Denn bei Raub 
und Erpreſſung ift, ohne zwifchen culpofer Tödtung und 
ibensgefährlicher Verlegung zu unterfcheiden (ja es genügt 
ſchon eine, vielleicht unbedeutende Verftümmelung), lebens⸗ 
laͤngliches Zuchthaus, und bei der Brandftiftung für beide 
Sälle fogar unbedingt Todesftrafe angedroht, während bei 
Nothzucht, unfreimilligee Schwächung und Berführung 
we Unzucht ſich die lebenslänglihe Zuchthausftrafe auf 
culpofe Tödtung befchränft, für den zweiten Fall dagegen 
nur Zuchthaus von 10 — 25 Jahren angedroht ift. 

So ift hier ein doppelter Verftoß fichtbar, theils im 
Verhältnig der Verbrechen gegen das Eigenthum zu den 
Verbrechen gegen die Ehre, theils im Verhaͤltniß beider 
u dem fpeciellen Soncurrenzfalle der Brandftiftung, wel⸗ 
her mit Todesftrafe bedroht ift, während im Uebrigen 
nur lebenslängliches, beziehungsweiſe zeitliches Zuchthaus 
eintritt. 

Doch, wir haben uns jetzt auf dieſen beſondern Fall 
zu beſchraͤnken, und vorerſt zu fragen: ob nicht etwa der 
Thatbeſtand der Brandſtiftung viel zu leicht genom⸗ 
men (6. 1 Ziff. 2), und zugleich die Vorausſetzung, unter 
welcher Todesftrafe eintreten foll, zu unbeftimme 
(ſchwankend) gelaffen fey ($.1 Ziff. 6)? Von diefen 
Fragen iſt die erfte befonder8 vom Standpunfte der würts 
temberg. Praxis zu bejahen. Denn nicht: nur begnuͤgt 
fd das Str. G. B. hHinfichtlih der Confummation der 
Brandftiftung (alfo für das Minimum von 10 J. Zucht: 
haus) fehon mit dem bloßen Slammenfaffen des ans 
juzundenden Gebäudes in brandftifterifcher Abficht, 
wenn auch die Flamme fogleih wieder geloͤſcht wurde, 
oder von felbft ausging, alfp gar. feinen Schaden verurs 
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ſachte (Art. 382); ſondern nach der Praris genuͤgt dazu 
ſchon das Klammenfaflen von andern, wenn auch in nicht 
brandftifterifceher Abficht angezüundeten Gegenftänden, 
fofeen dadurch dem Aufenthaltsorte von Menfchen Gefahr 
bereitet werden Fonnte, und der Thäter diefes Verhaͤlt⸗ 
niß fannte. Wenn alfo z. B. ein Gefangener bei hellem 
Tage und in der Nähe der Wärter einen Strohſack in 
feiner Zelle, oder eine Thür anzündet, um die dadurch 
entftehende Verwirrung zu feiner Selbftbefreiung zu bes 
nugen, fo würde dann ſchon confummirte Brandftiftung 
vorliegen, alfo geſetzlich mindeſtens 10 J. Zuhthaut 
verwirkt feyn , weil, wenn auch der Thäter nicht die Abı 
fiht Hatte eine Brandftiftung zu erregen (das. Gefaͤngniß 
gebäude anzuzüunden), e8 nach dem Buchftaben des Gefeget 
ſchon an dem objectiven Momente der Gemeingefäht 
lichkeit de® Anzuͤndens, und in fubjectiver Hinficht an den 
Bewußtſeyn diefer Gefahr, alfo kurz ausgedrüdt, an dei 
bewußten BemeingefährlichFfeit des Anzuͤndent 
von Gegenftänden aller Art genuͤge. Diefe Anficht laͤß 
fi freilich fehe bezweifeln; ein ſolches Anzuͤnden ohn 
brandftifterifche Abficht Fönnte vielmehr nur nach Art.385 fg. 
alfo (im Einne der gemeinrechtlihen Doctrin und Praxis 
nur ald damnum injuria datum beftraft werden. Dehn 
man aber den Begriff der Brandftiftung fo ungebührlid 
weit aus, und verlangt zu deffen Confummation fo wenig 
fo ift natuͤrlich die Todesftrafe um fo leichter verwickt 
Todesftrafe darf aber nach Rechtsgrundfägen niemals Teich 
verwirft feyn. 

Nun foll zwar noch hinzufommen, „daß durch dei 
Brand ein Menfch (entiveder) getödtet oder lebensgefähr 
lich beſchaͤdigt worden iſt, wofern der Thäter diefe Folg 
vorherſehen konnte.“ Allein iſt auch dieſe Faſſung be 
ſtimmt genug, und ſo deutlich, wie dies bei einem unbe 
dingt mit dem Tode bedrohten Falle mit Recht erwarte 
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werben: darf? Es Heißt: „vorherfehen Fonnte”, alfo 
genügt jedenfalld fhon unbewußte Fahrlaͤſſigkeit 
(Art. 59 Abſ. 2), mehr alfo noch (Art. 59 Abf. 1). bes 
wußte (natürlich ohne eventuellen Dolus, weil diefer nach 
Art. 57 animus occidendi wäre). Allein nah den Mos 
tiven ©. 295 foll hier nicht einmal culpa erfordert werden, 
fondern in dem „‚Fonnte” auch ein Haften für den casus 
fortuitus liegen. Diefelden äußern ſich nämlich dahin: 
„Gleichwohl (ungeachtet der hohen GemeingefährlichPeit 
der Brandftiftung) hielt man die Todesftrafe nur alsdann 
‚gerechtfertigt, wenn durch das Feuer ein Menfch getoͤdtet 
oder lebensgefaͤhrlich Hefchädigt worden ift, unter der auch 
in dem Defterreich. Gefeguche und dem Baier’fchen und 
Hannover’fhen Entwurfe angenommenen Befchränfung, 
daß der Thäter diefe Folge vorherfehen Fonnte. Die hier⸗ 
bei (von einer begutachtenden Stelle) aufgerworfene Frage 
von etwaiger Unterfcheidung, ob ein Bewohner des Haus 
ſes, oder ob Jemand von der herbeigeeilten Loͤſchmann⸗ 
haft um da® Leben gefommen oder lebensgefährlich bes 
ſchaͤdigt worden fey, erfchien nicht praftifch (2), da ſich 
faum der Fall wird denken laflen, daß der Brandftifter 
habe vorherfchen koͤnnen, es werde Jemand von der her⸗ 
beieilenden Loͤſchmannſchaft an Leib oder Leben befchädigt 
werden, und da, wenn dies gleiwohl der Fall waͤre, auch 
kein Grund vorläge, in dieſem Falle die 
Todesftrafe auszuſchließen.“ 

Hiernach ſollen die Worte: „wofern der Thaͤter dieſe 
Folge vorherſehen konnte“, nicht die unbewußte Fahrlaͤſ⸗ 
ſigkeit (imputabeln Mangel an Reflexion) im Gegenſatze 
des Zufalls (casus fortuitus) ausdruͤcken; ſondern der 
Sinn iſt der: „wenn nur im Allgemeinen der Thaͤter ſich 
vorſtellen konnte, daß ein Menſchenleben dabei zu Grunde 
gehen koͤnne.“ Dieſes ſich im Allgemeinen Vorſtellen⸗ 
koͤnnen iſt aber bei einem zurechnungsfaͤhigen Subjecte 
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immer vorhanden, denn, mer wollte die Möglichkeit 
einer Eefahr für Menfchenleben bei einer Brandftiftung 
laugnen? Dann würden jene Worte nichts anderes aus: 
druͤcken, als das Bewußtſeyn der Gemeingefährlic: 
keit, d. h. der möglichen Gefahr für Menfchenleben und 
für fremde Wohnungen (außer der unmittelbar anzezunde: 
ten). Dies gehört aber fchon zum allgemeinen That: 
beftande der Brandftiftung, mährend es fich bier von 
einem befondern Merkmale diefes Concurrenz⸗ 
falles Handelt. Auch erhob fich mit Recht in der 8. d. 
A. gegen diefe Auslegung der Motive ein faft allgemeiner 
Widerſpruch, in Kolge deflen die Regierungscommiffäre zus 
legt nachgaben. Man befchränfte jene Worte mit Recht 
auf unbewußte Sahrläffigfeit, im Gegenfage des von dem 
Brandftifter ‚nicht zu verantwortenden Zufalls, 3. B. des 
zufälligen Todes eines Dritten durch einen herabftürzen- 
den Balfen, mithin in dem Sinne, daß der Thäter nach 
den ihm befannten Rocalverhältniffen den eins 
getretenen Erfolg vorherfehen konnte, wonach 3. B. auch 
der Fall ausgefchloffen wäre, wenn derfelbe wußte, daß 
ſich der Eigenthümer aus einer vorhandenen Hinterthür 
leicht vetten Fonnte, diefer aber ohne Ueberlegung zum 
Fenſter Hinausfprang, und dadurch an Leib oder Leben bes 
fhädigt wurde. Ueberhaupt erhoben fich in der K. d. A. 
viele Bedenfen gegen diefe dem bisherigen Rechte unbe: 
Fannte Androhung der Todesftrafe, zugleich unter Hinwei⸗ 
fung auf Nothzucht und Raub, und die daran zunaäͤchſt 
geänzenden Fälle, für melche das Gefeß feine Todesſtrafe 
androhe. 
Welche gegruͤndete Bedenken gegen die Todesſtrafe 
bei Concurrenzfaͤllen und gegen -deren willfürs 
liche Auslefung duch den Geſetzgeber beftehen, braucht 
hier nicht wiederholt zu werden. Dazu fommt der Sprung 
pon 10—20 J. Zuchthaus (wobei das Minimum oben⸗ 
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drein fehr viel zu Hoch gegriffen ift) auf unbedingte 
Androhung der Todesftrafe für leichte, ſchwere und fehr 
ſchwere Fälle der Brandfliftung , alfo (mit Rücficht auf 
den leichten Thatbeftand dieſes Verbrechens) für einen 
ganzen Eompfer verfchiedenartiger Fälle, was wieder; 
um gegen alle Rechtsprincipe verftößt. Dabei foll es 
fhon an der unbewußten Fahrläffigfeit, alfo an der nie— 
drigften Stufe der culpa genügen; und damit noch nicht 
genug, follen felbft concurrirende culpofe Tödtung und 
culpofe lebensgefaͤhrliche Beſchaͤdigung (mas für Todes; 
ftrafe zudem ein viel zu vager Begriff ift) -gleich- 
mäßig den Tod zur Folge haben, während diefelben nicht 
nur für fi genommen (Art. 251, 270) mit verfchiedenen 
Strafen bedroht find, fondern auch bei der Nothzucht je 
nach ihrer Eoncurrenz mit eulpoſer Tödtung, beziehungs⸗ 
weife bleibender Gefundheitsbefchädigung, in jenem Falle 
lebenslaͤngliches, in diefem nur zeitliches Zuchthaus geſetz⸗ 
lich feſtgeſetzt iſt, wie die obige Ausführung ergeben hat, 
fo daß Hier ein Widerfpruch des Gefeges auf den andern 
folgt. Alle diefe Gründe fprechen ganz entfchieden für 
die Verwerflichkeit der Todesftrafe in den beiden Fällen des 
Art. 378. Das Gleiche gilt von dem weiteren alle: 

2) wenn der Brand in der Abſicht geftiftet 
worden, damit unter Begünftigung deffel: 
ben vom Brandflifter oder von Andern ein 
Mord verübt werde, und zur Degehung dies 
fe8 Verbrechens mwenigftens ein Verſuch ge⸗ 
maht worden ift, Art. 378 Ziff. 6. Dies ift der 
ſ. g. Mordbrand, d. h. der Fall, wo die Brandftiftung 
nicht Zweck (mie 3. B. wenn fie aus Rache geſchah), ſon⸗ 
dern nur Mittel zum Zwed, und zwar in specie. deö 
Mordes war. Hier nimmt demnach die Brandftiftung 
den Charakter einer Vorbereitungshandlung zum Morde 
an; da aber nach Art. 63 bloße Vorbereitungen zu einem 
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Verbrechen (fonft conatus remotus genannt) in der Ra 
gel nicht mehr beftraft werden follen, und der Art. 238, 
als Ausnahme hievon, beim Morde nur „bewaffnetes Auf: 
fauern” mit Arcbeitshaus bedroht, fo liegt‘ bei (vollendes - 
ter) Brandftiftung zum Zweck des Mordes noch Feine ftrafs 
bare (ideale) Verbrechensconcurrenz, fondern nur einfache, 
‚ aber mit Rücficht auf den Zweck innerhalb der Strafeahme 
ſchwerer zu ahndende Brandftiftung vor. Soll eine Ber: 
bredenconcurrenz eintreten, fo muß mithin ein An⸗ 
fang der Ausführung des beabfichteten Mordes im Sinne 
des Art. 63, kurz ein Verſuch des Mordes, alfo ent: 
weder ein nicht beendigter (cConatus proximus) oder ein be⸗ 
eudigter Verſuch (conatus perfectus) vorliegen, und für 
diefe Concurrenz vollendeter Brandftiftung mit beendi gtem 
oder nicht beendigtem Verſuche des Mordes ift unbedingt 
Todesftrafe angedroht. Weniger Fonnte nicht gefordert 
werden, aber auch nicht mehr, weil bei vollendetem 
Morde ſchon nach Art. 237 wegen diefee Handlung für fich 
allein Todeöftrafe verwirft wäre, neben welcher die für 
Brandftiftung verwirkte Zuchthausftrafe als incompatibel 
aufginge. 

Allein ift Todesftrafe Hier wohl rechtlich begründet? 
Sie ſoll hier treten an die Stelle einer 10 — Wjährigen 
Zuchthausſtrafe für Brandftiftung an ſich (wobei obendrein 
das Minifterium für ganz leichte Fälle fehr viel zu hoch 
gegriffen if), in Verbindung mit mindeftens 8, bezies 
hungsmeife (für beendigten Berfuch) 15 Fahren Zuchthaus _ 
als Minimum, und 25 Fahren ald Marimum — alfo 
mit a. W., die Todesftrafe tritt an die Stelle zweier cons 
eurrirender zeitlicher Zuchthaußfteafen, bei welchen nach 
Art. 115 noch ein bedeutender Abzug zu machen waͤre, mähs 
rend, wenn ein Verbrecher 3 oder 4 mal lebenslängliches 
Zuchthaus verwirft hat, es ihm niemals an den Hals 
geht. Dies ift der uͤberall hervortretende Widerfpruch, deffen 
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fih doch der Geſetzgeber in ſo grobem Maaße nicht ſchuldig 
machen ſollte. 


Wie auch hier leichte, ſchwere und ſehr ſchwere Fate 
unter und durch einander abſolut mit derſelben To⸗ 
desftrafe bedroht find, alſo Auch hier das Geſetz gegen 
den Grundfag, nur die ſchwerſten Källe mit dem Tode zu 
bedrohen, verftoße, wird fih am einleuchtendften aus fol 
genden Beifpielen ergeben. A zundet das Haus des B in 
mörderifcher Abſicht fo gefährlich und unter folchen Umftäns 
den an, daß es vollftändig niederbrennt. Zugleich hat A 
in der Verwirrung des Brandes dem B mehrere ſchwere 
Verlegungen beigebracht, an welchen er längere Zeit fehr 
tödtlich Daniederliegt, und faft nur duch ein Wunder am 
!eben erhalten wird (beendigter Verſuch des Mordes). 
Dder: A hat in der Abficht den Hauseigenthümer B zu 
ermorden, deſſen Dachftuhl angezundet; das Keuer wird 
aber gleich nieder gelöfcht oder geht von felbft aus, und 
wugleich gelang es dem B, den Angriff des A, welcher ihn 
(don gefaßt gehalten (nicht beendigter Verſuch), gluͤcklich 
zuruͤckzutreiben. Hier haben, im Gegenfaße des obigen 
Falles, Haus und Hauseigenthümer feinen Schaden gelit: 
tm, — zwar nicht Durch das Berdienft des Mordbren: 
need; da aber nicht blos die ſubjective, fondern zugleich 
die objeetine Seite der That den Grad der Strafbar: _ 
feit des Verbrechers beftimmt, wie fhon in der Unter: 
ſcheidung zwifchen Vollendung und Verfuch und deffen ver: 
Khiedenen Stufen ausgefprocen ift, fo Pönnen, zumal 
wenn es ſich von Todesftrafe handelt, -fo ‚verfchieden: 
artige Fälle nicht mit derſelben abſoluten Strafe bedroht 
werden. 


Verbindet man damit die gleiche abfolute Straf⸗ 
barkeit des Anftifters, des Hauptgehülfen bei 


Archiv d. Gr. N. 1848. I, St. N 
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dee That ?), und der auch nur zugegen gemwefenen 
Complottanten — fo kann auch hier, wie in andern Faͤl⸗ 
len, Ein Verbrechen eine ganze Reihe von Menfchenopfern 
erfordern, wie die Öffentlichen Blätter aus den Niederlanden 


——. 


14) Und zwar „ohne Bewußtſeyn der Unentbehrlichkeit feines 
Beiftandes”, indem diefer von der ommiffion: der K. d. X. 
in Anregung gebrachte Zufag ſchon in der K. d. U. Feine 
Unterftüßung fand, bauptfählihb wegen Schwicrigkeit. 
des Beweiſes (Comment. Il. ©. 546 —53), mas Huf: 
nargel, Württ. Str. ©. B. ©. 73 Ziff. ? ganz unberüdfichs 
tigt läßt. Auch Berner a. a..D. ©. 218 bemerft vichtig, 
daß, wo jenes Merkmal im Geſetz fehle Cobgleich es nicht fehs 
len dürfe), es nicht in daffelbe hineingelegt werden dürfe. Aber 
freilih zählt der Art. 75 zu den Hauptgehülfen auch folde, 
die Berner ©. 216 als wirkliche Urheber (dem Begriffe nach) 
betrachtet, weil fie ipso facto von Sehülfen zu Urhebern 
würden. Allein der Gehülfe behält auch dann, wenn er die 
Haupthbandlung vornimmt, immer noch die Abficht, ein 
fremdes Verbrechen zu unterflügen; wenn man ihm daher 
eine mutatio animi unterlegt, fo kann dies nur durch eine 
Fiction gefchehen. Dagegen ift der Urheber, wenn er auch 
nur die Nebenhandlung vornimmt, immer für den gan« 
zen Erfolg tenent, weil er ihn fo gewollt hat, und für das, 
maß er durch einen Andern ausführen läßt, eben fo zu hafıen 
bat, wie wenn er es felbit gethan hätte (quod quis per alium 
facit, id ipse fecisse videtur); von einem bloßen Verſuch 
kann daher, wie auch Berner richtig bemerft, bei ihm nicht 
die Rede ſeyn. Uber gewiß ift, daß der Gefeßgeber zwei 
Klaffen von Hauptgehülfen bei der Zhat bilden follte; als 
erfte diejenigen, die nah Berner dem Begriffe nad) Urs 
beber feyn Loder es ipso facto werden) follen; die zweite, 
welche „mit dem Bewußtſeyn an der Unentbehrlichkeit ihrer 
Beihülfe” fonft einen mefentlichen Beiftand bei der That lei⸗ 
ften. Beide ftehen objectiv und fubjectiv auf verfchiedener 
Stufe der Strafbarkeit, und wenn fie abfolut die Strafe 
des Urhebers treiten ſoll, fo ift dies namentlich bei Capital⸗ 
verbrehen ein ungerechtes SPrincip. Nach Berner’: 
accessorium sequitur principale, müßte fogar jeder Ges 
hülfe ganz fo wie der Urheber beurtheilt werden, wobei aber 
überfehen it, daß das accessorium (5. B. Pertinenzen) 
factiſch oft die Hauptſache bildet, und daß diefes objective 
Moment gar nicht in den Gedankenprocch des Willens paßt. 


Ueber Mißbrauch der Todesſtrafe. 168 


vor kurzem (Dechr. 1846) von 20 Todesurtheilen, die 
wegen Einer gemeinfchaftlich verubten Miffethat ausgefpro: 
den werden mußten, berichten. Sollte nicht Ein Fall der 
Art genügen, um den Geſetzgeber auf die furchtbaren Eon- 
fequenzen feiner abföluten Strafnormen hinzumeifen ? 


Und dies ift, Gottlob! der legte Fall des wuͤrtt. Str. 
G. B.! Die Feder ermüdet zulegt, ihnen allen zu folgen 
und fie im Einzelnen zu beleuchten. Aber den Vorzug duͤrf⸗ 
ten folche, in das Detail eingehenden Unterfuchun: 
gen vor den, immer wiederfehrenden allgemeinen Un: 
terfuchungen über. die Todesftrafe (die freilich auch ver⸗ 
dienftlich find) haben, daß fie Dem Gefegeber, welcher nur 
ju gern folche allgemeinen Erörterungen bei Seite legt, die 
Augen Öffnen über die vielen einzelnen Mißbraͤuche, 
die er zur Zeit noch mit der Todesftrafe treibt, und daß fie 
ihn belehren, nach welchen Principien und in weichem Um: 
fange ($. 1) er nur von diefer, jedenfall® an der aͤußer⸗ 
fen Graͤnze der Zuläffigkeit ſtehenden Strafe Gebrauch 
machen darf. Vorerſt muß er ſich aber von dem Abs 
ſchreckungsprincip losfagen, und fich nicht dabei be- 
tuhlgen, daß er — gern die Todeöftrafe theilte, wenn fie 
aur theilbar wäre! 


„Es war, fagt Peſtalozzi (Werke, Th.2 ©. 14), - 
vor Altem eine gute Gewohnheit, daß, wenn ein armer 
Eünder zu feinee Hinrichtung abgeführt wurde, und die 
Todtenglocke das Zeichen feiner Ausführung gab, allemal 
jeder Hausvater die Seinigen zufammenberief, und fo fange 
die Glocke läutete, mit ihnen betete und fie vor allem dem 
marnte, was jeden Menfchen zu einem fo unglüdlichen 
Ende führen fann. Diefe Stunden waren faft in allen 
Haushaltungen rührend, und oft mit warmen Thränen be: 
e2 
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gleitet. Auch die roheſten Mütter druͤckten, von der Em⸗ 
pfindung dieſer Ungluͤcke hingeriſſen, ihre Kinder an ihr 
Herz, und ſagten ihnen in ihrer tiefſten Bewegung: „um 
Gotteswillen huͤtet euch doch, daß keines von euch ſo un⸗ 
gluͤcklich werde.“ Auch bei der Richtſtaͤtte war ehemals 
eine feierliche, ftille Andacht verbreitet. Alles zog, wenn 
der Augenblic der Hinrichtung nahte, mie vor dem Todts 
bette des frömmften Mannes, den Hut ab, faltete die 
Hände und betete für den Unglücdlihen, daß Gott fi 
feiner erbarme; und die meiften Menſchen, die zufahen, 
ftanden fichtbar voll Rührung bei dem Anblick der Ungluͤck⸗ 
lihen Aber ah Gott, mie ift Alles diefes in unfern Tas 
gen bei unferem Volk verfchwunden! Das Herz der Men 
ſchen ift viel roher und theilnehmungslofer geworden, als 
e8 unter den Alten war. Man fieht jest dem Hinrichten oft 
fo Falt und ungerührt zu, ald man dem Schlachten eines 
unvernünftigen Viehes zufieht. Man macht fich nichts mehr 
daraus. Darum werden auch die Verbrecher umfonft getöds 
tet, She Tod Hilft nichts, beweiſt nichts als wie gering der 


- Werth eines Menfchen in den Augen unferer Zeit ift.” 


Und am geringften fehlägt ihn der Abſchreckungs⸗ 
gefeggeber an! Je geringer aber ein folcher Geſetz⸗ 
geber den Werth eines Menfchenlebens anſchlaͤgt, um fo 
ſchlimmer wirkt fein Beifpiel auf die Unterthanen zuruͤck, 
und auch aus diefem Grunde darf er von der Todesftrafe 
nur den fparfamften Gebrauch machen. Sa, wenn endli, 
wie e8 faft den Anfchein hat, Öffentliche Hinrichtungen im⸗ 
mer mehr den Charakter von Bolfsfchaufpielen, ja balben 
Beluftigungen annehmen, fo Fönnte und follte ſchon diefer 
Umftand allein den Gefeggeber beftimmen, auch die feither 
fparfam angemwendete Todesftrafe ganz aufzuheben. Bor 
der Hand märe die Art und Weife, wie Peftalozzi feis 
nen Steäfling, den meineidigen Vogt, behandeln läßt, um 
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bei den Zuſchauern (und zu diefen läßt er nur die Gemeinde 
des Drts der That zu) fittlihe und religidfe 
Empfindungen zu erweden, damit folche Erecutionen 
„auch etwas nügen”, ftatt zu verderben, gewiß der Bes 
achtung des Geſetzgebers werth, zumal gerade in unfern- 
Tagen der nur zu oft bei Hinrichtungen getriebene Unfug: 
bei vielen Menfchenfreunden fängft den Gedanken einer Bes 
ſchraänkung der bisherigen abfoluten Deffentlichkeit her⸗ 
vorgerufen bat. Die zu diefem Behufe vorgefchlagenen 
Mittel einer relativen (fehr beſchraͤnkten) Deffentlichfeit 
waren aber: freilich weder tauglih, noch auch nur außs 
führbar. Wenn dagegen irgend ein Ungluͤck oder ein 
ſchweres Uebel, oder eine Strafe geeignet iſt, fittliche 
und religidfe Geefühle bei den Zufchauern zu erweden, fo 
kann die Todesftrafe, melche die geheimnißvollen Banden 
wwiſchen dem Dieffeitö und dem Jenſeits gewaltfam zerreißt, 
am ficherften zu dieſem Zwecke benugt werden. Selbſt der 
Abſchreckungsgeſetzgeber würde erſtaundn, welche ganz ans 
deren Wirkungen folcherweife geregelte Erecutionen hervor⸗ 
bringen! Man lefe und prüfe Peſtalozzi's Vorfchlag. 


$. 10, 


Je unverhöltnigmäßiger aber die — wahrhaft Graufen 
erregende — Zahl der abſchreckenden Todesftrafe ift, um fo 
größere Sarantieen follte der Geſetzgeber menigftens in pro⸗ 
ceffualifher Hinficht (8.1 Ziff. 9) aufftellen, damit 
nicht die mifbräuchliche Androhung gar noch zu einer mißs 
bräuchlichen Anwendung der Todesftrafe führe, Denn es 
wird nicht erft eines befonderen Beweiſes bedürfen, daß, je 
ſchwerer die gefegliche Strafe, und nun gar wenn fie eine 
unerfegbare ift, um fo mehr Garantieen für die (wenn 
auh nur vom Standpunkte des Str. ©. DB.) gerechte 
Zuerfennung und Bollziehung derfelben gegeben werden 
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muͤſſen. Eben fo wird es ſich von felbft verſtehen, daß 
für den Gefeßgeber jede, -nur irgend möglihe Humani⸗ 
tät für ſolche Fälle geboten ift. 


Wie zeigt ſich aber bei der Unzahl der Eapitalfälle des 
wuͤrttemb. Str. G. B., die neue (proviforifche) Str. Pr. O. 
des Kor. Württemberg vom J. 1843 vorerft hinfichtlich der 
Humanität? Eben deshalb, d. h. wegen der unvers 
hältnigmäßigen Zahl der Sapitalverbrechen, und wegen des 
dadurch bezeugten geringen Werthes des Menfchenlebens — 
nicht zum beften. 


Der eines Capitalverbrechens Angefchuldigte ift ent: 
weder fo weit vermöglich, daß er fich (freilich in der 
Hauptfache zu fpät) einen Defenfor als Rechtsbeiftand bei 
dem öffentlichen Schlußverfahren wählen fann; dann 
wird er, gleich dem an einer lebensgefährlichen Krankheit 
Darniedegfegenben, fhon im Stande feyn den Mann. 
feines Vertrauens zu finden, wo er fih auch im 
Lande aufhalten mag — nur nicht über die Gränze des 
Königreihs hinaus, und regelmäßig auch nur aus der 
Zahl der Öffentlichen Rechtsanwälte. Hat dann fein De: 
fenfor nicht vermocht das Todesurtheil von ihm abzuwen⸗ 
den, fo kann er bei der bevorftehenden amtlichen Revifion 
an das Obertribuͤnal, durch denfelben, oder auch durch 
einen andern Rechtsbeiftand,, eine weitere Vertheidigungs⸗ 
ſchrift (ulterior defensio) den Acten beilegen ?) — viels 


x 


15) Der Art. 373 der Str. Pr. D. fpricht zwar von einem Res 
curfe, fo daß das Obertribunal, fonderbar genug, in 
diefem Falle nothivendige. Reviſions⸗ und freiwillige Recursbe⸗ 
hörde zugleich wäre. Allein der Recurs ſetzt ein- der Rechts⸗ 
fraft fähiges Urtheil voraus, dieſe Merkmale treffen aber bei 
der Entfcheidung, oder vielmehr dem Gtrafantrage des 
Kreisgerichts nicht zu, fo daß das Urtheil in erfter und les 
ter Inflanz zugleich von dem Obertribunal gefällt wird, 
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licht, daß es ihm dann beffer gelingt! Jedenfalls hat er 

hier die fonft überall im Hintergeunde lauernde. refor- . 
matio in pejus nicht zu beforgen, ris kirt daher bei dies 
fem Schritte nichts; und gefeglich ift der erſte Defenfor fo: 
gar verpflichtet, diefe abermalige Vertheidigung zu übers 


nehmen, wenn der Angefchuldigte ihn abermald honoriren 
kann 36), 


Iſt dagegen der eines Sapitalverbrechenggingefaul; 
digte unvermöglich, fo darf er ſich nur innerhalb des 
Kreiſes desjenigen Ober⸗-(Kreis-) Gerichts, vor welchem 
das öffentliche Schlußverfahren ftatt hat, einen Defenfor 
auf Staats- oder Gerichtsfoften wählen. Denn „einen 
Mehraufwand, z.B. hinfichtlich der Reifefoften, kann 
man dem Staat nicht zumuthen.” Sollte wohl aber der 
württ. Staat fo arm feyn, daß er einem Capitalverbre: 
her (zumal derfelde nah $. 3 — 9 in den meiften Säls 
len die Todesftrafe gar nicht verdient) Ddiefe legte 
Micht der Barmherzigkeit — die Wahl eines Mannes 
feines Vertrauens aus einem andern Kreife verfagen. 
. müßte 17)2 Aber freilich find Defenforen nur „Lugus” und 
„ur Chifane” da, und find fie felbft bei dem öffentlichen 
Schlußverfahren nur formell unentbehrlich, alfo materiell 





16) Ueber den Eläglichen Zuftand der Defenfionen nach württemb. 
Rechte vol. Sagemann’s ıc. Zeitfchrift 1846 ©. 171 — 182. 
Der Srund liegt darin, dab man es faft für eine Beleidigung 
anfieht, daß ein Oberrichter von einem tüchtigen Defenſor etwas 
follte fernen können. Sie wurden auch in der St. d. A. des 
J. 1842 von den Regierungs » Commifjären geradezu für übers 
flüffig erklärt. 


17) Zumal fi bald mit den Eifenbahnen auch in Württemberg 
wohlfeiler von einem Kreiſe in den andern wird reifen laflen, 
als mit dem Zarisfchen Eilmagen, den man damals im Auge _ 
achabt zu’ haben ſcheint. | 


Sn 


» 
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überflüffig,, fo erflärt fich dies leicht und von felbft. Eben 

daher auch, daß, wenn der einmal auf Staat8 > oder Ges 
richtskoſten formell Vertheidigte, aber zur Verurtheilung 
zum Tode Beantragte auch noch fo dringend wuͤnſcht, den 
in revisorio an das Dbertribunal gelangenden Acten eine 
weitere Defenfionsfchrift, Widerlegung der Entſcheidungs⸗ 
gruͤnde des Freisgerichtlichen Strafantrags beizulegen — 
man Ihm diefe Bitte wiederum abfchlägt. Denn wozu 
„überflüffigg Koften ” auf den Gerichtsfiseus übernehmen? 


So fteht es vorerft mit der Humanität 
in drei und dreißig Specials und Collectiv: 
Sapitalfällen! 


Nun zu den rechtlichen Barantieen! Diefe beftes 
hen vorerft darin, daß Todeeurtheile von Amts wegen zur 
Revifion an das Obertribunal gelangen follen (Str. 
Nr. D. Art. 373), wovon die Folge ift, daß das Kreis⸗ 
gericht Fein eigentliche Urtheil, fondern nur einen Straf⸗ 
antrag an diefe Behörde zu ftellen Hat, und die Revifion 
die Stelle des Recurfes vertritt. Nun ift zwar jegt vors 
gefchrieben , daß jener Antrag mwenigftens dem Defenfor 
des Angefchuldigten eröffnet werden fol. Allein dazu wird 
ein vermöglicher Angefchuldigter vorausgefegt. Warum 
läßt man aber das Kreisgericht nicht ein, dem Verurtheil⸗ 
ten in Öffentlicher Gerichtsfigung zu verfündendes, alfo 
förmlihes Urtheil fällen, und fchreibt dabei zum 
Zweck der abermaligen (allerdings wünfchenswerthen) Prüs 
fung des Freisgerichtlichen Urtheild vor, daß die Acten, bes 
gleitet von einer nothmendigen Recursausfuh— 
rung (deren Koften eben deshalb der Staat zu übernehs 
men hätte), an das Obertribunal gelangen follen? Dann 
würde ed, wie ſchon jest, einen Unterfchied zroifchen freis 
williger und nothiwendiger Defenfion, fo auch einen 
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Kon 

Unterfchied zwiſchen freimilligem und nothwendigem Re: 
curfe (bei Eapitalverbrechen) in dem Sinne geben, daß 
der Staat hier feinen Verzicht auf den Recurs anerfennt, 
und den unvermöglichen Angefchuldigten eben fo mie den 
vermöglichen behandelt. Aber freilich diefe Koften fcheuet 
man eben, weil man fie für überflüffig halt, und fomit 
bleibt nur der Ausweg übrig, den Kreisgerichten hier die 
eigentliche Urtheilsfällung, und dem unvermöglichen Anges - 
fhuldigten gerade in den ſchwerſten Källen den Recurs, 
oder vielmehr die ulterior defensio, zu entziehen. Dazu 
fommt, daß der Zweck, „dem zum Tode Berurtheilten 
(oder vielmehr vom Kreisgerichte zue Verurtheilung Bean 
tragten) bi8 zum Eintritt des Revifionsurtheild die Todess 
qualen zu erfparen” 18), durch diefe Einrichtung nicht eins 
mal erzielt wird. Denn ein öffentliches Gcheimz 
niß (und dies ift feit der Einführung des öffentlichen 
Schlußverfahrens der Freisgerichtlibe Strafantrag) wird 
auch dem Gefangenen in der Unterfuchungshaft nicht leicht 
ein Geheimniß bleiben koͤnnen. Würde ihm das Urtheil in 
öffentlicher Sigung nicht verfündet (Ste. Pr. D. Art. 366), 
ſo erfährt er fehon daraus, daß er zum Tode verurtheift, 
oder vielmehr zur Berurtheilung zum Tode beantragt fey. 

Aber am fehlimmften fteht es darin, daß eg aus: 
nahmsweiſe feines tbereinftimmenden Urtheils beider 
Obergerichte bedarf, fondern das des Dbertribunale 
allein genügt, wenn diefe Behörde bei einer im Ne; 
curswege zu ihr gelangten Straffache, vermöge des 
(in Württemberg gränzenlos beftehenden) Verſchaͤr⸗ 
fungsrechts in höherer Inſtanz 10) "dem Verurtheilten 





18) Bol, die Verhandlung über das Strafcompetenzgeſetz vom 
3. 1839. 


19) JZagemanm'sıe. Zeitfhrift, Jahrg. 1845 ©. 297 — 334. 


170 Ueber Mißbrauch der Zodesftrafe. 


nicht nur Feind mildere Strafe anfegt, fondern ihn fogar: 
zum Zode verurtheilt, wobei (man muß erfehrecfen!) 
gegen diefes neue erftinftanzliche Todesurtheil dem 
Verurtheilten fein weiterer Recurs gemährt wird, weil 
er aufKoften ſeines Lebens (und das nennt mannun 
ein Rechts: oder Schugmittel!) fhon einmal davon Ge⸗ 
brauch gemacht hat, der Recurs aber gefeglih nur ein⸗ 
mal zuläffig ift. Selbft eine ulterior defensio ift ihm hier. 
nicht geftattet, weil es Feine Behörde giebt, welche Dies 
felbe anzunehmen berechtigt wäre! Wollte man bier 
helfen, fo könnte man eg freilich, nämlich durch Beftellung 
des Plenum des Dbertribunals als Reeurs = oder 
Revifionsbehörde; allein dies will man nicht, mweil man. 
fonft das Gleiche in allen Fällen, wo das Obertribu⸗ 
nal in pejus reformirt, geftatten müßte, Denn rechts 
lid) betrachtet, liegt hier immer ein erftinftanztiches Ur⸗ 
theil vor. 

Man möchte fagen: diefe Beftimmung, welche bei 
drei und dreißig Special: und Collectivcapitalfällen nur 
zu leicht in Anwendung fommen fann, ſey noch ſchlim⸗ 
mer als ein halbes Dugend jener, willfürli zu Capitals 
verbrechen erhobenen Kalle! Denn, ftatt der nöthigen pros 
cefiualifcben Garantieen, fteht man hier auf einem Boden 
neuer, höchft gefährlicher Eapitalangeiffe, fo daß zu dem 
Einen Uebel noch ein zweites hinzufommt, furz das Str. 
©. B. und die Str. Pr. D. e8 gemeinfchaftlih auf das 
Leben der Unterthanen in einer ganzen Reihe nicht zu recht⸗ 
fertigender Fälle abgefehen Haben. Nun erflärte fich zwar 
die Regierung geneigt, eine bis zur Todesftrafe anftei- 
gende reformatio in pejus nur auf Stimmeneinheit 
des oberften Gerichts zuzulaffen (Zeitfchrift ıc. a. a. D. 
„S. 315), und damit mußte am Ende noch die K. d. 4. zus 
frieden feyn, welche ein reformatorifches Todesurtheil nie; 
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mals zulaſſen wollte (Str. Pr. O., Art. 395 Abſ. 3). 
Aber welche Vorſtellungen «muß man von einem Rechts⸗ 
d. h. Schugmittel des Angefchuldigten Haben, wenn felbft 
diese Beftimmung möglich ift, und der Recurs — oder 
auch nur die Revifion — gegen ein endliches Urtheil 
immer noch abgefchnitten bleibt! Ä 


Jedenfalls fieht man hier von ſchuͤtzen den proceſ⸗ 
fualifhen Barantieen , deren e8 doch bei jenem, 33 Num⸗ 
mern ftarfen Regifter fo dringend bedarf, nichts, fondern 
umgefehrt neue Angriffswaffen,, zu welchen man fogar die 
Rechts⸗ d. h. Schutmittel umfchafft. 


Aber die Regierung wollte bei der Endvorlage noch 
viel weiter in dieſer Angriffsrichtung gehen. Die von 
ihr ſelbſt in dem Entwurfe proponirte, und von beiden 
Kammern angenommene Beſchraͤnkung, daß, wenn die Per⸗ 
fon des Thaͤters nur durch Indicien- oder zuſammen⸗ 
gefegten, oder natürlichen unvoliftändigen Verweis herz 
geftellt werden koͤnne, der Richter ftatt der Todes: nur 
auf lebenstängliche Zuchthausftrafe erfennen dürfe — auch 
diefe Schranken ſollten zulegt noch fallen! Allein die K. d. A. 
wollte es entfchieden nicht, und fo befteht wenigftens noch 
diefe, vom Standpunkte des geheimen fchriftlichen Inqui⸗ 
ſitionsproceſſes (welcher den Richter nur durch die Brille 
des Neferenten , und diefen durch die- des Inquirenten 
ſchauen läßt) unabmweisliche Sarantie, Str. Pr. D. Art. 314, 
317, 337, 339, 


Eine weitere Garantie befteht in der Beftellung eines 
Correferenten, Art. 345, die aber fo lange bedeutungs⸗ 
(08 ift, als zur Zeiterfparung dem Eorreferenten die ganze 
ſchriftliche Relation (species facti und Antrag) des Refe: 
renten mitgetheilt wird. Denn foll der Eorreferent feine 
Aufgabe der Eontrofe erfüllen, fo darf er nicht zum vor: 
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aus die Anficht des Neferenten kennen, fondern muß 
feloftftändig eine folche zu gewinnen fuchen, darf fich 
aber auch nicht mit einer bloßen Vergleihung der spe- 
cies facti mit dem Inhalte der Aeten begnügen 9), Wie 
fann überhaupt diefe Einrichtung, in Verbindung mit 
den f. g. Gebährdenprotofollen, auch nur einigermaßen die 
Stelle der eignen Anſchauung des Gerichts erfegen? Aber 
e8 paßt ganz auf unfere Richter, was der Pſalmiſt von 
den Gögen fagt: „Augen haben fie und fehen nicht, Oh⸗ 
ven haben fie und hören nicht, Hände haben fie und regen 
fie nicht, Füße und bewegen fie nicht.” | 


| Ferner verlangt der Art. 350 zur Fällung eines To: 
desurtheils „eine Stimme mehr über die unbedingte Mehr: 
heit 22), und daß das Gutachten der höheren Medicinal: 
behörde,, wodurch eine jene Strafe bedingende Trage im 
MWiderfpruch mit der Anficht der Gerichtsärzte bedingt ift, 
auf Derfelben größeren Stimmenmehrheit be 
ruhe, toidrigenfall® nur auf lebenslängliches Zuchthaus zu 
erfennen iſt. „Wir haben, äußert hierüber die Commiſ⸗ 
fion der K. d. A. ©. 540, zu bemerken, daß fich diefe Be; 
ftimmung- (die erſte) 2?) nicht auf die Frage, ob der Anger 
ſchuldigte ſchuldig ſey, fondern allein auf die Art der 
Strafe beziehe. Wenn alfo der Angefchuldigte von 4 Vo⸗ 
tanten des vollbrachten Mordes für fehuldig erfannt wor: 





20) Bol. den Kommiffionsberiht zur Str. Pr. DO. ©. 531, 
welcher Verzögerung befürchter, und meint, daß die Cor⸗ 
relation fonft einer tiefer eingehenden Kritik entbenren werde. 


21) Schon nah der Snftruction vom 1. Juni 1806 war eine 
Ausnahme von der gewöhnlichen Stimmenmehrheit bei Todes⸗ 
urtheilen in der Art angeordnet, daß der Antrag auf Todes: 
ftrafe wenigftens auf 5 Stimmen beruhen müſſe. 


22) Die zweite wurde nämlich erft auf ihren Antrag (S. 541) 
hinzugefügt. 
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den ift, während die übrigen Votanten nur einen Verſuch 
als erwiefen annehmen, fo ift zwar jener Befchluß als zu 
Recht beftehend zu betrachten, da zu demfelben die höhere - 
Majorität nicht erfordert wird; dagegen Tann bei diefer, 
die Majorität bildenden Votantenzahl nicht auf die Todess 
ftrafe, fondern nur auf die ihr zunächft ftehende lebens⸗ 
längliche Zuchthausſtrafe erfannt werden.” 
Dies ift unzweifelhaft richtig, und man muß auch 
danfbar gegen die Commiffion feyn, daß fie e8 beantragte: 
und Durchfegte, daß die Korderung einer Stimme 
mehe über die unbedingte Mehrheit auch auf Gutach⸗ 
ten der Medicinalbehörde angewendet wurde, was 
indeg fchon von der 8. d. U. auf die Borausfegung 
befhränft wurde, daß daffelbe mit dem Gutachten der ob> 
dueisenden Gerichtsärzte im Widerſpruch ftehe. Wenn alfo 
in einem ſolchen Kalle das Medicinalcollegium nur durch’ 
einfahe Majorität die Krage, 0b die am Leichnam be⸗ 
merkte Verlegung als wirkende Urfache den Tod herbeiges 
führt habe oder doch berbeigeführt haben würde, wenn 
derfelbe nicht durch ein anderes Creigniß zeitiger bewirkt 
worden wäre (vgl. $. 5)? bejaht Hat, fo darf von dem 
Bericht nicht die Todesftrafe ausgefprochen werden. 
Dagegen vermochte die Commiffion (a. a. D. ©. 541) 
eine weitere, auch für Todesurtheile wichtige Garantie ' 
fhon in der K. d. A. nicht Durchzufegen, nämlich die Bes 
fimmung , daß auch bei Verurtheilungen auf Indicien- 
beweis nicht die einfache abfolute Majorität genügen folle, 
„Wir halten, äußert die Commiffion hierüber, eine Ausdehs 
nung der (fo eben befprochenen) Beftimmung des Art. 350 
Abſ. 2) Ent. Art. 318) auf diefe Fälle um deswillen für 
geboten; weil nach dem Entwurfe und unfern (fehr weit 
gehenden) Anträgen faft alle pofitiven Schranken in Bezies 
bung auf Herftellung eines vollen Indicienbeweiſes Fünftig- 
Archiv d, ER. 1848. I, ©t. M 
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hin wegfallen =),  Menn aber nad der Natur des hier 
in Frage ſtehenden Beweisgrundes ſich genügende materielle 
Schranken nicht geben laſſen, ſo erſcheint dagegen eine 
ſolche (in mehreren neueren Geſetzgebungen vorkommende) 
formelle Schranke gewiß gerechtfertigt.“ Allein beide Kam⸗ 
mern und die Regierung, ſo ſehr ſie auch dem vorgeſchla⸗ 
genen „Niederreißen“ hier, wie beim zuſammengeſetzten Be: 
weife zuftimmten, und dadurch den Richter zum Geſchwornen 
machten, verwarfen daneben alle und jede formelle Schranz 
fe, fo daß auch über Tod und Leben fchon die Majorität 
von Einer Stimme entfcheidet. ft nämlich die Perfon des 
Thäters durch vollftändigen dir eeten Beweis hergeftellt, 
ſo kann der Beweis aller ſonſtigen Anſchuldigungsmomente, 
z. B. des dolus, der concurrirenden culpa ꝛc., vollſtaͤn⸗ 
dig auch auf anderem Wege in der Weiſe hergeſtellt wer⸗ 
den, daß darauf ein Todesurtheil gegruͤndet werden darf 
— und dazu genuͤgt nach Art. 336 der Str. Pr. O. 
ſchon Eine nahe, aber vollſtändig (wenn auch nur 
wieder durch Anzeigen) erwieſene Anzeige, in Verbindung 
mit halb erwieſenen entfernten Anzeigen; oder auch 
eine Mehrheit von vollſtaͤndig (wenn auch nur indirect) er⸗ 
wieſenen entfernten Anzeigen! 

Dei dieſem „Höhepunfte” der wuͤrttemb. Str. Pr. O., 
deren fich Feine deutfche Gefeggebung „zu rühmen hat”, 
ift ein Verzeichniß von 33 Special: und Eollectiv » Capitals 
fällen am fchlimmften. 

Dazu fommt das nach der Str. Pr. O. unbefchränft 
geftattete Recht der Wiederaufnahme der Unter: 





23) Wie unbegreiflich weit diefe vom Etandpunfte des be» 
ftchenden Inquifitonsprocefles geht, und wie der Depart. Chef 
dabei rühmen konnte, Eeine deurfche Geſetzgebung ftehe auf tem 
Höhepunkte der württ. Str. Pr. D. — darüber vgl. die 
Zeitſchrift zc. Jahrg. 1846. ©. 263 fg. 
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fuhung, gegen welches jest felbft die Verjährung nur 
bald fügt, weil diefelbe, unter völliger Verkennung 
ihres Wefens, den Charakter einer Belohnung wegen 
Wohlverhaltens in der Zroifchenzeit erhalten Hat, mithin 
leiht unterbrochen werden fann, wovon die Folge 
ift, daß der einmal Unterfuchte, er fey freigefprochen, 
oder von der Inſtanz entbunden, oder verurtheilt, felbft - 
nah vollftändig erftandener Strafe, einem endlofen 
Unterfuchunggrechte des Staats ausgefegt ift, und das 
duch recht eigentlich zum Sflaven des Gefeßes und der 
Gerichte, und, beinur auf Klage zu unterfuchenden Bers 
gehen, auch feiner Mitbürger wird — eine servitus cri- 
minis, die fonft bei einem freien und unfreien Bolfe des 
Alterthums und der Gegenwart vorfommt *). 


Nun fönnen zwei Fälle in Beziehung auf Capitals 
verbrechen gedacht werden. Entweder lagen zur Zeit 
der Berurtheilung des Angefhuldigten Feine Anzeigen eines 
folhen vor, er wurde aber aus fonftigen Gründen zu einer 
(hweren Sreiheitsftrafe verurtheilt, und bat dies 
felbe vollftändig erftanden; dann fügt ihn gegen die Uns 
terfuchung wegen fpäter entdeefter Capitalſchuld (in 33 Faͤl⸗ 
len) nur eine 20jährige Verjährung, melde nicht duch 
neue Uebertretungen in der Zwiſchenzeit *°) unterbrochen 
fepn darf. Oder ed war damals eine Capitalfchuld gegen 





— —— 
* 


24) Val. die Zeitfchrift a. a. D. ©. 189 — 202. ‚Man gehe in 
diefee Beziehung doch bei den praktifchen Römern in die 
Lehre, welche wohl bürgerliche Freiheit und Ehre mit Recht | 
in Anfpruch nehmen fünnen. Merkwürdig genug führt aber der 
neue Gedanken s oder Begriffsproceß nicht blos zu vielen, feite 
ber nur dem Abfchredungsprincipe angchörigen Sätzen, 
fondern geht ſelbſt noch darüber hinaus. 


25) Sofein dieſelben nicht — geſetzlich freigegeben ſind; vol. 
Zagemann's Zeitſchrift 1846 ©. 164. 
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ihn indicirt, er Eonnte aber, weil der Beweis der Thäter- 
ſchaft nicht durch dDirecte (oder wenigſtens nicht durch 
vollguͤhtige directe) Beweismittel gegen ihn hergeftellt 
werden fonnte, nach der obigen Vorfchrift nur zu lebens 
länglihem Zuchthauſe verurtheilt werden. Nach⸗ 


- dem nun der Berurtheilte lange Zeit in der Strafanftalt 


gefeffen, aber noch nicht volle 20 Jahre, oder zwar läns 


ger als 20 Jahre, aber mit Unterbrechung der Verjährung 


in der Zroifchenzeit durch eigne Schuld, kommen jegt di: . 
recte Bemweife der Thäterfchaft (Befenntniß, unmittelbare 


klaſſiſche Thatzeugen) gegen ihn auf, dann muß auf den 


Grund derfelben die Unterfuchung gegen ihn wieder auf: 
genommen, und ee — nad) fo langer Zeit, und nad 
fo vielen ausgeftandenen Leiden zum Tode verurtheilt wer⸗ 
den. Doch nein! hier tritt die Str. Pr. D., Art. 419, 
in's Mittel. Hat er nämlich ſchon 5 Jahre im Zucht: 
baufe gefeffen, fo hat ec dann die Todesftrafe abgefeffen, 


. und diefes Verbot der Zuerfennung der Todesftrafe dehnt 


E 4 


der Art. 421 überhaupt auf alle Fälle aus, menn der 
Verurtheilte, gegen welchen damald nur verfuchte Toͤd⸗ 
tung, oder Todtfchlag,, oder nur Tödtung aus culpa 
dolo determinata, oder ſchwere Körperverlegung ꝛc., ftatt 
Mordes angenommen war, bereits 5 J. im Zucht—⸗ 
hauſe oder 6 J. im Arbeitshaufe gefelfen hat, 
wo dann aber, wenn jest vollendeter Mord durch volls 
ftändigen directen Beweis gegen ihn hergeftellt werden 
fann, auf lebenslängliched Zuchthaus zu erfennen wäre. 
Diefe Beftimmungen beruhen allerdings auf Grün: 
den der Humanität, hauptfächlich aber darauf, daß fo 
berfpätete Verurtheilungen und Epecutionen nur einen 
übeln Eindruck auf das Publicum hervorbringen würden ; 
und bei einem gefeglichen Regifter von 33 Capitalfällen, 
die zum Theil Collectivfälle find, ift diefe Milderung um 
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fo bedeutender! Allein, abgefeben davon, daß der Gedanke 
eines ſolchen Abverdienens oder Abfitend der Todesftrafe 
doch juridifch fonderbar, und die Srift von 5 Jahren ziems 
lich mwillfüclich gegriffen ift: fo wird für wahre Humanis 
tät, und zugleich (mas die Hauptfache ift) für das Recht 
erft wahrhaft geforgt, wenn der Gefeggeber die zahllofen 
Eapitalverbrechen abſchafft, und daneben für die wenigen, 
noch übrig bleibenden Fälle beffere proceffualifche Garan⸗ 
tieen, als die zur Zeit beftehenden, aufftellt. Gefchieht 
dies, fo Fonnen folche, immerhin in der Weife auffallende 
Humanitaͤtsruͤckſichten, wie das Abverdienen der Todess 
ftrafe durch 5 Jahre Zuchthaus oder 6 Jahre Arbeitss 
haus, entbehrt werden, moeil fie bei wenigen, 
aber wirflihen Capitalverbrehen, in Verbindung mit 
Befhränfung der Wiederaufnahme der Unterfuchung 
und Wiederherftellung der Berjährung, fo fels 
ten vorfommen werden, daß hier im Gnadenwege ges 
nügend nachgeholfen werden fann. 

Diefe wenigen Källe find: Mord, befchränft auf 
beftimmten dolus ($. 5), und Hochverrath in den 
ſchwerſten Fällen ($.3); meiter geht ſchon das 
Braunfhmweigfche Str. ©. B., deilen Motive ©. 163 
bemerken: „Fuͤr zwei Fälle läßt ſich Todesftrafe unftreis 
tig darthnn, nämlich bei Hochverrath und Mord, Denn 
der Hochverräther ſetzt ſich in Kriegszuftand gegen den 
Staat, und der Mörder, der mit Falter Ueberlegung 
einem Andern das Leben raubt, Fann fich nicht befchweren, 
wenn auch ihm diefes Gut genommen wird. (Dabei 
anerkennt das Braunſchweig'ſche Str. G. B. aber bedeutende 
allgemeine Milderungsgründe!), Nur für diefe beiden 
Verbrechen ift die Todesftrafe feftgefegt. Denn, wenn 
auch Meineid (Art. 135 Ziff. 1) und Verfälfhung oder. 
Unterdruͤckung von Urfunden (Art. 143), oder Mißhand⸗ 
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fung der Angeſchuldigten oder Zeugen (Art. 275 Ziff. 1), 
ind Beugung des Rechte (Art. 279) für den Kal, daß 
durch diefe Verbrechen der Tod eines Unfchuldigen beabs 
fibtigt und bemirft worden ift, mit Todesftrafe bedroht 
find, fo liegt in diefen Handlungen eine, und noch dazu 
hoͤchſt verabſcheuungswuͤrdige Art des Mordes” — aller: 
dings moraliſch, ob aber auch nah Rechtsbegriffen (juri⸗ 
diſch), ift nach dem Obigen fehr zu bezweifeln. 

Auch das Baden'ſche und das Saͤchſiſche Er. 
G. DB. enthalten verhältnißmäßig am menigften Capital: 
fälle, und legtered läßt, wenn ein Verbreeber ohne vors 
handenes gerichtliches Geftändnig zum Tode verurtheilt 
wird, denfelben zu einer dritten Defenfion zu, über 
welche das Dberappellationsgeriht in voller Sigung zu 
enticheiden hat. Vgl. das Gefeß vom 30. März 1838 in 
dem Sädf. Str. ©. DB. bearbeitet von einem Rechtsge⸗ 
lehrten ©. 227. 

So nimmt man hier doch neuerdings einige ers 
freufihe Fortſchritte wahr. Aber das Württemb. 
Str. G. B. hat darin betrübende Rückfchritte gemacht, 
und wollte man es unternehmen, in aͤhnlicher Weife eine 
Darftellung und Beurtheilung der in gegen 1200 Fällen für 
Vollendung, Verſuch und Beihülfe regelmagig abfolut ange: 
deohten entehrenden Strafen zu geben, fo würde man 
. nicht minder, ja noch mehr er.ftaunen 8). Und doc hält 
man zuerft eine theilweife Revifion des Str. G. B. für mög: 
ich, unter Belaffung feines verfehlten Strafenſyſtems 





26) Bol. die, Anmerk. 1 Cim vorigen Hefte) angeführte zweite 
Scchrift von Nöllner, welcher eines der Grundgebrechen der 
modernen Sefeggebung mit Wärme und Wahrheit aufgededt 
hat. Wan fann für entchrende Strafen unter gewiffen Vor: 
‚ausfegungen ſeyn; aber felche Mißbräuche auf das entfchis 
dendſte zurückweiſen. 
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und deſſen noch fehlimmeren Anwendung auf die einzelnen 
Verbrechen! Dies ift ſchwer zu begreifen, meil ein den 
Anforderungen des Rechts entfprechendes Strafenfyftem 
und eine richtige Anmendung deffefben auf die allgemeinen 
Grundfäge der einzelnen Verbrechen die Hauptſache ift. 
Damit fteht und fällt die ganze Gefeggebung vom erſten 
bie zum legten Artifel. Denn auch bei den allgemeinen 
Grundfägen muß man überall nach dem Strafenfofteme 
und deffen richtiger Anmendung fragen. Nichts beherrfcht 
aber das Strafenfoftem und deſſen Anwendung auf die 
allgemeinen Grundfäge und die einzelnen Verbrechen mehr 
und fohlimmer, als dag Abſchreckungsſyſtem, fo dag 
es allerdings gut fände, wenn wahr wäre, was man 
jest fo häufig lieft, daß dieſes Princip laͤngſt übers 
wunden fey. In der Echule allerdings, aber nicht im 
Leben. Co zeigt fih auch hier, tie fonft öfter, die 
von den Praftifern fo oft belächelte Einbildung der Schule, 
welche vermeint, was in ihr nicht mehr beftehe, Deftehe 
auch nicht mehr im Leben, und fie brauche nur zu eufen: 
„es werde Licht”, fo Fläre fich fogleich alle Sinfternig im 
Leben und in der Echule zugleich auf. Die Echule thut 
umgefehrt immer noch zu viel blos für die Schule, 
bald in diefer, bald in jener Form. Sonft Fönnte die 
Kluft zwifchen der Doctrin und der Praxis nicht fo groß 
feyn, mie fie in der That if. Will es der Theoretifer 
nicht glauben, fo befrage er nur die Richter und die Ges. 
feßgebungsmänner unferer Zeit. 


— 
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Die Geſetzgebungen der neuern Zeit haben eine beſon⸗ 
dere Klaffe von ftrafbaren Handlungen unter dem Aus- 
drucke: Polizeiubertretungen, Polizeivergehen oder Uebers 
tretungen, aufgeftellt. Befondere Strafgefegbücdher wur: 
den darüber befannt gemacht. Der Umfang diefes polis 
zeilihen Strafgebiets iſt in ein myſtiſches Dunfel gehuͤllt 
und die Ausübung diefer fogenannten Strafjuftiz ift in 
jedem Lande mehr oder minder Gegenftand vielfacher Bes 
ſchwerden der Bürger. Es iſt Pflicht der neueften Erſchei⸗ 
nungen auf dem Gebiete diefer Art der Geſetzgebung, das 
Archte b. Er. R. 1848. II. &t. ’ N 


182 Die Polizeiftrafgejeggebung 


hannoveriſche ), großherzogl. heſſiſche Geſetzbuch *), den 
preußiſchen Entwurf und das neue ruſſiſche Geſetzbuch naͤher 
zu wuͤrdigen, um uͤber die Leiſtungen der Geſetzgebungs⸗ 
kunſt urtheilen zu koͤnnen. Die Klagen insbeſondere in 
Deutſchland beziehen ſich darauf, daß in das Gebiet der 
Nelizeiübertretungen eine Maſſe von ftrafbaren Handlungen 
gereieien werten, welche die Polizeibehoͤrde beftraft, blos 
meil es ihr beliebt, eine gewiſſe Handlung zu beftrafen, 
deren Strafbarfeit vorher durch Fein Gefeg ausgeſprochen 
war, deren Etrafwürtigfeit das natürliche Gefühl nicht 
einſieht, und von der ftrafenden Behörde durch allgemeine 
unbeftimmte Kategorien, 3. B. megen Ungebuͤhrniſſes, 
wegen Störung der öffentlihen Ruhe gerechtfertigt wird. 
Wir fehen nicht jelten, daß Perfonen, welche das Etraf: 
‚gericht losgeiprochen hat, wegen der nämlichen Handlung 
zu fogenannten Polizeiftrafen verurtheilt werden, ohne daß 
- eine Strafdrohung vorherging. Die ganze Ausübung diefer 
Polizeiftrafjuftiz tragt haufig das Gepräge der Willfur an 
ſich und empört um fo mehr, je mehr bei dem ſogenann⸗ 
ten Strafurtheile die Abficht Hervorleuchtet, nur für den 
einzelnen Fall einen Vorwand zu erfinnen, um eine Perfon 
firafen zu koͤnnen. — Cine andere Klage bezieht ſich 
darauf, daß den Polizeibehörden, alfo den reinen Verwal: 
tungöftellen, eine Etrafgemwalt eingeräumt ift, die eben fo 
ihrer Stellung toiderftreitet, als ihrer Wirffamkeit nach⸗ 
theilig if. Mit Recht Flagt man nicht weniger, daß bie 
fogenannten geringeren Rechtsverletzungen wegen ihres Flei- 
nen Geldbetrags als Polizeiübertretungen aufgefaßt wer⸗ 
den. An Ländern endlich, in denen nur Polizeiſtrafgeſetz⸗ 
bücher verfündigt find, bezieht fich die Klage darauf, daß 
eine Maffe von Strafvorfchriften mit Verlegung aller For: 
derungen der Gerechtigfeit, Handlungen, die man in dem 


— 1. — ⸗ — 


1) vom 20. Mai 1847. 2) vom 2. Nov. 1847. 
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Etrafgefegbuche nicht gut! unterbringen Eonnte oder wollte, 
in dem Polizeiftrafgefegbuche aufgeftellt find. 

Die Wiffenfchaft hat für die Aufftellung des Begriffs: 
Polizeiuͤbertretung, und die gehörige Begränzung des poli⸗ 
zeilichen Strafgebiets im Verhältniffe zum Gebiete der cris 
minell ftrafbaren Handlungen wenig geleiftet ?). Die in das 
baieriſche Strafgefegbuch übergegangene Anfiht Feuer: 
bach's, nach welcher als Polizeiübertretungen Handlungen 
und Unterlaffungen bezeichnet werden, welche zwar an ſich 
felbft Rechte des Staats oder eines Unterthans nicht ver: 
legen, jedoch wegen Gefahr für rechtliche Ordnung und 
Sicherheit unter Strafe verboten oder geboten find, fpuft 
noch immer mehr oder minder in den neueften wiflenfchaft: 
lichen Berfuchen, die Gränze zwifchen Verbrechen und Polis 
zeiübertretungen zu ziehen. Die Motive zu dem heffifchen 
Entwurf ftellen wieder die Anficht auf, daß die Aufgabe 
der Eriminaljuftiz auf Handlungen fich beziehe, durch welche 
wirkliche Verlegungen von Rechten des Staats oder Privat: 
perfonen herbeigeführt worden find, wogegen ald Aufgabe 
der Polizeiftrafgefeßgebung bezeichnet wird, diejenigen 
Handlungen und Unterlaffungen, durch welche Rechte 
de8 Staats oder der Einzelnen die öffentliche Sicherheit, 
Ruhe, Drdnung und GSittlichfeit, fo wie die allgemeine - 
Wohlfahrt gefährdet werden Fünnen, zu beftrafen. — 
Man follte endlich einfehen, daß von dem Merkmale 
Rehtsverlegung im Strafrechte nichts ab: 
haͤngig gemacht werden fann, daß aub da, wo der 
Staat bei einem Berbrechen, 3. B. Diebftahl , Betrug, 
ſcheinbar die Rechtsverlegung beftraft , die Strafe den 
Thäter nicht deswegen trifft, weil er das Recht des Bes- 
ftohlenen verlegt, fondern wegen des mit gewiſſen Merfs 


3) Rachweifungen über die Leiftungen der Wiffenfchaft f. in 
meiner Note IV. zu 9.22. von Feuerbach's Lehrbuch 14te 
Ausgabe. 
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malen verfehenen,, den Willen der Nichtachtung des Ge: 
fees ausfprechenden Angriffs auf die von dem Staate ge. 
ſchuͤtzten Grundlagen. Hält man fi an die Anfiht, daf 

das Verbrechen eine Rechtsverlegung enthalten muß, fi 
fommt man nach dem Borbilde des baierifchen Gefeßbucht 
dazu, eine Reihe von Handlungen, die zwar fein be: 
ſtimmtes Recht verlegen, aber in den Strafgefegbücherr 
mit Recht verpönt find, weil eine der nothmwendigen Grund: 
lagen des Staats duch fie angegriffen wird, aus da 
Reihe der Verbrechen auszuftreichen, 3. B. Blutfchande, 
Kuppelei, Herabmürdigung der Religion. In dem Po: 
lizeiftrafgebiete wird dann diefen Handlungen ein befcyeide: 
nes Pässchen angemiefen. Wir fragen die Gefeßgeber, 

welche nur Handlungen, die Rechtsverlegungen enthalten, 
als Verbrechen ftrafen und die blos rechtögefährdenden 
Handlungen als Polizeiübertretungen aufftellen wollen, 
warum fie den Zmeifampf, die unbefugte Ausübung der 
Heilkunde, die Kindesausfegung unter Umftänden, unter 
denen nicht entfernt eine Gefahr für das Leben, oder die 
Gefundheit oder den Familienftand des Kindes vorliegt, 
oder die Befchädigung öffentlicher Anfchläge beftrafen? — 
Die Antwort der Heffifchen Motive, daß die Verfegung folcher 
nur vechtsgefährdenden Handlungen in das Eriminalgefegs 
buch nur megen der bedeutenden für die Allgemeinheit 
daraus entipringenden Gefahr und wegen der Größe der 
darauf gefegten Strafen gefchehen fey, befriedigt nicht; 
denn man fragt wieder, welches Princip der Gefeßgeber 
für die Erfenntnig der mehr oder minderen Bedeutung 
hat, ob daher die ganze Abgränzung der Polizeiuͤbertre⸗ 
tungen und der Verbrechen auf bloßer Willfür beruht? 
Wenn nad) der neueften Anficht *) die Unterfcheidung von 
Verbrechen und Polizeiübertretungen nach Berfchiedenheit 


4) Kuhn, das Polizeiftenfrecht in feinen Grundzügen. Dresden 
1843, ©. 66. %. | 
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der entfcheidenden Principien fo gemacht wird, daß. bei der 
Etrafjuftiz die Verlegung der Rechtsidee und bei der cri⸗ 
minellen Strafe der Charakter der vergeltenden Gerechtig- 
feit in Betracht fomme, bei der Polizeiftrafgefeßgebung 
die fittliche dee über die Polizeiftrafe der Gefichtspunft der 
Zucht und der Befferung entfcheide, fo beruht diefe Unter: 
fheidung auf feiner feften Grundlage; denn der Grund, 
aus welchen der Staat ftraft, die Zwecke, die er durch 
feine Strafe erreichen will, find bei criminellen wie bei 
polizeilichen Strafdrohungen die nämlichen. Man fann der 
Scheidung der Rechteidee von der fittlichen Idee ſchwerlich 
beiftimmen, und begreift ſchwer, warum derjenige, welcher 
4 Gulden ftiehlt, oder der, welcher ein Gemälde ohne 
Erlaubniß der Polizeidehörde ausfpielen läßt, oder wer 
ohne ſolche Erlaubniß eine Eollecte für eine arme Samilie 
veranftaltet, wegen Verlegung der fittlichen dee, und 
der, welcher 5 Gulden ftiehlt, oder wer öffentliches Aer⸗ 
gerniß durch unzüchtige Handlungen erregt, wegen Ber: 
letzung der Rechtsidee geftraft werden fol? Wir fragen, 
eb man im Ernfte bei den Polizeiftrafen, 3. B. bei der Des 
ſchaffenheit der Polizeigefängniffe, das Merkmal der Beſſe⸗ 
rung hervorheben will? — Alle wiffenfchaftlichen Ber: 
fuche, den Unterfchied von Verbrechen und Polizeiuͤbertre⸗ 
tungen zu begründen, beruhen anf Willkür und liefern Fein 
praktiſches Ergebniß ?). Die Fortfchritte der Strafgeſetz⸗ 
gebung find jedoch nicht ohne Wirfung auf die Polizeiſtraf⸗ 
jüftiz geblieben. Als Kortfchritt erfennen wir an: 
I. die immer mehr fiegende Ueberzeugung , daß auch in 
dem Gebiet der Polizeiftrafen die Willfiir verbannt, und dag 
5) Dies gilt auch von der Unterfcheidung in Mayer Grunde 
zügen des polizeilichen Strafrechts. Heilbronn 1845. ©.1— 11. 
Was foll gewonnen werden, wenn ©. 4. als Polizeiübertres 
tung jede Handlung bezeichnet wird, welche in der rückſichts— 
loſen Selbſtſucht die Wirkfamkeit des Ganzen und den Beftand 


der Rechtsiphären der Andern gefährder, die Ruhe des Ger 
müthes und das Gefühl derfelben in Anden ſtört? 
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Chaos von Verordnungen nicht laͤnger beſtehe, die oft in 
fruͤher Zeit unter außerordentlichen Umſtaͤnden ergangen 
ſind, und ploͤtzlich aus dem Schutte hervorgezogen wer⸗ 
den, weil man gern eine Perſon ſtrafen moͤchte und nun 
einer Rechtfertigung dafür bedarf. Zwar fehlt es nicht 
an Stimmen, welche noch in neuefter Zeit behaupten, daß 
der Grundfeg: nulla poena sine lege, bei dem Polizeis 
ftrafrechte nicht durchgeführt werden kann. Wenn zur 
Rechtfertigung diefer Anficht Roßhirt 8) und zum Theil 
Kuhn”) ſich darauf berufen, daß bei der Polizei eigent: 
lich eine Cenſur und disciplina publica, mie einft in Rom 
von den Genforen und im Mittelalter von der Kirche ges 
handhabt und das DBetragen der Bürger fo geregelt 
werde, daß jede fchandlihe Handlungsmweife, jedes auch 
nur mittelbar die Drdnung gefährdende und den Unmerth 
des Menfchen beurfundende Benehmen polizeilich beftraft 
- werde, fo muß eine folche mit den heutigen Berhältniffen 
im Widerfpruche ftehende Stellung der Polizeibehörden zu⸗ 
rüchgerwiefen werden. Nie fann e8 Jemanden einfallen, 
unferen Polizeibehörden den Charakter römifcher Cenſoren 
beilegen, oder die unter ganz anderen Verhaͤltniſſen von 
der Kirche ausgeuͤbte Difeiplinargewalt mit Uebertragung . 
diefee Gewalt an die Polizei wieder beleben zu wollen. 
Vergebens würde man dabei den Vorwurf der höchften 
Willkuͤr und die Nachtheife beftändiger Aufregung über die 
launenhaften Einmifchungen der Polizei in das Privatleben 
der Bürger zu befeitigen fuchen. Tritt die fchändliche 
Handlung, 3. B. die Unzucht, auf eine Öffentliches Aerger⸗ 
niß erweckende Weife hervor, fo gehört die Handlung nicht 
in das Gebiet der Polizei, fondern der criminellen Straf: 


6) Roßhirt im N. Archiv des Criminalrechts xii. S. 295. 
7) Kuhn, das Polizeiſtrafrecht S. 115. 198. 
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gewalt.. Sollte nach der obigen Richtung eine Difeiplis 
nargewalt von der Polizei geübt werden, fo bedürfte dies 
eine genaue Erforſchung der Individualitaͤt und der Gefins 
nung des Handelnden ; die Art der polizeilichen Unters 
fuchung dient aber ſchwerlich dazu, diefe Gejinnung ger 
nügend zu erforfchen. 

Wenn ein anderer Schriftfteller ®) die Behauptung : 
daß in Polizeifällen das Strafrecht nicht immer von einer 
vorgängigen gefeglihen Strafdrohung abhängig gemacht 
merden Fonne, dadurch zu rechtfertigen fucht, daß es ger 
wiſſe allgemeine Bedingungen und Merkmale der Strafbars 
feit gebe und , wo diefe vorhanden find, auch die Polizei 
firafen muͤſſe, meil der Anfpruch des Staats auf Erfül: 
lung geroiffer gegen die Ganzheit übernommenen Pflichs 
ten begründet ware und Jeder die Straffälligfeit Fennen 
müfle, 3. D. bei Widerfteeben gegen die Obrigkeit, fo 
wird dieſe Anficht dadurch widerlegt, daß unmöglich jede 
Bernachläffigung einer den Menfchen obliegenden Pflicht 
Strafe nach) fich ziehen könne, daß die Strafe nur eines 
der dem Staate zu Gebote ftehenden und zwar das auferfte 
Mittel ift, von welchem da Gebrauch gemacht merden foll, 
wo feine anderen geringeren Mittel zureichen. Bei dem 
einfachen Ungehorfam gegen die obrigfeitlichen Befehle ver: 
legt der Widerftrebende ebenfalls eine Pflicht; aber eine 
weiſe Geſetzgebung ftraft hier nicht, da fie dur) Zwangs⸗ 
mittel ihren Zweck erreiht. Es iſt eine Pflicht, den in 
Waſſersgefahr oder in der Gefahr durch Räuber Befind- 
lihen beizuftehen; aber jeder mit dem Gange der Straf: 
gefeßgebung Vertraute weiß, wie groß die Streitigkeiten 
daruber find, ob und in welchem Umfange die Gefeß: 
gebung Strafe der Unterlaffung diefes Beiftanded drohen 
fol. Unmöglih kann es dem Polizeibeamten oder Richter 


\ 4 


8) Funke, das Weſen der Polizei S. 68. 
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Aberlaffen werden, unter dem Vorwande, daß eine Mlicht 
. nicht erfüllt fen, Strafe anzumenden, wenn nicht vorher 

Strafe gedroht war. Wir fönnen auch nicht darin einen 
Vortheil erkennen, wenn ein anderer Schriftftellee ?) zwar 
qugiebt, daß dee Sag: daß Niemand beftraft werden 
fol, als in den durch das Geſetz beftimmten Fällen, auch 
in Bezug auf Polizeiftrafrecht anzuwenden fey, aber be 
hauptet, daß die im Strafrechte begründete Ausſchließung 
der Analogie nicht fuͤr die polizeiliche Geſetzgebung gelte. 
Auf dieſem Wege wird der Willkuͤr des Polizeirichters ein ge⸗ 
faͤhrlicher Einfluß gegeben 1%). Am meiſten ſcheint die Eins 
wendung gewichtig, daß es unmoͤglich fey, alle lokalen 
- und zeitlichen Polizeidrohungen in ein Gefegbuch zufams 
menzufaflen, daß man alle örtlichen plößlich oft entſtehen⸗ 
den Bedürfniffe, die gewiſſe Anordnungen fordern , nicht 
vorherfehen koͤnne, dag durch ein folches Streben nach 
Vollſtaͤndigkeit alle polizeiliden Strafdrohungen ein nach: 
theiliges Generalifiren entftehen würde. Wir werden fo: 
gleich bei der Darftellung der franzöfifchen Gefeggebung 
über Uebertretungen nachweifen, wie einfach eine Geſetz⸗ 
gebung dem Grundfage: daß auch Feine Polizeiftrafe Nies 
manden treffen kann, wenn nicht Strafdrohung vorher: 
ging, treu bleiben, und dennoch die nothmwendige Rücficht 
auf Dertlichfeit und zeitliches VBedürfnig nehmen kann. 
Es wird immer Lofalpolizeivorfchriften geben, welche nicht 


9) Mayer aa O. ©. 30. 


10) In dem beigefügten Entwurfe (S. 89.) ſtellt Mayer den 
Sag Art. 1. auf: Handlungen, welche in den Polizeiftrafges 
fegen nicht ausdrüdlich enthalten find, durch welche aber die 
Öffentliche Rechtsficherheit oder die öffentlichen -Anftalten in 
gleich ſtarkem oder noch ftärferem Grade bedroht oder miß⸗ 
braucht werden, als durch ähnliche mit Strafe bedrohte Sant 
lungen, find gleich diefen ftrafbar, wenn ihre der Sicherheit 
und Drdnung zumwiderlaufende Eigenfchaft von Jedem einges 
feben werden Eann., 
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in einem allgemeinen Polizeiſtrafgeſetdbuche vorkommen koͤn⸗ 
nen, weil die oͤrtlichen Beduͤrfniſſe in verſchiedenen Ge⸗ 
meinden verſchieden ſind, z. B. in Bezug auf Reinlichkeit. 
Folgt man hier dem franzoͤſiſchen Geſetzbuche (Code pé- 
nal art. 471. nr. 15.), wenn es Geldſtrafe von 1 — 
5 Francs demjenigen droht, welcher den geſetzlich von der 
Berwaltungsbehörde oder dem Gemeindebeamten angeord⸗ 
neten Verfügungen zuwider handelt, fo wird der Verwal⸗ 
tungsbeamte nicht gehindert, innerhalb des gefetlich ihm 
angewiefenen Wirfungsfreifes Örtliche Polizeivorfchriften zu 
erlafien, Strafe zu der das Gefeg ihn ermächtigte, zu dro⸗ 
ben, und der Richter, melcher das Urtheil gegen den 
Uebertreter auszufprechen aufgerufen it, bleibt dem Grund: 
fage treu, daß feine Strafe ohne vorgängige Drohung ans 
gewendet wird. 

JH. Ein Kortfcheitt der neueften Gefeßgebung zeigt fich 
hinſichtlich der Polizeiſtrafgewalt, in fofern nicht mehr wie 
bisher die Berwaltungsbehörde, fondern nur ein Gericht 
über Polizeiübertretungen entfcheidet und Strafe erfennt. 
Die Wiſſenſchaft Hatte immer.mehr anerkannt 1), daß in 
Dem Weſen der Polizei Fein Grund liege, ihr Strafgemalt 
zu übertragen, daß auch in allen Zweigen der Staatsver⸗ 
waltung das Vertrauen auf die Gerechtigkeit der Entfcheis 
dungen der Behörden begründet feyn muß. Selbft die _ 
geringfte Strafe muß, wenn fie wirffam feyn foll, eine 
gerechte feyn. Nie aber kann erwartet werden, daß da 
Vertrauen begründet ift, wenn der nämliche Beamte, der 
zuvor eine Anordnung erließ, dem die Vollziehung derfel: 
ben obliegt, der in perfönliche Berührung mit den Ueber: 
treteen fommt, auch feine Verordnung auslegt und dabel 
dreht und wendet, wie es ihm beliebt, wenn er über das 


— — —— — — 


nn Neuerlich Heffter im Archiv des rim. Rechts 1843. 
.118. 
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Dafeyn der Schuld entfcheidet 22). Die Regierungs⸗ 
gewalt kann durch die Webertragung der Strafgewalt 
an die Gerichte nicht gelähmt feyn; denn die Möglichkeit, 
geeignete Anordnungen zu treffen, ift ihr dabei nicht ge⸗ 
raubt; fo gut der Staat die Entfeheidung über Verbrechen 
den Gerichten überläßt, ebenſowohl fann er die Urtheils- 
fällung uber Uebertretungen den unparteiifchen Gerichten 
überlaffen. Die Erfahrung der Länder, in welchen die 
Verwaltungsftellen Feine Strafgewalt haben , lehrt die 
großen Vortheile diefer Einrichtung, bei welcher der Ber: 
waltungsbeamte eine Wirffamfeit hat, die in anderen Laͤn⸗ 
dern unbefannt if. Da er nicht richtet, nicht ſtraft, fo 
- wenden fih die Bürger vertrauensvoll an ihn und hören 
gern feinen Rath. In aufgeregten Zeiten fteht er mit 
großer moralifher Macht, 3. B. bei Auflauf, den Einzelnen 
gegenüber. In Frankreich, Belgien, Holland, in den 
Rheingegenden zweifelt Niemand an der Wahrheit diefer 
Anfichten. Im Großherzogthum Heflen, wo feit Kahren 
die Polizeiübertretungen von den Gerichten abgeurtheilt 
wurden, bezeugt ein erfahrner Kenner 13) die Bortheile 
diefer Einrichtung. In Preugen beurfundet das Gefek 
vom 17. Juli 1847 1%) den Kortfchritt auch in der Bezie⸗ 
hung, daß nicht mehr das Polizeiprafidium, fondern in 
.aufter Inſtanz einzelne Polizeigerichte, welche das Kammer; 
gericht hiezu abordnet, auf den Grund eines mündlichen 
Öffentlichen Verfahrens über Polizeiübertretungen entfcheiden, 
daß die Verfolgung der Polizeiftrafgefege durch einen Polizei⸗ 
anmwalt vor Gericht gefichert, und der Recurs gegen das 
Urtheil an eine aus 3 Mitgliedern beftehende Deputation 


12) Nachweifungen in meiner Shift: Die Strafgefeggebung in 
ihrer Fortbildung. I. ©. 232 — 2 


13) Dreidenbac im: — sum heſſiſchen Strafgeſetz⸗ 
buche. 1. ©. 154 


14) $. 111. 


‘ * 
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des Eriminalfenats geht. Die allgemeine Stimme, ins⸗ 
befondere auch hochgeftellter Vermaltungsbeamten ‚ bezeugt 
die wohlthätigen Krüchte diefes Verfahrens, und ein aus: 
gezeichneter Praftifer Preußens 1?) zeigt fiegreich,, wie nach⸗ 
theifig die frühere Einrichtung war , deren Verwirrung 
auch aus‘ einer guten Darftellung in dem Suftizminifterials 
blatte 18) erhellt. 

III. Als ein Fortſchritt der Geſetzgebung verdient ges 
nannt zu werden, daß man allmählig von der Anficht zus 
ruͤckkommt, nad welcher in vielen Gefegbücern, 3. B. 
von Baiern, von Würtemberg, bei den Handlungen, die 
in ihren höheren Graben: in das Strafgefegbuch gewie— 
fen ſind, die geringeren Abftufungen als Polizeiuͤber⸗ 
teetungen aufgeftellt werden, 3. B. Diebftähle, Unter: 
fhlagungen, Betrügereien unter 5 Gulden 17). Der 
Entwurf des badifchen Gefegbuchs Hatte zuerft diefe Anz. 
fiht verlaffen und dem Vorbilde des franzöfifchen Ges _ 
ſetzbuchs folgend ohne Rückficht auf den Werth des Ger 
ftohlenen den Diebftahl zur gerichtlichen Beftrafung gemies 
fen. Man hatte fpäter in Baden mannigfaltige Bes 
foraniffe ausgeftreut, daß durch die Befchränfung der 
Polizeiftrafgewalt die Staatsregierung Nachtheile leiden 
fönnte. Die erfte Kammer nahm nun einen Artifel auf, 
nach welchem einfache Diebftähle und Unterfchlagungen 
unter einem Gulden als Polizeifrevel befteaft werden foll- 
ten 1°); die zweite Kammer gab, um das Zuftandes 


15) Schaller Oberlandesgeriäts: Shefpräfident) Keuferungen 
Fi das „eſet betreffend das Verfahren. Frankfurt 1846. 
91 — 


16) Sufmintettt fir preuß. Geſetzgebung und Rechts⸗ 
pflege 1847. Nr. 33 


17) Nachweiſungen in meiner Schrift: die Strafgeſetzgebung 
zb.1. ©. 210. 


18) Ebend. 11. ©. 175. 
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kommen des Geſetzbuchs moͤglich zu machen, nach ‚und fo 
findet fich im geltenden: Steafgefegbuche der Art. 477, der 
die obige Anſicht aufftellt. In Baiern hatte ſchon bald 
Feuerbach ſelbſt ſich uͤberzeugt, daß die Aufſtellung des 
Diebſtahls unter 5 Gulden als Polizeiuͤbertretung nach⸗ 
theilig iſt, und in dem von ihm zuruͤckgelaſſenen Entwurf 
kommt die Anſicht nicht mehr vor. Ein ausgezeichneter 
baieriſcher Praktiker 19) bewies nah 30jaͤhrigen Erfahrun⸗ 
gen, welche Nachtheile die in dem baieriſchen Geſetzbuche 
aufgeſtellte Anſicht habe. Es iſt zwar richtig, daß in den 
Verhandlungen der Kammern 1843 uͤber den von der Re⸗ 
gierung vorgelegten Entwurf der Verbeſſerung des Straf⸗ 
geſetzbuchs viele Stimmen ſich erhoben ®), welche ver⸗ 
langten, daß der Diebftahl unter 10 Gulden als Polizeis 
frevel beftraft werden follte; allein der Antrag wurde von 
der Kammer verworfen, und der geheime Grund, aus wels 
chem manche Redner die Erweiterung der Polizeiftrafges 
walt wollten, lag in dem Wunfche, die Nachtheile zu be⸗ 
feitigen , welche nach baieriſchen Geſetzen dadurch eintreten, 
daß Feder, der auch nur wegen Vergehens (alfo bei Dieb- 
ftahl, und Unterfchlagung bis 5 1.) beftraft oder in 
Unterſuchung gezogen, aber nicht freigefprochen war, der 
Ehrenrechte, alfo der Wahlrechte verluftig werden follte. 
Man wollte lieber ein größeres Uebel fich gefallen laſſen, um 
nur dem zunächft drückenden Uebel zu entgehen. Die Er: 
fahrungen Baierns über die Nachtheile, Diebftähle unter 
5 5. an die Polizei zur Beftrafung zu vermeifen, werden 
duch Proftifer allgemein bezeugt. Competenzſtreitigkei⸗ 
ten der Polizei und Gerichtsbehörden find unvermeidlich, da 
der, wenn auch unter 5 Fl. betragende Diebftahl als Ver⸗ 


.e- —-- 


419) Oberappellationsrath Arnold im Archiv des Erim. Nechts 
- 1843. ©. 251. 





20) Verhandlungen darüber in meiner Schrift IL ©. 188—191. 
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gehen beftraft wird, wenn er unter erfchtwerenden oder 
Auszeichnung = Umftänden verübt iſt. Darüber aber, ob 
ein ſolcher Umftand in dem einzelnen Kalle begründet ift, 
ob zB. Einfteigen, oder Einbruch, oder Verübung zue 
Nachtzeit, oder Gebrauch falfcher Schlüffel vorhanden ift, 
entfteht Häufig Streit; die Polizeibehörde, gewöhnt, die 
Sache leicht zu nehmen, mittelt in ihrer ſehr fummarifchen. 
Unterfuchung das Daſeyn der erfchwerenden Umftände nicht 
aus, zufrieden, wenn der Thäter nur fehnell zu der 
Polizeiſtrafe verurtheilt werden fann; mancher Dieb, defs 
fen Strafwürdigfeit, wenn man genauer unterfucht hätte, 
eine weit höhere gewefen feyn würde, kommt mit einer 
leichten, gewöhnlich nuglofen Strafe weg, während da, 
wenn in der Kolge ſich die Wahrfcheinlichfeit ergiebt, daß 
dee Diebftahl ein Verbrechen ift, das Gericht nicht mehr 
gehörig die Schuld Herftellen Fann, meil die Polizei ober: 
flaͤchlich unterſucht Hat und den günftigen Moment vorübers 
gehen ließ. Ohnehin wirft es auf die öffentliche Moral 
nur nachtheilig, wenn die Gefeßgebung eine ihren Motiven 
nach immer fhändliche Handlung blos wegen des regels 
mäßig nur durch den Zufall beftimmten Werth des Ges 
ftohlenen als Polizeifrevel leicht behandelt und fo die Ach⸗ 
tung vor dem Gefege ſchwaͤcht. Es ift ein erfreulicher 
Kortfchritt des preußifchen Entwurfs von 1847), daß 
darnach bei dem Diebftahl und der Unterfchlagung der Bes 
trag nicht mehr entfcheidet, um die Handlung wegen des 
geringen Werths zu einem Polizeifrevel zu machen *2). 


21) Schon der Entwurf von 1843. $. 405. und dazu Denkſchrift 
Mr. 38. hatte diefe richtige Anficht aufgeftellt. 


22) Der Entwurf von 1847. $. 268. droht dem einfachen Diebftahl 
Berluft der Ehrenrechte und Gefängniß nicht unter 6 Wochen, 
oder GStrafarbeit bis 5 Jahre; der $. 269. ermächtigt jedoch 
bei Diebftählen von Sachen von geringem Werthe Gefängniß 
bis 8 Tage herabzuſetzen. 
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Man darf hoffen, daß diefe Anficht auch in anderen Geſetz⸗ 
gebungen Eingang finden wird. 

IV. Borzüglich wird es Pflicht, bei den neueften Lei⸗ 
ftungen im Gebiete der Polizeiftrafgefeggebung prüfend zu 
"verweilen. Bor uns liegt vorerft das Polizeiftrafgefeg für 
das Königreih Hannover *). Es befteht aus 304 88. 
Es war veranlaft durch die Berathungen über das Straf: 
geſetzbuch, aus welchem man einzelne Vergehen ausgefchies 
den und dem Gebiete der Polizei zugeriefen hatte. Schon 
1840 hatte ein fehr unvollftändig und unbeftimmt abgefaßs 
tes Geſetz vom 24. Detbr. die polizeiliche Beftrafung ver: 
fhiedener Vergehen geordnet. Meben diefem beftanden in 
den einzelnen Provinzen und Orten noch viele Polizel= oder 
MWrogenverordnungen. Bei der Vorlage des neuen Ent: 
wurfs fprach die Regierung aus, daß e8 nicht die Anfiht 
feyn Eönne, alle polizeilih ftrafbaren Handlungen zu: 
fammenzufaffen, daß Vollftändigfeit in diefem Gebiete 
auch nicht zu erreichen wäre, weil neue Bedürfniffe bald 
neue Vorfchriften nöthig machen würden. Das neue Ges 
fe $. 1. erflärt daher: Wer fich einer Handlung oder Un: 
terlaſſung fchuldig macht, auf welche das gegenmärtige 
Gefeg oder andere polizeilibe Beftimmungen 
Strafe drohen, begeht ein. Polizeivergehen. In dem all: 
gemeinen Theile ($. 12 — 54.) werden Modificationen der 
Borfchriften des Strafgeſetzbuchs ausgefprochen; $. 12. 
erflärt felbft den Verſuch als ftrafbar. Als Strafarten 
find gedroht: Geldbuße bis 100 Thlr. (19), Strafarbeit 
im Walde oder zu Wegen) tritt ein, in fofern die Geldbuße 
bei Unvermögenden oder Verſchwendern verwandelt wird. 
(20), Gefängnig bis 6 Wochen (30), polizeiliche Werk: 
hausftrafe von 2 bis 6 Monaten (34), Förperliche Zuͤchti⸗ 
gung gegen jugendliche Perfonen männlichen Gefchlechtg, 


23) Verfündet den 20. Mai 1847. 
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die noch nicht 16 Jahre alt ſind, und bei den Verbrechen 
der Landftreicherei (35). Die im Strafgeſetzbuche ange: 
gebenen Ausfchliegungsgründe der Strafbarfeit finden au 
bei Polizeivergehen Anwendung (36). Der befondere Theil 
claffificiet die Polizeivergehen nach den im Strafgefegbuce” 
vorfommenden Sefihtspunften, daher 1) von den Ber: 
gehen wider die öffentlihe Sicherheit; hierher gehören 
Auflauf, als ruheftorende Zufammenrottung ohne Merk: 
male des Aufruhrs (55), Störung der öffentlichen Ruhe 
durch Laͤrmen, Toben oder andere Ungebühr, wenn Auf: 
auf nicht veranlagt wurde (57), Eindringen in fremde 
Wohnung ohne Gewaltthat (58), Theilnahme an verbo⸗ 
tenen Vereinen (62), Uebertretungen der Bücherverbote 
(64). 2) Unter die Vergehen wider Regierung und Obrig- 
feit find geſtellt: Gefchenfgeben an öffentliche Beamte 
(65), Beleidigung der Amtsehre (66), geringe Widerſetz⸗ 
lichfeiten (67), widerſpenſtiges und ungebührliches Betras 
gen vor der Dbrigfeit (70), (dahin gehören auch ungebühr: 
liche Yeußerungen und Eingaben an öffentliche Behörden, 72), 
Vergehungen bei Ableiftung von Dienften und Inſtandhal⸗ 
tung Öffentlicher Anlagen (73), Anmaßung einer Würde, 
eines Standes oder Namens (79), Verfertigung und Befig 
öffentlicher Siegel (81). 3) Unter Vergehen gegen Sitt: 
fichfeit und Ordnung find geftellt: Teunfenheit mit öffent: 
lihem Nergerniß oder Unfug (85), Unzucht (außerehes 
liher Beifchlaf, 89), Soncubinat, Beförderung der Uns 
zucht (95), Yergernißgeben durch unzüchtige Handlungen, 
Reden, Lieder (96), verbotenes Spiel (98), Lotteriever: 
gehen (103), Bettelei (108), Landftreicherei (113), uns 
erlaubte Sammlungen (119), Bergehungen in Bezug auf 
Religion (122), Thierquälerei (tohe, Aergerniß erweckende 
Mißhandlung von Thieren, 126). 4) Unter die gemein: 
gefährlichen Handlungen find geftellt: gefährliches Verhale 
ten in Bezug auf Thiere (wer z. B. gefährliche Tiere Kerl 
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umherlaufen laßt, oder wer nicht Anzeige macht, daß bei 
feinem Hunde die Wuth ausgebrochen ift), feuergefährliche 
Handlungen (137 — 152), Vergehen bei dem Moor s und 
Heidebrennen (153), Bergehen in Bezug auf Schiek- 
pulver, gefährliches Schießen, Vergehen bei Schleufen 
und StausAnlagen, Ungebühr an Eifenbahnen (174), 
acfährliche Anlagen, Bergehen gegen Baupolizei (182), 
Verkauf gefundheitsfchädlicher Gegenſtaͤnde, fonftige 
Vergehen gegen Gefundheitspolizei (191), dahin heim⸗ 
liches Beerdigen oder Wegfchaffen menfchlicher Leichen, 
Unterlaffung der Anzeige, wenn ein Todter gefunden, oder 
ein Scheintodter, Verwundeter oder Kranker im hülflofen 
Zuftande angetroffen wird (194). Unter Vergehen gegen 


Perſon und Ehre werden geftellt: Koͤrperverletzung, die 


nicht peinlich ftrafbar ift (199), Schlägerei (201), Nö; 
thigung und Drohung (202), Ehrenfränfung, die nicht 
unter Beſtimmung des Strafgeſetzbuchs fallt (204). Unter 
Vergehen gegen Eigenthum werden bedroht : einfacher Diebs 
ſtahl und Unterfchlagung im Werth von weniger 1 Thaler 
(209), einfacher Betrug unter 2 Thle. (216), Benugung 


. fremder Namen oder Fabrifzeichen für Erzeugniffe feines 


Gewerbe (223), Gränzänderung , Befchädigung von 
Sachen, wenn fie nicht peinlich ift (230), Frevel an 
Öffentliden Anfchlägen (240), Bergehen gegen Flur: 
polizei (248), Bergehen gegen Jagdrecht (254), vor⸗ 
fohriftswidriges Fangen von Blutegeln (262). Unter der 
Rubrik: Vergehen bei Ausuͤbung einer Wiffenfchaft, Kunft, 
Gewerbe, Handel, find beftraft: unbefugtes Ausuͤben eines 
Gewerbe, insbefondere Häuferhandel (263), Nachdruck 
(272), Eingriffe in Erfindungspatente (273), Münzvers 
gehen, 3. B. wer verbotene Münzen in Umlauf bringt, 
oder wiſſentlich falfche als echt eingenommene Münzen ale 
echt ausgiebt, wenn der Betrag 12 Grote nicht überfteigt 
(277), Bergehen bei Maag und Gewicht, Wucher (287), 
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Vergehen beim Dienftboten = und Gefellenverhältnig, z. B. 
wenn Jemand einen Dienftboten annimmt, wiſſend, daß 
diefer ſich fon einem Anderen vermiethete (296); nad 
$. 299, wird hier auch der Dienftbote beftraft (mit Ges 
faͤngniß bis 4 Wochen), wenn er der Herrfcheft gehöriges 
Sutter unerlaubt in deren Vieh verfüttert. 

Das neue großherzogl. Heffifche Polizeiftrafgefeg: 
buch *2) enthalt 376 88. ES verdient eine vorzügliche 
Beachtung, da es ſchon mit fehr ausführlichen Motiven 
vorgelegt und ein Gegenftand umfangreicher Verhandlun⸗ 
gen in den Kammern, an denen ausgezeichnete Praktiker, 
insbefondere auch folche Theil nahmen, welche mit der 
sheinheffifchen (daher franzöfifchen) Polizeiftrafgefeggebung 
vertraut waren und wichtige Erfahrungen angaben. Auch 
die Sommiffionsberichte find megen vieler fcharffinnigen 
und praktifchen Erörterungen lehrreich. Das hHeffifche 
Polizeiſtrafgeſetzbuch erflärt (Art. 1.), daß nur diejenigen 
Handlungen oder Unterlaffungen als Polizeiuͤbertretungen 
geftraft werden, welche vorher durch Gefeß oder Verord⸗ 
nung mit Strafe bedroht find. Als Ausfchliegungsgründe 
der Zurechnung find anerkannt: jugendliches Alter unter 
12 Jahren, Zuftand, in welchem der Thäter zur Zeit der 
That des Gebrauchs der Vernunft gänzlich beraubt war 
oder die Uebertretung in einer ohne fein Verſchulden ent- 
fandenen völligen Sinnenverwirrung verübte (18); Vers 
ſuch der Polizeiübertretung wird nicht beftraft (21). In 
foweit nicht nach ausdrücklicher Beftimmung des Polizei: 
firafgefeges oder dem darin aufgeftellten Begriffe der ein: 
jenen Uebertretung zur Strafbarfeit VBorfag erforderlich ift, 
werden Pol. Ueb. auch wegen bloßer Fahrlaͤſſigkeit beftraft 
(22). Weber Zumeflung der Strafe, Urheber, Theil⸗ 
nehmer, Zufammentreffen mehrerer Uebertretungen, Vers 


U) Verkündet am 2. Novbr. 1847. 
Urgis %» ER. 1848. II. St. O 
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jährung find umſtaͤndlich Vorfchriften gegeben ($.23—50). 
Die einzelnen Polizeiübertretungen find ähnlich wie im hans 
nover. ©. B. nach allgemeinen Gefihtspunften aufgeftellt. 
I. Unter Handlungen gegen das obrigfeitlihe Anfehen find 
bedroht: unbefugtes in Befig Nehmen oder Weghringen 
oder Verheimlichen von fequeftricten , verpfändeten oder 
mit Beſchlag belegten Begenftänden, in der Abficht, die 
Verfügung der zuftändigen Vehörde zu vereiteln (51), 
Vorbringen wiffentlih falfeher Thatfachen in Anzeigen an 
die Obrigfeit (52), Beleidigung von Polizeidienern, Gene: 
darmen u. A., wenn der Fall nicht nach dem Str. GB. ver; 
pönt ift. Im Titel von Handlungen gegen einzelne öffentliche 
Anftalten, Einrichtungen, Regierungsrechte find bedroht: 
Verleitung zur Auswanderung (54), Beſchaͤdigung großs. 
herzogl. Wappen, Placate, Warnungszeichen, wenn der 
Fall nicht peinlich ift (55.), Abreigen, Beſchaͤdigen, Be: 
fudeln, unleferlib Machen öffentlicher obrigfeitliher Anz 
ſchlaͤge (56). Als Uebertretung in Bezug auf Münzmefen 
und Öffentliche Stempel find bedroht: Verfertigung einer 
zum Münzen antvendbaren Prägmafchine ohne Veruͤbung 
eines Muͤnzverbrechens zu bezwecken (59), Unterlaffung der 
nöthigen Vorſicht von Seite des Befigers einer ſolchen Mas 
fine, wenn diefe zur Gefährdung des Münzregals miß⸗ 
Braucht wurde (60), Ausgeben von Münzen, für welche 
befondere Berordnungen einen beftimmten Werth feftfegten, 
im höheren Werte als Zahlung an feine Dienftboten, 
Gefellen, Arbeiter (62). Hierher find auch gezählt die 
Ucdertretungen gegen Vorfchriften über Maaß und Ges 
wicht (63), Berlegungen der Beftimmungen über Pers 
fonenftand (Unterlaffung der Anzeige bei den Perfonens 
ftandsbeamten), über Titel, Würden, Namen, wer fi 
einen ſolchen anmaßt (75), Im Titel: Uebertretungen 
einzelner zur Schaltung öffentlicher Sicherheit, Ruhe und 
Drönung getroͤffenen Vorfehrungen, find bedroht: gefeßs - 
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widrige Verſammlungen (76), Störungen Öffentlicher 
Ruhe, 3. DB. durch Öffentliches Aergernig erweckendes, oder 
durch ungebührliches nächtliches Laͤrmen oder Getöfe (78), 
Verlegung der Borfchriften. in Bezug auf Fremde, Rei: 
fende , Handwerksgeſellen, Dienftboten, bier vom unbes 
fugten Beherbergen fremder (80), Zumiderhandeln. rei: 
fender Handwerksgeſellen gegen Vorſchriften über Viſirung 
dee Wanderbücher (88), Rückkehr Ausgemwiefener (96), 
in fofeen nicht Art. 36. des Strafgefegbuhs zur Anwen⸗ 
dung fommt. Betten. Der Titel XIIL faßt die Ueber: 
tretungen der ftraßenpolizelihen Vorſchriften zufammen, 
dahin Verlegungen und Befchädigungen von Staats- und 
ProvinzMlftragen, — oder die Vorfehriften über Fahren 
und Riten (104), Handlung desjenigen, der verunreis 
nigende, Ekel erregende oder übeln Geruch verbreitende 
Segenftände auf Straßen und öffentlibe Pläge wirft oder 
fhüttet (112). Tit. XIV. Bon Uebertretungen 2c. der 
floß⸗, bach⸗ und dammpofizeilihen Vorſchriften. XV. 
von Uebertretung baupolizeiliher Verordnungen, XVI. 
feuerpolizeilicher, XVII. gemerbspolizeilicher, XVIIL fittenz 
polizeilicher Vorfchriften [hier wird Eoncubinat (206) nur 
beſtraft, wenn er auf eine öffentliches Aergerniß erweckende 
Weiſe verübt wird], Mißhandlung von Thieren (207), in 
Bezug auf Öffentliche Bergnügungen (3. B. Abhalten von 
Tanzmuſik, Veranftalten von Fackelzuͤgen, Nachtmufifen 
ohne obrigfeitliche Erlaubnig, 211), Ausfchmweifungen im 
Trinken (216), Störung der Sonntagsfeier und bes 
Bottesdienftes (222), Berfaumniß der Pflicht, ſchulpflich⸗ 
tige Kinder zum Schulbefuh anzuhalten. Verbotenes 
Spiel. Im Titel: von Angriffen auf Ehre, merden 
1.237. Ehrenfränfungen, die nicht duch Thätlichfeiten 
begangen und nicht duch einen im Strafgefegbuch genann: 
tm Umftand erfchwert find, beftraft (mit Gefängnig bie 
14 Tagen oder Geldbuße von 1 — 5051). Im Titel XX. 
2 
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werden die Webertretungen gefundheitspofizeificher -Bor: 
ſchriften ($. 241— 368) aufgeführt, und Titel XXI. 
Handelt unter Webertretungen durch Beeinträchtigung frem⸗ 
den Eigenthums, von Entiwendungen, von Eß- und Trink: 
waaren aus Hunger oder Lüfternheit (369), von Juwelie⸗ 
ren, Goldarbeitern, Teödlern, die Anzeige unterlaffen, 
wenn ihnen werthvolle Sachen unter Verdacht erweckenden 
Umftänden zum Berfaufe oder Unterpfande angeboten find 
(370), von unterlaflener Anzeige eines Fundes (372). 
Der neuefte E. preußifche Entwurf eines Strafge: 
fegbuchs von 1847 Handelt im dritten Theile von den Poli: 
zeivergehen. Nach $. 417. find als Polizeivergehen nur 
folhe Handlımgen oder Unterlaffungen zu beſtrafeh welche 
durch Geſetze oder durch verfaſſungsmaͤßig erlaſſeñe obrig⸗ 
keitliche Verordnungen polizeilich verboten ſind. Rach den 
Motiven wollte man den Antrag der Poſenſchen Staͤnde, 
daß Polizeiſtrafe ohne beſondere Androhung derſelben fuͤr 
unzulaͤſſig erklaͤrt werde, nicht nachgeben, weil nach be 
ftehender Berfaffung zum Begriff des Polizeivergehens nicht 
erforderlich ift, - daß ein Verbot ausdrücklich bei Strafe 
erlaffen fey,, man forderte aber eine verfaffungs: 
mäßig erlaffene obrigfeitlihe Verordnung. Als Straf: 
‚arten nimmt $.420. auf: Geldbuße bis 50 Thlr., Gefaͤng⸗ 
niß bis 6 Wochen, Confiscation. Wenn eine Handfung 
polizeilich verboten, die Strafe aber In dem Verbote nicht 
näher beftimmt ift, fo darf nah $. 421. hoͤchſtens 
auf 5 Thlr. oder 1 Woche Gefängnig erfannt werden. 
Verſuch iſt hier nicht ftrafbar (423), Als Vergehen in 
Beziehung auf die Sicherheit und die Würde des Staatd 
ſind bedroht: die Handlung desjenigen, der ohne obrig- 
feitlihe Erlaubnig zu Kriegszeiten Reifen in die vom 
Feinde befegten Länder unternimmt, oder Briefe in Ehif- 
fern oder geheimen Zeichen oder auf andern Wegen ald 
Durch Öffentliche Poften fchreibt (426), wer. ohne Erlaubs 


. 
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niß Riffe von preufifchen Feſtungen aufnimmt :(427), 
heimlich Borräthe von Waffen oder Munition auffammelt 
(428), öffentlibe von der Dbrigfeit nicht genehmigte 
Berfammlungen veranlagt, oder überhaupt (auch in ers 
laubten Berfammlungen) Reden hält, welche auf Ver⸗ 
änderung der Staatsverfaffung des preugifchen Staats 
oder des deutfchen Bundes abzielen , oder Adreffen oder 
Befchlüffe in folcher Beziehung vorfchlägt (430) oder 
ohne obrigfeitlihe Erlaubnig öffentliche Luftbarfeiten ver: 


anftaltet (431), oder durch ungebührlihe Reden oder .. 


Handlungen ruheftörenden Lärm verurfacht oder öffent: 
liches Aergerniß veranlaft (433), oder unterläßt, von 
einee DBerbindung, die auf beftimmter Berfaffung bes 
gründet ift, wenn er Stifter oder VBorfteher ift, der 
Dbrigfeit Anzeige zu machen. Unter Vergehen in Bes 
jiehung auf Sittlichfeit find geftellt : Zumiderhandeln 
gegen polizeiliche Anordnungen zur Befchränfung der Uns 
zucht (441), und Handlung desjenigen, der Durch bos⸗ 
haftes Duälen oder rohe Mißhandlung zu Yergernig Anlaß 
giebt (442). Als Vergehen in Beziehung auf perfönliche 
Eicherheit find bedroht: Gifts Zubereiten, unberechtigteu 
Verkauf von Arzneien, Zubereiten oder Verkauf von 
Schiegpulver u. W., Beerdigung eines Todten vor Ablauf 
von 3 Tagen, unvorfichtiges Umgehen mit euer oder 
Schießgewehr, fehnelles Reiten und Fahren, Hegen von 
Hunden, unvorfichtiges Werfen mit Steinen ꝛc. Unter 
Vergehen in Bezug auf Vermögen find geftellt: Unterlafs 
fung der Anzeige von Seite der Pfandverleiher, Trödler, 
wenn Berdacht erweckende Sachen. ihnen angeboten werden, 
unbefugtes Berfertigen von Nachfchlüffeln oder Deffnen 
von Schlöffern durch Schloffer, und andere gefährliche 
Handlungen von Gewerbtreibenden (461 — 469). Den 
Schluß macht der Titel: von Vergehen in Veilehung auf 
deuerpolizei. 
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Nicht unermähnt darf wegen feiner abweichenden Rich⸗ 
tung in Bezug auf Polizeiübertretungen das neue vuffifche 
Etrafgefegbuch bleiben. Die Denffchrift dazu **), melde 
die Srundfäge entwickelt 2%), die den Gefeßgeber leiteten, 
tadelt die Sitte neuer Gefeggebungen, die Gefegeöverleguns 
gen in Verbrechen, Vergehen und Polizeiübertretungen eins 
zutheilen; fie Hältes für nachtheilig, nach den verfchiedenen : 
Strafgraden, größeren oder geringeren Schaden, Wichtigs 
feit ihrer Folgen, die ftrafbaren Handlungen zu zerfplittern. 
Das ruffifche Gefegbuch ftellt Daher alle ftrafbaren Handiun⸗ 
gen ohne Rückficht auf die denfelben gedrohten Strafen auf, 
daher auch alle in anderen Gefeggebungen als Polizeiübers 
- tretungen- vorfommenden ftrafbaren Handlungen oder Un: 
terlaflungen unter den einfchlägigen Gefichtspunften aufs 
geftellt werden. So ift 3. B. art. 237, im Kapitel von 
dem Verlegen des Anftandes außerhalb der Kirche wahrend 
. des Gottesdienftes, jeder Lärmen in der Nähe der Kirche, 
oder Haltung einer Beluftigung , oder Mufit an einem 
Sonntage vor Beendigung des Gottesdienftes mit Geld: 
ftrafe bedroht; unter Verbrechen wider das Völkerrecht ift 
8. 279, jeder geheime, auch nicht auf den Schaden Ruß: 
lands gerichtete Briefmechfel mit fremden Regierungen bes 
droht. Unter Beleidigung und Nichtachtung der Regies 
rung iſt $. 304. das Abreigen oder Vernichten polizeis 
licher Befanntmachungen geftellt; einige Kapitel handeln 
von Uebertretungen des Stempelregtements, der Salz⸗ und 
Getraͤnkeſteuer, Tabakverordnungen (art. 612— 798). Uns 
ter den Gefichtspunft der Verbrechen wider öffentliche 
Wohlfahrt und Polizei find die Uebertretungen der Bor; 
ſchriften wegen Beerdigung der Todten (1039 — 1046), 





23) Geſetzbuch der Criminal⸗ und Correctionsſtrafen. St. Pes 
tersburg 1846. 
26) Kurze Ueberficht der Vorarbeiten und Entwürfe behufs Ab⸗ 
faffung des neuen Strafgeſetzbucht. St. Peters burg 1846, 
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Mebertretungen der Medicinalverordnungen (1078); unter 
Verbrechen der Verlegung Öffentliber Ruhe und Ordnung. 
ift die Verbreitung falfcher Gerüchte, Webertretungen der 
Vorfchriften wegen Beherbergens Fremder geftellt. Ver— 
gleicht man nun die biäher gefihilderten neuen Geſetzgebun⸗ 
gen, fo ift die euffifche dadurch eigenthuͤmlich, daß fie 
das ganze Strafgebiet ohne Abfonderung der politifchen 
Uebertretungen duch ein Geſetzbuch zu umfaſſen fucht, 
während der preugifche Entwurf fich einigermaßen dem 
franzöfifhen Code penal nähert und in dem legten Theile 
auch die Polizeivergehen mit Strafe bedroht, viele der in 
andern Polizeiftrafgefegbüchern als Uebertretungen aufges 
ftellte Handlungen unter die gewöhnlichen Verbrechen und 
Vergehen ftellt, jedoch die Polizeivergehen unter gewiffen 
allgemeinen Gefihtipunften claffificirt, aber Feine vollftän- 
dige Aufzählung aller Polizeinbertretungen bezweckt, fondeen 
die Gültigkeit vieler anderen polizeilichen Etrafoorfchriften 
und Verbote neben denen des Geſetzbuchs vorausfegt. 

Eine eigene Klaſſe bilden das hannoverſche und hefz 
ſiſche Polizeiſtrafgeſetzbuch, in fofeen fie eine vollftändige 
ſyſtematiſche Aufzählung aller allgemein mit polizeilichen 
Strafen bedrohten Uebertretungen bezwecken und neben 
den gewoͤhnlich als folche Webertretungen aufgeftellten 
Handlungen die Ergänzung des Strafgeſetzbuchs in fofern . 
beabfichtigen, als fie bei den in den leßteren mit Strafe 
bedrohten Handlungen , wo jedoh das Minimum der 
Strafe unbeftimmt gelaffen wurde, oder da, mo das 
Strafgeſetzbuch auf polizeiliche Beftrafung verwies (5. B. 
bei Diebftählen unter 5 Fl.), oder bei einzelnen Vergehen, 
die nur im Strafgefegbuche bedroht, find, wenn fie unter 
gewifien Umftänden verubt wurden, die geringften Verfeh: 
lungen mit Strafe bedrohen, um ja Feine Lücke zu laſſen. 

Che mir den Werth diefer Leiſtungen deutfcher 
Geſetzgebungskunſt prüfen koͤnnen, ift es nothivendig, 
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näher das Syſtem zu betrachten, welches in Bezug der 
Polizeiübertretungen (contraventions) dem franzöfifchen 
Code und den dieſem nachgebildeten Gefegbüchern Ita⸗ 
liens und der Niederlande zum Grunde liegt. Der Auss 
druck: contravention, bezeichnete ſchon in der früheren Ges 
fegesfprache entweder die Verletzungen der Finanzgeſetze 
oder die Uebertretungen der Polizeivorfchriften. Im Des 
eret vom 19. Zul. 1791 über Organiſirung der Gemeinde: 
polizei wurde der Ausdruck beibehalten; als fpäter nad 
der Art der Strafe, welche einer Handlung gedroht war, 
die Competenz der Gerichte, die darüber zu richten hatten, 
geordnet wurde, bezeichnete das Geſetz die Handlungen, 
welche mit einfacher Polizeiftrafe bedroht wurden, mit 
contraventions; die Strafgefege darüber bilden nun das 
vierte Buch des Code penal ?7), und die Aufzählung der 
Strafvorfchriften mar im Code einfach darnach gemacht, 
daß man die mit Geldbuße von 1 bi8 5 Francd bei Rück: 
fall mit Gefängnig bis 3 Tagen bedrohte, dann die mit 
Buße von 6 bis 10 France bei Rückfall mit Gefängnif 
bis 5 Tage, endlich die mit Buße von 11 bie 15 France 
und Gefängniß bis 5 Tage beftraften Uebertretungen unter 
- Nummern zufammenftellte. In dem Gefege vom April 
1832 wurden im art. 471. einige Zufäge gemacht, vor: 
zuglich unter nr. 15. der Zufag: ceux qui auront contre- 
venu aux reglemens legalement faits par Yautorite 
administrative, et ceux qui ne se seront pas confor- 
mes aux reglemens ou arretes publics par l’autorite 
municipale en vertu des articles 3 et 4. tit. XI. de la 
loi du 12. Aoüt 1790, In wiefern Polizeivorfchriften früs 
herer Zeit noch in Kraft find, ift in Frankreich Gegenftand 
großen Streits”), Nach art. 484. des Code follen die Ge: 


27) Ueber Geſchichte f. Royer in der Encyclopedie de droit 
par Sebire. Vol. Vi. p. 458. 


33) Qut Royer in der Encyclopedie p. 462. 
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richte in allen Lehren, woruͤber dag gegenwärtige Geſetzbuch 
nichts beftimmt und die ducch befondere Gefete und regle- 
mens geordnet find, jene Vorſchriften ferner beobachten; 
dahin gehören alfo die nicht in den Code aufgenommenen 
Vorſchriften des Keldpolizeigefenes, über Abgaben, Steuern, 
Octrois, Zölle, über Viehfeuchen, Weberfchwemmungen, 
Feuerung; über Öffentliche Unternehmungen, z.B. Eil⸗ 
wagen u. A., in Bezug auf Straßen, Brüden, Schiffs 
fahrt, "über Jagd, Zorft, Fiſcherei u. 4.9). Nach dem 
Geiſte der franzöfifchen Geſetzgebung liegt der Charakter der 
contraventions darin, daß dabei die Rechtfertigung einer 
polizeilichen Vorfchrift oder eined Verbots durch eine ges 
wiſſe Thatfache verübt wird, ohne daß e8 auf das Dafenn 
des böfen Vorfaged oder Art, der Abfiht anfommt 29). 
Daraus erflärt es fih, warum nad der feanzöfifchen 
Rectfprehung auf die Entfchuldigung wegen guter Abs 
fit, oder wegen Abwefenheit des Dolus, bei Polizeiübers 
tretungen Feine Rückficht genommen werden foll 21); nur 
bei einigen Vorfchriften macht das Gefeg ausdrücklich durch 
den Beifag: volontairement oder mechamment, das Eins 
treten der Strafe von dem Dafeyn der böfen Abficht abs 
hängig 9). Auf diefe Art unterfcheidet fih das Syſtem 
bes franzöfifchen Code völlig von dem deutfchen in Bezug 
auf den Kreis der Handlungen, die zu Polizeiübertretun: 
gen gezählt werden; der Kreis in Frankreich iſt klein und 
umfaßt ?) A) jene Handlungen, die an fich gefährdend, 
verletzend oder beläftigend find, ungeachtet noch fein Er⸗ 


29) Ueber die verfchiedenen Competenzverhältniffe fe R.oyer 
p. 464. 465. 


30) Gute Sergliederung in Helie Theorie du Code penal 
Vol. VIll. p. 276. 

31) 3. B. Arrets des Kaffationshofs vom 5. Auguft 1824 und 
vom 20. Sanuar 1837. Royer in der Encyclopedie 
P. 468. 

32) Code penal art. 475. nr. 7. 479. nr, 1. 

33) Helie Theorie VIII. p. 274. 
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folg eintrat, der fie zu Verbrechen macht; und zwar find 
fie entweder gefährdend für Perfonen, 3.3. fehnelles Fahren, 
Laufenlaſſen fchädlicher Thiere, oder fie fünnen dem Eigen: 
thum gefährlich werden, 3. B. feuergefährlihe Handluns 
gen; B) jene Handlungen, welde zwar an ſich unſchaͤd⸗ 
lich ſind, aber von der Polizei verboten werden, weil da⸗ 
durch die Durchfuͤhrung einer nothwendigen Aufſicht in ge⸗ 
wiſſen Verhaͤltniſſen bedingt iſt, Verbot des Tragens gewiſ⸗ 
ſer Werkzeuge im Walde, oder Gebot, daß jeder Gaſt⸗ 
wirth Perſonen, die er beherbergt, im Polizeiregiſter ein⸗ 
zeichnen laſſe; C) Handlungen, die nur Deswegen ver⸗ 
boten werden, weil ſie leicht Urſachen oder Mittel zur Be⸗ 
gehung von Verbrechen werden, z. B. Gift zu verkau⸗ 
fen; D) Handlungen, die in gewiſſen Zweigen, die 
zum Wirkungskreiſe der Aufſicht der Polizei gehoͤren, 
zur Aufrechthaltung der Ordnung verpoͤnt ſind, z. B. bei 
Gewerbs⸗, Feldpolizei. Gegen das franzoͤſiſche Syſtem 
iſt vielfach eingewendet worden, daß dadurch der Kreis der 
Polizeiſtrafvorſchriften zu ſehr beſchraͤnkt und eine große 
Zahl vieler nur oͤrtlich oder zur gewiſſen Zeit fuͤr nothwen⸗ 
dig erkannten Polizeianordnungen ausgeſchloſſen werde; 
allein dieſe Beſorgniß iſt grundlos, wenn man nur das 
franzoͤſiſche Verwaltungsſyſtem im Zuſammenhange mit 
den Verwaltungsbehoͤrden zu Strafverordnungen beruͤckſich⸗ 
tigt. Der, vielfache Klagen uͤber Willkuͤr der Verwal⸗ 
tung veranlaſſende Nachtheil in Deutſchland liegt darin, 
dag nicht geſetzlich beſtimmt iſt 1) welche Behoͤrden An: 
ordnungen und Strafen drohen dürfen, 2) über welche 
Gegenftände, 3) bis zu welcher Gränze die Befugnig der 
Drohung geht. In Frankreich und in Ländern, welche 
diefem Spfteme folgen, ift dies genau geordnet ??). Die Ges 
34) Zu empfehlen ift das Werk: von Champagny Traite de 
ja police municipale ou de l'autorité des maires de Pad- 


ministration et du gouvernement en matidres reglemen- 
‚taires. Paris 1844. 2 Vol. 
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fee erkennen den Gemeindebehörden das Recht zu, Polizels 
anordnungen nach den örtlichen Bedürfniffen zu treffen 9), 
da man davon ausging, daß am beften die Drtsbehörden 
im Stande wären, die Verhältniffe und Bedürfniffe des 


Ortes zu würdigen, und ihr ¶ Inordnungen am erften auf. ' 
allgemeine Beobachtung rechnen koͤnnen 9%). Da das 


Geſetz hinzufügte: sauf la reformation s’il y a lieu par 
administration du departement, fo bildete fich die Ans 
fiht aus, daß die obere Verwaltungsbehörde , da fie Bes 
ſchluͤſſe der Gemeindebehörden abändern fünne, auch die 
Befugnig haben müffe, ohne jene Veranlaſſung einen 
zwecfmäßigen Befchluß über den Gegenftand zu fallen 37), 


febald nur dadurch nicht die Gränzen der Verwaltungsbes 


fugniffe überfchritten und etwas angeordnet werden follte, 
was nur auf dem Wege der Gefeßgebung geordnet werden 
fann. Die franzöfifche Gefeggebung überläßt aber nie den 
Gemeindebehoͤrden oder höheren Verwaltungsftellen belies 
big über irgend einen Gegenftand eine Anordnung zu treffen, 
fondern bezeichnet genau die Gegenftände, über melche 
Lokalpolizeibeſchluͤſſe erlaffen werden dürfen 3). Findet 
dag Gericht, daß die Anordnung, über deren Uebertretung 
geurtheilt werden foll, die Zuftändigkeit der Verwaltungs⸗ 
behörde überfchritt, fo beachtet es auch den Befchluß 
nicht 9, Wie weit die Strafgewalt der Drtsbehörden 


rn 





35) Ueber den Rechtszuftand in Frankreich und in der Rheins 
pfalz ſ. Medikus über die den Bürgermeiftern der baicrifchen 
Pfalz zuftehenden Befugniffe, Lokalpolizeibeſchlüſſe mit Etrafs 
wirkfamfeit zu erlafien. Speyer 1846. 

36) Meditus ©. 28. 


37) Dufour Traitd general du droit administratif. Vol. I. 
p- 12. 

38) Aufzählung in Medikus ©. 40. 

39) Sn der baieriſchen Pfalz nimmt man an, daß die Rofals 


polizeibeichlüffe von der Oberverwaltungsbehörde beftätigt werden 
müffen 3 dies befteht aber in Frankreich nicht. Medikus S. 50. 


{ 
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geht, ift im Geſetze genau geordnet; es kann nämlich 
- wegen Uebertretung eines Polizeibeſchluſſes feine andere 
Strafe gedroht werden, als Gefängnig von 1 bis 3 Tagen 
oder Geldbuße bis 3 Taglöhne*®). Da nun im Code penal 
art. 471. nr. 15. als contentions ‘auch diejenigen auf: 
geftellt find, durch welche gefeglich erlaſſene reglemens der 
Verwaltungsbehörde oder Befchlüffe der Gemeindebehörden 
uͤbertreten werden, fo ift die ſcheinbare Lücke im Geſetz aus⸗ 
gefüllt und der Grundfag feftgehalten 2°), daß Feine Poli: 
zeiübertretung beftraft werden darf, wenn nicht Strafe 
vorher gedroht war ??). 
(Beſchluß im nächften Hefte.) 


40) Medilus ©. 67 — 77. 
41) He&lie Theorie VIII. p. 340. 


42) Nach der neueften Sriminalftatiftil von Frankreich wurden 
1845 233978 SPolizeiübertretungen abgeurtheilt; nur 29577 
Angefchuldigte wurden freigefprochen; zur Sefängnißftrafe wurs 
den 13253 verurtheilt. Aus der Zabelle (Compte general 
p. 218. 219,) fieht man am beften die verfchiedenen Rubriken, 
unter welchen Polizeiübertretungen in Frankreich vorfommen 
tönnen. Jeder Gefeggeber erhält durch die Benugung derfels 
ben die beſte Ueberficht der möglichen Straffälle. 
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IV. 
Neue wichtige Erzeugniffe 
auf dem Gebiete der Gefebgebung. 


Mitgetheilt mit Bemerkungen 
von 
Mittermaier. 


J. 


Belgiſches Geſetz vom 6. April 1846 über | 
Majeftätsbeleidigung. 


Das eben genannte belgiſche Geſetz lautet: Art!1. Wer 
an Öffentlichen Drten oder in Berfammlungen durch Reden, 
Gefchrei, Drohungen, Schriften, Druckſachen, die öf- 
fentlich verfauft oder den Augen des Publifums ausgeftellt 
werden, die Perfon des Königs beleidigt, vwoird mit Ges 
fängnig von 6 Monaten bis 3 Jahren und mit Geldftrafe 

von 300 — 3000 France beſtraft. 2. Wer auf cine 
der zuvor genannten Arten Mitglieder der koͤniglichen Fa⸗ 
milie beleidigt, wird mit Gefaͤngniß von 3 Monaten bie 
2 Jahren und Geldftrafe von 100 bis 2000 Francs bes 
ſtraft. 3. Dem Berurtheilten wird außerdem auf 2 bie . 
5 Jahre die Ausübung feinee (im art. 42, des ‚Code 
penal) bürgerlichen Rechte verboten. Diefe Strafe und 
Geldftrafe von 300— 3000 Frances fann auch gegen die: 
jenigen erkannt werden , welche eines in den nicht aufge: 
hobenen heilen ded Decretd vom 20. Juli 1831 art. 3. 
bedrohten Berbrechens fehuldig befunden werden. 4. Mit 
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Abänderung des art. 261. der Strafprogepordnung werden 
die wegen eines der im gegenwärtigen Gefege bedrohten 
Verbrechens vor die Afjifen gewieſenen Angeflagten in der 
Sitzung der Affifen, die zur Zeit der Berfündung des vor die 
Aflifen vermweifenden Urtheils eröffnet find, geftellt. Hat je: 
"doch die Reihe der Affifenfigungen ſchon begonnen, fo kann 
der Angefchuldigte nur mit feiner Einwilligung vor die Affifen 
geftellt werden. 5. Wenn der Angeklagte nicht erjcheint 
oder fich entfernt, ehe das Gefchwornengericht Durch Das 
2008 gebilder ift, fo erläßt der Afjifenhof gegen ihn einen 
Leibverhaftsbefehl. Wenn fich der Angefchuldigte entfernt, 
nachdem das Gefchtwornengeriht durch Loos gebildet ift, 
fo wird die Verhandlung fortgefegt, eben fo als wenn 
er gegenwärtig wäre, und das Urtheil gilt als Endurtheil. 
..6. Der in Gemäßheit des vorigen Artikels verhaftete 
Angeklagte fann gegen Sautionsleiftung feine proviforifche 
Sreilaffung erhalten, wenn er fih an den Affifenhof oder 
in fofern diefer ſchon gefchloffen ift, an die Anflagsfammer 
wendet; die Kaution Fann nit unter 1000, und nicht 
über 3000 Franes betragen. 7. Die art. 293 und 299. der 
Strafprogegordnung find auf die durch das gegenwärtige 
Geſetz bedrohten Verbrechen anwendbar. Der Angeklagte 
Hat eine Friſt von 3 Tagen zur Einlegung der Eaffation. 
Wenn der Angeklagte feinen Bertheidiger wählt, fo beftellt 
der Affifenpräfident vor der Ziehung der Geſchwornen durch 
das Loos ihm einen Vertheidiger aus der Zahl der Advo: 
katen des Gerichtshofs, in fofern nicht der Angeklagte von 
dem Präfidenten die Erlaubniß erhält, einen feiner Ber: 
wandten oder Freunde als Vertheidiger zu wählen. 8. Die 
Verfolgung wegen der im gegenwärtigen Geſetze bedroh⸗ 
ten Verbrechen gefchieht von Amts wegen. Die Anklage vers 
jährt binnen 3 Monaten von dem Tage an, an welchem 
das Verbrechen verübt wurde, oder an welchem der leute 
gerichtliche Akt vorgenommen wurde. 
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Das eben mitgetheilte Geſetz wurde durch unange⸗ 
nehme Erfahrungen und Aufſehen erregende Losſprechun⸗ 
gen, beſonders in einem in der Belgique judiciaire 1847 
p. 184 — 202. erzählten Falle, hervorgerufen. Das Ex- 


pose des motifs, mit welchem der Gefegesentwurf den .' 


Kammern vorgelegt wurde, erflärt, daß die Beftimmung 
des Gefeges ‘von 1831, nach welcher der, welcher die Pers 
fon des Könige a injurid et calomnie mechamment et 
publiquement, mit 3 Monat bis 3 Jahre beftraft wers 
den follte, nicht genügend gefunden wurde. Nach der 
erhabenen Stellung des Königs darf ed, fagen die Mos 
tive, nicht auf die böfe Abficht und auf die Beweggründe 
der Aeußerung anfommen, daher das Wort: mechamment, 


feinen Plat im Gefege finden fann, da man auf die Uns 


verlegbarfeit des Königs feinen Angriff dulden und die 


Entfehuldigung nicht geftatten darf, dag der Thäter Feine 
böfe Abficht gehabt habe. Es bedurfte, wie der Minifter 
anführt, einer egceptionellen Strenge In der Commifs 
fion dee Kammer wurde der Minifter gefragt, wie viele 
Berfolgungen wegen Majeftätsbeleidigung feit den Gefege 
von 1831 vorgefommen wären; die Antwort war, daf 
zwei Statt fanden. Mit Recht fprach die Commiffion ihr 
Bedauern aus, daß der neue Gefegesentwurf unmittelbar 
nach) der oben angeführten Sreifprechung vorgelegt worden 
fey, indem darnach der, der Wirffamfeit des Gefeges nachs 
theilige Glaube bei dem Volke entftehen müßte, daß die 
Borlage des Entwurfs nur die Kolge der augenblicflichen 
Erbitterung über die Losſprechung geweſen fey, deren Ur⸗ 


fachen die allgemeine Stimme manden befonderen, dem Ka⸗ 


binette nicht zur Ehre gereichenden Umftänden zufchreibe. 
In Bezug auf die Faſſung des Geſetzes fchlug eine Abthei⸗ 
fung vor, daß man ftatt oflense die Worte: calomnie, 
injure, outrage, in das Geſetz aufnehme, weil dadurch 


befier das Weſen des Verbrechens durch Beziehung auf den . 
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allgemeinen Thatbeſtand der Ehrenkraͤnkungen bezeichnet 
wuͤrde. Bei der Berathung zeigte ſich die Schwierigkeit 
der richtigen Bezeichnung des Verbrechens. Aus den Ver⸗ 
handlungen geht der Wille der Centralcommiſſion hervor, 
daß man bei der Majeſtaͤtsbeleidigung von den Regeln des 
gemeinen Rechts nicht abweichen, und wenn auch das 
Wort: méchamment, nicht im Geſetze aufgenommen iſt, 
doch feſtſetzen wollte, daß es, wie uͤberhaupt bei Verbrechen, 
auf die ſtrafbare Abſicht ankomme. Auch zeigt ſich der 
Wille, daß man durch den Ausdruck: discours, auszu⸗ 
druͤcken wuͤnſchte, daß einzelne leiſe ausgeſprochene Worte 
oder vertrauliche Geſpraͤche, ſelbſt an oͤffentlichen Orten, 
nicht das Verbrechen begruͤnden. Der im Entwurf ge⸗ 
machte Vorſchlag, daß die wegen Majeſtaͤtsbeleidigung 
Verurtheilten unter Polizeiaufſicht geſtellt werden ſollten, 
wurde lebhaft bekaͤmpft und wurde in das Geſetz nicht 
aufgenommen. Manche entfchiedene erceptionelle Bor: 
feheiften in Bezug auf das Verfahren wurden beftrit: 
ten. Man fand, daß alle Ausnahmegefege eher ſcha⸗ 
den als nuͤtzen. 

Dies neue Geſetz fand in der belgiſchen Preſſe viele 
Gegner, z. B. in der Belgique judiciaire Vol. J. (1847) 
p. 333. Man fand es unpaſſend, ein neues Geſetz blos 
deswegen zu geben, weil die Geſchwornen in einem Falle, 
in dem eigentlich haͤtte geſtraft werden ſollen, losſprachen, 
man wollte von Seite des Miniſteriums durch die Strenge 
des Geſetzes abſchrecken, und durfte darauf rechnen, daß 
man eben durch die exceptionelle Haͤrte des Geſetzes das 
Gegentheil bewirkte; man tadelte die aͤngſtliche, nicht offen 
auftretende Berathung der Kammern uͤber das Geſetz; in 
Frankreich ſagte der Miniſter 1835 offen, daß man alle 
Discuſſionen uͤber die Perſon des Koͤnigs unterdruͤcken 
wolle; in Belgien machte man ſich nicht klar, was man 
bezweckte, man ließ das Wort mechamment aus dem Ge: 
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ſetze weg und doch crflärte man, daß man deswegen die 
Prüfung, ob eine intention communelle zum Grunde liege, 
nicht habe ausichliegen wollen; man fragt: warum der 
Geſetzgeber dies nicht klar im Gefege ausdrüdt? — Die 
beigifche Discuffion macht den Eindruck, welchen die Bes 
rathungen der meiften deutfchen Kammern tiber das Kapi⸗ 
tel von der Majeftätsbeleidigung hervorbringen. Statt 
bei dieſem unbeftimmten und durch die Unbeftimmtheit ges 
fährlichen Verbrechen Flar und ‚beftimmt den Thatbeftand 
feftzuftellen, huͤllt man aus falfcher Zartheit, oft aus 
fhlimmeren Abfichten Alles in Dunkel und wählt undbes 
fimmte Ausdruͤcke. Man follte fi) Elar daruͤber verftäns 
digen, ob man ein politifches, alle Aeußerungen über die 
Derfon des Regenten unterdrüchendes Gefeß geben, oder 
durch ein Strafgefe die Ehre des Regenten entfprechend 
feiner erhabenen Stellung und dem zarten Verhaͤltniſſe 
der Unterthanen zu dem Regenten fehlten wollte. Nur 
der legte Gefichtspunft ift weile; dann aber follte man 
auch das Strafgefet nach den Forderungen der Gerechtigs 
feit mit Höchfter Klarheit und Beftimmtheit faflen und den 
Willen des Geſetzgebers offen und ehrlich und nicht fehlau 

und auf Schrauben geftellt ausdrücken. 


HI. 

Englifhe Verordnung über die Behandlung 
der in Unterfuhungshaft befindlihen Ges 
fangenen. 

Eine in einer englifchen Zeitſchrift )_ mitgethellte 
Verordnung über die Behandlung der Gefangenen, welche 
in der Grafſchaft Middlefeg in Unterfuchungshaft ſich bes 
finden, (genehmigt am 24. Eept. 1847), verdient die alls 





1) The monthly part of the legal observer, digest and 
Journal of jurisprudence 1847. Octoh. p. 341. 


Acchiv d. Er. 8. 188, 1, ©. 
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gemeine Aufmerffamfeit. Cie lautet: Den Gefangenen 
foll es acftattet feyn, an jedem MWochentage zwifchen 11 
und 12 Uhr ohne Defondere Erlaubniß ihre Berwandten 
und Kreunde zu ſehen; um Befuche zu anderen Zeiten zu 
empfangen, bedarf eg einer fchriftliden Erlaubnig von dem 
Richter, der die Haft anordnete, oder das Gefaͤngniß be: 
auffihtigt; von ihrem Rechtsfreund und feinem Schreiber 
fönnen fie an jedem Tage und zu jeder Stunde und allein 
Beſuche empfangen. Gefangene mögen Briefe fehreiben 
und empfangen, jedoch unter Auflicht des Vorftandes des 
Gefaͤngniſſes; vertrauliche fchriftliche Mittheilungen aber 
mit Beziehung auf nftructionen für den Rechtsfreund 
bedürfen Feiner Beauffichtigung des Vorſtandes, und wer: 
den perfönlih dem Rechtsfreunde oder feinem Schreiber 
eingehandigt. Alle anderen nicht perfönlich dem Verthei⸗ 
diger einzuhändigenden fchriftlichen Mittheilungen werden 
als Briefe betrachtet und müffen vorerft von dem Gefaͤng⸗ 
nißvorftande geprüft werden. Jeder, der fich für den 
Schreiber oder den Bevollmaͤchtigten des Vertheidigerd aus: 
giebt, muß genugende Nachmweifung liefern, daß er jene 
Eigenfhaft habe; der beftellte Vertheidiger und fein 
Schreiber follen den Namen desjenigen Gefangenen, mit, 
dem fie zu fprechen wünfchen, angeben. — Unſere Leſer 
werden aus der Vergleichung diefer Verordnung mit den 
Gefängnißinfteuctionen in Deutfchland und Frankreich fi 
überzeugen, mie fehr der englifhe Strafprozeß folgerichtig 
auf Anflageprincip aebaut ift und es verſchmaͤht, die Un 
terfuchungshaft als ein Inquifitorifches Mittel zu brauchen, 
die Gefangenen mürbe zu machen; tie wenig die fos 
genannte Solfufionshaft in England befannt ift , und 
feinem Gefangenen vertoehrt werden Fann, mit Freunden 
fih zu benehmen. Seine Eorrefpondenz mit der Außen: 
welt ift zwar befchränft; aber auch hier ft in England die 
Praris feft, daß die Beauffihtigung der Eorrefpondenz fich 


\ 


rue» 


nu. 
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nur darauf bezieht, den auf.die Flucht des Gefangenen 
bezuͤglichen VBerabredungen oder Verſuchen vorzubeugen. 
Vorzuͤglich achtungswuͤrdig ift die Act der Begünftigung 
dee Verteidigung. " Niemand denkt daran, den Gefange: 
nen während der VBorunterfuchung von dem Rathe feines 
Vertheidigers abzufchneiden. Die oben angeführte Vers 
ordnung erfennt förmlich das Recht des Gefangenen an, 
zu jeder Zeit feinen Rechtsfreund bei fich zu fehen und mit 
ihm einen Briefwechfel zu unterhalten. Beſorge man 
niht, daß dadurch die Entdecfung der Wahrheit leidet, 
Die Srfahrung Englands lehrt, daß große Verbrechen 
ſchneller und ficherer entdeckt werden als in andern Län: 
dern, in denen man fich einbildet, daß ohne Anwendung 
der Eollufionshaft, der geheimen Unterfuchung und der 
Künfte der Inquifition der Staat in Gefahr wäre. 


III. 


Engliſches Geſetz vom 28. Juli 1847 über 


Beſtrafung der Drohbriefe. 


Die bisher beſtehende Geſetzgebung uͤber Beſtrafung 
von Drohbriefen hat ſich wegen der engen Faſſung der 
Geſetze als unzureichend gezeigt; das obengenannte neue 
Geſetz beſtimmt nun: Wer wiſſentlich einem Andern einen 
Brief oder ſonſt eine Schrift ſendet, einhaͤndigt oder ſonſt 
zukommen läßt, worin die Perſon, an welche die Schrift 
gerichtet oder gefendet wird, oder irgend eine andere Per: 
fon eines Verbrechens , das mit Todesftcafe oder Trans; 
portation beftraft wird, oder eines Angriffs mit der Ab⸗ 
ficht, Nothzucht zu veruͤben, oder eines Verſuchs der Noth⸗ 
sucht oder der Sodomie, anflagt oder mit Anklage bedroht 
wird, in der Abficht, durch dies Schreiben Eigenthum, 
Geld oder zu Geld anzufchlagende Sachen zu erpreflen oder 
in erfangen ; oder wer eine Echrift fendet, worin gedroht 
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wird, einen Andern zu tödten oder zu befehädigen, oder. 


ein Gebäude oder cin landmwirthfchaftliches Erzeugniß zu 
zerftören: wer zu einer folchen Handlung vath, fie beförs 
dert, erleichtert, dazu Hilft, foll Der Felonie fchultig 
feyn und zu Transportation nicht unter 7 Jahren, oder zu 
Gefangnig bis 14 Jahren und nach dem Ermeffen des Ges 
richts zu Förperlicher Züchtigung verurtheilt werden. 


IV. 


Aitenburgifche Verhandlungen und Schwarz: 


burgs Sondershaufifhes Geſetz über Auf 
hebung Öffentliher Hinrihtungen. 


Unfere Lefer Fennen die neuerlich wieder vielfüch ge 


ftellten Anträge, daß die öffentlichen Hinrichtungen aufge⸗ 
hoben werden möchten. Im Staate Schwarzburg: Son 
dershaufen ift nun durch ein Geſetz diefer Vorfchlag gefeg: 
fi angenommen worden. Sn Altenburg hat ein edler, 
allgemein verehrter Mann, der Staatsminifter von ins 


denau, den Antrag aufBefeitigung der Deffentlichfeit 


der Bollziehung der Todesftrafe ) geftellt. Der Antrags 
ſteller erflärt,, daß die Heutige Art, Todesurtheile zu volls 
ziehen, den Erforderniſſen einer gerechten wirkſamen Strafe 
juftiz nicht entfpridt, daß die furchtbare Ausuͤbung der 
gefeggebenden und vollziehenden Gewalt für die neugierig 


zufteöinende Menge mehr zu einem aufregenden Schaufpiele, 
als zu dem der Trauer und des abſchreckenden Beifpield 


geworden if. Nah der Erklärung des Antragftellere 
fehrte ec von Hinrichtungen, denen er beigewohnt, zurüd, 
empört von dem tohen Leichtfinne der großen Menge und 


der anweſenden Mehrzahl leichtfinniger Frauen und Kinder, _ 


mit dem fohmerzlichen Gefühle, daß die firengfte Hands 


1) Landfchaftliche Mittheilungen über den zzotas des Herzog⸗ 
thums Sachfen » Altenburg von 1844. ©, 209 
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fung der ftrafenden Gerechtigkeit, wie fie jegt zuc Ausfuͤh⸗ 
tung fommt, ihren höheren Zweck, als abfchrecfendes 
Beifpiel zu dienen, gänzlich verfehlt. Mach dem Antrage 
ſollen Fünftig öffentlich befannte, allein nicht Öffentlich ges 
ſehene Hinrichtungen Statt finden. Die Hinrichtung 
fellte in einem abgefchloffenen, dem Publikum nicht zus ' 
gaͤnglichen Raume vollzogen werden; anmefend follten das 
bei nur feyn dürfen: Drtsgeiftliche, das Unterfuchungss 
gericht, Mitglieder der oberften Suftizbehörde, des Stadt: 
rath8 , der Stadtverordneten und die nächften Verwandten 
des Verbrechers. Der Tag und die Stunde der Hinrich: 
tung ſoll zur Öffentlihen Kenntnig gebracht, der Abgang 
des VBerurtheilten aus dem Sefangniffe, das Betreten des 
Blutgeruͤſts, und der Augenbli der Hinrichtung dur 
Glockenſchlaͤge angefündigt, nach der Hinrichtung ein Got: 
tesdienft in der Hauptficche des Orts gehalten werden. — 
Die Commiffion der Ständeverfammlung prüfte nun den- 
Antrag, und fam zu dem Ergebniffe, daß das Princip der 
Deffentlichfeit der Hinrichtungen zwar nicht gänzlich aufge: 
boden, aber doch die DeffentlichFeit ſoweit möglich beſchraͤnkt 
werde, daß die Abſchreckung Anderer nicht ſowohl durch 
die finnliche Anfchauung der Angftäußerungen und der Tod: 
tung des Verurtheilten, ald vielmehr durch Einwirkung auf 
dag fittliche Gefühl der übrigen Staatsbürger zu erwirken 
verfucht werden möge. Nach dem Antrage der Commiſ⸗ 
fion müßte bei der Hinrichtung gegenwärtig feyn, außer 
dem Unterfuchungsgerichte, dem Seelforger, Gerichtsarzt, 
als Zeugen zehn von dent Gerichte zu wählende Staats: 
birrger. Andere Perfonen follten zugelaffen werden müflen, 
wenn fie es verlangen, nämlich Verwandte des Berurtheil: 
ten, die Mitglieder-der oberen Zuftiz und auch der ſtaͤdti⸗ 
(hen Juſtiz- und Verwaltungsbehörde, Abgeordnete der 
Gemeinde ded Verurtheilten; andere, und zwar folche, die 
auge ihrer Stellung zum Staat oder aus wiffenfhaftlichem 
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Intereſſe einen Grund entlehnen koͤnnen, gegenwärtig zu 
feyn, 3. B. Aerzte, Advokaten, follten gegenwärtig feyn 
dürfen. Ueber die Einrichtung des Ganzen kommen in 
dem Gutachten zweckmoͤßige Bemerfungen vor. Die 
Ständeverfammlung nahm einftimmig die Anträge an. 
Der Regierungscommiffär erflärte, daß der Vorfchlag bei 
der Regierung die aufmerffamfte Erwägung und foviel 
irgend möglich die gewuͤnſchte Beachtung finden werde. 


Das neue fhwarzburg = fondershaufifche 
Gefeß vom 14. Auguft 1847 (als $. 22 des Gefeges über 
den Criminalprozeß) verordnet: Die Vollziehung der Tos 
deöftrafe erfolgt im Gefängnißhofe, oder in Srmangelung 
eines folchen in einem andern abgefchloffenen Raume in 
Gegenwart des Richters, des Actuars und der Gerichts: 
fhöppen. Außerdem erhalten nicht blos das Gefängniß- 
perfonal , fondern auch fo viele volljährige Perfonen 
männlichen Gefchlechts Zutritt, ale der Raum bequem 
faßt. Der Moment der Hinrichtung wird dem Publikum 
ducch Anfchlagen einer Glocke verfündet. 


V. 


Shwarsburg: Sondershaufifhes Gefeg vom 
13. Auguft 1847 über den Criminalprozeß. 


Der Eingang des angeführten Gefeges erklärt: Die 
fich überall Fundgebenden , auf eine Durchgreifende Reform 
des Unterfuchungsprozeffes gerichteten Beftrebungen vathea 
dringend an, mit dem in dem Yandesgrundgefege von Und 
in Augficht geftellten Erlafle eines umfaflenden Criminal⸗ 
prozeßgefeges vor der Hand Anftand zu nehmen. Damit 
jedod) einftweilen wenigſtens die mwefentlichften und fühl 
barften Pücfen, welche fih in dem bisherigen Criminalver⸗ 
führen gezeigt haben, und verfchiedene Mängel; an denen 
daſſelbe leidet, befeitigt werden, Haben Wir Uns bewogen 
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gefunden, unter Beirat Unferer Stande zu verordnen: 
J. 1. Sobald ein Verbrechen, welches Amts wegen zu 
unterfuchen iſt, zur Kenntniß des Richters kommt oder bei 
einem Berbrechen, welches zum Behuf des Einfchreitens 
der Gerichte den Antrag des Betheiligten vorausfegt, letz⸗ 
teree erfolgt, hat dee Richter nicht nur ungefaumt zur 
Aufnahme des Thatbeftandes zu fehreiten, fondern fi - 
auch auf dag Angelegentlichfte zu bemühen, daß der Thaͤ⸗ 
ter entdeckt und überführt werde. Dem zufolge hat er 
deſſen Spuren zu verfolgen, alle fich zeigenden Verdachts⸗ 
gründe zu fammeln und feftzuftellen, und wenn ſich ein 
dringender Verdacht gegen eine beftimmte Perfon zeigt, 
gegen diefelbe Specialinquifition zu verfügen. Darüber, 
ob ein folcher Verdacht vorliegt, entfcheidet das tichterliche 
Ermeſſen, welches fich Hierbei insbefondere durch Er: 
wägung der Stage leiten laſſen wird, od ſich im Halle der 
Fortſetzung der Unterſuchung eine Ueberfuͤhrung des Ange⸗ 
ſchuldigten mit Wahrſcheinlichkeit erwarten laſſe oder nicht. 
— $. 2. Gemährt die Generalunterfuchung einen fols 
hen Grad des Verdachts nicht, fo bleidt die Sache bis auf 
Meiteres auf fich beruhen; die Unterfuchungsgerichte Haben 
aber diefen Beſchluß zu den Acten zu verzeichnen, und Die 
legteren bei denjenigen Amts wegen zu beftrafenden Vers 
brechen, über welche das Pandesjuftizcollegum in erſter 
Inſtanz zu erkennen gehabt haben würde, an dieſes be— 
richtlich einzufertden , den es vorbehalten bleibt, nad 
anderweiter Prüfung der Acten den unterrichterlichen Bes 
ſchluß wieder aufzuheben und die Specialinquifition ans 
zuordnen. Liegt dagegen Fein Verbrechen vor, welches 
nue auf Antrag. des Betheiligten zu beftrafen ift, fo 
fliegt der Unterfuchungsrichter über die Einftellung der 
Unterfuchung und fegt von diefem Befchluffe den Denuns 
cianten in Kenntniß, welcher, wenn er ſich durch denſelben 
fir beeintraͤchtigt halt, fich bei dem Landesjuſtizcollegium 
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beichweren kann, bei deſſen Reſolute aber fih unbedingt 
beruhigen muß. — 9. 3. Wird dagegen vom Unter: 
fuchungsgerichte oder von dem Landesjuſtizcollegium Epes 
cialinquifition verfügt, fo muß das Erftere, che es zu 
diefer fchreitet, den desfallfigen Beſchluß dem Fnculpaten 
. eröffnen, und diefer Beſchluß Hat die Wirfung, dag nur 
über die Schuld oder Unfchuld des Angefchuldigten recht: 
Sich erfannt werden mug. — Dem dur) einen folchen, 
vom Unterfuchungsgerichte oder vom Landesjuftizcollegium 
- ausgegangene Beſchluß fich verlegt Zühlenden bleibt der in 
den $$. 36 u. 37 des Geſetzes vom 12. Febr. 1837 nad: 
gelafiene Weg der Befchwerdeführung jederzeit offen, ohne 
daß jedoch hierdurch die Thätigkeit des Unterfuchungsge: 
richtes gehemmt wird. Dad Pandesjuftizcollegium hat 
übrigens nach Kräften daruͤber zu machen, daß der Richter 
da, wo die Specialunterfuchung gefertiget erfcheint, oder 
ein Wiederaufnehmen der Generalunterfuchung wegen neuer 
Verdachtsgruͤnde angezeigt ift, das Erforderliche verfüge, 
und das Gericht hat der desfalld an daffelbe ergebenden 
Weifung unbedingt Folge zu leiften. — 8. 4. Bei Bers 
brechen, deren Veruͤbung feine in die Sinne fallenden Spuren 
zuruͤcklaͤßt, bemweifet ſchon das Geftändnif des Thäters allein, 
ohne daß eine Hebereinftimmung deffelben mit andern erwie⸗ 
fenen Thatfachen erfordert wird, den objectiven und fubjeectis 
von Thatbeftand, insbefondere die Thäterfchaft vollkommen, 
wenn nicht befondere Umftände — auf deren Erforfchung 
das Unterfuchungsgericht möglichften Fleiß zu. verwenden 
Hat — die Bermuthung begründen, daß das Geftändnif 
unmwahr ſey. — $.5. Bei Verbrechen, deren Verübung 
‚indie Sinne fallende Spuren zurücktäßt ; wird zwar erfor: 
dert, daß das Geftändnig wenigſtens in einzelnen Punften 
& dem Refultate anderer Beweismittel pofitio überein: 
imme; es ift aber nicht nothiwendig, daß jene Thatfachen - 
voll bewieſen find, vorausgefegt nur, daß nicht andere 
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erhebliche Zweifel die Glaubwürdigkeit des Geftändniffes ' 
verdächtigen. — $. 6. Gefteht der Angefchuldigte die 
Handlung, melche Gegenftand der Unterfuchung ift, ein, 
leugnet er aber die Rechtsmwidrigfeit derfelben, indem er 
fih auf Thatfachen beruft, unter deren VBorausfegung die 
Handlung gar Fein, oder ein minder ftrafbares Verbrechen 
feyn würde, fo hat der Unterfuchungsrichter mit größter 
Sorgfalt diefe Behauptung des Inculpaten zu unterfuchen 
und alle dabei in Betracht Fommenden Nebenumftände 
forgfältig zu ermitteln; e8 ift aber, fo lange als fich jene 
Behauptungen nicht ald im hohen Grade unmahrfcheinlich 
darftellen,, das in Frage ftehende Verbrechen nicht für bes 
wiefen zu achten. Beruft fich Hingegen ein Angefchuldig- 
ter, toelcher dag ganze Berbrechen auch in Bezug auf den 
verbrecherifchen Willen eingeftanden hat, auf Umftände, 
welche feine Strafbarfeit mildern, fo müffen diefelben, 
wenn fie Berücfichtigung finden follen, wenigſtens wahr: 
fheinlih feyn. — $. 7. Selbſt bei eemangelndem Ges 
ftändniffe foll in allen Fällen, wo nach den aus den Acten 
fi) ergebenden Thatfachen der erfennende Richter die volle 
Ueberzeugung gewinnt, daß das in Krage befangene Ber: 
brechen wirklich verübt und von dem Angefchuldigten bes 
gangen worden fey, die ordentliche gefetliche Strafe ein⸗ 
treten. Es kann daher unter jener Vorausſetzung nicht 
nur ein vollftändiger Beweis des objectiven und fubjeetiven 
Thatbeftandes, fo wie insbefondere die Thäterfchaft durch 
Anzeigen geführt, fondern auch ein durch natürliches Bes 
weismittel hervorgebrachter unvollftändiger Beweis zum 
vollftändigen durch Indicien erhoben werden; jedoch iſt in 
diefen Källen bei dem mit Todesftrafe bedrohten Verbrecher 
der Richter ermächtigt, ſtatt derfelben auf Tebenslängliche 
Zuchthausſtrafe zu erkennen. — $. 8. Gelbft dann,, 
wenn der Richter von der Schuld des zur Unterfuchung 
Gezogenen vollkommen überzeugt feyn follte, darf cr 
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denfelben gleihwohl nur in dem Falle verurtheilen, wenn 
wenigftens zwei auf befonderen Thatfachen beruhende An: 
zeigen vorhanden find, oder doch cine Anzeige mit einem 
unvollftändigen direeten Beweife zufammentrifft, und es 
muß überdies jede Anzeige voll bewieſen feyn; es kann je: 
: doch diefer Beweis auch wieder durch Indicien geführt und 
ſelbſt ein unvollftändiger Beweis einer einzelnen Anzeige 
dadurch) zum vollftändigen erhoben werden, daß er mit 
andern vollftändig oder unvollftändig beroiefenen Indicien 
oder directen Beweisgründen, welche auf das Verbrechen 
hinweifen, zuſammentrifft. — $. 9, In allen Erimi: 
nalfachen, in welchen es fich um einen Indicienz oder zu: 
fammengefegten Beweis handelt, find die vochandenen gegen 
den Inculpaten fprechenden, auf Indicien und directen Bes 
weisgründen beruhenden Verdachtsgruͤnde zufammen zu 
ftellen und in einem Schlugverhöre dem Angefcbuldigten 
einzeln vorzuhalten. Derfelbe Hat ſich über jeden befon: 
ders zu erflären, und alle diejenigen Thatfachen, auf welche 
er fich zur Entfräftung der gegen ihn fprechenden Ver: 
dachtsgrüunde und zum Beweiſe feiner Unſchuld berufen 
follte, find nicht nur forgfältig zu protocolliven, fondern 
auch genau zu ermitteln. Das Refultat ift dem An; 
geſchuldigten befannt zu machen und die aus demfelben fich 
etwa ergebenden neuen Verdachtsgruͤnde find denfelben 
andermweit zum Behuf feiner Erflärung darüber vorzuhal: 
tn. — 8.10. Iſt von collegialifch formirten Berichten 
auf den Grund eines Indicien- oder zufammengefeßten 
Beweiſes, fen es in erfter oder fernerer Inſtanz, ein 
Erkenntniß zu fällen, fo entfceidet auch hierbei Stim: ' 
menmebrheit. Bei Stimmengleichheit aber giebt nicht 
die Stimme des Vorfigenden den Ausfchlag, fondern es 
- gilt die mildere Meinung: —  $. 11. Kin Denun: 
ciant oder Befchädigter ift um diefer feiner Eigenfchaften 
willen nicht fehlechthin als ein verdächtiger Zeuge zu be: 
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handeln; vielmehr foll ein folcher, wenn er in dem Rufe 
der Unbefchoftenheit fteht und Feine fonftigen befonderen 
Umftände die Glaubwürdigkeit feiner Ausſage verdächtigen, 
unter der Vorausſetzung, daß er die letztere mittelft foͤrm⸗ 
lichen Eides beftärfet, als ein vollgültiger Zeuge betrachs 
tet werden. — $.12. Nach beendigter Specialunters 
fuchung muß der Angefchuldigte entweder verurtheilt, oder 
losgefprochen werden. Eine Entbindung von der Inſtanz 
hat Fünftig fo wenig Statt, ald eine Auferlegung des 
Reinigungseldes. — $. 13. Bei allen VBernehmungen 
find die Ausfagen deffen, welcher vernommen wird, fey 
diefes ein Zeuge, Sachverftändiger oder der Angefchufs 
digte, mortgetreu niederzufchreiben, und es iſt durchaus 
nicht geftattet, Fragen und Antworten in einen Ga zur 
fammenzusiehen ; vielmehr find jene, wie diefe abgefondert 
ın das Protofoll aufzunehmen. Wird dagegen ges 
fehlt, fo ift Die erftattete Ausfage, in ſoweit fie jener 
Mangel trifft, nichtig, und der Unterfuchungsrichter wird 
in eine Drdnungsftrafe bis zu zehn Thalern verurtheilt. — . 
$. 14. Das in $. 117 des Geſetzes vom 12. Febr. 1837 
vorgefehriebene articulirte Verhoͤr foll zwar auch ferner, 
wenn der Angefchuldigte ein Beftändnig abgelegt hat, 
Statt finden. Indeß thut der Umftand, daß ein in der 
Generals oder Special: Unterfuhhung abgelegtes mit allen 
Erforderniffen der Gültigkeit und Glaubwürdigkeit vers 
fehenes Geftändnig im articulieten Verhöre nicht wieder: 
holt oder darin widereufen wird, an und für ſich und 
‚ohne Hinzutritt anderer genügender Grunde, der vollen Ber 
weisfraft feines Gedächtnifies Feinen Eintrag. — $. 15. 
Die Befugnig des Befchädigten, feine Privatanfprüche im 
Unterfuchungsprozefle zu verfolgen (der Adhaͤſionsprozeß), 
wird — In foweit folche nicht auf den auch fernerhin bei 
Kraft bleibenden Beftimmungen der Forſt- und Jagd⸗ 
Streafordnung vom 14. Mai 1845 $. 40 beruht — hier⸗ 
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mit aufgehoben. Der Verletzte Hat vielmehr feine desfall: 
figen Anſpruͤche mittels befonderer Eivilflage vor dem ge: 
wöhnlichen Gerichte des Beflagten geltend zu machen. 
Doch follen diejenigen Gegenftände einer  Unterfuchung, 
voelche bemwiefenermaagen Eigenthum eine Andern find, 
diefem fobald als möglich vom Unterfuchungsrichtee zurück: 
gegeben werden. — $.16. Der Denunciant foll in dem 
- wider den Angefchuldigten gerichteten Unterfuchungsverfah: 
ren, mag es fid) um ein Amts wegen, oder nur auf Anz 
trag des Betheiligten zu beftrafendes Verbrechen handeln, 
nie in Koften, geſchweige denn in Strafe verurtheilt wer: 
den, vichmehe iſt wider denjenigen Denuncianten, der fi) 
einer falſchen Denunciation (Art. 197 des Strafgefehbuche) 
ſchuldig gemacht haben follte, befondere Unterfuhung ein: 
zufeiten und derfelbe , im Kalle er überführt wird, von der 
Staatskaſſe auf Erfag der Criminalfoften aus der frühe: 
ren durch feine falfche Anzeige herbeigeführten Unterfuchung 
“im Wege des Eivilprozefles zu belangen. ine Aus: 
nahme von der im Eingange diefes Paragraphen gegebenen 
Vorfchrift tritt nur in dem Act. 75 des Strafgefegbuchs 
gedachten Kalle ein, es ftehet aber hier eben ſowohl, als 
dann, wenn wider Vechoffen der Beftimmung diefes Para: 
graphen entgegen ein Denunciant in Koften oder Strafe 
veruetheilt worden feyn follte, demſelben das Rechtsmittel 
der Appellation bezüglih die Nichtigfeitsbefchwerde zu 
Gebote. — $. 17. Wenn das Unterfuchungsgericht bei 
Verbrechen, die nur auf Antrag des Betheiligten zu bes 
ſtrafen find, ohne einen foldhen Antrag oder auf Antrag 
einer hierzu nicht berechtigten Perfon , Unterfuchunge in 
geleitet hat, fo wird letztere dann rechtsbeſtaͤndig, wenn 
der Betheiligte bezugsweife Berechtigte die eingeleitete Un⸗ 
terfuchung genehmigt. — $. 18. Bei allen Eriten, bei 
denen es ſich um Sceftftellung des Thatbeftandes eines Ver: 
brechens Handelt, Hat das Unterfuchungsgericht außer Dem 
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Phyſicus und Chirurgus noch einen wiſſenſchaftlich gebildeten 
Wundarzt zuzuziehen. — $. 19. Was die Rechtsbe⸗ 
ſtaͤndigkeit und Beweiskraft derjenigen Verhandlungen 
betrifft, denen ſich behufs der Feſtſtellung des Thatbeſtan⸗ 
des eines Verbrechens die Juſtizaͤmter unterziehen, ſo ſind 
dafür die in den $$. 7 u. 9 Unſerer fuͤr die Landgerichte 
und Suftizämter ertheilten Geſchaͤftsinſtruction v. 27. März 
v. J. enthaltenen Beflimmungen entfcheidend. — $. 20. 
Die im zweiten Sat des $. 14 des Geſetzes vom 
12. Mai 1845 enthaltenen Beftimmungen treten außer 
Wirkſamkeit. 


Der Eingang dieſes Geſetzes macht einen eigenthuͤm⸗ 
lichen Eindruck. Er ſpricht von der uͤberall ſich kund⸗ 
gebenden Beſtrebung der Reform; kommt aber zu dem 
Schluſſe, daß man Anſtand nehmen muͤſſe, vor der Hand 
ein vollſtaͤndiges Geſetz zu erlaſſen. — Uns ſcheinen da⸗ 
gegen die Acten in der großen Frage ſchon ſoweit gefchlofs 
fen, daß von Seite der Gefeggebung nicht länger gewartet 
werden darf, daß alles Klicken und Verbeſſern im Einzels 
nen mit Beibehaltung der alten Grundlage feinen Vortheil 
gewahrt, und daß nur auf dem Wege des Anklageprins 
cips, dee Mündlichfeit und Deffentlichfeit Heil erwartet 
werden fann. Wenn auch über Einzelnheiten noch. Streis 
tigfeiten vorfommen, fo ift doch unter allen gründlich die: 
Berhältniffe erwaͤgenden und vorurtheilsfreien Juriſten nur 
eine Stimme über das, was zunachft Noth thut. Wir 
freuen ung über einzelne Verbefferungen im vorliegenden 
Geſetzbuche, $. 12. Aufhebung der Entbindung von der 
Inftanz und des Reinigungseided ; wir geben zu, Daß 
durch mande Borfchriften , die eigentlich nur das ein: 
fhärfen, was ſchon lange die beflere Theorie des gemei: 
nen Strafprozefles lehrte, Mißbraͤuche befeitigt, durch 
andere, 3. B. $. 7. 8. über Beweis, Luͤcken ausgefüult 
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werden; aber hoffe der Gefeßgeber nicht, daß dadurch 
Erhebliches geleiftet fen: denn jene fcheinbare Beweistheo: 
rie, welche das richterliche Ermeſſen beſchraͤnken ſoll, ift 
fo unbeftimmt und weit gefaßt, daß in der Wirklich 
feit eigentlich doch nur der Richter nach feiner Weberzeus 
gung verurtheilen darf. Jede Zögerung In der Straf: 
prozeßgebung wird ſchaͤdlich. Es bedarf einer neuen 
Grundlage. 


227. 
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V. 
Ueber 


die Natur der Faͤlſchung an Waahe oder 
Gewicht, und an Waaren. 


Ein Beitrag zur Gränzbeſtimmung zwifchen 
Faͤlſchung und Betrug. 


Bon 
Seren Dr. &. Bradenhoeft, 
Drivatdocenten in Heidelberg. 


$. 1. 


Maaße und Gewicht ſind Normalgroͤßen fuͤr die Beſtim⸗ 
mung der Quantitaͤten im Verkehr. Wer zu dieſem Zwecke 
eines Gegenſtandes ſich bedient, der keine ſolche Normalgroͤße 
iſt, der begeht dadurch, von particulairen Verboten abge 
ſehen, eine unerlaubte Handlung ohne Zweifel nur dann: 
wenn derjenige, dem gegenuͤber er von dieſem Gegenſtande 
den fraglichen Gebrauch machte, dieſen fuͤr eine ſolche 
Normalgroͤße hielt, er, der Gebrauchende, aber ſowohl 
den Mangel dieſer Eigenſchaft als auch die irrige Meinung 
des andern Theils uͤber dieſelbe kannte, und dieſen Irr⸗ 
thum dazu benutzte, den andern Theil zu veranlaſſen, ſich 
mit einer geringern Quantität zu begnügen, als er zu 
empfangen glaubte, oder eine größere Quantität Zu geben, 


1) L. 1. 8 2. D. de dolo malo 4. 3. 
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als er geben wollte. — Bier ift das Wollen des Ge⸗ 
brauchenden den Empfänger oder Geber zu verlegen, und 
als Mittel dazu eine Lage des Empfängers oder Gebers, 
welche einen entgegengefegten Willen vdeffelben unmöglich 
machte, gegeben; oder es ift, wenn man e8 fo ausdrüden 
will, eine geiftige Vergewaltigung begangen. — Ob 
der Gebrauchende blos dieje ohne fein Zuthun entftandene 
Lage des Empfängers benußte, oder ob er fie Durch eine 
befondere darauf gerichtete Thätigfeit Herbeiführte, ift für 
die Nature der hier begangenen Berlegung gleichgültig. 
. Sie ift der Betrug: (Labeo) „sic definit, dolum 
malum esse omnem calliditatem, fallaciam, machi- 
nationem, ad circumveniendum, fallendum, decipien- 
dum alterum adhibitam” °),. Wer alfo 3. B. eines mit 
einem offentlichen Zeichen der Richtigfeit verjehenen, aber, 
wie ihm befannt, zu leichten Pfundgemwichtes zum Aus⸗ 
wägen von Waaren beim Marfthandel fich bedient, der 
betrügt dadurd) jeden Einzelnen, den er dadurch ohne defs 
fen Wilfen mit einer zu geringen Quantität abfindet. — 
Es fragt ſich indeß, ob er nicht in diefem Kalle auch an 
dem Öffentlichen Zeichen der Richtigkeit eine fälfhende 
Veränderung begeht? — Unter einem öffentlichen 
Zeichen der Richtigkeit wird hier dasjenige verftanden, 
- weiches im Berfehre allgemein als ein Zeichen der Richtig⸗ 
feit gilt, gleichviel ob e8 unter obrigfeitlicher Autorität 
entftanden ift, oder nicht. Wenn nun diefes Zeichen auch 
an und für fich felber ein ächtes ift, fo ift e8 doch immer 
nur dazu beftimmt, ein Merfmal der Richtigkeit desjenis 
gen Gegenftandes zu feyn, dem es beigegeben war. War 
dieſer zur Zeit der Bezeichnung ein richtiges Normalmaag, iſt 
er aber fpäter diefer Gigenfchaft beraubt, 3. B. ein Pfunds 
geroicht durch Abnugung zu leicht geworden, fo ift er für 
- denjenigen , der diefe Veränderung kennt, in der That ein 
anderer Öegenftand geworden. Und wenn er diefen nun 
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durch jenes Zeichen fuͤr einen richtigen gelten laͤßt, ſo ſteht 
er demjenigen ganz gleich, der ſich eines unaͤchten Zeichens 
jener Art bedient, um eine unrichtige Normalgroͤße für 
eine richtige gelten zu laflen. Er benugt alfo nur die 
anderweitig verurfachte Veränderung, und ift 
nieht felber Urheber einer ſolchen. Die aufgewors 
fene Frage ift demnach zu verneinen. Dann bildet aber 
auch der Gebrauch von falfcher Maaße öder falfchem 
Gerichte einen wahren Gegenfag zu der Fälfehung 2); 
wenn man deffen Bedeutung fo auffaßt, wie e8 weiterhin 
geſchehen wird 2). — Der Gebrauch ift gegen Perfonen, 
die fälfchende Veränderung auf Gegenftände gerichtet. Und 
nach dem natürlichen Wortfinne betruͤgt man Perſonen, 
und faͤlſcht Sachen ?). 


$, 2. 


Geht man davon aus, daß eine ſ. g. Faͤlſchung von 
Naaße oder Gewicht bloßer Betrug ſey, fo muß ihr That⸗ 
beſtand folgende Erforderniſſe in ſich faſſen. Der Faͤl⸗ 
ſchende oder Betruͤger muß die Abſicht haben einen Andern 
u taͤuſchen. Das geht mit Entſchiedenheit aus der vorhin 
angeführten Definition des Laben vom dolus hervor ®), 


— THREE: 


2) Kordert man zur Fälfchung den Gebrauch des gefälfchten 
Gegenftandes, was als Megel des neueren Strafrechts von 
mandhen (Mittermaier zu Feuerbach's Lehrb. $, 414, 
Hencke Handb. I. ©. 23. von Preufhben Peltr. zur 
Lehre von dem firafbaren Betruge und der Fälfhung ©, 52? — 
56 8.60 — 61. Vgl. darüber unten 8,8. Not. 1.) vertheir 
digt wird, fo fehminder freilich dirfer Gegenſatz, wiewohl 
keines we ge⸗ der Unterſchied. — Das engliſche und franzöſi⸗ 
ſche Criminalrecht ſtellen indeß den Gebrauch verfälfchter Ge⸗ 
genſtände der Fälſchung gleich: Eſcher die an vom firafe 
baren Betruge und ven der Fälſchung ©. 312 ff. 


3) Bgl. unten $. 3. 

9) Bal. Eſcher a. a. D, ©. 343. 

1) L. 1. $.2. D. de dolo malo. gl, oben $. 1, 
Urhiod. ER, 1848. II. Zt. Q 
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Und daß zur Etrafbarfeit des Betruges eben diefelben Re: 
quifite gehören, ergiebt fid Daraus, daß der Stellionat 
immer einen dolus vorausfegt , und zwar nicht blos in 
dem Einne einer rechtswidrigen Abficht, fondern in dem 
Einne einer täufchenden Handlung. Denn es heißt: 
,„, Stellionatum autem objici posse his, qui dolo quid 
fecerunt”; und als Beifpiel wird angeführt: „Si quis 
forte rem alii obligatam dissimulata obligatione alıi 
distraxerit” ?), Kerner wird der Grund der Strafe des 
Stellionats ausdruͤcklich in die calliditas gefegt *), und 
dem Pfandfchuldner diefelbe gedroht: „sive ignorantiam 
tuam (creditoris) circumvenire tentaverit, sive obli- 
gatione rite perfecta, participato fraudis consilio, per 
subjectam quasi anteriorem personam dispendium 
tuum ad occultum compendium tuum trahere perten- 
tat” 2), nämlich fomohl, wenn er dem Gläubiger die 
frühere Verpfaͤndung verheimlicht,, als wenn er eine folche 
vorgiebt, nachdem der Gläubiger mit ihm contrahiet hat, 
um diefem Nachteil zuzufügen )). Es muß ferner der 
Hintergangene auch in der That durch die Täufchung einen 
Nachtheil in feinem Privatrechte erlitten Haben ®). Denn 


2) L.3. $. 1. D. stellionatus 47. 20. Ueber das Erfordernif 
des dolus zum Stellionat ſ. auch E [cher die Lehre vom 
flrafbaren Betruge und von der Fälſchung ©. 77 ff. 

3) 1.29. $.5. D. mandati 17.1. | 

4) L. 4. C. de crimine stellionatus 9, 34. ' 

5) Achnlihe Beifpielle finten fi in Anfehung der actio doll: 
L.8. D. de dolo malo 4. 3. „Quod si, cum scires eum 
facultatibus labi, tui lucri gratia adfirmasti mihi idoneum 
esse: merito adveraus te, cum mei decipiendi gratia 
allum falso laudasti de dolo judicium dandum est.” 
L. 34. D. eod. L. 17. $. 13. D. quod metus causa 4. 2. 

6) Vol. auh Efher a a. D. ©. 84 ff. ©. 230 ff. mit Rot. *. 
Mittermaier in Hitzig's jeht Demmes Annalen VI. 
Nr. 1. S.7 f. ©9 f. und zu Feuerbach $. 411. Not 2.— 
Wenn indeß hier ein Nachtheil am Vermögen gefordert wird, 


fo erſcheint dies für den ftrafrcchtlihen Betrug zu eng. Bl. 
unten Not. 10. 
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einestheils erfordert befanntlich die actio doli eine Ver⸗ 


legung von einiger Bedeutung (von 2 solidi), und wird 


eben Daher auch nicht gegeben, wenn dem Betrogenen eine 
andere Klage zufteht um zu feiner Entfehädigung zu gelans 


gen 7). Denn dann Ift die Verlegung in der That noch 


nicht durchgeführt. Aus gleichem Grunde, nämlich wegen 
des Nichtdafeyns einer Verlegung, fällt auch die Strafe 
des Stellionats hinweg, wenn der Verleger dem Verletzten 
freiroillig entfchädigt ®), und dadurch die Verlegung wies 
der aufhebt. Und fie tritt ebenfgll8 nicht ein, wenn die 
Täufchung gar feinen verlegenden Erfolg hatte, wie fols 
gendes Fragment entfchieden ausfpricht : „si quis alii 
obligatum mihi obligavit, nec me de hoc certiorave- 
rit, eodem erimine (stellionatus) plectetur. Plane si 
ea res ampla est, et ad modicum aeris fuerit pigno- 
rata: dici debebit cessare non solum stellionatus cri- 
men, sed etiam pigneratitiam, et de dolo actionem: 
quasi in nullo captus sit, qui pignori secundo loco 


accepit”?).. In der privatrechtlichen Beziehung, wo es 
ſich um die Begründung der actio doli Handelt, muß diefe . 


Verlegung dann freilich immer einen Vermoͤgenswerth 
haben. Und mo in der That eine Veränderung in dem 
Rechte felber bewirft worden, da wird ſich, auch wenn es 
ein Statusverhäftnig war, in der. Regel nur dann eine 
Berlegung von juridifcher Bedeutung begründen laſſen, 
wenn ein Nachtheil für das Vermögen damit verbunden 
iſt. Allein in ftrafrechtlicher Beziehung genuͤgt felbft ein 
der Realifirtung oder Erhaltung des Rechts gefährdender 


7) L.7. 6. 1. D. de dolo malo 4. 3. „Secundum quae, et 
si poenali actione indemnitati ejus consuli _possit, di- - 


condum erit, cessare.de dolo actionem. L. 1. pr. D. eod. 
Bel. L. 29. $.5. D. mandati 17. 1. 


8) 1.2. C. de crimine stelllonatus 9. 34. - 
9) L 3. $.1. D. de pignor. act, 13,7. 


Q2 


‘ 
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Zuftand, wie er 3. B. durh Verpfandung, Berfauf, 
Tauſch oder in solutum- datio eines bereits verpfändeten 
Gegenftandes oder Verpfaͤndung eines fremden Gegen; 
ſtandes, für den Gläubiger oder Erwerber herbeigeführt 
wird 19%. Mo feine Verlegung eriftent ift, da iſt dem: 
nach die Täufchung ftrafrechtlich bedeutungslos, wenn auch 
der Getäufchte Dadurch wider feinen Willen zu einer Hand: 
lung veranlaßt wurde. Sie ift eben fo wenig ftrafbar als 
wenn fich jemand ihrer zur Geltendmachung eines Rechts 
bedient hätte. Es fann „et sine dolo male aliud agi, 
alind simulari: sicut faciunt, qui per ejusmodi dis- 
simulationem deserviant, et tuentur vel sua vel 
aliena” '!). Gin Recht des Einzelnen auf Wahrheit 
giebt es alfo nicht 2). Es hat ferner der ftrafbare Bes 
trug einen doppelten Gegenftand : das Privatrecht des 
Verletzten, auf welches die Zufügung des Nachtheils ger 
richtet ift, und die Verwirflichung des Sonderwillend defs 
felden, die durch die Täufchung vereitelt wird 3). Die 
dazu erforderliche Abficht der Täufchung Fann alfo ohne 
eine Richtung auf eine beftimmte Perfon, überall nicht 
in der äußern‘ Sinnenwelt zue Ausführung gebracht 
werden. " 


10) L.3. $. 1. D. stellionatas 47. 20. L. 16. $.1. L. 36. 
$. 1. de pignor. act. 13. 7. L.2. $. 4. C. de crimine stel- 
lionatus 9. 34. Vgl. auch die Beſtimmungen der Particulars 
rechte bei Mittermaier zu Feuerbach $. 410. Not. 4. 


11) L. 1. 8.2. D. de dolo malo 4. 3. _ 


12) Vol. Mittermaier zu Feuerbach's Lehrb. $. 412. 
Not. 1. Es Eann alfo das Wefen der Fälſchung in der Ver⸗ 
lesung eines folchen Rechts, wie Einige wollen, 3. B. Wäch⸗ 
ter Lehrb. des Crim. R. II. $. 179. Defterr. Gef. 3. $. 176, 
nicht beftehen. 


13) ©. dieſes Archiv Jahrg. 1847. ©. 77. 78, 
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. 3. 


Wollte man demnach die Faͤlſchung von Maaße und 
Gewicht als einen Betrug behandeln, ſo wuͤrde der Ge⸗ 
brauch derſelben einer beſtimmten Perſon gegenuͤber zur 
Ausfuͤhrung des Verbrechens unerlaͤßlich ſeyn. Denn erſt 
durch ſie wuͤrde die erforderliche Abſicht zur That. — 


Ganz und gar uͤberfluͤſſig wuͤrde dahingegen ein ſolcher 


Gebrauch fuͤr das Weſen des Verbrechens ſeyn, wenn es 
wahre Faͤlſchung wäre „Falsum est, quidquid in 
veritate non est sed pro vero asseveratur”, definirt 
Paulus !), und Juſtinian fagt: ‚„nihil aliud est 
falsitas quam veritatis imitatio” ?). Die bloße Ent: 
ftellung ift demnah ſchon Faͤlſchung ®) ; mahrend 
bloße Entftellung zum Betruge fo wenig genügt, daß fie 
nicht einmal immer als ein VBerfuch des Betruges betrachtet. 
werden kann; und zwar felbft nicht immer in folchen Sal: 
len, wo fie eine vollendete Faͤlſchung begründet, indem 
deſſen ungeachtet die Richtung auch ein Privatrecht einer 
beitimmten Perfon noch immer fehlen fann *). Die Säl- 
ſchung muß demnach einen ganz andern Gegenftand 
haben, als der Betrug. Denn wäre dies nicht der Fall, 


1) R. S. V.25.8.3. 


-2) Nov. 73. pr. Daß zum falsum nicht immer eine veritatis 
immutatio gehöre, wie Leyser spec. 615. med. 6. behaups 

- ter, wird Eeinesweges bewiefen durch’ L. 9. $. 1. (vgl. unten 
Mot. 4.) c. 1. X. h. t. 5.20. (vgl. unten $.4 Not.7.) 
L.1. 8. 5. 6. D. h. t. (vgl. unten Not. 6. u. $. 4. Not. 13.) 
Bol. darüber: Boehmer comm. ad art. 112. $.1. Cu⸗ 
cumus über das Verbrechen des Betrugs ©. 114. 118. 


3) In Anfehung des neuern Griminalredhts f. die abweichende 





Meinung Einiger oben $.1. Not. 2. Aeltere und noch Klein⸗ 


fhrod: A. Arch. d. Erim. R. M. Nr. 6., fordern eingetretes 
nen Schaden. Das franzöfifche und englifche Hecht. fordern 
nur Entftellung, aber in fraudulöfer Abfiht: Eſcher a. a. O. 
©. 354 ff. " 


4) ©. diefes Archiv Jahrg. 1847. ©. 252. 


“ 


234 Weber Fälſchung an Maaße oder Gewicht, 


fo müßte, da beide durch Entftellung begangen werden, 
eines immer in dem andern enthalten feyn, fofern nicht 
das eine noch einen Zufag hätte; der ſich dann beim Be: 
‚ truge finden würde, indem diefer auch eine Verlegung er: 
fordert. Es liegt aber auch nach dem bereits Ausgeführ: 
ten zu Tage, daß eine Entftellung an und für fich felber, 
oder ihrer Nature nach, noch überall feine Verlegung einer 
beftimmten Perfon in fich faßt, fondern diefe nur durch 
hinzutretende befondere Umftände mit fib führen Fann. 
Demnach muß, wenn Paulus und Juſtinian die Faͤl⸗ 
fhung in einer bloßen Entftellung finden, Diefelbe auch 
eine ganz andere Natur haben, als der Betrug. In den; 
jenigen Faͤllen, wo das römiiche Recht ein eigentliches 
Kalfum anerfennt, wird daflelbe immer an einem Gegen: 
ftande begangen, der allgemein als Erfenntnigmerfmal 
einer Wahrheit gilt. Sie find die Münze ?), obrigkeit: 
liche Edicte und Reſcripte, fofern fie nachgeahmt oder 
fingirt werden 8), und ſchriftliche Iegtwillige Dispofitio: 
nen 7); fernee Handfceiften 5) und Siegel ?). Die 
Münze trägt ein Zeichen der öffentlichen Auctorität an 





5) L.8 L.9.pr. D. ad leg. Corn. de falsis 48. 10. Auch 
denjenigen , welcher die rünzfälfhung nicht verhindert, wenn 
er kann, trifft die Strafe der Lex Cornelia: L.9. $.1. D 
h.t. Er macht fich alfo dadurch zum Miturheber der veri- 
tatis immutatio. — Münzfälſchung und Zeftanentsfälfchung 
erfeheinen als diejenigen, welche zuerft verpönt wurden: Efcher 

. 322 ff. Mittermaier zu Zeuerbach’s Sehrb. 
$. 410. Not. 1. u. daf. Sit. 


6) L. 25. L.33. D. eod. L.4. C. eod. 9. 22%. Pauli 
8, RB. V. 25. 

7) L.29. D. eod. L.1.$.5. L.16. pr. D. eod. wit L. 38. 
$. 6. D. de poenis 48, 19. 

8) L. 23.pr. D. eod. Nov. 73 pr. Bgl. Eſcher a. a. O. 
&. 330 ff. 9 ſch 2 


9) L. 10. pr. D. eod. 
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66 10), welches ihr in ihrer Eigenfchaft ale Werthaus⸗ 
gleichungsmittel ein gewiſſes Werthmaaß beilegt, fuͤr den 
es allgemein als ſicheres Erkenntnißmerkmal gilt 11), und 
der bezeichnete Gegenſtand als Werthausgleichungsmittel 
im Verkehre angenommen werden muß. Obrigkeitliche 
Edicte und Reſcripte Haben eine allgemeine Geltung als 
Erkenntnißmittel für das Dafeyn obrigfeitliher Aus⸗ 
fprüche 7). Die Teftamentsurfunde oder die Codicille 
find allgemein gültige Erkenntnißmerkmale der legten Wil: 
lensordnung einer Perfon 73). Siegel und Handfchrift 
find in gleicher Weife Erfenntnigmerfmale der Urheber: | 
ſchaft einer gewiſſen, Perſon von einer ſchriftlichen Er⸗ 
klaͤrung. — 


ws 


Die im romiſchen Rechte als eigentliche Faͤlſchungen 
genannten Fälle erſchoͤpfen nun freilich nicht alle diejeni⸗ 
gen, in denen ein allgemein gültiges Erkenntnißmerkmal 
der Wahrheit entftellt wird. Manche Fälle diefer Art 
find indeß mit der poena falsi bedroht und dadurch als 
f. 9. quasi falsa !) qualificirt. Dahin gehört das Cor: 


16) „‚Materia forma publica percussa’”: L.1. pr. D. de‘ 
contrahenda emptione 18, 1. 


11) ,„‚Electa materia est, cujus publica ac perpetua aesti- 
matio diffcultatibus permutationum, aöqualitate quantita- - 
tis subvehiret,” L. 1. pr. D. cit. 


12) Die Eaiferlichen Erlaffe wenigftens hatten 36 gewiſſe äußere 
Formen. ©. Walter Rechtsgeſchichte $. 4 


12 Ueber den öffentlichen Charakter der Teftamentsurfunden: 
Eſcher a. a. O. ©. 322 ff. 


1) Sol. L. 1. $. 13. D. ad leg. Corn. falsis. Van der 
Velden de crimine falsi (Ultraj. 1824) p. 14. Weber die 
Bedeutung des quasi falsum bei älteren Griminaliften: Wäch⸗ 
ter Lehrb. I. S. 233; und über die hierher gehörigen Fälle: 
Eſcher a. a. O. ©. 334 ff. . 


Sn 
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rumpiren obrigfeitlicher Edicte und Referipte Y, entftels 
iende Handlungen an anderen bemeifenden Urkunden als 
Teftamenten und Codicillen, und Beranlaffung falſcher 
Zeugniſſe ?), Beilegung eines falfchen Namens *), oder 
eines unbeifommenden Standes °), Annahme oder Bes 
ftehung wegen eines Zeugniffes und das Beftehen eined 
Kichters ©), Ablegung von Ausfagen deffelben Zeugen im 
Widerfpruche mit ſich felber 7), und endlich auch Faͤl⸗ 
fhung von Maafe und Gericht, fofern fie öffentliche Zei; 
ben der Richtigfeit an fi tragen 9). Dahingegen giebt 
e8 aber auch wiederum andere mit der poena falsi bedrohte 
Fälle, welche dem Gebiete des Stellionats zugeriefen wer: 
den müffen. Sie find grofentheild folhe, wo ein Ver; 
haͤltniß von rechtlicher Bedeutung fälfchlich vorgefpiegelt, 
oder von demjenigen wiſſentlich verfchiwiegen wird, der. 
eine wegen deffelben rechtlich unzuläffige Handlung vors 
nimmt; fo das Erlügen einer frühern Verpfaͤndung 9), 
das Verſchweigen der vorliegenden Vormünderpfliht von 
Seiten desjenigen, der mit dem Fiscus contrahirt, aber 


2) L. 32. D. ad legem Corn. de falsis mit L.7. pr. D. de 
jurisd. 2. 1. 


3) L. 1. 8. 4. L. 16. $. 2. D. eod. L. 9. 8. 3. D. eod. 
L. 1. pr. 8. 1. L. 20. D. eod. 


4) L. 13. pr. D. eod. Dies Fann aber nur auf die Beilegung 
des Namens eines Andern bezogen werden, da die bloße per- 
mutatio nomivis nach L. un. C. de mutatione nominis 9. 
25. erlaubt iſt. Vol. auh Mittermater zu Feuerbad’s 
Lehrb. 8. 412. Not. 8. : 


5) L. 97. 8. 3. D. eod. 
6) L.1.$8.2.D. L.21.D. eod. 


7) L. 27. pr. $. 1. D. eod. Uebrigens erhält jede falfche Zeus 
genausfage den Zhatbeftand der Fälfhung Der Ausdrud: 
falsidicus testis in c. 1. X. de crimine falsi 5. 20, ift das 
ber ganz paflend. 


8) L. 32. 8.1. D. cod. Bol. unten $. 6. 
9) L.28. D. cod, 
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wegen dieſes Verhaͤltniſſes mit ihm nicht contrahiren 
darf 20), das Verſchweigen eines fruͤhern Verkaufes eines 
Gegenſtandes bei der Vornahme eines zweiten Verkaufes 
deſſelben 19), das Unterſchieben eines Kindes 12); und end⸗ 
lich auch Veruntreuung von deponirten Beweisurfunden 
von Seiten des Depofitars 7°), Diefe Fälle find folche, 
in denen die Entziehung eines Privatrechts oder eines Vers 
mögenswerthed noch nicht vollendet , fondern nur deffen 
Realifirung oder Erhaltung gefährdet iſt; gehören alfo in 
die Kategorie des Betrugs, wenn auch nicht in privats 
rechtlicher, doch in ftrafrechtlicher Beziehung 1%). Sie 
unterfcheiden fich nämlich von denen, die ale eigentliche 
Faͤlſchungen genannt werden, dadurch, daß eine Entſtel⸗ 
lung an einem Erfenntnigmerfmale der Wahrheit bier 
überall nicht vorliegt, fondern, wo ſich eine Entftellung 
findet, fie immer an dem Gegenftande felber geſchieht, um 
deflen Erfenntniß es fich handelt. Fragt man nun, wes⸗ 
Halb die zuerft genannten Fälle, deren Thatbeftand dieſem 
Momente mit dem eigentlichen Falfum übereinftimmen, 
dennoch diefem nicht zugezählt find, fo kann der Grund 
dafür nur eimrein zufälliger feyn, nämlich der, daß man 
bei der Abfaffung des Corneliſchen Gefeges über die Faͤl⸗ 
ſchungen nur einzelne derfelben ins Auge faßte, und fpäter 
die Lücken dadurch ergänzte, daß man die Strafe des Ge: 
feed auf andere fich ergebende Fälle ausdehnte, was auch 
zumeilen in folchen Sällen gefchah, die ſich weder unter 
die Fälfchung noch unter den Stellionat fubfumiren lafs 


— 





4 


10) L. 1. 8. 9 —12.D. eod. 

11) L. 21. D. eod. Bgl. auch L. 15. C. eod. 
12) L. 30. 8.1. D. eod. 

13) L. 1. $.6. D. eod. 

14) Vgl. oben $. 2, Not, 10. 
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fen 7). ragt man aber ferner: weshalb man Fälle, 
denen jenes Merkmal der Faͤlſchung fehlt, dennoch .mit der 
poena falsi belegte, und fie nicht, fofeen ihr Thatbeftand 
fih dazu eignete, dem Stellionat überließ; fo muß der 
Grund dafür entweder der ſeyn, dag man in diefen Källen 
auch ohne Bewirkung einer Verlegung Strafe eintreten 
loffen oder auch Anderen, als dem Verlegten, den Weg 
zu einer Anklage eröffnen wollte 1%). Denn beim crimen 
extraordinarium, wozu der Stellionat gehört, ftand 
wahrfcheinlich nur dem Berlegten die Anklage zu 1"). 


$. 5. 

Für die Faͤlſchung, in fofern fie Verbrechen ift, läßt 
ſich fein anderer Gegenftand auffinden, als die Sicherheit 
des allgemeinen Rechtszuftandes 1). Wird fie nämlich 
ſchon durch bloße Entftellung begangen ?), und fann durd) 
eine ſolche an und für fich felber der Einzelne nicht verlegt 
werden ?); fo Fann fie nur gegen die Geſammtheit gerichtet 
feyn,, oder gegen ihr Gut, den allgemeinen Rechtözuftand. 
Deilen Dafeyn kann aber dadurch nicht verlegt, fondern: 
nur gefährdet feyn, und fomit ift der Gegenftand der Faͤl⸗ 
ſchung feine Sicherheit ). Wenn man fagt : es gebe 

«Handlungen, welche ohne alle wirkliche Rechtöverlegung 


18) 1.1.37. 8 DB L.6. L. 10. L.14. L.15. L. 17. 
. 22. D. ad leg. Corn, de fals. 48, 10. L.9. $. 4. 
Da. 


16) Alfo ein politifcher Seund. Vgl. Birnbaum In bief. 
Archiv Jahrg. 1834. ©. 5 


17) Bol. diefes Archiv Sahıe 1847. ©. 78. 

1) Evendaf. ©. 249. Bol. unten $. 12. 

2) Vgl. oben $. 3, Not. 1.2. und L.8. C. ad Leg. Cornel. de 
fals. 9, 22, 


3) Vgl. oben $. 4. 
4) Vgl dief. Archiv 3. 1847. ©. 249. 
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oder erweisliche Richtung auf eine beftimmte Rechts: 
verlegung, fon ihrer Gefährlichkeit wegen als Ver: 
brechen bezeichnet feyen, und daß eine folche Handlung die 
Faͤlſchung ſey ); fo vermißt man bei diefer Vorftellung 
die nöthige Beftimmthelt, wenn man fie nicht etwa fo vers 
ſteht, daß folche Verbrechen überhaupt Feine Verlegung zu 
ihrem Thatbeftande erfordern follen. . Soll aber die der 
Einn ſeyn, und foll es nicht blos heißen, daß es Feiner 
Verlegung des Rechts eines Einzelnen dazu bedürfe, fo ift 
die Vorftellung unrichtig. Denn das Verbrechen, oder 
das durch die verbrecherifche That hervorgerufene Mißver⸗ 
hältnig zur Rechtsnorm 9), ift ohne Verlegung unmöglich; 
fofern es nicht etwa als bloßer Verſuch einer Berlegung 
gedacht wird. Und fobald man fi eine Verlegung ges 
geben denft , bedarf es auch eines verlegten Gegenftandes, 
der aber nicht in der äußern Sinnenwelt zu exiſtiren braucht,“ 
fondern ein blos intellectuelles Gut feyn kann 7) — 
Iſt nun der Gegenftand der Faͤlſchung jene Sicherheit, 
fo fann fie au nur an einem Gegenftande ausgefühet 
werden, von dem oder deffen Integrität jene Sicherheit 
abhängt, und ein folcher ift nur das allgemein gültige 
Erkenntnißmerkmal der Wahrheit ®) hier, wo von einer 
Verlegung durch Entftellung die Rede if. Das 
zeigt ſich denn auch in der Befchaffenheit der Kalle, die 
als eigentliche Fälfehungen gelten. Sie betreffen nur Ents 
ftellungen von Zeichen dee Darftellung, die duch ihren 
finnlichen Eindrud auf den Erfennenden ihm unmittelbar 
5) Eſcher a. a. O. ©. 226. 
6) Vgl. dief. Archiv 3. 1840. ©. 410. 


7) Der ganze Thatbeftand eines Verbrechens Tiegt zumeilen in 
der Sphäre des SIntellectuellen: ebendaf. 3. 1847. ©. 72. 


3) Ein Gegenftand, der als Grundlage der öffentlichen Treue 
gilt: Mittermaier zu Feuerbach's Kehrb. $. 415. Not. 1. 
S. uuh Eſcher a. a. O. ©, 316 ff. 


340 Ueber Fälfhung an Maaße oder Gewicht, 


eine Runde von einem Gegenftande der Erfenntnig mitthel: 
fen, tie Siegel, Schrift und Münzzeiben ))Y. Zumeilen 
indeg find die Erfenntnißmerfmale der Subftanz nad 
identifch mit dem Gegenftande, um deffen Erfenntniß es 
fi handelt, naͤmlich dann, menn fie in Eigenfchaften des 
legtern beftehen, ‚tie 3. B. die Eigenfchaften einer Waare, 
ihre Farbe, ihe Geruch oder ihre Geſchmack, die Härte 
oder Weiche ihres Stoffes. Merkmale diefer Art geben 
keine unmittelbare Kunde von dem Gegenftande der Er: 
kenntniß, fondern gewähren eine folche erft vermittelft einer 
Beurtheilung, nämlich vermittelft einer Vergleichung diefer 
Merfmale mit denen, die dem aufzufuchenden Gegenftande 
beiwohnen muffen. Allein diefe Befonderheit der Art und 
Weile der Erfenntniß, welche fie vermitteln, ſchließt fie 
von der Kategorie der Erfenntnigmerfmale nicht aus und 
Fann ihrer Entftellung einen befondern juridifchen Charafter 
. nicht mittheilen. Auch fie muß als eine veine Faͤlſchung 
belyandelt werden 19), wiewohl ihre Strafbarfeit,, alfo 
Ihe verbrecherifcher Charakter, noch von einer befondern 
Etraffanction abhängt 7). Es fett aber die Fälfchung 
als Verbrechen voraus, daß die Entftellung,, durch welche 
fie geſchieht, für andere rechtlich ins Dafeyn getreten 
ift 2). Die Zeichen der mündlichen oder fchriftlichen Dars 
fiellung haben ihrer Natur nach ſchon den Zweck, für Ans 
dere zum Erfenntnigmerfmale zu dienen, und deren Ent: 
ftellung muß daher ſchon eine vollendete Faͤlſchung feyn, 
fobald nur das falfche Merfmal fir oder gegen Andere 
zum Gebrauche in Bereitfchaft gefegt, oder ein echtes Merk⸗ 
mal, an deſſen Dafeyn ein Anderer ein rechtlich begründes 


9) Wol. diefes Archiv Jahrg. 1847. ©. 247. 248. 
10) Ebendaf. ©. 249. 

11) Vol. unten $. 12. . 

12) Dief. Archiv 3. 1847 ©. 249. 
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tes Intereſſe hatte, vernichtet worden iſt 18). Es verſteht 
ſich dabei von ſelber, daß nur derjenige eine Faͤlſchung be⸗ 
gehen kann, der die Bedeutung des entſtellten oder faͤlſch⸗ 
lich hergeſtelltn Merkmals kennt, oder kennen muß. 
Unter dieſer Vorausſetzung kennt er auch die Gefaͤhrdung, 
welche das Daſeyn des gefaͤlſchten Merkmals vermoͤge der 
Moͤglichkeit des Gebrauches deſſelben mit ſich fuͤhrt. Und 
dieſes Wiſſen genuͤgt hier zum dolus 12), Jene Eigen⸗ 
ſchaften eines Gegenſtandes haben aber ihrer Natur nach 
jenen Zweck uͤberall nicht, ſondern werden erſt durch be⸗ 
ſondere Umſtaͤnde für denfelben beftimmt, z. B. wenn der 
Gegenſtand einem Kaͤufer zur Pruͤfung vorgelegt wird. 
Bei ihnen kann demnach von einer Faͤlſchung und felbft 
von einer Entftellung dann erjt die Rede feyn, wenn folche 
Umftände hinzugetreten find. Wer z. B. Blei vergoldet, 
kann erft dann gefälfcht Haben, wenn er es Jemanden als 
Gold anbietet. — 


$. 6. 

Die Fälfehungen, melche die peinlihe Gerichtsord: 
nung mit Strafe bedroht hat, betreffen theild Urkunden, 
theils Graͤnzzeichen ?), alfo ebenfalls Erfennungsmerfmale 
der Wahrheit. Sie bezeichnet aber auch denjenigen als 
Faͤlſcher, der Ä 

„boͤßlicher vnnd geverlicher weiß, maß, wag, ge 

wicht felſchtꝰ 
und denjenigen, der in gleicher Weife 

„ſpecerey oder ander Fauffmanfchaftt felfcht. ” 

Es entftehen hiebei die Fragen: 
1) wird an Maafe und Gewicht oder vermittelft derſel⸗ 
ben auch dann eine Faͤlſchung begangen ; wenn fie Fein 
13) Dief. Archiv 3. 1847. ©. 249. 250. Bl. indeß oben $. 1. 
Not. 2. $.3. Not. 3. aber auch unten $. 8. Not. 1 


14) Ebendaf. ©. 251. 
1) P. G. O. 112. 114. 
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allgemein geltendes Merkmal ihrer Richtigkeit an ſich tra⸗ 
gen, oder kein ſolches ſcheinbar an ihnen hergeſtellt iſt? 

2) in wiefern kann auch an Waaren eine Faͤlſchung 
begangen werden? 

Ueber die Kälfhung an Maafe und Gewicht enthält 
das römifche Recht in L. 32. $. 1. D. adlegem Cor- 
neliam de falsis folgende Beftimmung: 

„Si venditor mensuras publice probatas vini, fru- 
menti, vel cujuslibet rei, aut emptor corruperit, 
dolove malo fraudem fecerit : quantı ea res est, 
ejus dupli condemnatur. decretoque divi Hadriani 
praeceptum est, in insulam eos relegari, qui pon- 
dera aut mensuras falsassent.” — 

Die erfte Strafdrohung, die poena dupli, geht wohl nur 
auf den Fall, wo von dem gefälfchten Maaße oder Ge: 
wichte fehon Gebrauch gemacht worden iſt. Spricht auch 
dee Ausdruck: corrumpere, nicht entfchieden dafür, fo 
_ zeigt es fich darin, daß fie eben nur auf den Verkäufer 
‘und den Käufer bezogen wird; . und nach der Faſſung 
des Fragmente Fann man nicht annehmen, daß fie durch 
eine befondere Pönalflage verfolgt worden. Denn die 
Worte: quanti ea res est, ejus dupli condemnatur, 
ergeben nicht mehr, als daß eine ſolche Condemnation ein: 
trete, wenn wegen der zugefügten Verlegung aus dem 
Kaufe geflagt werde. In diefem Sinne ift fie aber auch 
Feinesmweges auf den Kall befhränft, wo Maaße und Ges 
wicht ein Öffentliches Zeichen ihrer Richtigkeit an ſich tras 
gen, oder publice probatae find. Denn die gleiche 
Strafe trifft auch den Verfäufer , der den Käufer über das 
Maaß des Ihn verkauften Ackers Hintergangen hat: ein 
Sal, den Paulus unter denen der Litiscvefcens auf- 


1) 9. O. 112. 114. oo. 
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führt 2), und dem die Verurtheilung in duplum propter 
dolum des Depofitars an die Seite zu ftellen ift 7). Wenn 
biee alfo blo8 von publice probatae mensurae geredet 
wird, fo ſcheint dies eben mit Beziehung auf die fpäter 
angeführte Straffanction Hadrian’s gefchehen zu ſeyn, und 
zwar um den Ball zu bezeichnen, wo auch diefe, neben 
jener Privatftrafe, Anwendung erleidet. Und wenn dies 
die Abficht des Urheberd des Fragments war, fo brauchte 
er bei der Anführung der öffentlichen Strafe das „‚publiee 
probatae” nicht noch einmal zu wiederholen, auch wenn 
diefe Strafe auf mensurae und pondera publice pro- 
bata befchränft war. Bei Einer diefer Strafen muß aber 
eine folche Beſchraͤnkung ftattgefunden haben, und es 
waͤre Höchft unnatürlih, wenn diefe die Privatftrafe ges 
wefen ſeyn follte, und nicht die öffentlihe. Denn die 
Römer fannten ſchon feit Servius Tullius nach deffen Ans 
ordnung fefte Maaße und Gewicht, es waren Normals 
mufter davon auf dem Capitol und In anderen Tempeln 
niedergelegt , und die Aufficht über‘ deren Richtigkeit ſtand 
den Aedilen zu *), die auch die vorgefundenen mensurae 
iniquae, folche die dem Normalmufter nicht entfprachen, 
ohne gerade gefälfcht zu feyn, zerfchlugen )). Jene men- 
surae publice probatae werden demnach folche gewefen 
ſeyn, die ein Zeichen der Richtigkeit an ſich trugen, wel; 
ches von der Öffentlichen Aucterität ausgegangen war. 
Und wäre nun die Privatftrafe auf fie befchränft gemwefen, 
fo wäre in der That nicht einzufehen, wie man darauf 


2) Pauli R. 8. I. 19, 


3) L.1.6.1.2.4 L.18. D. depositi 16. 3. mit $. 17. 26. 
J. de action, 4.6. Bol. Zimmern Ram. R. G. Ill. $. 179. 
S. 54. 6. Sell Zahrb. II. S. 19— 2 


4) Birnbaum in dief. Archiv 3. 1839. ©, ff. Walter 
röm. Rechtsgeſch. 2te Aufl. $. 192. Bol. L.9. C. do sus- 
ceptor. 10. 70. 
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kommen fünnen, die öffentlihe Strafe uͤber fie hinzıs 
auszudehnen. Jene Beftimmungen gehen auf den Käls 
ſchenden felber. Es findet fih aber ebenfalls in L, 6, 

2. D. de extraordinarjis criminibus 48. 11. anges 
führt, dag Hadrian denjenigen „qui falsas mensuras 
habuit”, mit Relegation geftraft habe; und auch hier 
findet fich Feine Beichränfung auf publice probatae. Es 
dürfte aber der Ausdruck: falsas mensuras, dafür reden, 
daß hier ebenfalld nur publice probatae gemeint feyen; 
und ebenfalls redet dafür, daß fchon das bloße Haben ders 
felben beftraft wire. — Denn in der Regel tragen doch 
nur diefe ein allgemein gültiges Merkmal der Richtigkeit an 
ſich; und es findet ſich mwenigftens Feine Spur davon, daß 
es fonftige, nicht von einer Öffentlichen Auctorität ausge⸗ 
gangene Merfmale folher Art gegeben habe 5). ine 
weitere Stage ift die: ob es ebenfalls eine mit Öff:ntlichee 
Strafe bedrohete eigentlihe Faͤlſchung an Wangen im 
römifchen Rechte gebe 7). Daß unter pondus auch die 
Waage begriffen fen, laͤßt ſich dem Wortfinne nad) nicht 
annehmen , und daß zum Gebrauche des pondus auch 
die Waage gehört, würde nur dann dafür reden, wenn 
es bei der Gewichtsfälfehung auf den Gebrauch ankaͤme. 
Es giebt indep in Beziehung auf Waagen folgende Beſtim⸗ 


5) L. 13. $.8. D. locati 19. 2. 
6) Die es indeß allerdings geben fann, Pgl unten $.7. Not, 


7) Ueber die Sara an Waagen: Birnbaum a a. D. 
Sahrg. 1838. Nr. 19, 3,1839, Nr. 2; insbefontere auch in 
sechniicher Beziehung. Es ergiebt fich daraus, daß die Richs 
tigkeit der Waage in der That für die Richtigkeit des Wägens 
dieſelbe Bedeutung hat, wie die Richtigkeit des Gewichts, und 
daß in ſofern jene oder diefes unrichtig iſt, das Wägen. auch 
unrichtig ausfallen muß, daß aber, wenn beide unrichtig find, 
das Wägen noch nicht unbedingt unrichtig ausfallen muß, weil 
das, was die Unrichtigkeit des einen Snftruments mindert, 
durch die Unrichtigfeit des andern wieder ausgeglichen werden 
tann. pl. daf. Zahrg. 1839. S 56. ©. 75 ff. 


und an. Waaren. 245 


mung in L.6. $. 1. D. eod. verb.: „Onerant an- 
nonam etiam stäterae adullerinae, de quibus D. Tra- 
janus edictum proposuit, quo edicto poenam legis 
Corneliae in eos statuit, perinde ac si lege testamen- 
taria, quod testamentum falsum scripsisset, signas- 
set, recitasset, damnatus esset.” — Hier ift nicht von’ 
staterae falsae oder iniquae die Rede, fondern von adul- 
terinae, und alfo dem Ausdrucke nach weder eine Hindeu⸗ 
tung auf Faͤlſchung noch auf Mißverhältnig zu einem Nor⸗ 
malmufter vorhanden. Auch geht die Sanction nicht auf 
das Herrichten oder Haben folder staterae, fondern viel: 
mehr auf das onerare annonam, den Betrug der Steuer: 
beamten gegen diejenigen, welche Abgaben in Naturalien 
zu geben hatten 9). ft nun nach römifchem Rechte das 
Verbrechen der Faͤlſchung an Maafe und Gewicht auf 
mensurae et pondera publice probatae zu befchränfen, 
fo hat fie denfelben Charakter, wie die Münzfälfehung. 
Sie muß ſowohl durch Veränderung Achter als durch Herz 
ftellung unächter Maaße und Gerichte gefchehen,, und. 
zwar im legtern Falle felbft dann, wenn fie ihrem Gehalte 
oder ihrer Schwere nach richtig find. Denn auch mer uns 
befugtee Weife dem Gehalte nach aute Münze verfertigt, 
faͤlſcht, weil er etwas als gefegliches Zahlungsmittel darftellt, _ 
was fein folches ift )). Und der Unterfchied zwifchen Zah: 
(ungsmittel und bloßem Werthmeffen ift hier von Feiner 
rechtlichen Bedeutung. Als vollendet muß diefe Faͤlſchung 
betrachtet werden, ſobald der gefälfchte Gegenftand zum 
Gebrauche bereit gehalten worden, indem er dann au 
für Andere ins Dafeyn getreten ift. 


— 


8) Birnbaum in d.KAch. Jahrg. 1839. ©. 80. 
9) ©. dief. Archiv 3.1847. ©. 251. 


Archiv d. Er. N. 1818. II. ©r. R 
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$. 7. 

Die in Rede frehende Steafbeftimmung der peinlichen 
Gerichtsordnung aber in gleiher Weife zu befchränfen, 
wird ſich nicht rechtfertigen laffen. Zwar ift es möglich, 
‚daß fie mensurae et pondera publice probatae in dem 
angegebenen Sinne vorausgefegt hat. Allein wenn auch 
die desfallfigen Einrichtungen der Römer fich in den che: 
maligen römifchen Provinzen auch unter den germanifchen 
Herrſchern ſich in gewiſſer Beziehung erhielten ), und 
heutzutage in den deutfchen Ländern durchgängig die Ein- 
richtung befteht, daß die Richtigkeit von Maaße und Ge: 
wicht durch Öffentlich dazu angeftellte Perfonen conftatirt 
und diefelbe durch Zeichen oder Stempel an den Inſtru⸗ 
menten felber bezeugt wird (das f. g. Eichen) 2); fo kann 
man deshalb doch noch nicht annehmen, daß die peinliche 
Gerihtsordnung eine folhe Einrichtung als überall be: 
ftehend vorausgefegt habe. Es bliebe indeg noch die Mög: 
licpfeit offen, Daß fie wenigſtens vorausgefegt hätte, daß 
irgend ein fonftiges Zeichen der Richtigfeit oder eine gewiſſe 
Eigenſchaft fih an jenen Inſtrumenten finde, welches im 
Verkehre duch Gewohnheit allgemeine Anerfennung er: 
langt habe, 3. B. die Zeichen einer geriffen Kabrif. Und 
die Unterftellung dieſer Vorausſetzung läßt ſich in der That 
ſchon deshalb vertheidigen, weil ohne fie der Begriff von 
Maape oder Gewicht gar nicht gegeben erfcheint; und ohne 
fie die Strafbeftimmung jede durch Meſſen oder Waͤgen 
verübte betrügliche Handlung treffen würde, dies aber nicht 
als die Abficht des Geſetzes angefehen werden Fann. Zwar 
wird hier nicht allein die Faͤlſchung von Waagen, fondern 


1) Nämlih in Beziehung auf az aturalabgaben: Birnbaum 
in d. Arch. Sahrg. 1839. S. 67 — 89. ' 


2) Bol. v. Berg Handb. d. ee ar Uelrchte I. * 312 ff. 
Birnbaum a. a. O. ©. 64 63 f: S. 73. S. 7 
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auch die Faͤlſchung von Waaren, eben fo wie in Alteren 
deutichen Rechten ®), mit der Faͤlſchung un Gewicht in 
Parallele geftellt %, Kerner fellt nach älteren deutichen 
Rechten ſich das Vergehen als ein polizellihes dat. Denn 
obgleih die Gerichtsbarkeit in folchen Sachen °) eine 
Strafgerichtsbarfeit zu Haut und Haar ift 6), und die 
Strafe Rechtlofigkeit nach fich zieht 7), fo erfcheint jene 
Gerichtsbarkeit doch als eine folhe, vermöge mwelcher die 
Gemeindevorfteher, in deren Hand fie liegt, die Gemeinde 
polizei handhaben, indem fie ſich namentlich auch auf den 
Verfauf erſtreckt; fofern derfelbe wider die der Gemeinde 
gewillkuͤhrte Marktordnung verftögt ®), So weit indeß 
die Straffanction der peinlichen Gerichtsordnung reicht, fällt . 
der Charakter eines bloßen Polizeivergehens hinweg; und die 
Behandlung der That als peinliched Verbrechen redet das 
für, daß die peinliche Gerichtsordnung nicht jedes betruͤg⸗ 
liche Zumeflen oder Zumägen als Faͤlſchung betrachtet Habe, 
Zwar ift ihre Strafbeftimmung für die in dem gedachten 
Artikel enthaltenen Faͤlſchungen hoͤchſt verfchiedenartig. 
Sie befteht nach der, indeß nicht weiter beftimmten, Ver⸗ 
fehiedenartigkeit der Sälle im Aushauen mit Ruthen, Ift 
alfo eine Strafe zu Haut; oder In Landesvermeifung, iſt alfo 


3) Birnbaum, a. a. D. ©. 82 ff., auch) Sächf. Wrichbild, bei 
Ludovici 19, bei v. Thüngen 21. 
4) P. G. O. Art. 113. 


5) ... „over unrechte mate unde unrechte tage, over valſchen 
top, of man's overvündich wird“ (Sächſ. edr. IL 13.); „über 
allerhande Wondell maze unnd unrechte Waage, und unrechte 
ſchepheln, unnd über allerhande falfche ſpeyſekauff. Wer brot 
zu cleins becket“ u. ſ. w. (GSächſ. Weichbild a. a. O.) 


6, Sächſ. Ldr. a. a. D. u. Weichb. a. a. D. 
7) Sächf. Weichb. bei Ludovici a. a. O. dgl. mit Sächſ. edr. L. 
38. 8. 1. 


BI „... yr (der Bürgermeifter oder der Stadt) Für bemete 
gebrechen ift”.. .: Sächſ. Weichb. a. a. en 2 
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der in Relegation beftchenden roͤmiſchen Strafe der Faͤl⸗ 
ſchung ähnlich, fie Fann aber bei groben Wicderhotungen 
felbft zur Todesftrafe fteigen %. Der Höchfte Grad der 
Etrafe ſcheint indeg nur. auf den Sell zu gehen, wo die 
Faͤlſchung mit Gefahr für Leben oder Geſundheit Anderer 
verbunden ift, tie das namentlich bei der Faͤlſchung von 
Waaren vermittelt ſchaͤdlicher Etoffe der Fall ſeyn Fann 9), 
Aber aucd das Aushauen mit Ruthen und die Landesver⸗ 
weifung ſtellen ſich als Strafen dar, die das Strafmaaß 
einer gewöhnlichen betrügerijben Handlung überfteigen, 
und überdies fpricht auch der Ausdruck: „Faͤlſchen“ da⸗ 
‚gegen, den Artifel auf Jede derartige Handlung zu begiehen. 
Denn wer, 3. B. der Verfäufer von Waaren, ftatt des 
üblichen Pfundgemwichtes fich eines Steines bedient, dem er 
die Schwere eines Pfundes zufchreibt, der wird zwar, 
wenn ihm diefe Schwere fehlt, den Käufer dadurch be: 
trugen; wenn diefer namlich, in der Meinung die richtige 
Quantität zu erhalten, den ihm damit zugewogenen Ge: 
genftand ald folden annimmt. Allein eine Entftellung 
eines Erfenntnigmerfmals der Wahrheit liegt hier uͤberall 
nicht vor. Denn eine Entftellung fest voraus, daß fie 
eine Nöthigung für einen Andern mit fich führe, ihe uns 





— — — 


9) P. G. O. Art. 113. 


10) Val. Martin Lehrb. d. Crim. R. 8.195. Feuerbach 
Lehrb. d. C. R. $. 416. und Mittermaier in der Rote dazu. 
Golcher Ars find auch die Straffauctionen gegen Veriegen des 
Weins mit Schwefel, KalE oder anderen ſchaͤdlichen Subſtan⸗ 
zen (Kai'erl. Mandat d. d. Lindau 1497. 8.27. R. A. v. 1498 
8. 50. v. 1500. Zir. 34. R. P. D. v. 1548. Tir 16.), und 
anderer Art die gegen das Werfegen des Weins mit Wafler, 
um die Unterſchlagung zuvirbergen, von Eeiten der Iransportis 
renden Ech.ffer und Fuhrleute (R P.D. v.1548. Fit. 16. v. 1397 
zit. 16.) Solche Handlungen werden indeß in dieſen Geicken 
Feinesiweges Fälfchungen genannt, fondern nur von den Grimir 
naliften dahın gezogen, 5.28 von Feuerbach Lehrb. $. 415. 
Neuere Geſetze betrafen fie glich Körperverlegung oder Kergif⸗ 

-2ang: Preuß. dr. 8 1443. Bair. Strafgeſetzb. 8.265. Nr. 1. 
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aͤchtes Product ald ein Achte zu betrachten. Diefe Vor: 
ausfegung iſt bei einem folchen Öegenftande gegeben, wel⸗ 
ches allgemein für cin Erfinntnigmerfmal gehalten wird, 
und in fofern objectiv ein folches ift, und nicht bei dems 
jenigen, den der Einzelne fich dafür gefallen läßt. Jusbe⸗ 
fondere kann die bloße Erklärung einer Perfon über Die 
Richtigkeit eines Umftandes, abgefehen von gerichtlichen 
Zeugenausfagen und Beeidigungen, nicht als cin folches 
gelten, fo daß eine Faͤlſchung einer ſolchen Erklaͤrung 
rechtlich mögtih wäre. Zwar ift in dem angegebenen 
Falle an die Stelle eines Erkenntnißmerkmals der Wahrs _ 
heit ein anderer Gegenftand fubftituirt. Allein dies ift mit ' 
beiderieitigece Einwilligung gefchehen, und daß diefe durch 
eine von dem einen Theile wider den andern hervargerufene - 
Taäuſchung herbeigeführt ift, hat dem Begenftande, auf 
den der Irrthum des Getäufchten fich bezieht, den Unfchein 
eines Erkenntnißmerkmals nicht gegeben, Vielmehr bes 
ftand darüber, daß cr ein ſolches nicht war, aber die 
Stelle eines ſolchen deflen ungeachtet vertreten folle, überall 
keine Taͤuſchung und fein Irrthum. 


8. 8. 

Es kann aber, wenn nicht Zeichen Öffentlicher Auctos 
ritaͤt, oder durch die Gewohnheit ihnen -gleichgeftellte Zei⸗ 
hen, fondern die Eigenfchaft der Gefäße oder Inſtrumente 
felber — fo der Stoff woraus fie verfertigt find, oder die 
Seftalt, welche ihnen gegeben ift — als Erkenntnißmerk⸗ 
male ihrer Richtigkeit gelten, im einzelnen Salle fchwierig 
ſeyn, die Graͤnzen zwiſchen Faͤlſchung und Betrug zu fins 
den. Es verfteht fich zunächft von felber, Daß dann ver: 
mittefft eines feiner Größe oder feinem Gewichte nach rich: 
tim Maaßes oder Gewichts , eine Faͤlſchung eben fo 
wenig als ein Betrug begangen werben Fann. Es fommt 
dann ferner alles Darauf an: mann Durch Verfertiguug, 
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Seftaltung, Verringerung, oder etwa erft durch Gebrauch, 
eined folchen Gegenftandes cine Darftellung feiner 
Richtigfeit gegeben if. Denn ift Dies gefhehen, fo 
ftehen jene Eigenſchaften jenen Zeichen gleih, und es fann 
hinfichtlih ihrer auch eine Faͤlſchung begangen werden. 
Eine ſolche Darftellung fann nun dann noch nicht ale ges 
geben betrachtet werden, wenn die Beftimmung eines fol- 
hen Gegenftandes zum Zumägen oder Zumeflen überhaupt 
Anderen gegenüber Fenntli gemacht ift, indem er zum 
Gebrauch dazu bereit gehalten wird. Denn ein folcher 
Gebrauch an und für fich felber wäre ja, abgefehen von 
pofitiven Verboten, ein durchaus rechtmäfiger; fobald 
nur Andere nicht zu dem Irrthume verleitet würden, daß _ 
«fie durch jenen Gebrauch eine größere Quantität zugemeſ⸗ 
fen oder zugewogen erhielten, oder eine geringere Quanti⸗ 
tät weggäben, als in der That der Kal if. Sie Fann 
alfo erft Dann vplfendet feyn, wenn, nachdem das Zumeſ⸗ 
fen oder Zumägen einer größeren Quantität verfprochen oder 
angeboten ift, daflelbe mit jenem eine Pleinere Quantität 
erbringenden Maaße oder Gewichte angeboten wird, oder 
wenn umgefehrt derjenige, dem eine geringere Quantität 
verfprochen ift, das Zumeffen oder Zumägen mit den eine 
größere Auantität ergebenden Inſtrumenten bewerfftelligen 
will, — Die peinliche Gerichtsordnung fordert nun au 
in der That den wirklichen Gebrauch , verb. „welcher 
bößlicher und geverlicher weiß, maß, wag, gewicht . . . 
felfcht, und die für gerecht gebraucht”. Ganz daffelbe 


1) Art. 118. Bei der Urkundenfälfchung genügt dahingegen das 
Machen: Art. 113. Eben fo fordern auch neuere Strafgeſetze 
den Gebrauch (Pair. Errafgefepb. $. 253. Nr, 4, Bad. Straf⸗ 
edit 49, Bad. Strafgefepb. K. 441. Zranzdf, Art. 423, 
[hiernach ift diefe Zälfchung indeß nur delit], belegen aber 
dann zumellen auch das blofe Haben in den zum Meflen oder 
Wägen beftimmten Localitäten: Franzöſ. Str. G. B. Art. 423; 
vgl. Birnbaum im Arch. Jahrg. 1839. ©. 57 — 65.), oder 
fowohl dieſes als den Gebrauch (Preuß. Maaß⸗u. Gewichts⸗ 
ordnung 9, 16. Mat 1816. $. 12.) mit Polizeiftrafe 
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muß auch gelten, wenn eine Waare in gemeflenen oder ge: 
wogenen Quantitäten zum Kaufe ausgeboten wird. Soll 
3. B. nach der Bäckertare einer Stadt eine Semmel, die 
einen Kreuzer koſtet, vier Loth wiegen, und badt ein 
Bäder Semmeln, die folhen gleichen , zu drei und ein 
bald Loth 2), fo fann, wenn nicht ein Verbot gegen das 
Baden folher Semmeln befteht,, das Ausbieten und Ver: 
Eaufen derfelben an und für fich felber nicht unrechtmäßig, 
und eine Faͤlſchung erft dann begangen feyn, wenn diefe- 
Semmeln ald Kreuger-Semmeln von vier Loth Gerwicht aus: 
geboten werden find. In diefen allen nimmt die Faͤl⸗ 
ſchung in ihrer Vollendung zugleich eine gefahrdende Richz 
tung gegen das Vermögen einer Perfon dann an, wenn 
jenes Anerbieten einer beftimmten Perfon gefchah , und 
begründet dann gegen diefe zugleich den Verſuch zum’ 
Betruge. 


§. 9. 


Eine Faͤlſchung von Waaren ſelbſt kann demnach in 
dem Ausbieten einer falſch gemeſſenen oder falſch gewogenen 
Waare begangen werden. In dieſem Falle iſt fie nur eine 
Art der Faͤlſchung von Maaße oder Gewicht. Es kann 
aber auch einer Waare eine andere Dualität beigelegt 
werden, als die, welche fie wirklich hat, fey es nun, 
daß derjenige, welcher ihr die mangelnde Qualität ans 
dichter „ ihr diefelbe entzogen habe oder nit, Die 
oben aufgervorfene zweite Frage: ob in eingm folchen Salle 
eine Faͤlſchung begangen werde?” ift unter denfelben Ge⸗ 
fihtspunft zu ftellen, wie das Ausbieten einer falfch ges 
meffenen Waare, wenn nicht etwa eine Entftellung von 


2) Ein ähnlicher Fall ift der, wenn Tuch zu fehr geftredt wird, 
fo daß es beim machherigen Gebrauche einläuft, wogegen der 
R. A. zu Freiburg von 1498 die Beltimmung crlaffen bat, 
dag Tuch vor dem Verkauf genetzt und gefchoren werden fol. 
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Merkmalen vorgenommen wird, die ihrer Natur nacb dazu 
beftimmt find, die Aechtheit oder Qualität einer Waare 
zu Dezeugen oder nur als foldhe Zeugnifle für diefe Mos 
mente von Bedeutung find, mie 3. DB. Fabrikzeichen 2). 
In dieſem Falle ift die Faͤlſchung vollendet, ſobald die 
Entſtellung durch Bereithalten für den Abſatz für Andere 
ind Daſeyn getreten ift Y. Kür die übrigen Fälle ift zus 
nächft zu erinnern, daß das bloße Andichten einer mans 
gelnden Qualität durch Worte eben fo wenig eine Faͤlſchung 
begruͤnden ann, als das bloße Erlügen einer gewiffen Quan⸗ 
tität; fondern daß diefelbe immer vorausfegt, daß ein 
Gegenftand, der zur eignen Prüfung Anderer beftimmt 
ift, eine entftellende Veränderung erlitten hat. Demnach 
Fann von einer Waarenfälfchung nur die Rede ſeyn, wenn 
der Waare eine Geftalt gegeben, oder ihr eine Subſtanz 
beigemifcht worden, wodurch fie aufhört ald dasjenige zu 
erfcheinen oder dasjenige zu ſeyn, wofuͤr fie ausgegeben 
wird, z. B. wenn Dlei übergoldet, oder Mehl mit Kalk 
oder Erde vermifcht wird. Daß diefe Handlung an und 
für fich felber an eignen Gegenftänden erlaubt find, und 
dag felbft das Ausbieten des fo entftellten oder veränderten 
Gegenſtandes an Andere ohne Verbergung der Entftellung 
oder Veränderung, wenn nicht pofitive Verbote entgegens 
ftehen ®), erlaubt ift, leidet Feinen Zweifel. Die Hand; 
lung Fann alfo erft Dann unerfaubt werden, wenn eine 


— 


1) Vgl. Bad. Strafgeſetzbuch $-. 444. 


2) Wann dies gefchehen, hängt freifih von Umfländen ab. 
Wer nicht Handel als Gewerbe mit der fraglichen Waare treibr, 
wird nur durch ausdrüdliches Anbieten die Fälfhung vollenden 
fünnen, ohne daß daffelbe aber grade einer beftininiten Perfen 
zu gefchehen braucht. So würde 3. B. das Ausbieten in üffents 
lihen Blättern genügen. Der Handeltreibende vollendet fie aber 
Ihon dann, wenn er die Waare In die Localität bringt, wo cr 
fie umzufegen pflegt. _ 


3) Rol. eben 8.7. Not, 7. 
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fothe, nur in Verbindung mit dem Ausbieten denfbare, 
Verbergung vorgenommen, 3. B. das übergoldete Blei als 
reines God, das verfegte Mehl ale reines Mehl 
ausgeboten wird; nicht aber ſchon durch ein bloßes Feil⸗ 
halten des Gegenftandes an und für fich felber. Es muß 
die entftellte Waare Anderen gegenüber als eine unentſtellte 
dargeftellt feyn, wenn diefe Handlung derjenigen Ent: 
ftelung gleich ftehen fol, welche an darftellenden Zeichen 
begangen wird. Der falſche Speifefauf, deflen das Saͤch⸗ 
ſiſche Weichbild gedenft, und worunter wohl nichts anderes 
zu verftehen ift, ald die Verfegung von Lebensmitteln mit 
fremdartigen Subftanzen zum Zwecke des Verkaufes, kann 
erft dann eine Kälfchung begründen, wenn die Nahrungss 
mittel als unverfälfchte ausgeboten ſind. &efchieht dies 
dann einer beftimmten Perfon gegenüber um den Preis 
unverfälfchter Gegenftände, fo ift zugleich ein Verſuch zum 
Detruge vorhanden. 

Uebrigens kann aber in dem Feilhalten einer falſch 
gemeſſenen oder verfälfchten Waare ein folched Ausbieten 
ftillfepmeigend liegen. Dies würde dann der Kalt feyn, 
wenn ed fih von felber verftände, daß nach ſolchem fal;: 
fhen Maaße oder in folchem verfälfchten Zuftande fich. 
überall Feine Abnehmer für die Waare finden würden *), 
eder doch niemand annchmen Fünnte, daß fie nach folchem 
Maaße oder in ſolchem Zuftande feilgeboten werde °) In 
diefem Kalle würde denn freilich mit dem Keilhalten die 
Entſtellung und FZälfehung vollendet feyn. Wenn nun 
die peinliche Gerichtdordnung im Art. 113. denjenigen mir 
Strafe bedropt, der „boͤßlicher und geverlicher weiß . . » 


4) Mehl mir Kalk oder Erde vermifcht wird niemand wiſſent⸗ 
lich Eaufen. 


5) Es wird fich niemand darauf einlaffen, nach einem gar nicht 
gangbaren Maaße oder Gewichte zu Enufen, weit er nicht weiß, 
wie viel er bekemmt. 
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fpecercy oder ander kauffmannſchafft felſcht, und die für 
gerecht... . aufgibt”; fo kann man unter dem Ausgeben 
nur jened Darftellen der Waare als einer Achten, nicht 
aber etwa das Uebergeben der Waare felber verftehen. 


§. 10. 


Die Faͤlſchung von Gewicht und Waaren hat indep 
eine fpeciellere Richtung , als die Faͤlſchung überhaupt; 
und, abgefehen von befonderen Einrichtungen, die ihrem 
Gegenftante einen andern Charakter verleihen *), auch 
einen andern Gegenftand als das Verbrechen der Fälfchung. 
Während legteres gegen die Sicherheit des Rechtszuftandes 
gerichtet ift, geht fie gegen die Sicherheit des Handelsverkehrs. 
Sie wird, wenn man die Refultate der bisherigen Ausfühs 
rung zufammenfaft, begangen an den Erfenntnigmerfmalen 
der Quantität oder der Qualität einer Waare, und zwar 
bald an den Erfenntnigmerfmalen der zur Keftftellung die: 
fer Momente beftimmten Inſtrumente, bald an denen der 
Waare felber. Sie erfordert eine Entftellung derfelben, 
die, wie jede Kälfchung, beabfichtigt feyn muß %). Im 
erſtern Kalle fann fie begangen werden an denjenigen Merk⸗ 

malen, die ihree Natur nach dazu beftimmt find, die Rich 
- tigfeit der Inſtrumente zu bezeugen, oder nur als folche 
Zeugnifle eine Bedeutung für deren Richtigkeit Haben, und 
dann ift die Faͤlſchung vollendet, fobald die Entftellung 
durch bloßes Bereithalten derfelben zu ihrem Gebrauche für 
Andere ind Dafeyn getreten ift ?). Sie kann aber auch 
begangen werden an den Eigenfchaften der Inſtrumente, 
welche zugleih als Erfenntnigmerfmale ihrer Richtigkeit 
dienen, und dann ift die Fälfchung vollendet, wenn die 


1) gl. unten 8. 12. 
2) Vgl. Feuerbach Lehrb. 8. 413. 
.3) Bgl. oben d. 6a. €. 
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Inſtrumente als richtige ausdruͤcklich oder ſtill ſchweigend 
Anderen gegenüber dargeſtellt worden ſind 2). Die Ges 
ſetze des gemeinen Strafrechts reden nur von ſolchen In⸗ 
ſtrumenten, welche zur Beſtimmung der Quantitaͤt die⸗ 
nen *). Was von dieſen gilt, muß indeß auch von ſolchen 
gelten, die zur Beſtimmung der Qualitaͤt dienen, z. B. 
von Gradmeſſern zur Beſtimmung der Staͤrke geiſtiger 
Fluͤſſigkeiten. Im zweiten Falle, bei Faoͤlſchung der 
Waare felber, gelten diefelben Unterfcheidungen. ind 
Merkmale entftellt , die für die Aechtheit und Qualität der 
Waare feine andere Bedeutung haben, als die, fie zu bes 
zeugen-, fo ift die Faͤlſchung vollendet, fobald die Entftels 
lung dur Beibehalten der Waare mit den entftellten 
Merkmalen für Andere ins Daſeyn getreten iſt; wird das 
hingegen die Entftellung in den igenfchaften der Waare 
felber vorgenommen, fo bedarf e8 noch einer ausdruͤck⸗ 
lichen oder ftillfchtweigenden Darftellung der Waare ale 
einer unentftellten Anderen gegenuͤber 9). 


§. 11. 


Der Begriff des Handelsverfehrs Fann hier nun freis 
lich auf die vigentlihen Faufmännifchen Handelsgefchäfte 
nicht befehränft werden, die in dem Umfage mit Woaren 
zum Zwecke der Wiederveräußerung und zur Erlangung 
eines Gewinnes beftehen und dem Gebiete der Speculation 
angehören. Denn er unterfcheidet ſich nur durch feine ges 
werbliche Bedeutung von dem Handelsverfehre überhaupt, 
der auch denjenigen Umfag mit Waaren befaßt, der zum 
Zwecke der Befriedigung der eignen Bedürfniffe ded Ans 
fehaffenden oder zur Verwerthung der Arbeit des Ders 





4) Bol. oben $. 8, 
> 5) Bal. oben $. 6, 7. 
6) Baol. oben §. 9. 
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aͤußernden geſchieht. Der Umfag, den der Krämer, der 
Gaſtwirth, der Handwerker, mit den Gegenftänden der 
menfchlichen Beduͤrfniſſe macht, gehört ebenfalls zum Hans 
delsverfehr in diefem Sinne Kine vollftändige Sicherheit 
diefes Verfchrs in der Art, daß Keiner den Andern übers 
vortheilen koͤnnte, wuͤrde indeß dieſem Verkehre diejenige 
Bedeutung rauben, die er nun einmal erlangt hat, und 
ihn feinem Weſen nach aufheben. Diefes Wefen befteht 
eben in dem Gewinne, durch die Benugung der zufälligen 
Nothmendigfeit fich einen gewillen Werth als Preis der 
Waare vorſchreiben zu laffen, in welcher fich Andere befins 
den. Bei dieſem Gewerbe fann Das Uebervortheilen, d. h. 
das Gewinnmachen durch das Abnöthigen einer Einwilli⸗ 
gung eined Mitpacifcenten, die für diefen mit einer Auf⸗ 
opferung von Vermögen verbunden ift, an und für ſich 
ſchon deshalb nicht mit Steafe belegt werden I), weil ſich 
fein für alle unter allen Umftänden gleicher Werth) der 
Waare feftftellen läßt. — Kür denjenigen, der eine 
Waare hat, und fie nicht zur Befriedigung eigner Bedürf: 
niffe gebraucht, Hat fie, abfolut genommen, gar feinen 
Werth. Sie befommt einen ſolchen erft dadurch, daß er 
für fie von Anderen einen Werth) erlangen kann; und zwar 
denjenigen, den dieſe ihr beilegen,, weil derjenige, welcher 
ihrer zur Befriedigung eines Bedürfniffes bedarf, einen 
folchen Werth für fie zu geben bereit if. Es braucht aber 
niemand in Anfehung der Beftimmung vdiefes Wertheg, 
von pofitiven Vorfchriften abgefeben, fo lange er in dem 
freien Gebiete des Handelsverfehrs ſich befindet, fich frem⸗ 
dem Urtheile zu unterwerfen. Jeder Veräußerer darf ihn 
fo hoch anfchlagen als er will, und feinen Kunden von der 


I) Licet eircumvenire; L. 16. $. 4. D. de minor. 4. 4. 
N. Archiv d Crim. R. I, ©. 155. 212. Anmerkungen zum 
Baier. Etrafgrfegbuh Art 259. 260. 
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Richtigkeit des Anſchlages zu Überzeugen ſuchen, und es 
ſteht ihm dabei vollkommen frei, dieſe Ueberzengung durch 
eine ſolche Beurtheilung der Waare, die er ſelber fuͤr un⸗ 
richtig haͤlt, und deren Mittheilung zu bewirken. — Die 
Graͤnze zwiichen falſcher Beurtheilung und Faͤlſchung wird 
aber nicht ſelten ſchwer zu finden ſeyn *). Es iſt dies dann 
der Fall, wenn die Falſchheit einer ſolchen Beurtheilung 
und der Anpreiſung der Waare ſich blos in dem Erluͤgen 
eines mangelnden Grades von Brauchbarkeit gruͤndet, der 
entweder durch Abnutzung oder durch blos ſchwaͤchende Zu⸗ 
ſaͤtze entſtanden iſt. Wer z. B. getragenen Kleidern das 
Anſehen von neuen giebt, oder Milch durch Waſſer ver⸗ 
duͤnnt, und ſie als neue Kleider oder unverſetzte Milch zum 
Verkaufe ausbietet: faͤlſcht der, oder ſucht er blos durch 
Anpreifen die Käufer von der Richtigkeit feines uͤbermaͤßi⸗ 
gen Werthanfchlages zu überzeugen? Gewiß liegt hier der 
Thatbeftand der Faͤlſchung vor. Allein fein Refultat ift 

immer nur cine Uebervortheilung, und erfcheint fonach 
nicht als cin ftrafbares, fo lange nicht wirklich erfolgte 
Taͤuſchung und Vermögendverfegung damit concurrirt; ers 
langt alfo von diefem Gefichtspunfte aus erſt den Charak⸗ 
ter eined Verbrechens durch das Hinzutreten der Erforders 
niffe Des Betrugs. Und diefer Gefichtspunft ift den ges 
meinen Anſichten des Handelsverkehrs gewiß entiprechend. 
Mer wird Heutzutage den anflagen, der die getragenen 
und aufgepugten Kleider, die verdünnte Milch, als neue 


— — — — — — — — 


2) Die mangelnde Beſtimmtheit der Gränze zwiſchen ſtrafbarem 
Betrug und ſtrafloſer Uebervortheilung ( Mittermaier zu 
Feuerbach 8. 411. Not. 4.) gründet fich eigentlich nur in der 
Unbeſtimmtheit der Gränze zwifchen bloßer Uebervertheilung und 
Verletzung Denn wo letztere durch Täuſchung herbeigefuhrt iſt, 
Ta iſt auch ſtrafbarer Retrug Val. oben $.2. — Anders 
verhält es ſich mit der Gränze zwiſchen ftrafba er und ſtraf⸗ 
loſer Zälihung an dem Gegenſtande des Handelsverfehrs, der 
Waare. 
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Kleider oder als reine Milch blos ausgeboten hat ?). Bes 
ſteht einmal der Handelsverfehr im Gewinne durch Ueber: 
vortheilung, fo ift das nur Lüge, die den Boden des Ges 
ſchaͤfts befeuchtet wie der Dünger den Ader. Was das 
dureh gewonnen wird, ift Geſchaͤftsvortheii. Man wird 
daher mit den Anfichten des gemeinen Lebens fehr oft in 
Widerftreit treten, wenn man alle Kalle des Handelsvers 
Lehre, die die Merkmale der Kälfchung von Waaren an 
fih tragen, den Sälfchungen an Beweigmitteln oder öffents 
- licher Beglaubigungszeichen gleich ftrafen wollte. 


§. 12. 


Die Strafbarfeit der Faͤlſchung im Handelsverkehr 
ſtellt fih aber auch unabhängig von jenen Anfichten und 
nah der Natur des Verbrechens theils als eine erft Durch 
befondere Einrichtungen vermittchte, theils als eine aus⸗ 
nahmsweife Dar, wenn man den Begriff des Verbrechens 
in einer Berlegung der Eicherheit des allgemeinen Rechtszu⸗ 
ſtandes findet. Diefer Begriff nämlich, der dem Verbre⸗ 
en feinen unterfcheidenden Charakter anderen Verbrechen 
gegenüber verleiht, die durch Entftellung von Wahrheiten, 
oder Merkmalen derfeiben, begangen werden), ſchließt die 
Verlegung der Sicherheit folcher Zuftände, die nicht uns 
mittelbar unter den oͤffentlichen Rechtsſchutz geftellt find, 
von dem Verbrechen der Faͤlſchung aus. Eben fo wie von 
dem Betruge überhaupt der ein Privatrecht verletzende ftrafs 


3) Bol. auch Efher a. a. O. E.314. 315. 


1) Hält man ihn nicht feft, fo kann man allerdingd mit Eſcher 
a. a. D. ©. 227. dahin kommen, zu fagen, daß der Betrug als 
formelles Verbrechen (worunter die Fälſchung begriffen wird) 
in der umfaflendften Bedeutung betrachter alle Arten von Rechtes 
verlegungen begreife, 3. DB. Meuchelmord, Giftmord, Ehebruch, 
Bermögensbeeinträchtigung, Hechverrath, Menfchenraub, u ſ. w., 
weil alle dieſe Rechtsverletzungen am häufigften durch Lift und 
Täuſchung vollbradht würden. — Zu ähnlichem Reſultate wird 
man kommen, wenn man die Kälfchung als Verletzung eines 
Rechts auf Wahrheit betrachtet. 
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bare Betrug zu unterfcheiden iſt ?), fo ift auch nicht jede 
Faͤlſchung ſchon Verbrechen, fondern nur diejenige, Die 
den allgemeinen Kechtszuftand gefährdet. Die durch jenen 
Degriff gegebene Gränze des Verbrechens der Faͤlſchung ik 
in nachfolgender Art zu beſtimmen. Es wird der allges 
meine Rechtszuſtand begründet durch diejenigen Normen, 


welche durch die Juftigpflege zu verwirklichen find; die im ' 


ihrer Richtung auf die Verwirklichung diefer Normen in 
Beziehung auf die Gefammtheit der Kechtsgenofs 
fen ein Öffentliches Verhältnig zu ihrem Gegenftande hat, 
wenn auch bei Ausführung diefer Verwirklichung ihr Ges 
genftand ein Privatverhältnig ift 2).  Dasjenige, was 
Gegenftand der Juſtizpflege in ihrer Richtung auf die Ges 
fammtheit ift, muß demnach ale die Subftanz des allges 
meinen Rechtszuftandes betrachtet werden; und dies ift 
das Dafeyn derjenigen Berhältniffe, welche durch die 
von der Juſtizpflege zu vermirklichenden Normen begründet 
und gefchügt find, in der Gefammtheit der Rechtögenoffen. 
Das Dafeyn derjenigen Berhältniffe, die der Einzelne in 
feinem eignen Intereſſe durch gerichtlihen Angriff und 
gerichtliche Vertheidigung geltend machen und fchügen kann, 
gehört ſchon ganz von felber dahin, ohne daß es der 
Sanction einer Öffentlichen Strafe auf den Fall ihrer Vers 
legung bedarf; und dahin gehören auch diejenigen, in Ans 
fehung welcher eine gerichtlihe Vertheidigung nur gegen 
Anflagen auf öffentlihe Strafe denkbar ift, mie Leben, 
felbft Sefundheit, fofern e8 fich um verftummelnde Stras 
fen handelt , und perfbnliche Freiheit. Die Sicherheit 
ihres Dafeyns hängt von der Integrität der Beweismittel 


2) Bol. oben $.2 a. €. 

3) Es mag fih nun um das Dafeyn eines Privatrechts im Civil⸗ 
prozeffe oder um das Verwirktſeyn eines ſolchen im Strafprozeſſe 
Handeln : vgl. m. Eröiter. zu Lind e's Lehrb. des Proz. ©. 108. 


\ 
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ab, und deren Aufhebung ift daher als die normale Be⸗ 
gehungsart des Verbrechens der Faͤlſchung zu betrachten. 
Die Sicherheit des Dafeyns anderer Verhältniffe kann, in 
fofern fie Gegenſtand obrigkeitlicher Thätigkeit ift, nur 
dem Gebiete der Polizei angehören. Zu ihnen gehört au 
das Verhältnig des Wohlftandes der Einzelnen unter einans 
der, welches zwar durch die Vertheilung der Subſtanzen 
rechtlicher Verhältniffe unter den Einzelnen herporgerufen 
wird, aber an und für fich eine bloße dem Gebiete der 
Juſtiz gänzlich fremde Thatfache if. Ein directer polizei⸗ 
licher Schutz dieſes Verhältniffes im Intereſſe der Geſammt⸗ 
heit liege ſich nur in einem Streben für eine Richtigkeit 
dieſes Verhältniffes denken; welches aber mit der Dispo; _ 
fitionsfreiheit des Einzelnen uber fein Gut eben fo unvers 
einbar als eine folche Richtigkeit unerreihbar if. in in⸗ 
directee Schutz durch Schutz ded Einzelnen gegen einen feis 
nem Wohlftande nachtheiligen Gebrauch feiner Dispofi: 
tionöfreiheit ift indeß möglich, und mit diefer Dispofitiongs 
freiheit in fo weit vereinbar, als er gegen Täufchungen ge: 
richtet ift, die diefe Freiheit in Abhängigfeit von dem Wil- 
fen Anderer bringen. Das Gebiet diefer Täufchungen iſt 
nun eben der Handelsverfehr in dem oben angegebenen 
Umfange. Das Mittel dazu fann entweder in öffentlichen 
Einrichtungen beftchen, welche ſolchen Täufchungen durch 
gewiſſe Merkmale der Wahrheit oder Richtigkeit der Eigen: 
ſchaften oder Duantitäten der Gegenftände des Handels: 
verkehrs vorbeugen, tie dies bei mit öffentlichen Zeichen 
verfehenen Münzen, Maaßen und Gewichten der Kalt ift, 
oder durch Androhung öffentlicher Strafe für den Urheber 
der Entftelung. Im erfteen Falle wird ein rechtlicher Anz 
fpruch jedes Verfehrsgenoffen auf die Unentftelltheit jener 
Merkmale begründet, das Dafeyn diefer Unentftelltheit 
wird ein Moment des allgemeinen Rechtszuſtandes, damit 
auch die Sicherheit des Handelsverkehrs, in fomweit fie 
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ducch jene Merkmale gewährt werden foll; und ihre Ver: 
legung fällt nun unter den Begriff der Faͤlſchung und unter 
die für diefe gegebene Straffanction. Hierauf haben denn’ 
auch die Gefeggebungen die Faͤlſchung im Handelsverfehre, 
ſoweit fie ſich auf die Waare bezieht und fofern fie diefelbe 
überhaupt als Verbrechen der Faͤlſchung qualificiren *), in 
der Regel befchränft °). Die peinlihe Gerichtsordnung iſt 
aber, wie bereit3 ausgeführt, weiter gegangen und hat 
jede auf Benadhtheiligung abzielende Entftellung an Gegens 
ftänden, die ald Maafe oder Gericht gelten, fofern von 
ihnen Gebrauch gemacht worden, oder ald Waare in den 
Handelsverkehr gebracht werden , al8 Fälfbung erflärt. 
Und dies ift eine den Grundbegeiff des Verbrechens der 
Faͤlſchung überfchreitende ausnahmsweiſe Sanction. 


nit nur ift dies der Fall. Wal. Eſcher a. a. O. 


3) Bgl. Bad. Strafgeſes buch 8. 441. 442. Bair. Strafgeſ. Be: 
Ärt. 263. Nr. IV., welches nur den mit Mißbrauch öffentlicher. 
np oder anderer Zeichen öffentlicher Auctorität verbundes 
nen Verkauf unächter oder verfälfchter Waare mit Strafe bes’ 
droht. Das Preuß. Lande. $. 1442. ſtraft hingegen jede Ver⸗ 
fegung von Waaren mit fremdartiger Materie um deren Maaße 
oder Gewicht oder deren fcheinbare Güte zu vermehren. 


Arqiv d, &R. 1848. II. æt. S 
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VI. 


Zweiter Beitrag 

zur Lehre von der Theilnahme am Verbrechen. 
Bon 
Hepp. 


Gleicheltig mit meinen Beitraͤgen zu dieſer ſchwierigen, 
und immer noch hoͤchſt beſtrittenen Lehre im Jahrg. 1846 
dieſes Archivs Nr. IV. S. 124 fg. und Nr. X. iſt ein aus⸗ 
fuͤhrliches Werk über dieſelbe von Berner: Die Pehre 
von der Theilnahme am Verbrechen ıc. Berlin 1847, ers 
fdienen, in welchem ſich manches Webereinftimmende mit 
meinen dort ausgefprochenen Anfichten findet, fo divergi⸗ 
rend au unfere Wege und Etandpunfte find. Indeß 
fann es für die Wahrheit nur erfprießlich feyn, wenn von 
verfchiedenen Standpunften gleihe Refultate gemonnen 
werden. Eben deshalb aber kann ich weder Köftlin, 
noch Berner zugeben, daß eine wifenfchaftliche Richtung 
„gar nicht mehr zu eriftiren berechtigt fey”; fondern ich 
glaube umgekehrt, daß dad Monopol, welches man für 
fh in Anfpruch nehmen will, dee Tod der Wiffenfchaft 
wäre, und halte e& zugleich für eine ungemeine Anmaßung, 
wiſſenſchaftlichenn Berfuhen und Beftrebungen 
(denn über diefe kommt dee menfchliche Geift doch niemals 
hinaus) den Eharafter ein für allemal fertige Wahrheiten 
zu vindiciren, zumal, wenn die ewigen Gefeße des Den: 
kens, worauf diefelben beruhen follen, gegenfeitig in Mißs 
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credit gebracht werden, d. h. jeder dem andern eine falſche 
Dialectik vorwirft. Wen die Wiffenfchaft nicht immer 
beſcheidener macht, hat in derfelben feither nicht das Weſen, 
fondern nur die Form erkannt. 

Bei allee Anerfennung des Scharffinne und der dias 
lectifchen Gewandtheit Berner’s lafle ich mich daher 
nicht lebendig von ihm begraben, wie er es denjenigen, 
welche der modernen fpeculativen Richtung nicht folgen und 
nicht freirillig auf ihren „Zorbeern” ausruhen mollen, 
angethan hat, indem er diefen- eigenhändig ihe Grab ges 
graben hat; vielmehr werde ich vom „nicht mehr berechtig« 
ten” Standpunfte aus die Wahrheit und das Recht nach 
beften Kräften zu fördern fuchen, indem es mie nicht um 
diefe oder jene, wenn auch Modes Korm,, ſondern lediglich 
um die Sache zu thun ift. In dieſer Lage befinden fich zur 
Zeit noch alle Älteren, und felbft die meiften jüngeren Cri⸗ 
minaliften in Deutfchland, und diefe werden fich in ihrem 
angefeindeten „„Kechte” wohl auch gegen den Uebermuth 
der, ohnehin in ihrer Auctorität gewaltig erfchütterten Spes 
culation zu wahren wiſſen. Mit Machtfprüchen reicht . 
man ohnehin in der Wiflenfchaft nicht weit. 

Somit halte ich mich immer noch für „berechtigt”, 
zum Gegenftande vdiefer Abhandlung eine wichtige Frage 
aus der Anftiftung, Beihuͤlfe und Begünftigung 
zu wählen und öffentlich) zu befprechen, nämlich die Frage 
über die felbftftändige (principalifche) oder bloß relative (acs 
cefforifche) Strafbarkeit derſelben, worüber jegt auch 
Koͤſtlin und Berner entgegengefeßter Anficht find. 

Diefe Frage muß aber von vornherein näher bes 
fimmt werden. Denn, wörtlich genommen, fönnte die 
ſelbſtſtaͤndige Strafbarkeit des Anftifters, Beguͤnſtigers und 
Schülfen den Sag auödrüden, daß diefelben immer 
ſtrafbar feyen, wenn auch der Thäter und der Urheber 
im engeren Einne ftraflos feyen; und umgekehrt die vekoWee 
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Steafbarfeit, daß fie immer firafios ſeyen, wenn 
jene feine Strafe treffen könne. Weder dab eine.noch dag 
andere ift aber behauptet worden; vielmehr wird von beis 
den Seiten anerkannt, daß, wenn der Grund der Straf: 
lofigkeit des einen Theile ein fubjectiver, d. h. ledig: 
lich in feiner Perſon gelegener ift, wie z. B. Mangel an 
Zurechnung, und diefer bei dem andern Theile nicht zutrifft, 
alsdann nach den allgemeinen Grundfägen von der Zurech⸗ 
nung zu verfahren, mithin legterer zu beſtrafen, erfterer 
Dagegen von der Strafe freisufprechen ift, mag in folder 
Weife der Anftifter dem Thäter, oder umgekehrt diefer 
jenem, oder aber der Gehülfe und Begunftiger dem Ur⸗ 
beber, oder umgekehrt, gegenüber ftehen. In fofern wird 
man bei der vorliegenden Frage nur objectivde Grunde 
der Strafloſigkeit auf Seiten des einen Theile, alfo mit 
andern Worten den Mangel einer objectio traf: 
baren Handlung, im Auge haben fönnen, wie z. B. 
wenn Jemand zu einem Verbrechen anftiften wollte, aber 
Miemanden finden Fonnte, welcher es für ihn übernähme, 
. oder wenn die zugeficherte Beihuͤlfe unterblieb, weil der 
Urheber vor der Ausführung des Verbrechens ſtarb. Doc 
laſſen ſich auch Fälle denken, wo es ſchon zweifelhaft ift, 
ob der. Grund der Straflofigfeit des einen Theils ein ſub⸗ 
jectiver, oder nicht vielmehr ein objectiver fey, role z. B. 
bei dem freiwilligen Abftehen von der unternommenen That 
re iotegra. Denn hier, fann man auf der einen Seite 
fagen, handle e8 fih von gezeigter thätiger Neue, 
welche, als etwas Subjectiveg, dem andern, auf feinem 
verbrecherifchen Vorhaben beharrenden Theile nicht zu Gute 
fommen fünne; aber auch auf der andern Seite, daß zum 
gefeglihen Begriff des Verſuchs (zum ftrafbaren 
Berfuch) erfordert werde, daß der Handelnde wider oder 
ohne feinen Willen an der Bollendung des begonnenen 
Verbrechens gehindert wurde, fo dag, wenn es an diefem 
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Merfniale fehle, eine objective ftraflofe Handlung vorliege, 
gerade fo wie jedes andere Verbrechen aufhöre ein ſolches 
zu feyn, wenn ed an einem weſentlichen Merkmale deſſel⸗ 
ben fehle. Diefe Frage kann natürlich hier noch nicht ent: 
fchieden werden, mußte aber nur zur näheren Beftimmung 
und Abgraͤnzung der Streitfeage Hier ſchon angedeutet 
werden. Ä 
Eben fo muß, um von vornherein Berwirrungen 
und falſche Schlüfle zu verhüten, bei der vorfiegenden Un⸗ 
terfuchung noch weiter zweierlei, und zwar forgfältig, von 
einander gefchieden werden, nämlich 1) der rechtspbis 
tofopbifche oder fegislative Standpunkt von dem dee 
pofitiven Rechts, und 2) die (fen es ſelbſtſtaͤndige oder 
nur velative) Strafbarfeit der Anftiftung, der Bei⸗ 
hülfe und der Begünftigung von der (wie mit Recht all⸗ 
gemein angenommen wird) Setbftftändigfeit ihres Be: 
geiffse und Thatbeſtandes. Beides bedarf einer 
kurzen Eroͤrterung. Was zunächft den erften Punkt bes 
trifft, fo ift Hier nicht nur ein einfacher, fondern felbft ein 
doppelter Segenfag denkbar, welcher ſchon für fih, und 
jet um fo mehr zu einer genauen Anterfcheidung der vers 
fhiedenen Standpunfte auffordert, als ed, uns 
geachtet der feit Keuerbah und Brolman gemachten 
fhlimmen Erfahrungen, Mode zu werden fcheint, dad 
Philoſophiſche mit dem Pofitiven völlig zu amalgamiren, 
damit der modernen Speculation ein fefter Sitz in der 
Doctrin, Pragis und Legislation verfchafft werde, den fie 
aber ſchwerlich erringen wird, da die f. g. „Gegenwart 
fon jegt immer mehr der „Vergangenheit” zueilt. Die 
beiden Segenfäge, welche hier vom legislativen und vom 
pofitiven Etandpunfte gedacht werden fünnen , find die: 
entweder läßt ſich legislativ die felbfiftändige Straf: 
barfeit (Strafwuͤrdigkeit) der Anftiftung, Beihuͤlfe und 
Beguͤuſtigung nachweifen, der poſitive Geſctzgeber hat 
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aber diefelden nur für acceflorifch ftrafbar erflärt; oder 
unmgekehrt, fie laſſen fi vom legislat iven Standpuntte 
nur als acceſſoriſch ſtrafbar (ſtrafwuͤrdig) erweifen, Hin: 
gegen das pofitive Gefeg hat fie für felbfiftändig ſtraf⸗ 
bar erklärt. In jenem Kalle wäre vom rechtsphiloſophi⸗ 
ſchen oder legislativen Standpunfte verbrecherifh und 
ſtrafbar, was pofitio nur eine Xmmoralität und fteaflos 
iſt; in diefem Kalle wäre umgekehrt legislativ eine bloße 
Immoralitaͤt, was vom pofitiven Standpunfte ein. Vers 
brechen if. Grund genug, um beide Fragen genau von 
einander zu unterfcheiden, und das pofitive Recht nicht bloß 
(mie es feiner Zeit fhon Feuerbach und Grolman 
thaten) gelegentlih in das Schlepptau der Philofophie, 
‘oder vielmehr eines beftimmten (wandelbaren) philofophis 
ſchen oder criminafpolitifchen Syſtems zu nehmen, und auf 
diefem Schleichwege der pofitiven Gefeggebung oft die er; 
ftaunlichften Dinge unterzulegen! Würde dies gelingen, 
fo wäre Damit nur der Nachwelt, vielleicht ſchon der Mit⸗ 
welt die unbelohnende Mühe überwiefen, das Unfraut 
wicder aud dem Weizen zu jäten, wie ed mit vielem Zeits 
aufwande bei Feuerbach's und Grolman's phllo- 
fophifch s pofitiverh f. g. gemeinen deutfchen Strafrechte ger 
fbah, und womit man,. ungeachtet des legten Commen⸗ 
tatord Feuerbach's (Mittermaier), auch jest nicht 
einmal vollftändig zu Ende gefommen ift. 

Was: den zweiten Punkt betrifft, fo koͤnnen Anſtif⸗ 
tung, Beihülfe und Begünftigung, ungeachtet ihrer Be: 
ziehung auf eine dritte Perfon (alſo Relativität), fehr 
wohl dem Begriffe und Thatbeftande nach einen 
felbftftändigen Eharafter haben, d. h. einen Thatbeſtand, 
weicher von dem der Thäterfchaft und Urheberfchaft im 
engeren Sinne völlig verfcbieden ift, ohne daß aus diefer 
Selbftftändigfeit ihres Begriffs mit NRothwendigkeit die 
Gelbftftändigkeit ihrer Strafbarkeit folgt; vielmehr 
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koͤnnen fie ohne Widerfpeuch auch nur accefforifch ftrafbar 
feyn. Denn der Begriff an ſich beftimmt noch nicht die 
©trafbarfelt oder den Umfang derfelben: 

Betrachten wir zunächft die Sehülfen und Beguͤnſti⸗ 
ger, well bei diefen der felbfeftändige Eharafter und That 
beftand, im Gegenfage von dem Urheber im engeren Sinne, 
am einlguchtendften hervortritt. Denn wenn in ihrer Pers 
fon dieſelben Merkmale wie in der Perſon des Uchebers 
zutreffen müßten, wenn alfo z. B. ein Diebsgehülfe oder 
Diebshehler nicht ohne diebifhe Abficht (animus furandi) 
und diebiſche Aneignung (contrectatio) gedacht erden 
önnten, fo würde es gar feine Gchülfen und Beguͤnſtiget 
geben koͤnnen, fondern diefe wären dann (mie beim Some 
plott) vielmehr Mitucheber der That. Es liegt aber In 
ihrem Begriffe, als bloße Unterftügungswerfzeuge des Ur: 
hebers, daß fie von diefem fich zunacft in fubjectivder 
Hinficht durch die verfchiedene Richtung ihres Willens (Abs 
ſicht), jener dDucch den animus juvandi, diefer durch den 
(bloßen) animus favendi, und dann noch weiter, wenig⸗ 
ftens in der Regel, au in objectiver Hinficht durch 
ihre Außere Bethätigung bei dem Verbrechen oder in Ber, 
jiehung auf daflelbe unterfcheiden, daher 3. B. Jemand 
Diebsgehülfe auch ohne eontrectatio ıc. feyn fann. Aus 
diefer Selbſtſtaͤndigkeit des Begriffs und Thatbeftandes der 
Beihülfe und der Begünftigung, ungeachtet ihrer noth⸗ 
wendigen Beziehung (Relativität) auf den Urheber oder 
fonft eine dritte Perſon Y), folgt aber, mie fchon bemerft 
wurde, keineswegs nothwendig die fesbfiftändige Straf: 


1) Deun es läßt fi auch eine Berhülfe zur Beihülfe, wie eine 
Begünfligung der Beihülfe, und ſelbſt PVegünftigung einer Be⸗ 
gänftigung denfen. Ob diefe Clegislativ) geftraft zu werden 
verdienen, und nad) poſitivem Rechte geftraft werden Können, 
iſt eine micht hieher gehörige Frage. Jon einer ſtreſbopen 
Begünſtigung des Gehuͤlfen ſpricht 3. B. der Art. des 
württ. Str. G. B. ausdrücklich. 
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barfeit derfelben,, vielmehr kann diefe ohne Widerſpruch 
auch von der Strafbarkeit des Urhebers abhängig ge: 
macht werden, alfo z. B. die zugeficherte Beihülfe?) ungeftraft 
bleiben, wenn der Urheber gar nicht in den Hal kam fie 
zu benugen, entweder weil er vorher ftarb, oder weil er 
freiwillig das Berbrechen aufgab ꝛc. Dies fcheint fchon 
durch den Sag: accessorium sequitur principale gebo: 
ten zu feyn, oder durch den Sat, daß es widerfprechend 
wäre, die Hauptperfon für ſtraflos, Hingegen die Neben: 
perfonen für ftrafbar zu erflären. 

Ehen fo ift der Begriff und Thatbeftand des Anftifters 
im Gegenfage des Thäters (Angeftifteten) ein ſelb ſt ſt an⸗ 
diger, wie fhon objectiv die Verfchiedenheit ihrer 
Thätigfeit zur Hervorbringung des Verbrechens (dort eine 
moralifche, bier eine phyfifche), und zugleich fubjectiv 
aus der verfchiedenen Richtung ihres Willens (Abfiche) her⸗ 
vorgeht, indem der Anftifter regelmaͤßig das Verbrechen 
für ſich beabfichtigt, mithin in feinem Intereſſe anftiftet, 
des Thäter hingegen daflelbe nicht für ſich beabfichtigt, ſon⸗ 
dern in fremdem Intereſſe ausführt, alfo darin dem 
‚Gehuͤlfen gleichfteht, nur dag er nicht bloßes Unter: 
ftügungswerfzeug,, wie diefer, ift, fondern ganzes oder 
volles Werkzeug in der Hand des Anftifterd. Aber auch 
in dem umgefehrten Salle, d. 5. der Anftiftung im In⸗ 
terefie des Angeftifteten®), tritt die Verfchiedenheit 


2) Zufiherung des Beiftandes iſt eine moralifche Beſtaͤrkung des 
verbrecheriichen Entſchluſſes des Urhebers, mithin ift ein folcher 
Gehülfe socius intellectualis. Vgl. Art. 88 des württ. Str. G. B. 

3) Diejenigen, welche dies läugnen, und gleichwohl alle Com⸗ 
plottanten im Verhaͤltniß zu einander als Anftifter betrachten, 
widerjprechen fich felbft, indem dies nur fo gedacht werden 
kann, daß fie zugleich in eignem und fremdem Snterefle ans 
fliften. Uber auch diejenigen, welche dies läugnen, und we 
nigflens einen Complotiſtifter, als moralifche Urfache des gans 
sen Gomplotts, und einzelne Anftifter (Werber) annehmen, 
müffen zugeben, daß dieſe nicht bloß in ihrem, fondern zus 
glei in fremdem Interefle anftiften. 
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des fubjectiven (und zugleich) objectiven Thatbeftandes beis 
der hervor, indem das Intereffenverhäftnig dann das um⸗ 
geehrte ift, d. h. der Anftiftes das Verbrechen nicht für 
ſich, fondern für einen andern, den Angeftifteten, beab: 
fichtigt, und letzterer es in feinem Intereſſe ausführt. 
Aber auch hier folgt aus der Seldftftändigkeit des Begriffs 
und Thatbeftandes der Anftiftung, ungeachtet ihrer noths 
wendigen Beziehung (Relativität) auf einen Thäter oder 
fonft eine dritte Perfon *), nicht nothwendig die felbfiftän: 
dige Strafbarfeit, derfelben, z. B. wenn der Angeftiftete 
re integra freiwillig vom Berbrechen abftand, oder wenn 
die Anftiftung mißlang (als f. g. verfuchte Anftiftung) ıc. 

Nunmehr fragt es ſich aber, wie fann der Geſetz⸗ 
geber diefe Trage enticheiden, und wie hat das pofitive 
Recht fie entfchieden ? 


$. 1. 

Der Gefeßgeber, wenn er fich allein oder vorzugs⸗ 
weije an die fubjective Seite der That, d. b. an den pers 
brecheriſchen Willen (die verbrecherifcbe Abficht) 
hält, muß Anftiftung, Beihülfe und Begünftigung, un: 
geachtet ihrer nothwendigen Beziehung auf eine dritte Per: 
fon, für ſelbſtſtändig ſtrafbare Verbrechen erklären, 
d. h. für Handlungen, deren Strafbarfeit nach ihren eig⸗ 
nen Momenten zu beurtheilen ift, alfo unabhängig von 
denjenigen Gründen, welche die Strafbarkeit des Thäters 
und des Urhebers im engeren Einne beftimmen. Somit 
fönnen fie allerdings zugleich mit jenen beftraft werden; 
aber auch, weil fie felbftftändig ftrafbar find, ohne 
diefelben, und zugleich werden bei ihnen Bollendung 
und Verſuch in anderer Weife als bei jenen hervortreten, 
fo daß z. B. vollendete Anftiftung einer bloß verfuchten 


4) Denn es läßt fi auch eine Anftiftung zur Beihülfe, fo wie 
sur Begünftigung denken. 
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Thäterfhaft corcefpondiren, und härter als diefe beftraft 
werden Fünnte 

Straft der Geſetzgeber, um mit der Anftiftung ans 
zubeben, in dieſer nur die Beftimmung eines fremden 
Willens zu Veruͤbung eines gewiſſen Verbrechens, fo ift 
die Strafbarkeit derfelben völlig unabhängig von 
dem, was nad der Anftiftung geſchieht. Dies 
fheint auch beim erften Anblick ganz natuͤrlich zu feyn, 
Denn was Fönnte anders andem Anftifter geftraft werden, 
als feine moralifch determinirende Influenz auf einen fremden, 
erft durch ihn dem Verbrechen zugänglich gemachten Willen, 
da, wenn er an der Ausführung der angeftifteten That 
felbft Theil nimmt, z. B. ald Complottftiftee an dem com: 
plottieten Verbrechen, als Anftiftee des Aufruhrs an die; 
fem ꝛc., er dadurch in die Kategorie der phufifhen Mit⸗ 
ucheber übertritt, mithin, als moralifher und phyſi⸗ 
ſcher Urheber zugleih, doppelt ftrafbar if? Somit ſcheint 
der Geſetzgeber felbft genoͤthigt zu feyn, die Strafbarkeit 
der Anftiftung lediglich nach ihrem — mie oben bemerft 
wurde, obendrein felbftftändigen — Begriffe zu beftimmen, 
um nicht mit diefem in Widerfpruch zu treten. 


Betrachten wir jet die Kolgen diefer felbftftändigen 
Strafbarkeit der Anftiftung, abgeleitet aus der Selbftftän: 
digfeit ihres Begriffs und Thatbeftandes, 

Aus dieſer ergiebt ſich zunächft, daß 

4) zue Vollendung der Anftiftung mehr nicht, als 
das Determinicen eines fremden Willens zu einem gewiſſen 
Verbrechen gehört, und weil eine vollendete That durch 
das mas nach ihr, befonderd von Seiten Dritter Pers 
fonen, geſchieht, nicht alteriet werden kann, den Ans 
ſtifter die Strafe dee vollendeten Anftiftung treffen 
muß, es mag, die That gefchehen oder nicht gefchehen feyn. 
Die verfepiedenen hier denfbaren Chancen find folgende: 
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a) Der Thäter Hat die angeftiftete That vollendet, 
mithin der Anftifter vollftändig feinen Zweck erreicht. 

b) Der Thäter Fam nicht weiter als bis zum beens 
dDigten Verſuch (conatus perfectus) der angeftifteten 
That, fo daß der Anftifter feinen Zweck gar nicht, oder 
nur theilmeife erreichte, erfteres, weil 3. DB. der zu Mors 
dende völlig unverfehrt blieb, letzteres, wenn er wenigftend 
verwundet wurde. 

c) Der Thäter Pam nicht weiter als bis zum maͤch⸗ 
ften Verſuch (conatus proximus), fo daß der Zweck 
des Anftiftere völlig verfehlt wurde. Hier laffen ſich zwei 
Faͤlle denken: 

a) entweder wurde der Thaͤter wider feinen 
Willen an der Vollendung des Verbrechens gehindert, 
wo ihn dann die Strafe des nächften (nichts beendigten) 
Verfuchs diefes Verbrechens trifft; oder 

P) er gab freiwillig re integra das Verbrechen 
auf, ſo daß ihn keine Strafe trifft. 

d) Der Thaͤter kam nicht weiter, als bis zum ent⸗ 
fernten Verſuch (conatus remotus) des Berbrechen®, 
ſo daß der Zweck des Anſtifters auch hier voͤllig vereitelt 
wurde. Hier laſſen ſich drei Faͤlle denken: 

ca) die Vorbereitungshandlung iſt geſetzlich ſtraf⸗ 
10 8, wie dies nach den neueren Geſetzgebungen die Regel 
bildet; dann trifft den Thäter Feine Strafe. Oder 

P) fie gehört zu denjenigen, welche ansnahms— 
weiſe ſtrafbar find, und der Thäter wurde wider 
feinen Willen an der ‚Bollführung des Verbrechens 
gehindert; dann trifft ihn die gefeglich für folche Vorberei⸗ 
tungshandlungen angedrohte Strafe. Oder 

y) er ſtand freiwillig und re integra von einer 
ſolchen (ausnahmeweife ftrafbaren) Borbereitungshand: 
fung ab; dann trifft ihn wiederum Feine Strafe. 
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e) Der Thäter gab, ohne noch einen Schritt zur 
Realificung des Verbrechens gethan zu haben, daflelbe frei: 
willig wieder auf, oder murde durch Tod, Krankheit, oder 
andere zwingende Umftände davon abgehalten. 

f) Der Thäter föhnte fich bei einem nur auf Klage 
zu unterfuchenden Verbrechen, welches er ftrafgefegwidrig 
vollendet oder verfucht Hatte, mit dem Verletzten aus, und 
entging aus diefem Grunde der an fich verwirften Strafe. 

Alte diefe verfchiedenen Chancen, d. h. die größere 
oder geringere Strafbarfeit des Thäters (Angeftifteten), fo 
wie die Straflofigfeit deſſelben, fey es aus dem einen oder 
aus dem andern Grunde, koͤnnen das in der Perfon des 
Anſtifters vollendete Verbreden der Anftiftung nicht 
berühren, weil e8 Thatumftände find, die nicht von ihm, 
fondern von einer andern Perfon ausgegangen find, 
und aus dem Begriff der Anftiftung fich ergiebt, daß zur 
Eonfummation derfetben fehon die Erreichung des naͤch⸗ 
ften Zweckes des Anſtifters (Beftimmung des fremden 
Willens) genügt. Iſt fie aber damit confummiet, fo laf: 
fen ſich Höhere Sradationen ihrer Vollendung nicht denken, 
alfo muͤſſen dann die Grundfäge von de Eoncurrenz 
($. 2) eintreten. Geht nun die Abficht des Geſetzgebers 
- dahin, fo muß er die Anftiftung mit einer felbfiftäns 
digen Strafe bedrohen. Dieſes vorausgefeßt, ergeben 
fih dann 

. 2) die verfchiedenen Stadien der verfuchten Anftif: 
tung für den Gefeßgeber von ſelbſt, nämlich: 
a) beendigter Verſuch (conatus perfectus) 
der Anftiftung,, wenn der Anftifter von feiner Seite Alles 
. gethan hat, um den Willen eines Andern zu Begehung 
eines gewiſſen Verbrechens zu beftimmen, aber damit nicht 
durchdrang (jener fich nicht anftiften lafien wollte); oder, 
ald objectiv unſchaͤdliche (beendigte) Verſuchshandlung, 
wenn er den Anzuſtiftenden ſchon fuͤr ſich fuͤr die Begehung 
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des Verbrechens beftimmt fand, ihn aljo nicht anfiiten 
konnte; 

b) naher B erf uch der Anſtiftung (conatus pro- 
ximus), wenn er. fehon in der Ausführung der Daupts 
Handlung , 3. B. des Ueberredens, Drohend 2c. (der un: 
mittelbaren Bearbeitung des fremden Willens) begriffen 
war, aber 3. B. durch Dazwifchenfunft einer dritten Pers“ 
fon, welche das Vorhaben merkte, an der Erreichung feis 
ned (nächften) Zwecks gehindert wurde; endlih 

c) entfernter Verſuch der Anftiftung (conatus 
remotus), wenn er bisher nur vorbereitende Mittel zur 
Anftiftung getroffen hatte, z. B. was ihm zu einer plans 
mäßigen Verführung, zu welcher der Anzuftiftende ftufen- 
weife und unvermerft geführt werden follte, zweckdienlich 
ſchien. Indeß wird der. Sefeßgeber Hier, wie beim Urheber 
im engeren Sinn, die Borbereitungshandlungen entweder 
unbedingt, oder wenigſtens regelmäßig für ftraflos erflären, 


In allen diefen Fällen tritt noch entfchiedener die 
Selbftftändigfeit der ftrafbaren Anftiftung, d. h. die 
Unabhängigkeit ihrer Strafbarkeit von der eines Thäters 
hervor, indem ein folcher (ein Angeftifteter) Hier noch gar 
nicht vorhanden ift. 

Somit gehen Vollendung und Verfuch in der Perfor 
des Anftifters, und Vollendung und Verfuch in der Kl 
des Thaͤters ihren felbftftändigen, von einander unabhäns 
gigen Gang in der Weife, daß nur bei dem vollendeten 
Berbrechen vollendete Anftiftung und vollendete Thäterfchaft 
jufammentreffen, im Webrigen aber Fein Zufammentreffen 
ftattfindet, vielmehr ein gegenfägliches Audeinandergehen. 
Hiernach ift 

3) auch die Frage über Straflofigfeit des einen 
ganz unabhängig von der des andern. In diefer Beirhung 
wäre zu unterfcheiden: 


a 
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a) Straflofigfeit des Thätersd, aber Strafbarfeit 
des Anftifters, fen ed nach Ziff. 1, 

a) dag der Thäter (Angeftiftete) das Verbrechen 
überhaupt, oder zur rechten Zeit wieder aufgab; oder 

PP) daß derfelbe nicht verffagt wurde — wo dann 
gleichwohl, hier wie dort, den Anftifter die Strafe der 
vollendeten Anftiftung träfe; oder 

y) daß der Anzuftiftende die Anftiftung zuruͤckwies, 
wo dann den Anftifter nach Ziff. 2 die Strafe der vers 
fuchten Anftiftung treffen wuͤrde. 

.b) Steaflofigfeit des Anftifters, aber Strafbars 
feit des Thäters. Hier fragt es ſich, ob und wie dies 
möglich ſey, da bisher nur von dem umgefchrten Kalle 
(Ziff. 1 u. 2) die Rede war? 

Laͤßt der Geſetzgeber Steaflofigfeit eintreten, wenn 
der Thäter, überhaupt der phyſiſche Urheber, freiwillig 
und rechtzeitig (re integra) von dem Unternehmen, 
für welches er bereit3 Schritte gethan hatte, alfo mit an: 
deren Worten von dem verfuchten Verbrechen (conatus 
proximus und remotus) abfteht, — aber auch nur in 
diefem Kalle, teil bei der vollendeten That, ed mag 
zu ihrer Confummation mehr oder weniger (mie bei den fors 
mellen Berbrechen) erfordert werden, thätige Neue nad) 
ber That zu fpät kommt, mithin diefelbe rechtlich nur 
als Grund der verminderten Strafbarfeit berückfichtigt wer⸗ 
ben fann; fo ergiebt ſich aus der Anwendung diefes Prin⸗ 
zips auf den Anfeifter Kolgendes: 

a) Iſt in feiner Perfon die Anftiftung vollendet, 
fo kann er niemals Straflofigkeit erwirken. Denn hier 
kommt thätige Keue nach der That zu fpät. Mag er auch, 
um den für ihn günftigften Fall zu fegen, das von Ihm ans 
geftiftete Verbrechen vollftändig verhindert, oder eine Ans 

ge von dem Vorhaben bei der Obrigfeit gemacht haben, 
daß diefe es verhindern konnte, — die Anftiftung. iſt 
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einmal in feinee Perfon conſummirt, und diefe kann nicht ' 
weiter fortichreiten,, alfo auch in ihrem weiteren Kortfchritt - 
nicht gehemmt werden. Genügt zur Vollendung der Ans 
ftiftung, daß der Anftifter feinen nach ften Zwed (die Be⸗ 
ſtimmung des fremden Willens) erreicht Hat, fo hat ee 
diefen hier erreicht, und daher kann die von ihm fpätce 
entwickelte thätige Reue nur dieWirfung der Verminderung 
feiner Strafbarfeit Haben. Hingegen 
5) wenn die Anftiftung nur verſucht, alfo noch 
Niemand durch ihm angeftiftet worden war, koͤnnte freis 
roilliges Abftehen von dem Unternehmen auch in feiner Pers 
fon Straflofigfeit begründen, wenn vorausgefeßt, daß 
res integra vorhanden ift, alfo mit Ausfchluß des beendig« 
ten Berfuche (conatus perfectus) der Anſtiftung, wie In 
der Perfon des phyſiſchen Urhebers (vgl. $. 2 a. E.). 
Hiernach wäre die Frage:«ob ſich Strafloſigkeit des 
Anftifters bei Steafbarkeit des Thäters denken 
faffe, zu verneinen. In dem erften Falle (der vollendeten 
Anftiftung) ift nämlich der Anftifter niemals ftraffrei, und 
in dem zweiten (der verfuchten Anftiftung) ift er zwar 
fteaffrei, allein Ihm gegenüber fteht Fein ftrafbarer Thäter. 
Dies find die Folgefäge und Refultate, wenn des 
Geſetzgeber die Anftiftung als ein felbftändig ſtraf⸗ 
bares Verbrechen auffaßt; und diefe Folgeſaͤtze muß 
man fich ſtets vergegenmwärtigen, um nicht durch die Vers 
amalgamirung diefes nach, einem gewiſſen philofophifchen 
Spfteme bloß möglichen Standpunfts mit dem entgegens 
gefegten Standpunfte des poſitiven Geſetzgebers eine 
geänzenlofe Verwirrung zu erzeugen, Indem man beide, zu 
ganz entgegengefegten Refultaten führende 
Standpunfte in Form einer — eben deshalb Falfchen 
— Dialectif in der Weife mit einander verbindet, daß abs 
wechſelnd die Refultate des einen, abwechfeind die des ans 
dern Standpunfts hervortreten, ohne dag die (oldergekatt 
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ſich fortbewwegende Dialectik auch nur der innerei Wider: 
ſpruͤche gewahr wird, in welcher fie fich bewegt. _ 

Hat nun aber, fragen wir, der Geſetzgeber auch 
Grund, die felbftftändige Strafbarfeit der Anftiftung aus: 
zufprehen? Wir antworten mit Berner: er hat feinen 
rechtlichen Grund dazu, wenn er nicht die Graͤnze zwi⸗ 
ſchen dem bürgerlich ftrafbaren (ftrafmürdigen) Verbrechen 
‚und der Xmmoralität, beziehungsweife der blog gefähr: 
lichen (mithin hoͤchſtens polizeilich in Betracht Fommenden) 
Handlung aufheben, und zugleich in Widerfpruch mit den- 
jenigen Grundfägen gerathen will, die er bei dem phy⸗ 
fifhen Urheber (im: engeren Sinne, und bei dem 
Thaͤter) aufftellt. Denn auch bei diefen wird nicht jede 
Manifeftation des verbrecherifchen Willens geftraft, fons 
dern erft eine folche, welche als wirfliher Angriff 
auf die moralifche oder rechtliche Ordnung im Staate, oder, 
mie man auch fagen fann, auf den allgemeinen Friedens; 
ſtand, die allgemeine Sicherheit, gelten fann. Dazu: bes 
darf es einer, gewiffen objectiven Befchaffenheit der 
Handlung, ‚welche, vom Standpunfte der neueren Legis⸗ 
lationen, vegelmäßig in dem Anfange der Ausfuͤh— 


.  eung des beabfidhtigten (dolofen) Verbrechens, und bei 


eulpofen Vergehen in dem wirklichen Eintritt - einer 
Mechtsverlegung befteht. Hiernach find alle Manifefta: 
tionen des verbrecherifchen Willens , welche noch unter dem 
Anfänge der Ausführung ftehen, alfo bloße Borbereitungs: 
handlungen, mehr noch Vorbereitungen zu Vorbereitungen, 
bloße Weußerungen (Drohungen), ein Verbrechen begehen 
zu mollen ®) ꝛc., ftraffrei, obwohl fie moratifch und 
polizeitich keineswegs indifferent find, oder doch feyn 
koͤnnen. Aber von bem Eriminalgebiete ſchließt der 





9 Verfchieden von der wirklichen Deaehung eines Verbrechens 
Buch Drohungen. 


zur Lehre von der Theilnahme am Verbrechen. 877 


Gefeggeber fie darum aus, weil bei ihnen der Charakter 
gemeinfchädlicher Handlungen nicht zutrifft, und er ohne 
diefes Eriterium in Gefahr geriethe, das ganze Gebiet der 
Immoralitaͤt, des Laſters, der Suͤnde, und der bloß Ges 
fahr drohenden Handlungen, welche noch feinen wirklichen 
Angriff auf die moralifche Ordnung im Staate enthalten, 
der Strafjuftiz zuzumeifen. 

Wenn daher der Gefengeber die vereitelte, verfuchte 
und vorbereitete Anftiftung als ein -felbftftändiges Verbres 
chen ftrafen, oder die vollendete Anftiftung , der noch. ob> 
jectiv Feine (gemeinfchädliche) That correfpondirt, oder gar 
eine firaflofe Handlung in der Perſon des Thäters, mit 
Strafe bedrohen wollte: wäre dies nicht ein Widers 
ſpruch mit dem von ihm für den phufifchen Ucheber aufs 
geftellten entgegengefeten Prinzipe? Denn das bloße Ans 
ftiftenwollen, mag das Stadium defjelben was immer für 
eines ſeyn, kann gewiß nicht, und um-fo weniger ale eine 
gemeinfchädliche Handlung gelten, fo lange in der Perſon 
des Urhebers.im engeren Sinne, und fo-auch des Thäters, 
felbft weit vorgerüchte Vorbereitungshandlungen zum 
Verbrechen regelmäßig ftraflos find, fo fehr dies Alles 
auch moralifch fihlechte, und unter Umftänden auch Gefahr 
drohende Handlungen feyn mögen. Eben fo, wenn der 
Geſetzgeber vollendete Anftiftung ohne correfpondivende 
äußere, oder mit correfpondivender ftraflofer That ftrafen 
wollte: was wäre, dies anders als Beftrafung einer aͤußer⸗ 
lich dargelegten Manifeftation des verbrecherifchen Willens, 
welche in der Perſon des Lichebers im engeren Sinne noch 
lange nicht zur Strafbarfeit ausreicht, und auch bei dem 
Angeftifteten, der doch auch einen verbrecherifchen Wils 
- in hat, und fogar vielerfet Vorkehrungen zur wirflichen 
Verübung des angeftifteten Verbrechens ftraflo8 vornehmen 
kann, laͤngſt nicht zur Beftrafung ausreiht? Zwar Ift 


die Thätigkeit des Anftifters eine ganz andere und eigen- 
Archliv d. EN. 1848, II, St. 
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thuͤmliche. Allein hier handelt es ſich ja nur von Ana⸗ 
logieen ſtrafbarer und ſtrafloſer Thätigfeiten,. mag das 
handelnde Subject ſo oder anders genannt werden; oder 
mit andern Worten, es handelt ſich in allen dieſen Fällen 
von einer zwar moralifch ſchlechten, unter Umftänden felbft 
gefährlichen Gefinnung des Handelnden, nicht aber" aud), 
was noch zur Strafbarkeit Hinzufommen muß, von einer 
objectin fhAdLIhen (gemeinfhädlichen) Handlung, 
für welche daher der Geſetzgeber Strafe anzudrohen nicht 
berechtigt iſt. 

Und dies iſt auch, wie ſich leicht nachweiſen lͤßt, 
die übereinftimmende Anſicht der Quellen des gemeinen 
Rechts, der bisherigen gemeinrechtlihen Doctrin und 
Praxis, und der neueren deutfchen Gefegebungen , welche 
fih behaupten” wird, wie fehr auch. eine gewiſſe Richs 
tung einer, in Widerfprüche ſich verwickelnden Dialectif 
dagegen angehen mag! 

Wir haben dies jebt zu beweifen, und fodann die 
völlig entgegengefegten Confequenzen aus diefer 
Auffaffungsmweife darzuthun, woraus fich theils die Uns 
möglichfeit ergeben wird, den einen Standpunft mit dem 
andern zu verbinden (denn ihre Kolgerungen heben ſich 
geradezu einander auf); theils die Gefährlichkeit, eine, 
nicht fich ſelbſt bewegende, fondern fo ‚oder anders in 
Bewegung gefegte Dialectif (denn es läßt ſich mit 
Hüffe verfchiedener Factoren- dee Gedanfe in verfchiedes 
ner Weife in Bewegung, und in einen oft überfliegens 
den Fluß bringen) ohne Weiteres mit dem pofitiven 
Rechte zu veramalgamiren, d. h. innerlich zu verſchmel⸗ 
zen, wie wenn beide dem Leide und der Seele nach 
Eins waͤren. 
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Das römifhe Recht Hat befanntlich in einer Reihe 
von Stellen ausgefprochen, daß der Anftifter eines Vers 
brechens gleich ftrafbar mit dem Thaͤter fey (quod quis 
per alium fecit, id ipse fecisse videtur). Sn diefem 
Satze ift die nur relative oder accefiorifche Strafbarfeit 
des Anftifters ausgeſprochen, indem er die wirkliche 
Veruͤbung eines Verbrechens, in Folge der Anftiftung, 
durch den Angeftifteten vorausfest. Die wirfliche Vers 
ubung fann aber entweder als vollendetes, oder als 
nur verfuchtes Verbrechen gedacht werden, obwohl in 
den alten Volfsfchlüffen (leges) beide, mwenigftens regels 
mäßig, dem Begriffe nach nicht unterfchieden werden, fons 
deen der gleichen abfoluten. Strafe unterliegen. Iſt dage⸗ 
‚gen die angeftiftete That noch nicht gefchehen, ja hat nicht 
einmal eine wirkliche Anftiftung ftatt gefunden, „fo findet 
ſich Hiefür Peine Strafe im römifchen Rechte angedropt, 
defien und zwar richtiger Gedanke nur der ift, daß der 
Anftifter für die durch einen Andern ausgeführte That 
gerade fo zu haften habe, tie wenn er fie felbft ausgeführt 
hätte. So mie daher in der Perfon des Urhebers im 
engeren Sinn, welcher das Berbrechen befchliegt und 
ausführt, zweierlei erfordert wird, ein verbrecherifcher 
Entſchluß und eine Ausführung deflelben, alfo eine obs 
jectiv firafbare Handlung, fo gilt dies auch von 
dem Anftifter, nur daß Entichlug und Ausführung des 
Entſchluſſes nicht in feiner Perfon zufammentreffen, fons 
dern. die. Ausführung durch einen Dritten in feinem Nas 
men gefchieht, welcher daher für die Ausführung mit 
tenent iſt; kurz die Anftiftung als folche erfcheint nur 
als Aeußerung eines verbrecheriſchen Ents 
ſchluſſes, zu welcher daher noch eine objectiv ftrafbare 


. Handlung (die wirkliche Ausführung des Entfchluffes durch 
12 
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die persona intermedia) hinzukommen muß. Dann erft 
find die ſub⸗ und objectiven Bedingungen der Strafbarkeit 
der Anftiftung, zugleich mit der Des Thäters (des Angeftif: 
teten), vorhanden, ganz analog der des Urhebers im enges 
ren Sinne. Denn auch diefer wird für bloße Aeußerun⸗ 
gen feines verbrecherifchen Entſchluſſes, z. B. Drohungen, 
noch nicht geſtraft; und mas ift die Anftiftung als 
ſolche wohl anders ats eine Drohung, überhaupt eine 
Monifeftation,, ein Verbrechen durch einen Andern aus: 
führen laffen zu mollen? Wäre ſchon hiefuͤr der 
Anftifter ftrafbar, fo müßte auch der, ebenfalls drohende 
Angeftiftete dafür, daß er ſich hatte anftiften laffen, 
geftraft werden. Denn das Schlechte ift bei beiden, 
und zwar in ungefähr gleihem Grade vorhanden; und 
eben fo find fie beide Gefahr dDrohend. Aber das mos 
raliſch Schlechte wird erft durch den Hinzutritt einer obs 
jectiv ftrgfbaren Handlung zu einem Verbrechen im 
Sinne der bürgerlichen Gefege, und eine nur entfernt dros 
hende Gefahr (denn wie Vieles liegt nicht in der Mitte 
zwifhen Drohung und Ausführung der Drohung!) reicht 
eben fo wenig zu einer Sriminalftrafe Hin, fondern eignet 
ſich hoͤchſtens zu polizeilicher Ueberwachung. 

Ueberhaupt waren die Römer nicht fo ftraffüchtig, 
wie es die neueren deutfchen . Strafgefeßgebungen,, mehr 
noch die philofophifchen Strafrechts-Syſteme find, die fich 
um eine der Haupt: und Cardinalfragen bes philofophis 
ſchen Strafrechts, nämlich wie das Verbrechen von dem 
eioilen Unrecht, von der Immoralität, und dem bloßen 
Polizeiroidrigen abzugränzen fey, furz um den Umfang 
des Eriminalgebietd entweder gar nicht, oder nur unterges 
ordnet fümmern, und dadurch unbewußt zu einer chinefis 
chen Strafjuftiz oder Yufttz „des himmlifchen Reihe” 
gelangen, welche für das irdifche Leben fo gut wie alle 
&ränze zrifchen dem Verbrechen und dem civilen Unrecht, 
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ja felbft der Immoralität vernichtet, wie der Verf. in ſei⸗ 
ner Darftellung und Beurtheilung der deutfchen Strafs 
ſyſteme (zweite Aufl.) ausführlich nachgewieſen hat. 

‚Auch die deutichen Reichsgeſetze, welche den Anftifter 
al8 Urſacher bezeichnen, d. h. als die moralifche Urfache 
des veräbten Verbrechens (denn wie fönnte er fonft 
„Urfaher” genannt werden), und unter ihnen die P. G. 
D., welche den Anftifter eines Meineids gleich dem Thäter 
mit der Strafe diefed Verbrechens bedroht, beruhen auf 
demfelben Sedanfen wie das römifche Recht, dag nämlich 
die Anftiftung nicht an fich oder felbftftändig ftrafbar fey, 
fondern nur unter der VBoraudfegung eines Angeftifter 
ten, welcher die That in fremdem Namen verubte, 
Iſt mithin Fein Ungeftifteter da, oder zwar ein folcher, der 
aber die That noch nicht verubt hat, fo kann weder in 
jenem Falle ein ftrafbarer Verſuch der Anftiftung angenoms 
men, noch in diefen eine Strafe wegen Anftiftung und 
Angeftiftetwerdeng verhängt werden; mit andern Worten, 
es liegt zwar dort von Einer, und hier von beiden Seiten 
ein fefter Entfchluß, und zwar von Seiten des Anftifters, 
ein gewifled Verbrechen ausführen Laffen zu wollen, 
von Saiten deö-Angeftifteten es ausführen zu wollen, 
vor; allein diefer Entſchluß ift noch Fein verbrecherifcher 
oder ftrafbarer. 

Bon eben diefem Gedanfen, welcher auch in der ges 
meinrechtlichen Doctrin und Praris Eingang fand, und 
von felbft finden mußte, gehen auch die neueren deutfchen 
Strafgefeggebungen aus. 

Wir heben beifpielsweife das Wurtembergifche Str. 
G. B. hervor, wo es zunächft im Art. 74 Heigt: „WB 
Ucheber eines Verbrechens ift mit der auf dafs 
ſelbe gefenten Strafe nicht nur Der zu belegen, wel⸗ 
her das Verbrechen ſelbſt begangen Hat (der Thäter), 
fondeen auch, wer einen Andern vorfäglich zu dem Ent⸗ 
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ſchluſſe, das Verbrechen zu begehen, bewogen hat (der An: 
ftifter)”, dies Heißt mit andern Worten, daß die gefeglichen 
Steafdrohungen bei den einzefnen Verbrechen zugleich für 
den Thaͤter und den Anftifter beftimmt find, mithin die 
'Anftiftung nur ftrafbar ift, wenn die angeftiftete That 
verhbt wurde. irgend ift aber verfuchte Anftiftung, 
und Anftiftung ohne correfpondirende That mit 
Strafe bedroht, und nach Art. 1 (nulla poena sine-lege) 
darf der Umfang des Strafgebiets nicht durch Analogie 
erweitert werden. 

Chen fo wird in den zahlreichen Artifeln, wo der 
Anftifter mit haͤrte rer Strafe bedroht ift ald der Thäter, 
immer die Veruͤbung der That ducch den Angefifteten, 
wenn auch nur ald ausnahmsweiſe ftrafbarer conatus 
remotus (Vorbereitungshandlung), vorausgefegt; und 
wenn endlich der Sat: exeptio firmat regulam con- 
irariam wahr ift, fo trifft auch diefer Beweis‘ auf das 
ftringentefte bei dem Str. G. 3. zu. 

Die erfte Ausnahme des Str. ©. B. befteht darin, 
daß bei gewiſſen Verbrechen der Anftifter der Strafe nicht 
entgeht, während die von ihm Angeftifteten (die gemeinen 
Theilnehmer) für ftraffrei erklärt find, 3. B. nach Art. 170 
beim Auflauf, und nach Art. 176 beim Aufruhr I. Stufe 
| Die zweite darin, daß die Art. 169 und 176 Abf. 2 
in Form eines felbfiftändigen Vergehens den Anftifter ohne 
einen Angeftifteten, alfo mit anderen Worten das Anſtif⸗ 
tenwollen, aber nur unter den dort ausgefprochenen Vor: 
ausfegungen, mit Strafe bedrohen. Vgl. des Verf s 
politiſche und unpolitifche Staatsverbrechen ꝛc. &. 150, 
153, 209. 
| Schon diefe beiden Ausnahmen von der Regel (und 
daß fie folche find, ift feither noch nicht beftritten worden) 
weiſen unzweifelhaft auf die regula contraria hin, die 
auch noch durch Art. 77 ihre befondere Beftätigung erhäft. 
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Diefer Artifel entfcheidet naͤmlich nach Analogie-des Art. 
73 vom freiwilligen Rückteitt des phyſiſchen Uchebers re 
integra die Frage, wann Straflofigfeit in der Perfon des 
Anftifters eintrete, dahin: er ſey ſtraflos, wenn er „die 
Ausführung des beabfichtigten Verbrechens verhindere, 
oder wenigſtens der Obrigkeit fo zeitig die (eine) Anzeige 
von der Verabredung mache, daß fie (diefe) die Ausfuͤ h⸗ 
rung verhindern könne”. Alſo ohne Ausführung 
des angeftifteten Verbrechens ift der -Anftifter eben fo ftraf- 
108, wie es der Angeftiftete ift, während, wenn er „nur 
die Aeußerung , wodurch er den Andern zu dem verbreche: 
rifchen Entſchluſſe beſtimmt Hatte, wieder zuruͤckgenommen, 
oder denfelben fonft, fo viel an ihm lag, von der Aus⸗ 
führung abzuhalten gefucht hat, ihn, wenn das Wer: 
beechen dennoh ausgeführt murde, die Strafe des 
nicht beendigten Verſuchs trifft”, d. h. ftraflos Fann er 
bier nicht ausgehen, weil ex dennoch die moralifche Urſache 
des verubten Verbrechens ift, aber die (wenngleich 
erfolglos) erwieſene thätige Reue fegt feine Strafbarkeit - 
um zwei Stufen tiefer ald die des Thäters herab. Wäre 
hingegen der Geſetzgeber von der felbftftändigen 
Steafbarfeit der, mit der Beftimmung des fremden Wils 
lens vollendeten Anftiftung ausgegangen, fo fäme 
nach $. 1 auch in dem erften Falle thätige Reue nach volz - 
lendeter That zu fpät. 

Hiernach ergeben fi) an der Hand der oben ($. 1) 
aufgeführten Fälle folgende, geradezuentgegengefegte 
Enticheidungen. 

I. Es Hat eine Anftiftung ftatt gefunden (was von 
obigen Standpunfte vollendete Anftiftung genannt 
wurde, aber vom Standpunkte des Geſetzes erft Durch den 
Binzuteitt der That — der Ausführung des angeftiftes 
ten Verbrechens — zur Vollendung wird), Bier wurden 

drei Säle unterfchieden : | 
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1) Der Thäter Hat die angeftiftete That vollen: 
det, mithin der Anftifter vollftändig feinen Zweck erreicht 
($. 1. Ziff. 1. a.). Dann, aber auch erft dann, ift nach 
dem Grundfage: „durch Andere gethan, Ift felbft"aethan” 
die Anftiftung objectio (und fubjectiv zu: 
gleich) vollendet, daher den Anftifter die Strafe des 
vollendeten Verbrechens gerade fo trifft, wie wenn er es 
felbft unmittelbar vollfühet Hätte Wenn Dagegen der 
Gefegeber die Anftiftung ſchon mit der Beftimmung des 
fremden Willens ale confummirt annimmt ($. 1), fo muͤß⸗ 
ten für diefen Fall die Grundfäge von der-Concurrenz 
‚eintreten. Am einleuchtendften wird dies durch Art. 159 
von der activen Beftechung dargethan, welche zwar formell 
ein felbftftändiges Verbrechen bildet, aber ihrem Wefen 
nad) nur ein keſonders Hervorgehobener Hall der Anftiftung 
duch Geben oder Verſprechen eines Lohne (Art. 74) iſt. 
Diefe Handlung iſt ihrer befonderen Gefährlichfelt wegen 
ausnahmsweiſe ſchon mit dem Beftechens d.h. dem Anftif: 
tenwollen ( „mag. das Angebotene angenommen worden 
feyn, oder.nicht”) confummirt. ft aber, Heißt es weiter, 
das Dargebotene angenommen, „und in Folge der Be: 
ſtechung die von dem Beltechenden beabfichtigte pflichts 
- widrige Handlung wirklich gefchehen, fo kommen 
die allgemeinen Grundfäge über Thellnahme (Art. 87 und 
404) und Zufammenfluß von Verbrechen zuc Ans 
wendung”, d. h. der Beftechende (Anftifter) haftet auch 
noch für Das in Folge feiner Beftechung KAnftiftung) von 
dem Öffentlichen Diener veruͤbte Verbrechen, fofern es ein 
gemifchtes Amtsverbrechen iſt. Vgl. Staatsverbecchen x 
S. 88 — 80. 

Hiernach ergiebt ſich ſchon der erfte Gegenſatz 
zwiſchen beiden Standpunkten, und zwar gerade da, wo 
man beim erſten Anblick meinen ſollte, daß ſie zu denſelben 
Reſultaten fuͤhren muͤßten. Dies iſt aber nachgewieſener⸗ 
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maßen nicht der Fall. Denn wo bier nur vollendete Ans 
ftiftung (volle Haftung für ein durch einen Andern vollens 
detes . Verbrechen) vorliegt, müßte dort die Strafe der 
(angeblich) vollendeten Anftiftung mit der Strafe des durch 
den THäter vollführten Verbrechens concurriren, d. bi 
er wäre doppelt ftrafbar. Um mie viel mehr werden nicht 
erft die Gegenfäge in den weiteren Sällen hervortreten. | 

2) Der Thaͤter Fam nicht weiter al® bis zum bes 
endigten Verſuch (conatus perfectus) der ängeftifs 
teten That, fo daß der Anftifter feinen Zweck gar nicht 
oder nur theilweife erreichte ($. 1. Ziff. 1.b.). Dann hafs 
ten beide, Anftifter und Thäter, nur wegen beendigten 
Verſuchs. Denn was zunächft den Anftifter betrifft, fo 
tft es gerade fo anzufehen, als hätte er feldft das Vers 
brechen fo weit und nicht meiter fortgefüärt, indem dev 
Thäter, als fein Werkzeug, in objeetiver Hinfiht Eine Per: 
fon mit ihm bildet. In anderen, der Anftiftung aͤhnli⸗ 
hen Källen, 3. B. wenn Jemand ein Thier, ein Kind, 
einen Wahnfinnigen 2. auf einen Andern hetzt, zweifelt 
auch Niemand daran, daß der Heger nicht weiter hafte, 
als fein Werkzeug für das beabfichtigte Verbrechen thätig 
war. Hier aber foll e8 anders feyn, d. h. die Strafe der 
vollendeten Anftiftung mit der Stüafe des beendigten 
Verſuchs des ausgeführten Verbrechens concurriren? 
Und doch betrifft der Unterfchied nur die Befchaffens 
heit: des Werkzeugs, fofeen hier ein zurechnungsfähiges 
Subject, welches daher für feine verbrecherifche Thätigfeit 
mit zu haften hat, dort nur ein Thler oder willenloſes 
Subject, welches daher nicht mit zu haften hat, vorausges 
jegt wird.* 

Somit wäre der zweite Gegenfaß gewonnen, nam: 
lich vom Standpunfte des Geſetzes nur beendigter Verſuch 
der Anftiftung (Haften für einen Durch einen Andern ausge: 
führten beendigten Verſuch), vom obigen Standpunkte 
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dagegen vollendete Anſtiftung in Concurrenz mit 
der Strafe des beendigten Verſuchs des angeſtifteten Ver⸗ 
brechens, alfo wiederum eine Doppelte Strafe für eine 
Handlung, die nach richtigen Geundfägen nur Eine iſt, 
und nur Eine Seite ihrer firafrechtlihen Beurtheilung 
‚ barbietet. 

3) Der Thaͤter Fam nicht weiter als bis zum nahen 
Verſuch (conatus proximus, nicht beendigter Verſuch), 
fo daß der Zweck des Anftifterd völlig verfehlt wurde ($.1. 
Ziff. 1. lit. c.). Hier laffen fich zwei Zälle denken: 

a) entweder wurde der Thäter wider feinen 
Willen an der Vollendung des Berbrechend gehin- 
dert, oder 
b) ev gab freiwillig re integra das Verbre⸗ 
hen auf. 
| Dog in dem erften Kalle den Thäter die Steafe- 
des nahen, in dem zweiten gar feine Strafe treffe, iſt uns 
beftritten.. Wie aber verhält es fich mit dem Anftifter ? 
Vom obigen Standpunkte betrachtet, wuͤrde ihn im erften 
Kalle die Strafe der vollendeten Anftiftung In Bers 
bindung (Concurrenz) mit der Strafe des nahen Vers 
ſuchs, alfo, wie oben, eine doppelte Strafe treffen, im: 
zweiten Falle — gleichfalls, weil thätige Reue des Thäs 
ters vor der That ihm nicht zu Gute kommen fann. Hin; 
gegen vom Standpunfte des Geſetzes, d. h. nach) dem 
Satze: „durch Andere gethan, ift felbft gethan”, würde 
dem Anftifter im erften Halle Feine doppelte, ſondern nur 
die einfache Strafe des nahen (nicht beendigten) Ber: 
ſuchs treffen, und im zweiten Falle gar Feine, weil der 
Thäter ja „nichts (ftrafbares) gethan hat”, und es wider: 
fprechend wäre, ihm eine ftraflofe That zur Strafbars 
Feit anzurechnen. Sein Ausführungswerkzeug und Er 
find, obwohl in fubzjectiver Hinficht ein getrennter, 
mithin doppelter verbrecherifcher Wille vorliegt, vermöge 
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‚jener Rechtöregel in objectiver Hinficht Eins, d. h. für 


beide wird eine objectiv ftrafbare Handlung voraus: _ 


geſetzt, woran es hier fehlt, weil zum ſtrafbaren Verſuch 


eines Verbrechens weſentlich das Merkmal des Gehindert: 


werdens „wider feinen Willen” gehört, wie ſchon die P. 


G. O. und auch-die neueren Legislationen ſich ausdrücken. 


Endlich hat ja auch das Geſetz, indem es den Anſtifter 
nach Ziff. 2 und 3 nur fo weit haften läßt, als die 
äußere Thätigkeit feines Werkzeugs ging, ungeachtet er zu 
etwas ſchwererem (nämlich zue Vollendung des Verbre⸗ 
chens) angeftiftet Hatte, damit ausgefprochen, daß die 
geringere ftrafbare Thätigkeit des Thaͤters auch dem 
Anftifter zu Gute kommen folle, und dies führt mit 
Einem Schritte von der Straflofigfeit des Thäters 
auch auf die des Anftiftere. Man vermwechfelt daher offen: 
bar die verfohiedenen Standpunfte, wenn man erſteres 
zugiebt, letzteres hingegen laͤugnet. 

Somit waͤre der dritte und vierte Gegenſatz ge⸗ 
wonnen, naͤmlich vom Standpunkte des Geſetzes nur 
naher Verſuch der Anſtiftung (Haften fuͤr einen, durch 
einen Andern ausgeführten nahen Verſuch), beziehungs⸗ 
weiſe Strafloſigkeit, waͤhrend nach dem obigen 
Standpunkte in beiden Faͤllen vollendete Anſtiftung 
in Concurrenz mit der Strafe des nahen Verſuchs 
vorlaͤge. 


4) Der Thaͤter kam nicht weiter als bis zum ent⸗ 


fernten Verſuch (conatus remotus) des Verbrechens, 
ſo daß der Zweck des Anſtifters auch hier voͤllig vereitelt 


wurde. Hier wurden ($.1. Ziff. 1. lit. d.) drei Faͤlle 


unterfchieden: 

a) Die Vorbereitungshandlung iſt geſetzlich 
ſtraflos. Dann trifft den Thäter, und mit ihm auch 
den Anftifter Feine Strafe, weil es an einer objectiv ftraf- 
baren Handlung fehlt, die ihm zugerechnet werden koͤnnte. 
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Dingegen nach) dem obigen Standpunfte träfe ihn jedenfalls 
die Strafe der oollendeten Anftiftung. 

b) Sie gehört zu den ausnahmsmweife ſtraf⸗ 
baren Borbereitungshandlungen. Dann trifft den Thaͤ⸗ 
ter, und mit ihm auch den Anftifter die gefeglich angebrohte 
Strafe, während nach dem obigen Standpunfte damit 
die Strafe dee vollendeten Anftiftung concucriren 
müßte. Oder 

c) der Thäter fiand freiwillig und re in- 
tegra von einer folhen (ausnahmsmeife ftrafbaren) Vor⸗ 
bereitungshandlung ab. Dann trifft ihn, und mit ihm 
auch den Anftifter aus den oben beim nahen Verſuch 
(Ziff. 3) entwickelten Gründen Peine Strafe, während 
von jenem Standpunfte der Anftifter mit der Strafe der 
vollendeten Anftiftung in&oncurrenz mit ber der 
Vorbereitungshandlung zu belegen wäre. Denn vollendet 
ift Die Anftiftung fchon mit der Beftimmung des fremden 
Willens, und nach diefer rein fubjectiven Auffaflungsmeife 
kann ihm auch hier fremde thätige Reue nicht zu Gute 
fommen. Allein der Anftifter giebt nur den 
Willen zur That her, der Thäter die Auss 
führung, und fo ift ihm der Thäter Feine 
fremde Perfon, fondern fein Stelivertreter, 
fein. anderes Ich, für deffen Thätigfeit er 
su haften, alfo auch nicht zu haften hat, 
wenn diefer nichts zu verantworten hat. 

Somit wäre der fünfte, fehste und fiebente 
Gegenſatz zwifchen beiden Standpunften getwonnen, und es 
läßt ſich auch gar nicht anders erwarten, ald daß fie in 
allen und jeden Beziehungen zu Gegenfägen führen müffen. 

5) Der Thäter gab, ohme noch einen Schritt 
sur Realiſirung des Verbrechens gethan zu haben, daſſelbe 
freiwillig auf, oder wurde durch Tod, Krankheit oder ans 
dere zwingende Umftände davon abgehalten ($. 4. Ziff. 1 
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lit. e.). Dann trifft ihn, und mit ihm auch den Anftifter 
wiederum (um fo mehr) feine Strafe, während nach dem 
obigen Standpunfte er die Strafe dev vollendeten Ans 
ſtiftung verwirkt hätte. Inconſequent ift ed dann aber, 
nicht auch den Angeftifteten dafür zu firafen, daß ee 
fi hatte anftiften laffen, wenn ihn zwingende Umftände- 
von dem erften verbrecherifchen Schritte zuruͤckhielten. 

Damit wäre der achte Gegiſſatz zwifchen beiden 
Standpunften gewonnen. 

6) Der Thäter föhnte fich bei einem nur auf Klage 
zu unterfuchenden Verbrechen, welches er. ftrafgefeßtwidrig 
vollendet oder verfucht Hatte, mit dem Verletzten aus, und 
entging aus diefem Grunde der an fich verwirften Strafe 
(6.1. Ziff. 1. lit. £.). Dem Anftiftee kann dies nach jenem 
Standpunkte nicht zu Gute fommen, vielmehr trifft ihn 
danach auch- hier die Strafe der vollendeten Anftiftung 
in Concurrenz mit der des vollendeten oder verfuchten 
Verbrechens. Dom. Standpunkte des Geſetzes Fönnte ihn 
dagegen nur die letztere Strafe treffen, diefe aber trifft ihn 
darum, weil hier in der Perfon des Thäterg eine objectip 
ſtrafbare Handlung vorliegt, und der Verlegte ihm 
nicht perfönlich verziehen hat, wie 3. B. auch daraus, daß 
der Thäter begnadigt wird, nicht mit Nothwendigkeit folgt, 
daß die Begnadigung auch dem Unftifter zu Theil werden 
muͤſſe. In fofern iſt diefer Fall als Fall eines befondes 
ten Tilgungsgrundes der Strafbarkfeit (objectiv ftrafbarer 
Handlungen) wefentlich verfchleden von den bisher befpros 
chenen Fällen, wo Feine objectiv ftrafbare Handlung vors 
Hegt, die der Mandans zu vertreten, oder wofür er zu 
haften hätte. Gleichwohl lieat e8, vom Standpunfte des 
Gefeges betrachtet, dem Gefegeber fehr nahe, den 
Verzicht auf das Klagrecht (jus agendi) oder auf die bes 
reits erhobene Klage (actio) gegen den Einen Theilnehmer, 
duch auf die uͤbrigen Theilnehmer auszudehnen,, alfo mit 
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dem Thäter auch dem Amftifter, und umgefehrt, zu Gute 
fommen zu laflen, wie e8 auch die neueren Legislationen 
anerkannt haben. Diefe gefeglihe Ausnahme müßte ſich 
freilich auch jener Standpunft gefallen laſſen; allein jedens 
falle liegt fie ihm fehr ferne, theils an fich, theils weil 
der Anftifter hier eine doppelte Strafe vermirft hat, 
während fie ganzin der Analogie des bisher entwickelten 
gefeglichen —— — liegt. 

Hiernach waͤre der neunte Gegenſatz zwiſchen beiden 
Standpunkten gewonnen, und damit ſchließt ſich zugleich 
die Kategorie der vom obigen Standpunkte f. g. vollens 
deten Anftiftung, wonach jegt weiter zu unterſuchen wäre, 
wie die von eben diefem Standpunfte f. g. verſuchte 
Anftiftung nach dem entgegengefegten Standpunkte des 
Gefeges zu beurtheilen ſey. Daß auch hier überall Ges 
genfäge hervortreten werden, muß ſchon von vornherein 
erwartet twerden. 

II. Es hat noch Feine Anftiftung ftatt gefunden, 
ſondern der Anſtifter war nur thaͤtig dafuͤr. Fuͤr dieſe 
vom Standpunkte der ſelbſtſtaͤndigen Strafbarkeit der An- 
ſtiftung, ſ. g. verfuchte Anſtiftung, wurden oben (6. 1 
Ziff. 2) folgende Faͤlle unterſchieden: 

1) Beendigter Verſuch (conatus perfectus) 
der Anftiftung,, wenn der Anftifter von feiner Seite Alles 
gethan Hat, um den Willen eines Andern zu Begehung 
eines gewiſſen Verbrechens zu beftimmen, aber damit nicht 
durchdrang (jener ſich nicht anftiften laſſen wollte); ober, 
als odjectiv unfchädliche beendigte VBerfuchshandlung, wenn: 
ee. den Anzuftiftenden ſchon für fich für die Begehung des. 
Berdrechens beftimmt fand, ihn alfo nicht determiniren 
fonnte _ 

Giebt ed nun eine mit der bloßen Beſtimmung des 
fremden Willens, ald vollendeten Anftiftung, vertiefte. 
Strafe, fo muß der Gefeggeber confequentermweife auch für, 
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den beendigten Verſuch derfelben eine felbftftändige Strafe 
andeohen, obgleich hier Fein Angeftifteter, vielmeniger 
eine angeftiftete That vorliegt; und wenn das Geſetz 
(z. B. Württ. Str. G. B. Art. 72) in der Perfon des phys 
fifchen Uchebers objectiv unſchaͤdliche Verſuchshandlungen 
mit einer um eine Stufe nicderern Strafe als die objectio 
fchädlichen bedroht, fo müßte es dies auch bei der Anftifs 
tung audfprechen. Denn aus der Bedrohung einer vols 
lendeten (fey ed phufifchen, oder moralifhen) Miflethat 
folgt noch keineswegs von ſelbſt die Beftrafung auch des 
Verſuchs derfelben. Es Fönnte aber auch der Geſetzgeber 
den Richter auf die Analogie jener Beftimmungen vers. 
weifen, oder ihm im Allgemeinen ein Strafen nach Geſetzes⸗ 
analogie geftatten. 
Unterfagt dagegen der Gefeßgeber im Allgemeinen. 
ein ſolches Strafen (Art. 1 des Württ., des Heffifchen, 
Badenfchen x. Str. G. B.); bedroht er nicht einmal die 
Anfiftung als ſolche mit einer felbftftändigen Strafe, 
verlangt er vielmehr nach dem Srundfage „durch Andere 
gethan, ift felbft gethan“, daß zur Anftiftung ale 
folcher (als bloßen Aeußerung eines verbrecherifchen Willens) 
eine (durch den Stellvertreter ausgeführte) That, und 
zwar eine objectiv ftrafbare That Hinzufomme, weil 
erſt dann beide Eeiten einer ftrafbaren Anftiftung,, die 
fubjective und die objective, vorliegen; und ftellt er endlich 
in Korm ſelbſtſtaͤndiger Verbrechen einige Ausnahmen 
von diefer Regel auf: fo begreift man in der That kaum, 
‚wie die felbfitändige Steafbarfeit eines beendigten 
Berſuchs der Anftiftung als folcher nach Analogie des de- 
lietum perfectum des phufifchen Urhebers, bei dem obens 
drein Wille und That zugleich vorliegen, und, im Hins 
blick auf den obigen zweiten Fall, nach Analogie der objectiv 
unfchädlichen beendigten Verfuchehandlungen des auetor 
physieus delicti (3. B. Württ. Str. ©. B. Art, 72), 
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ohne die größten Widerſpruͤche und ohne die augenfälligfte 
Vermengung eines bloß möglichen (Ipeculativen) Stand, 
punktes mit dem des Gefees behauptet werden kann. 

Vom Standpunfte des Gefeges ift hier vielmehr ga r 
feine Strafe begründet, und nur in dem zweiten Kalle 
koͤnnte dann, aber auch nur dann, eine Strafe wegen ins 
tellettueller Beihülfe (moraliſcher Beftärfung eines 
fremden, ſchon gefaßten verbrecherifchen. Entichluffes) eins 
treten, wenn der f. g. Anftifter, mochte er fich zur Anftifs 
tung was immer für eines. Mittels (Auftrag, Drohung, 
Befehl ꝛtc.) bedient Haben, nach Entdecfung feines Irrthums 
duch Rath den Anzuftiftenden unterftügte, oder ihn fonft 
eenftlich zu feinem Vorhaben aufmunterte; aber auch nur 
unter diefer Vorausſetzung, weil vereitelte Anftiftung (zw 
toelcher animus instigandi gehört) nicht von felbft in 
intelleftuelle Beihhlfe (zu deren Thatbeftand weſentlich 
animus juvandi gehört) übergehen Tann, . mithin der 
f. 9. Anftifter nah Entdeckung feines Irrthums in einer 
andern Richtung (und zwar animo juvandi) thätig 
feyn mußte, wenn er auch nur ale socius intellectualis 
geftraft werden foll. 

Somit wäre der zehnte Gegenſatz zwiſchen beiden 
Standpunkten gewonnen. Was dort mit der Strafe des 
beendigten Verſuchs belegt werden ſoll, erſcheint hier aus 
Mangel am objectiven Thatbeſtande als ſtraflos — und 

foll dennoch nach Analogieen geſtraft werden koͤnnen! Dieſe 
Analogieen paſſen aber nicht einmal, weil das in Bezug 
genommene Geſetz beim phyſiſchen Urheber Wille und. 
That (eine objectiv ftrafbare Handlung) voraugfegt, wähs 
eend hier Leine That im Sinne des Geſttzes vorliegt, 
and wenn einmal nach Analogieen gefucht werden fol, man 
fi) weit eher darauf berufen koͤnnte, daß vereitelte Anfifs 
tung analog den Vorbereitungshandlungen des phnfifchen 
Uchebers ftraflos fey. Sie iſt aber noch weniger ale 


. 
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diefe, weil, wenn die Strafbarfeit der Anftiftung paralı 
1el läuft, mit der des Thäters fich vielmehr folgende Stas 
dien ergeben: vollendete Anftiftung bei vollendeter That, 
verfuchte bei verfuchter , und vorbereitete bei nur vorbereis 
tetee That. Hiernach würde die von jenem Standpunfte 
ald vollendet angenommene Anftiftung nur der Neußes 


tung oder Drohung des Angeftifteten, das Verbrechen‘ 


begehen zu wollen, correfpondiren, und vereitelte Ans 
ſtiftung fände noch meit unter einer ſolchen Drohung, fo 
dag man nicht weiß, was denn — obendrein fo ſchwer — 
gefteaft werden foll, wenn es nicht die gezeigte Immora⸗ 
(tät oder Gefährlichfeit des Eubjects ift, die aber Aber 
die Sphäre des Eriminalgefegebers und des Criminalrich⸗ 
terö Hinausreicht. 

2) Naher Verſuch (conatus proximus) ber 
Anftiftung, wenn der Anftifter ſchon in der Ausführung 
der Huupthandlung, 3. B. des Ueberredens, Drohens ıc. 
(der Bearbeitung des fremden Willens) begriffen war, aber 
z. B. durch die Dazmifchenfunft einer dritten Perfon, 
welche das Vorhaben merfte und gelaufcht hatte, an der 
Erreichung feines (nächften) Zwecks gehindert wurde ($. 1. 
Ziff. 2. lit. b.). 

“Auch Hier tritt cin Gegenfag, und zwar der eilfte, 
aus den gleichen Gründen wie bei dem f. a. beendigten 
Verſuch der Anftiftung hervor, namlich von jenem Stand» 
punfte Strafbarfeit, von diefem Straflofigfeit, 

3) Entfernter Berfuch (conatus remotus) 
der Anftiftung, wenn der Anftifter bisher nur vorbereitende 
Mittel zur Anftiftung getroffen hatte, 3. B. was ihm zu: 
einer planmäfigen Verführung, zu welcher der Unzuftifs 
tende ftufenweife und unvermerft geführt werden follte, 
zweckmaͤßig ſchien ($. 1. Ziff. 2. lit. c.). Nun wird zwar 
der Geſetzgeber, wenn er die Vorbereitungshandlungen in 
dee Perſon des auctor physicus delicti regelmäßig 

Archiv d. Er. R. 1848. II, ©t. it 
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für ſtraflos erflärt, ſolche auch hier (analog) für ftraffrei 
erklaͤren; aber nach der gleichen Analogie wird er bei ges 
wiffen Verbrechen, 3. B. pofitifchen, auch hier Ausnah⸗ 
men zulaflen, alfo trafen, während vom Standpunfte 
des pofitiven Rechts Feine Strafe eintreten Tann. 
Somit märe der zmwölfte Gegenfag zwifchen bei: 
den Standpunften gewonnen. — Nunmehr fragt es 


- Fb.nod: 


II. Wann der Anftifter, fen es zugleich mit, oder 
ohne den Thäter ftraflos fey? In diefer Beziehung 
tourden oben ($. 1. Ziff. 3) folgende Fälle unterfchieden : 


1) Steaflofigkeit des Thäters, aber Strafbarfeit 
des Anftifters, fey es 
a) daß der Thäter (Angeftiftete) das Verbrechen 
überhaupt, oder zu rechter Zeit wieder aufgab; oder 

b) daß derfelbe nicht verflagt wurde. In beiden 
Fällen würde nach dem Obigen den Anftifter die Strafe der 
vollendeten Anftiftung treffen, während er vom 
Standpunkte des Geſetzes nach Ziff. I ftraflos if. Das. 
Gleiche gilt 

c) wenn der Anzuftiftende die Anftiftung zuruͤckwies. 
Denn waͤhrend ihn von jenem Standpunkte die Strafe der 
verſ uhren Anſtiftung trifft, kann ihn vom Standpunkte 
des poſitiven Rechts nach Ziff. II wiederum keine 
Strafe. treffen. An diefe, bereits befprochenen Fälle 
ſchließt ſich: 

2) Strafloſigkeit des Anſtifters, aber Strafbar⸗ 
keit des Thäters. Hier ergab. ſich vom obigen Stand» 
punfte ($. 1. Ziff. 3. lit. b.) das Refultat, daß ein folcher 
Sal undenfbar fey. Denn bei vollendeter Anftiftung. 
kommt thätige Reue zu fpät, und bei verfuchter Anftifr 
tung iſt zwar der Anſtifter ftraffrei, aber ihm gegenüber. 
ſteht Fein ftrafbarer Thaͤter. Vom Standpunfte dei, 
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pofitiven Gefeged ftellt ſich Dagegen die Sache ganz anders 
dar. Denn . | 
a) litat da, mo nad) jenem Standpunfte vollen: 
dete Anftiftung vorliegt, bei welcher tätige Reue zu 
fpät fommen würde, nichts weniger als eine folcye vor, 
weil dazu Vollendung der angeftifteten That ers 
fordert wird, weshalb thätige Reue hier noch vollfommen 
wirken, d. h. Straflofigfeit des Anftifters begrün: 
den kann. Dies druckt auch der Art. 77 des Württenb. 
Str. G. B. ganz richtig und confequent in den Worten aus: 
„Der Anftifter bleibt mit Strafe verfchont, wenn er die 
Ausführung des beabfichtigten Verbrecbens verhindert, 
oder wenigftens der Dbigkeit fo zeitig Anzeige von der Vers. 
abredung gemacht hat, daß fie die Ausführung verhindern 
konnte”. Denn nad) dem vom Gefeßgeber angenommenen 
Drinzipe: „Durch Andere gethan, ift felbft gethan”, fann 
den Anftifter Feine Strafe treffen, wenn gar feine That 
vorliegt. Somit verfteht fich diefe Beftimmung (Abf. 1) 
ganz von felbft, und nur die daran ſich anfchliegende meis 
tere Beftinnmung (Abf. 2) enthält etwas Eigenthumliches, 
was, um den Segenfaß beſſer hervortreten zu laflen, den 
Geſetzgeber veranlaßte, auch jene Beftimmung in das Gefeg 
aufzunehmen, wie Achnliches z. B. auch im Art. 383, nur 
in der umgefehrren Ordnung ,. vorfommt. Der Abf. 2 
ſpricht nämlich aus, daß, wenn der Anftifter zwar bemüht 
war, die angeftiftere That zu verhindern, aber feinen Zweck 
nicht erceichte, mithin die That dennoch gefchah (voll 
endet wurde), derfelbe wegen gezeigter thätiger Reue mit 
einee um zwei Stufen niedererer Strafe zu belegen fey, als 
ber Thäter, nämlich mit der Strafe des conatus proximus. 
Dies iſt fehe mild, und Aehnliches kommt aus politifchen 
Gruͤnden (denn moralifhe Gruͤnde refpectirt das Abs 
ſchreckungsprinzip nicht) auch noch bei einigen anderen Ber: 
‚ brechen vor, 3. B. in dem vorerwähnten Art. 378. Abt. 1. 
" ur 
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Auf Straflofigfeit kann Hier nämlich der Anftiftee darum 
nicht Anſpruch machen, weil mit der Anftiftung zugleich 
eine That vorliegt, und ihm diefe That, ungeachtet ſei⸗ 
ner Bemühungen fie zu verhindern, unzweifelhaft impu⸗ 
tiet werden kann. Denn mer ift als die moralifche Urſache 
derfelben anzufehen? Niemand anders als er. Aber die 
erwiefene thatige Reue foll ihm jedenfalls als Milderungs⸗ 
geund angerechnet werden. 

Somit wäre der dreizehnte Gegenſatz gewonnen. 
Denn nad jenem Etandpunfte Ffünnte der Anftifter nies 
mals Straflofigfeit erwirken; nach diefem hingegen wäre 
ed widerſprechend ihn zu ftrafen. 

b) Es liegt von jenem Standpunfte verfuchte 
oder vorbereitete Anftiftung vor; dann kann fich allers 
dings der Anftifter durch freimilliges Aufgeben des Plans 
‚ Steaflofigfeit erwirfen, aber nach Analogie vom auctor 
physicus delicti doch nur dann, wenn res integrä vor⸗ 
Handen ift, alfo mit Ausfchluß des beendigten Verfuche. 
Dei diefem, als einer in fi abgefchloffenen That, 
wäre Straflofigfeit wegen freiwilligen Ruͤcktritts eben fo 
wenig möglih, als z. B. der phyſiſche Ucheber dadurch 
ftraflo8 wird, daß er nach verfehltem erften Schuffe den 
zweiten, den er noch hätte thun Fönnen, freimillig aufs 
giebt. Bielmehr hat er dann immer die Strafe des beens 
digten Verſuchs vermwirft, fo daß thätige Reue hier nur 
die Wirfung hat, daß er einer firengeren Etrafe ents 
geht, nämlich der Strafe des vollendeten Verbrechens , die 
ihn getroffen haben würde, wenn er, ftatt die mißfungene 
That aufzugeben, fie bis zue Vollendung fortgeführt hätte. 
So auch bei dem Anftifter, den daher, ungeachtet des 
freiwilligen Yufgebens feines Vorhabens, immer noch die 
Strafe des beendigten Verſuchs der Anftiftung 
treffen müßte, während er vom Standpunfte des pofitiven 
Geſetzes ſtraflos ift, weil hier nicht einmal eine 


zur Lehre von der Theilnahme am Verbrechen. 297 


wirkliche Anftiftung, vielweniger eine That (Ausführung 
der Anftiftung) vorliegt. Somit wäre der vierzehnte 
Gegenfag zwifchen beiden Standpunften gewonnen, und 
damit gewiß überzeugend dargethan, daß eine willkuͤrliche 
Vermengung beider Standpunkte zu den groͤßten inneren 
Widerſpruͤchen fuͤhrt. 


Geht der Geſetzgeber von der Theſis aus: „durch 
Andere gethan, iſt ſelbſt gethan“, fo wird zur ſtrafbaren 
Anſtiftung in objectiver Hinſicht zweierlei vorausgeſetzt: 
1) eine ſtrafbare That (volle, oder theilweiſe ſtrafgeſetzwidrige 
Ausführung der Anftiftung), und zwar 2) in Folge der An: 
ftiftung. Fehlt es daher an der einen oder andern Voraus⸗ 
fegung, mehr alfo noch : iſt nicht einmal eine (wirkliche) Anz 
ftiftung vorhanden, fo iſt Feine Strafe begründet, weil 
das Gefe für diefe Fälle. feine felbfiftändige Strafe feſt⸗ 
| geſetzt hat, und der Umfang des ˖Strafgebiets Durch Analo⸗ 
gie nicht erweitert werden darf. 


$. 3. 


Die gleiche Frage entfieht bei der Beihuͤlfe und 
der Begünftigung. Aus der, wie im Eingange nach: 
gewieſen wurde, Selbftftändigkeit ihres Begriffs und 
THatbeftandes (welcher als nothwendig gedacht wers 
den muß, weil es fonft nur Mitucheber gäbe) folgt naͤm⸗ 
lich noch nicht die Selbfiftändigkeit ihrer Strafbarfeit, 
d. h. die Unabhängigkeit derfelben von einem ftrafbaren 
Urheber, oder von einer fonftigen ſtrafbaren Perfon, roelche 
hier als Hauptperſon erfcheint, wie z. B. bei der Begüns 
figung eines Gehuͤlfen; vielmehr wird der Gefeggeber auch 
hier, vom richtigen ftrafgefeglichen Standpunfte aus⸗ 
gehend, zur Strafbarkeit der Beihülfe und der Beguͤnſti⸗ 
gung eine objectiv firafbare Handlung (Haupt 
handlung) erfordern, zu welcher geholfen oder Hinfichtlich 
„” . 
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welcher begünftigt wurde. Ya eine ſtrafbare Beihülfe 
zu einer objectiv (nicht bloß fubjectiv) ftraflofen 
Handlung, und eben fo ftrafbare Begünftigungen einer 
o biectiv ſtrafloſen Handlung wären ein Widerſpruch, 
weil dies mit andern Worten ausdrücken würde, die vers 
brecheriſche Abficht (den bloßen animus juvandi, bezies 
hungsweiſe animus favendi) ohne correfpondirende ges 
meinfhädlihe Handlung zu firafen. 

Daß ſchon das roͤmiſche Recht, ungeachtet feiner 
prädominirenden fubjectiven Auffaſſungsweiſe, eine ftraf: 
bare Beihülfe und Begünftigung nuc in Beziehung auf 
- objective ftrafbare Handlungen annimmt, erhellt theild aus 
- der hier öfter vorkommenden allgemeinen Formel: cujus 
ope consilio dolo malo hoc factum est; hoc d. h. die 
vorgenannten verbrecherifchen Handlungen, welche in der 
Derfon des Uchebers mit Strafe bedroht waren; theils 
aus den in andern Volksſchluͤſſen aufgezählten fpeziellen 
Beihülfehandlungen zu gewiſſen Verbrechen; theils endlich 
aus dem celare furem, recipere latrones x. Weberhaupt 
ift e8 ein großer Jrrthum, wenn man meint, das römiiche 
Recht fiche darin gewiffen neueren Strafrechtsſyſtemen 
gleich, daß es, zunaͤchſt von dem böfen Willen ausgehend, 
. darauf das ganze Eriminalrecht baue, indem fich die fubs 
jective Auffaſſungsweiſe derfelben nur innerhalb objectio 
fehr fchwerer Verbrechen bewegt, und ein verbrederis 
ſcher Wille ohne ein Verbrechen ale feine Grundlage 
den Römern ein juridifches Unding erfchienen wäre. Sonft 
müßte 3. B. auch derjenige, welcher eine ftrafbare Hands 
fung zu begehen glaubt (z. B. Selbſthuͤlfe), während es 
eine gefeglich erlaubte Handlung war (3. B. Selbfiverthels 
digung), furz ed müßte dann auch in den Fällen das f. g. 
Scheins oder Putativverbrechen geftraft werden. - Dies 
hieße aber mit andern Worten, daß nicht der objective 
Wille des Gefeges darüber entfcheide, was eine 


zur Lehre von der Theilnahme am Verbrechen. 299 


firafbare Handlung fey, fondern der boͤſe Wille des 
Einzelnen, diefer mithin ftraflofe Handlungen zu Vers 
breden machen kann. Was wäre dies aber anders, 
ale den böfen Willen, die Smmoralität, als verbres 
cheriſchen Willen ftrafen? Und wenn in diefen Fällen 
die Gränze zwifchen der Jmmoralität und dem bürgerlich 
firafbaren Verbrechen vernichtet werden darf, wie follte 
man fie nicht noch viel weiter aufheben fönnen? Damit 
fann und foll natüclich fein Indifferentismusg gegen 
moralifch . fehlechte Handlungen, fo weit fie dem Straf: 
gebiete des Außeren Richters entzogen find, ausgefprochen. 
werden; fondern nur, daß der Gefeßgeber, namentlich in - 
einem chriſtlichen Staate, fich dabei beruhigen muß, daß 
ed hier (mie für fo viele andere Unfittlichkeiten, Lafter und 
Sünden) einen andern, höheren und gerechteren 
Bergelter giebt, als er es ſeyn Pönnte, wenn er daß 
Bergeltungsamt auch hier übernehmen wollte und dürfte. 
Nur darf der Geſetzgeber dann nicht Pantheiſt feyn. 

Auch die P. G. O. (Art 178) fpricht von der Beis 
hülfe und Begünftigung „einer Miffethat”, fett alfo eine 
objectiv ftrafbare Handlung, zu welcher Beiftand ꝛc. 
geleiftet wurde, voraus; und nicht anders drücken fich 
auch alle neueren Gefeßgebungen aus, ohne daß fie, wenn 
dieſes Merkmal fehlt, für die Beihülfe und Begünftigung 
um der bloßen Immoralitaͤt der Gefinnung willen eine 
Strafe androhen. 

Hieraus ergeben fich folgende Süße: 

1) Straflos find f. g. Begünftigung und Beihälfe zu 
an fich erlaubten Handlungen, wenn auch der f. 9. 
Gehuͤlfe oder Begünftiger dadurch ein Verbrechen zu unter 
ſtuͤtzen glaubte; und fo verhält es ſich (um diefen oben 
kbergangenen Fall hier nachzuholen) auch mit einem f. 9. 
Haftifter (Schein s oder Putativ⸗Beihuͤlfe, > Degünftigung, 
Unſtiftung). 
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3). Straflos find Beguͤnſtigung und Beihuͤlfe zu. ge⸗ 
ſetzlich noch nicht ſtrafbaren Handlungen (denn 
dieſe ſind von an ſich erlaubten Handlungen, Ziff. 1, wohl 
zu unterſcheiden), welche eine dritte Perſon, namentlich 
als Urheber, veruͤbte, alſo: 

a) zugeſicherte Huͤlfe zu einem Verbrechen, zu deſſen 
Realiſirung, ſey es freiwillig oder unfreiwillig, nicht ein⸗ 
mal der erſte entfernteſte Schritt geſchah ($. 1. Ziff. 1. 
lit. e.); 

b) zugeficherte Beihülfe, oder wirklich geleiftete Bei⸗ 
hülfe oder Begünftigung zu einem Verbrechen, welches in 
der Perfon des Urhebers nicht weiter als bis zu ftraf: 
Iofen Borbereitungshandlungen vorgerüdt war; 
und diefem alle fteht 

c) der Kall gleih, wenn der ‚Urheber freiwillig 
und re integra von dem bereits begonnenen Unternehmen 
‚(der ausnahmsweife ftrafbaren Borbereitungshandlung, oder 
dem nahen Berfuche) abgeftanden war, weil dann gleich: 
falls Feine objectiv ftrafbare Handlung vorliegt ($. 2); 
endlich 

d) wenn beinur auf Klage zu unterfuchenden Verbre⸗ 
en der Urheber nicht verflagt wurde (Str. G. B. 
Art. 136), Denn, wenngleich hier eine objectiv ftrafbare 
Handlung vorliegt, fo hat doch der Gefeßgeber das Prinzip 
der bloß accefforifchen Strafbarfeit der Gehuͤlfen und 
Degünftiger mit Recht analog auch hierauf ausgedehnt. 

Soll dagegen die Beihilfe und Begänftigung feld ft= 
ftändig geftraft werden, fo müßte, da zue Wolfen: 
dung beider weit weniger als zuc Vollendung des Haupt: 
verbrechens, d. 5. in. der Perfon des Urhebers, erfors 
dert wird, in allen diefen Fällen eine Strafe wegen voll: 
endeter Beihülfe oder Begünftigung gerade fo wie nad 
dem Dbigen wegen Anftiftung eintreten, weil der Angeſchul⸗ 
digte den animus juvandi (z. B. auch nur durch Zuficherung 
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feines Beiftandes bei der That) oder favendi äußerlich dar⸗ 
gelegt, und damit fein Verbrechen confummirt hat: 
Dann fönnte auch der Gehuͤlfe, welcher durch Zuficherung 
ſeines Beiftandes bei der That den Urheber in feinem Ent» 
ſchluſſe zu Veruͤbung des Verbrechens moralifch beftärft 
hatte (auctor intellectualis), durch thätige Reue nad) 
der (feiner) That niemals Straflofigkeit erwirken, weil 
diefe zu fpat Fame. Allein das Württemb. Str. ©. 3. 
(Art. 88) und andere Strafgefeggebungen, welche zur 
Streafbarfeit der Breihülfe. eine objectiv ftrafbare 
Handlung, zu welcher phufifche oder intellektuelle (mo⸗ 
raliſche) Beihülfe geleiftet wurde, verlangen, nehmen ums 
geehrt an, daß thätige Reue nach der That re integrs 
nicht zu fpät komme, mithin der Gehülfe, ungeachtet 
der moralifchen Beftärfung des Entſchluſſes des Ucheberg, 
durch die Zufi Herung feines Beiftandes ftraflos bleibe, 
„wenn er. die Zuruͤcknahme feiner Zufage dem Thäter vor 
Ausführung der That und zu einer Zeit, wo diefer noch 
davon abgehalten werden konnte, ausdrüclich erflärt, oder 
die Ausführung durch zeitige Anzeige bei der Obrigkeit zu 
verhindern gefucht hat”. 

Hier wird alfo zur Straflofigkeit eines (intellektuellen) 
Gehuͤlfen ®) nicht einmal fo viel als zur Straflofigs 
keit des thätige Reue zeigenden Anftifters verlangt, Indem, 
wenn er das eine oder das andere gethan hat, dennoch 
aber die That (von dem Urheber) verübt wurde, er 
gleichwohl ftraflos ift. “ 

Nach dem Dbigen ($. 2) ift dagegen für den Anftifter, 
als moralifchen Urfache der That, res integra bei freis 
willigem Rücktritt nur dann vorhanden, wenn er entweder 
die Ausführung Hintertrich, oder Durch zeitige Anzeige 


6) Ets kann Jemand aber auh auf andere Weife, z. B. 
durch Rath, zum intellektuellen Gehülfen werden. 
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bei der Obrigkeit deren amtliche Hintertreibung bewirkt 
werden Fonnte, teährend, wenn er nur den Auftcag, Bes 
fehl ꝛc. zuruͤcknahm, oder fonft (nur) bemüht war, - das 
angeftiftete Verbrechen zu hintertreiben, dieſes aber dennoch 
veruͤbt wurde, er (freilich bedeutend milder) ſtrafbar iſt. 
Hingegen bei dem Gehüuͤlfen reicht zur Strafloſigkeit ſchon 
die ausdruͤckliche Zuruͤcknahme des zugeſicherten Beiſtandes 
hin, ſollte dadurch auch die Veruͤbung des Verbrechens 
nicht verhuͤtet worden ſeyn. Hier fragt es ſich nun, 
ob dies conſequent und richtig entſchieden ſey? Und dieſe 
Frage muß bejaht werden. Denn wenn der Anſtifter nur 
bemuͤht war, das Verbrechen zu verhindern, und ſolches 
dennoch veruͤbt wurde, ſo erſcheint er immer noch als die 
moraliſche Urſſache der That; hingegen dem Gehuͤlfen, 
welcher feine Zufiherung ausdrüclich zuruͤcknimmt, kann 
rechtlich und moralifch nicht vorgeworfen werden, daß in 
feinem zurüdgenommenen Verſprechen eine Mits 
wirfung zur Hervorbringung ded Verbrechens liege, indem 
der Ucheber, wenn er, wiflend daß er feine Unterftügung 
mehr finden werde, dennoch das Verbrechen, alfo nunmehr 
auf feine alleinige Verantwortung, ausführt So tft 
hier res integra vorhanden, während es dort daran fehlt. 
An beiden Fallen ergiebt aber die Entfcheidung des Geſetzes, 
dag Anftiftung und Beihülfe nicht felbftiftändig, 
fondern nur accefforifch oder relativ fteafbar find. 

. . Sind endlih Beihuͤlfe und Begüunftigung ſelbſt⸗ 
ftändig ftrafbar, fo müßte es auch einen ftrafbaren 
Verfuch der einen wie der andern geben. Nun wird 
zwar vielfach die Möglichkeit eines folchen geläugnet; allein 
man fee nur folgende Källe: A will den B morden, findet 
aber Widerftand, und ruft nun dem in ciniger Entfernung 
vorübergehenden C zu, er möge ihm helfen den B todt 
zufchlagen. C ipeingt eilends herbei um zu helfen, allein 
‚gerade als er anfommt, hat A den B todt hingeftrect. 
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Hier Hat er zum Verbrechen helfen wollen, aber noch 
nicht wirklich geholfen; aifo wäre es verfuchte Beihuͤlfe: 
Dder A rüftet einen Wagen zurecht, um die ihm Furz zus 
vor angefündigten geraubten Waaren in einer Höhle zu 
verbergen; che diefe aber herbeigefchafft werden, merden 
die Räuber aufgeariffen. Hier hat A die Räuber begüns 
ftigen wollen, aber e8 blieb beim biegen Wollen. Prüfe 
man nun unparteiifch die Faſſung der Artt. 84 u. 89 ded 
Württ. Str. G. DB. und die dort gebrauchten Beifpiele, fo 
wird man zugeben müflen, daß felche Acte noch nicht gu 
einer vollendeten (wirklichen) Beihuͤlfe und Begünftigung 
ausreichen, und dies wurde auch in der K. d. A. angenoms 
men, aber dabei aufgefprochen, daß ſich die Strafbarfeit 
der verfuchten Beihülfe Calfo wohl auch der verfuchten 
Beguͤnſtigung) von felbft verſtehe. Dies wäre nur nad 
Analogie der, wie die Saffung der Artt. 61 fg. ergeben; 
für den auctor physicus delicti beredyneten Strafbeſtim⸗ 
mungen über das verfuchte Verbrechen möglih. Allein 
dies kann nad) Art. 1 des Str. G. B., welches jede Er⸗ 
weiterung des Umfangs des Strafgebiets durch Geſetzes 
analogie unterfagt, nicht gebilligt werden, wie der Bfi 
ſchon früher (in diefem Archiv, Jahrg. 1846 ©. 128 fg.) 
ausgeführt hat. Auch die verfuchte Anftiftung 
kann aus demfelben und aus andern Gründen nicht beftraft 
werden, und felbft legislativ Täßt fich die Beftrafung ſolcher 
Faͤlle nicht rechtfertigen. Schon die Beftrafung zu dee 
wirklichen, wenn auch noch fo unbedeutenden 
Beihuͤlfe und Begünftigung zu jedem auch noch fo uns 
bedeutenden Vergehen reicht viel zu weit. Die RE 
meer waren darin weit Flüger als wir, die wir mit Hülfe 
allgemeiner Prinzipe viel zu viel ftrafen, und mit dee 
Straffüchtigkeit noch über das Geſetz hinausgehen möchten. 
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| Nachtrag Wie ih aus der jegt erfchienench 
neuen Auflage von Feuerbach's Lehrbuch mit Anmerf. 
von Mittermaier, Gießen 1847, ©. 87, Rotel erfehe, 
fo erkennt zwar auch Mittermaier die hohe Wichtigkeit 
der, auch in dem vorliegenden Aufſatze mehrfach berührten 
Stage an: ob zum Begriff des Anftifters weſentlich gehöre, 
daß er die That Für fich (in feinem Intereſſe) beabfich- 
tige, oder ob Anftiftee auch derjenige feyn koͤnne, welcher 
die hat in fremdem Intereſſe, alfo entweder im 
Intereſſe des Täters felbft, oder eines Dritten, beabſich⸗ 
tigte ? Indeß entfcheidet fih Mittermaier uber diefe Srage 
nicht. Ohne Hier zu wiederholen, was bereite in dent 
erfien, und theilweife auch in diefem zweiten Beitrage zur 
Lehre von der Theilnahme am Verbrechen, hierüber bes 
merft worden ift, und daß die von Mittermaier felbft 
S. 82 Note II mitgetheilte Zaffung der neueren Steaf- 
gefeßgebungen jene Befchränfung nicht enthalten, und diefe 
doch wohl aufgenommen haben würden, wenn es ein zur 
Definition gehöriges wefentlihes Merkmal wäre: fo 
wird man jedenfalls zugeben müffen, dag Anftiftung in 
eignem und in fremdem Intereſſe mit einander zuſam⸗ 
mentreffen fönnen, wie 3. B. bei einer Anftiftung zum 
gewaltfamen Ausbruh aus dem Gefängniffe, indem der 
Anftifter Hier fichee Fein Gehör finden wurde, wenn er nur 
in feinem, und nicht zugleich und zwar vorzugsweife, 
in fremdem Intereſſe anftiftete. Soll man hier nun teen: 
sen, alfo fagen: in jener Beziehung fei er allerdings 
Anftifter, in diefer Hingegen nicht, müßte daher nach 
andern (aber welchen?) Grundſaͤtzen behandelt werden, fo 
biege dies mit andern Worten, daß eine und diefelbe uns 
trennbare Thätigfeit zugleich Anftiftung und Nicht: 
Anftiftung ſey, alfo ſich begriffsmäßig aufhebe. Denn 
das „in fremden Intereſſe“ ift unvereinbar mit dem ex⸗ 
elufio „in eignem Intereſſe“, und umgefchrt jenes, 
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wenn es intellektuelle Beihuͤlfe7) feyn fol, mit diefem. 
Man nehme aber noch folgenden, befonderd praftifchen 
und Daher in allen neueren Gefeggebungen vorkommenden 
Fall, den der Act. 403 des Württemb. Str. ©. B. fo bes 
ftimmt: „Haben Staatöbeamte oder Öffentliche Behörden 
ihren untergebenen Beamten, Dienern oder untergeordneten 
Behörden in Verhältniffen, wo fie zu gehorchen ſchuldig 
find, eine Handlung befohlen, welche bloß ald Mißbrauch 
der Amtsgewalt, Weberfchreitung der Amtsbefugniſſe oder 
Verlegung der Amtspfliht ftrafbar ift, fo wird nur der 
befehlende Theit verantwortlih, fofern der gehor⸗ 
chende der Vorſchrift des $. 53 nachgefommen ift”, Hier 
will der Befehlende die Handlung regelmäßig nicht für fich, 
fondern im öffentlihen Intereſſe, im Interefle 
des Staats, und gleichwohl ift er eben fo gut Anftifter 
des auf feinen Befehl verubten Dienftverbrechene, als wenn 
ee daffelbe entweder aus Privatrüdfichten (in feinem 
Intereſſe), oder wenn er feine amtliche, fondern eine 
Privathbandlung (zu feinem Nugen) geboten hätte, 
und diefer (freilich unbefugt) Folge geleiftet wäre. . Ehen 
fo bedroht Art. 445 den Häufig vorfommenden Kal, daß 
ein Zoll⸗ oder Acciſediener einen Pflichtigen,, den er ents 
weder wegen früherer nicht unterfuchter Defraudationen 
im Berdacht Hat, und jegt gern einmal „fangen” möchte; 
‘oder den er auch abgefehen hievon, 3. B. aus Keindfchaft, 
Race ꝛc, gern ftraffällig machen möchte, — duch Täus 
fung aueiner Uebertretung der Abgabegeſetze inducirt, z. B. 
indem ee fo thut, als wolle er ein Auge zudruͤcken, wenn 
ſolches gefehähe, und Jenen, der zuvor mit diefem Gedans 
fen gar nicht umgegangen war, zur Unredlichkeit verleitet: - 
Iſt ein folcher nicht gleichmäßig Anftiftee der verübten 

7) wozu denn aber, wie nadhgewiefen wurde, ein ganz anderer 

Begriff derfelben aufgeftelt werden müßte. 
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Defraude, er. mag, wie im erften Kalle. im (angeblichen) 
dffentlihen Intereffe, oder, wie im zweiten, aus 
Privatruͤckſichten ſolches gethan haben, und in beiden 
Fällen weit ahndungswuͤrdiger als der Thäter? Denn 
wollte man fich hier Hinter einen, den dolus ausfchliegenden 
fe. 9. übertriebenen Amtseifer, welcher nur disci⸗ 
plinarifch zu ahnden fey, flüchten, was würde, mas müßte 
das unbefangene Rechtögefühl zu einem folchen Schutze des 
Büreaufratismus fagen? Wo es fih von Schlechtig⸗ 
keiten handelt, wie folche hier vorliegen, kann von über: 
triebenem Amtseifer niemald die Rede ſeyn, wie fich dies 
jeder öffentliche Diener nach feinem Gewiſſen felbft fagen 
muß. Eben fo, wenn geheime Soͤldlinge der Polizei 
(agents provocateurs, provocirende Agenten), alſo fogar 
vom Staat für ſolche Echlechtigfeiten, ja Verbrechen bes 
ftellte und belohnte Subjecte , ihre Thätigfeit darauf richs 
gen, Individuen, die man gern in ſchwere Strafe bringen 
und Dadurch befeitigen möchte, zu huchverrätherifchen oder 
aufrührerifchen Unternehmungen zu verleiten (anzuftiften), 
und wenn fie diefelden gluͤcklichin ihr Netz gebracht haben, 
der Obrigkeit verrathen. Würden folche Subjecte, wenn 
fie gleich nicht in ihrem, fondern im Öffentlihen In⸗ 
tereffe folches thun, und in diefer fchmachvollen Eigen⸗ 
ſchaft entlarvt werden Fönnten, nicht unzweifelhaft ale 
Unftifter des hochverrätherifchen 2c. Unternehmens zu 
betrachten ſeyn? Oder es thäte folches ein Diener der Pos 
lizei auf eigne Gefahr und Rechnung um des (angeblichen) 
Intereſſes des Staats willen, — follen folde Schlech⸗ 
tigfeiten nod auf Rechnung eines übertriebenen Amtes 
eifers gehen, oder nicht vielmehr eben die ſer Schlech⸗ 
tigfeit wegen ald Anftiftung beftraft werden, wenn 
auch Fein eignes Intereſſe ihn dazu beftimmte? Wehe einer 
Streafjuftiz, melche fich für erfteres entfchieden, und 
wehe zugleih der obrigfeitlihen Auctorität, 
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welche durch folche Mittel aufrecht erhalten werden follte, 
Denn in einem, nur mit Drdnungsftrafe zu ahndenden 
f. 9. „übertriebenen Amtseifer” liegt für den. Schuldigen 
auf der einen Seite ein Lob, wie auf der andern ein Tadel, 
während Echicchtigfeiten niemats Lob, und immer mehr 
als bloßen Tadel verdienen, und die Strafjuftiz, fo geheim 
fie auch fonft iſt, gerade in folhen Fällen am geheim; 
ften ift, d. h. das Volk in der Regel nichts davon erfährt, 
Damit nicht die Auctorität des halb gelobten und halb 
(nur) getadelten öffentlichen Dienerd unter der Vefannts - 
machung der Drdnungsftrafe, die ohnchin nur das bs 
reaufratifche Vechaͤltniß betrifft, leiden möchte. 


Uebrigens ergiebt ſich aus diefen Betrachtungen, wie 
viel weiter felbft das, von Manchen für den Begriff _ 
der Anftiftung nothwendig gehaltene Merfmal: „für. fich”, 
oder „im eignen Intereffe” geht, als gewöhnlich angenoms 
men wird. Denn regelmäßig denft man fi darunter 
den Kall, daß der Anftifter von dem Verbrechen felbft, 
welches für ihn durch einen Andern verübt wurde, irgend 
einen Nugen oder Vortheil Habe, follte diefer 3. B. auch 
nur in Befriedigung feiner Rachfucht an dem mißhandelten 
oder getödteten Gegner beftehen, wofür dem Thaͤter In 
der Regel Lohn, Dank, Verfprebungen x. zu 
Theil werden. Die oben bei öffentlichen Dienern gemachte 
Unterfcheidung zwiſchen dem eignen ‘und dem üffents 
lichen Intereſſe (von welchen uns hier nur der erfte Kal 
angeht)‘ hat aber auch Fälle ergeben, daß ein Anftifter 
feinen Nutzen von dem Verbrechen felbft, fondern nur 
von der Beftrafung deflelben, und zwar an dem von 
ihm verleiteten Thäter felbft, Haben kann, ins 
dem Feindfchgft, Rache 2. (alſo Privatrückfichten) ihn 
beftimmten,, denfelben in dad Verderben hinein zu zichen, 
fo dag man jedenfalld nur uneigentlih fagen kann, dat 
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diefer das Verbrechen „für Ihn” begangen habe. Am 
Sinne des Anftifters follte er es vielmehr „gegen fich 
felbft” begehen, und beging es auch unbewußt gegen fich 
ſelbſt, indem er die Motive der Anftiftung nicht erfannte. 
Und doch wird man, ausgehend vom natürlichen Bes - 
geiffe der Anftiftung, mie ihn auch die neueren Legis⸗ 
fationen anerkennen, darin eben fo wenig etwas Wider: 
fprechendes, wie in einer Anftiftung In fremdem In⸗ 
tereffe, finden koͤnnen. 
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VII. n 
Neue bedeutende Rechtsſpruüche 
über wichtige 


Sragenber Strafgefeggebung, 


mitgetheilt mit Bemerkungen 
von 


Mittermeier”). 
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I. 


Franzöſiſche Entfheidungen über die Frage: ® 
„in wie fern ehrenverlegende Urtbeile in Angelegene 
beiten öffentlihber Wahlen unter die gewöhnlichen 
Strafgefege über Ehrenfränfungen und Berläume 

dungen geftellt werden Eönnen?” 


Se lebhafter die Theilnahmeder Bürger an öffentlichen Ans 
gelegenheiten in conftitutionellen Staaten in Bezug auf Wahs 
len der Abgeordneten fich außert, defto häufiger werden Klagen 
dee ducch Aeußerungen der Wahlmänner über einen gewiſ⸗ 
fen Sandidaten beleidigter Perfonen veranlagt. Hier find 
zwei Grundrücfichten im Widerftreite. Während auf 
einer Seite das Öffentliche Intereſſe fordert, daß die Höchfte 
Freiheit des Urtheild ber diejenigen gefchügt werde, welche 
dem Berufe der Vertretung ihrer Mitbürger ſich widmen 
wollen, während ber Grundfag enticheiden muß, daß Fein 
Unmwürdiger fi zu diefem Berufe dränge, und Niemand 
beläftigt werden foll, wenn er noch fo bittere Urtheile uͤber 
Andere äußert, die als Wahlcandidaten auftreten, fo muß 
auf der andern Seite die Sreiheit des Urtheils ihre Graͤnzen 
Haben, und nicht als Deckmantel dienen, welcher auch 
denjenigen gegen Klagen fchügen foll, der aus fchändlichen 
Abfichten Verläumdungen gegen Andere angeblich im ns 
tereffe guter Wahlen vorbringt. , 


1) Wir werden in Zukunft regelmäßig in jedem Hefte wichtige 
Rectefprüce der verfchiedenen Länder zur Kenwiv voheerð 


keſer bringen. 
Brio 2. Er. A. 1848. II. 2t. % 
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Die Wichtigkeit dieſer Ruͤckſichten hat in neuefter Zeit 
fi befonders in Frankreich bei Gelegenheit gerichtlicher 
Verhandlungen gezeigt und merkwürdige Rechtsſpruͤche 
veranlaßt. Wir vermweifen unfere Pefer auf die in der treff- 
lichen Zeitfchrift: Journal du droit criminel, ou juris- 
prudence criminelleduRoyaume, par A. Morin. 1847 
Novembre, pag. 329. Die obige Srage wird in zwei⸗ 
facher Hinficht bedeutend: 1) ob die Grundfäge, welche 
über Sreiheit der Aeußerungen in gewiſſen öffentlichen Ber: 
hältniffen anerfannt find, auch Anwendung auf fränfende 
Arußerungen leiden, welche überhaupt in Bezug auf Wah⸗ 
Sen vorfommen; 2) ob der Angefchuldigte in folchen Fällen 
den Beweis der Wahrheit feiner Behauptungen zu führen 

befugt iſt. In der erfien Ruͤckſicht ift es in Frankreich 
durch Geſetz vom 17. Mai 1819 art. 21 anerfannt, dag 
feine Anklage wegen Reden eintreten kann, die in einer 
der beiden Kammern, oder in Berichten, oder überhaupt 
In Aftenftücken vorfommen , welche nach Anordnung der 
Kammern gedruckt werden. Diefe Beftimmung rechtfertigt 
ſich duch die Rothwendigfeit der Freiheit der Berathung 
in den Kammern und duch die Küdfiht, daß durch die 
dem Präfidenten zuftehende Polizeibefugnig hinreichende 
®arantieen gegeben werden. Die Gerihtshöfe in Frank⸗ 
reich erkennen an, daß diefe Sreiheit nicht meiter ausges 
dehnt werden darf, als das Gefeg dies ausfpricht, daß 
Insbefondere bei den entweder von einem Abgeordneten oder 
einem Dritten bewirften Bekanntmachungen injuriöfer 
Yeußerungen eben fo wenig die Straflofigfeit eintreten kann, 
als bei den an die Kammern gerichteten Petitionen’ (Pa- 
rant loix de la presse p. 97), oder bei den von einem 
Wahlcollegium den Kammern eingereichten Proteftationen 
gegen eine Wahl. (Noch neuerlich erfannte der Caſſations⸗ 
hof durch Urtheil vom 31. Mai 1847 in diefem Sinne.) 
Der Eafiationshof erfannte mit Recht, dag hier der rund, 
weſcher bei den Aeußerungen der Abgeordneten in der Kam: 
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mer die Straflofigfeit rechtfertigt, nicht entfcheidet, und 
dag die Anerkennung der Straflofigkeit ſolcher Halle die Ehre 
der Gewaͤhlten den fchändlichften Befriedigungen der Leidens 
ſchaften ihrer Gegner Preis geben würde. Auch die bei 
Gelegenheit der Berathungen der Departementals oder 
Bezirks⸗ oder Gemeinderäthe vorgefommenen Neuerungen 
genießen nicht das Vorrecht, welches das Gefeß den Vers 
Handlungen den Kammern zuerfennt, (Urtheil des Caſſations⸗ 
hofes vom 22. Auguft 1840). Eben fo menig findet dies 
Vorrecht Statt bei den Reden oder Schriften, durch welche 
die Wähler die Würdigkeit von Wahlcandidaten befprechen, 
(Urtheil vom 16. November 1843). 

Schmwieriger wird die Sache bei den Neuferungen, 
welche in den gefegmäßig gehaltenen Verfammlungen der, 
Wahlmänner Statt finden. Es ift klar, daß bei folchen, 
Gelegenheiten manche harte Yeußerungen gegen einen Wahl, 
candidaten vorfommen. Soll, wenn ein Unmwürdiger ale. 
Candidat vorgefchlagen wird, die Furcht vor einem Straf⸗ 
progefle dem treuen Vaterlandsfreunde, welcher weiß, daß 
der Vorgeichlagene ein gewiſſenloſer Mann, ein Menfch,. 
der ſich von jeder Partei erfaufen läßt, oder ein unmoras 
liſcher, übelberüchtigter Dann ift, den Mund verfchliegen ?. 
Keine vernünftige Gefegebung fann ein folches Verſchwei⸗ 
gen der Wahrheit, und damit ſchlechte Wahlen begünftigen. 
Die durch mehrere neue Urtheilsfprüche (z. B. Urtheil des 
Caſſationshofes vom 29. Auguft 1846 im Journal da. 
droit criminel 1846 p. 298) begründete Rechtsanficht 
fieht in Frankreich darauf, ob die objectiv eine Injurie 
enthaltende Aeußerung des Wahlmanns in guter oder in. 
böfer, auf Befriedigung von Leidenfchaften gerichteter Abficht 
vorgebracht wurde. Mur in dem legten Kalle kann ders 
jenige, welcher die Yeußerung machte, einer Strafe unters 
liegen. Die zweite oben geftellte Stage: ob bei den im 
conftitutionellen Intereſſe vorgebrachten objectiv ehren; 
kraͤnkenden Yeußerungen der Beweis der Wahrheit way 
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ſey, wird befonders in Frankreich ‚bedeutend, wo dag Ges 
feß vom Jahre 1819 art. 20 feinen Wahrheitsbeweis zus 
läßt, ausgenommen: dans le cas d’imputation contre 
les deportaires ou agents de l’autorit€ publique, ou 
contre des personnes, ayant-agi dans un caractere 
public, de faits relatifs a leurs fonctions. Die Auss 
Segung diefer Worte ift fehr beftritten; die Rechtſprechung 
ift aber auch für andere conftitutionelle Staaten wichtig, in 
ſofern Sragen des öffentlichen Rechts bei dieſer Gelegenheit 
verhandelt wurden. Es iſt in Kranfreich anerfannt, daß 
jened Recht des Wahrheitsberveifes zur Anwendung fommen 
muß, auch in Bezug auf Anfchuldigungen, die bei Gelegen⸗ 
heit von Wahlen vorgebradht werden, und insbefondere 
auch da, mo ein Bürger fein Recht und felbft feine Pflicht 
ausübt, die Wähler, über das oͤffentliche Leben derjenigen 
aufzuklären, welche als Wahlcandidaten auftreten. Wenn 
Daher nur Beſchuldigungen, die einem folchen Kandidaten 
in Bezug auf feine öffentlichen Verrichtungen gemacht wers 
den, als wahr erwiefen werden fönnen, fo tritt Straf: 
Iofigfeit ein, da hier ein politifches Recht ausgeübt wurde. 
Allein der Wahlcandidat ift fein Staatsbeamter oder 
agent de l’autorit€ publique, wenn auch feine Verrichs 
tungen Öffentliche, find. Wenn daher die ihm gemachten 
Anſchuldigungen auf fein Privatleben ſich beziehen, fo kann 
man darauf den art. 20 des Gefees nicht anwenden, da 
diefer nur die Thatfachen relatifs aux fonctions exercdes 
zu beweifen geftattet. Man fönnte daher nicht den Beweis 
der Wahrheit in dem Falle erlauben, wo die Beſchuldigung 
auf das Privatleben des Wahlcandidaten fi bezieht.- 
Vergebens würde fich der Angefchuldigte darauf beziehen, 
daß cine ſolche Bekanntmachung unmürdiger Handlungen 
des Privatlebens im öffentlichen Intereſſe geichehe, um die 
Wähler über die Eigenfchaften der Candidaten aufzuflären; 
diefer Umftand Fönnte nur einen Einfluß auf die Würdigung 

der Abficht haben. Wohl koͤnnen daher, wieauh Chassan 
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(delits et contraventions de la parole Vol. I. p. 337) 
fagt, die Richter die Strafe des Angefchuldigten herabs 
fegen, oder ihn vielleicht ganz freifprechen,, wenn fich klar 
ergiebt, daß die Aeußerung nur zu einem lobenswerthen 
Zwecke und ohne Bösmilligkeit gefchehen iſt; nie aber fol 
Straflofigkeit denjenigen ſchuͤtzen, der nach allen Umftän- 
‚den bei feinen Aeußerungen durch Haß oder perfönliche Leis 
denfchaft geleitet wurde. In einem Urtheile vom 9. No⸗ 
vember 1846 fpricht der Eafjationshof Kolgendes aus: In 
Erwägung, daß das Gefe von 1819 in Anfehung ‚der 
Geſtattung ded Wahrheitsbeweifes nur bei Anfchuldigungen 
gegen Perfonen anwendbar iſt, welche mit öffentlichem 
Charafter verfehen find, daß man aber ſolche, welche nur 
fih bemühen eine öffentliche Verrichtung zu erlangen, eben 
‚fo wenig ald diejenigen darunter begreifen fann, welche 
fid als Kandidaten zu einer Gemeindeftelle darftellen oder 
dazu vorgefchlagen werben; in Erwägung , daß die aus 
dem Öffentlichen Intereſſe, welches die Aufklärung der Wähler 
über den Charakter von Wahlcanbidaten begünftigt, abs 
geleiteten Rückfichten nicht fo weit gehen können, daß das 
Privatleben der Kandidaten ohne Schug während der 
Wahlkaͤmpfe gegen alle mögliche Anfchuldigungen gelaflen 
werden foll, wenn jene Vorwürfe weniger aus der Abficht 
die Wähler aufzuklären, vielmehr nur aus Haß und Privats 
leidenfchaft hervorgehen; in Erwägung, daß es Pflicht 
des Richters ift, bei folhen Beichuldigungen die Abſicht 
des Ungreifenden zu erforfchen, in Erwägung, daß zur 
Ausichliefung der Schuld wefentlich die Abficht der Boͤs⸗ 
willigkeit bei den Aeußerungen gehört; in Erwoͤgung, dag 
aus allen Verhandlungen die Wahrfcheinlichkeit hervorgeht, 
Daß der Angeklagte bei feinen Bekanntmachungen nur durch 
Haß und perfönliche Abneigung gegen den Beleidigten geleitet 
wurde, erklärt der Caſſationshof ven ngeflagten der Diffa⸗ 
mation ſchuldig. — 
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II. 


Entfheidung des holländiſchen Gerichtshofs über die 

Frage: „in wiefern durh die Kritik.der bei Eröff- 

nung der Kammern gehaltenen Thronrede Maieſtaͤts⸗ 
beleidigung verübt werden Tann.” 


In dem Journel d’Arnhem vom 1. Novbr. 1845 
erſchien ein Artifel, in melchem die von dem Könige bei 
Eröffnung der Beneralftaaten gehaltene Rede einer bitteren 
Kritik unterworfen wurde. Der Verf. erflärte, daß er 
durch diefe Rede, welche den Geiſt der Unanftändigfeit, 
der Unziemlichfeit und der Verwegenheit athme, und die 
man nicht leſen koͤnne, ohne Nervenanfälle zu Befommen, 
tief erfchüttert und betrübt worden fe. — Auf die ers 
hobene Anklage berief fi) der Angeklagte darauf, daß die 
Thronrede nicht ein Werk des Königs, fondern ein Aft der 
Minifter fey, morüber ein freies Urtheil Jedem zuftehe. 
Der Provinziafgerichtshof von Geldern verurtheilte durch 
Erfenntnig vom 24. Sebruar 1846 den Angeklagten wegen 
boͤswilligen und dffentlichen Angriffs auf die Fönigliche Würde 
und wegen Beleidigung der Perfon des Königs zu zwei⸗ 
jaͤhrigem Gefaͤngniß. 

Die Entſcheidungsgruͤnde dieſes Urtheils ſind merk⸗ 
wuͤrdig. Sie erklaͤren: In Erwaͤgung, daß die Thats 
fache eine Thronrede zu halten, welche die von dem An⸗ 
geklagten hervorgehobenen Fehler haͤtte, allgemeine Ver⸗ 
achtung und Haß gegen den König begründen würde; in 
Erwaͤgung, daß die Handlung der Eröffnung der legislati⸗ 
ven Berfammlung nur ein rein von dem Willen des Königs 
abhängiger, durch Fein Gefeß dem Regenten zue Pflicht 
gemachter Aft ift, daß man daher die Thronrede nicht ale 
eine nothwendige Regierungshandlung und fie vielmehr 
als eine freiwillig von dem Könige vorgenommene Hands 
lung ohne Ruͤckſicht darauf, ob ein oder mehrere Minifter 
die. Nede gemacht haben, und ald Ausfluß eines Föniglichen 
Vorrehts anfehen muß, für welches man daher feinen 
Miniftee verantwortlich machen kann; in Erwägung, daß 
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nach der niederländifchen Verfaſſung der König feine Ver⸗ 
antwortlichfeit megen Regierungehandlungen hat, und in 
fofeen unverteglich ift, daß auch die Kritik der Regierungsa 
bandlungen nicht die Perfon des Königs erreichen Fann, 
daß aber, wenn man auch die Thronrede als einen Regies 
rungsaft und ein politifche® Document im meiteften Sinne 
betrachten will, die Freiheit der Kritif nicht fo weit gehen 
fann, daß man auch böswillig und ungeftraft die Fönigs 
liche Würde angreifen und die Perſon des Königs beleidigen 
kann; in Erwäͤgung, daß, wenn auch die Behauptung 
des Angeklagten, daß die Thronrede das Werk der Mini 
ftee gemwefen ift, dennoch der König dadurch, daß er freis 
willig die von einem Andern redigirten Worte oder Phrafen 
ausfprach, ſich diefelben aneignete, um mittelft jener Worte 
und Phrafen feine eigenen Gedanken feinen Zuhörern mit: 
zutheilen; in Erwägung, daß die Kritif der Thronrede 
nicht eine unbefannte Perfon treffen, fondern nur auf den 
Pöniglichen Redner felbft fallen kann; in Erwägung, daß 
die ganze Faſſung des Artikel den böfen Willen des Vers 
faſſers klar ausdrückt, verurtheilt zc. 

Wir theilen mit den Verfaffern der angeführten Ents 
fcheidungsgründe die Gefühle des Unwillens über die Rohs 
heit und Unzartheit des angefchuldigten Artifels; allein 
wir koͤnnen mit den in den Entfcheidungsgründen aufgeftells 
ten Anfichten über die Natur einer Thronrede nicht einvers 
ftanden feyn. In England und Kranfreich wird die Throns 
rede nur ald Werk der Minifter und als Aft der Regierung 
angefehen; in dem erften Lande gilt nach dem Ausſpruche 
von Blackſtone dies unbedingt, und der Kritif wird ein 
ausgedehntes Recht eingeräumt. 

In Frankreich (Chassan delits de la parole 1: 
p. 198) fügt die Rechtsanficht nun bei, daß bei dieſer 
Kritik eine achtungsvolle und befonders zarte Vorficht außs 
gebt werden müfle. Wir finden in einer Thronrede einen 
zweifachen Eharofter: fie iſt 1) eine von den Minitern 


816 . . ‚Reue bedeutende Rechtsſprüche 


ausgchende Regierungehandlung; 2) dadurch, daß der 
Megent die Rede Hält, befommt fie eine perföntiche De: 
siehung zu dem Negenten, der in einer gewiſſen Nückficht 
fid die Rede aneignet. Der erfte Gefichtöpunft ik der 
hauptfächlihe und rechtfertigt ſich dadurch, daß jede Throns 
rede, wenn fie nicht blos auf allgemeine Phrafen und freunds 
liche Worte ſich befchränft, das von den Miniftern auss 
gehende Programm ihrer Regierung, den Ausfpruch des 
minifteriellen Syſtems enthält. In einer folchen Mede 
wird von den Zuftänden des Landes, von den Verhältniffen 
zum Auslande, von dem Benehmen, welches die Regierung 
bei gewiſſen Anläffen beobachten will, von den Geſetzesvor⸗ 
lagen geſprochen. Alles dies aber find Ausflüffe und Hands 
lungen der Regierung, für weiche die Miniſter verantwort⸗ 
lich find. Zwar billigt der Regent die VBorfchläge der Mi: 
niftee Dadurch, daß er fie in feine Thronvede aufnimmt; 
es kann feyn, daß felbft einzelne Anorduungen blos von 
dem Regenten ausgehen; aber den Kammern und 
dem Volke gegenüber enthalten die Erklärungen 
der Thronrede doch nur die Anfichten dee Minifter , welche, 
als dafür verantwortlih, durch den Regenten ihr Syſtem 
ausfprechen laſſen, und der Kammer gegenüber vertreten. 
Daraus, daß der Wille des Regenten allein entfcheidet, ob 
ee eine Thronvede Halten oder durch die Minifter die Sams 
mern eröffnen laflen will, folgt nicht, mie die obigen Ent: 
ſcheidungsgruͤnde glauben, daß die Thronrede nur ald per: 
fönliher Akt des Regenten erfcheint; der König, wenn er 
feierlich in der Mitte der Kammer erfcheint, will nur das 
durch. einen befondern Beweis feiner freundlichen Gefinnuns 
gen geben; ee ändert aber dadurch die politifche Natur des 
Aktes felbft nicht, und kann die Miniftee nicht von ihrer 
Verantwortlichkeit entbinden. Auch ift ein Sprung im der 
Ausführung der Entfcheidungsgründe, wenn fic anuchmen, 
dag dadurch, daß der König die Rede hält, er fich die 
orte feiner Minifter aneiguet und zu den feinigen macht: 
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waͤre dies der Fall, fo wäre die minifterielle Verantwort⸗ 
lichfeit umgangen; denn der König, welcher eine Anficht 
in der Rede ausfprach, dürfte, nach dem conftitutionellen 
Staatsrecht, dafiir nicht verantwortlich gemacht und in die ‘ 
Berathung gezogen werden, und die Minifter wären nach 
jener Theorie frei von der Verantwortlichkeit. Eine Prüs 
fung, wer die Rede unmittelbar verfertigte, ift dabei uns 
nöthig; denn felbft wenn die Rede nur ein Ausflug des 
Regenten ift, muß nach dem conftitutionellen Staatsrecht 
doch angenommen werden, daß die Minifter, in fofern 
in der Rede Regierungsafte befprochen find, dafür vers 
ontwortlich find; felbft wenn die Minifter die Rede vorher 
nicht Fannten, erſcheinen fie dafür verantwortlich , weil, 
menn fie mit den aufgeftellten Anfichten und Erflärungen 
nicht einverftanden feyn koͤnnen, fie fhuldig wären, ihre 
Entlafiung zu nehmen, da, wenn fie cd nicht thun, fie den 
Kammern gegenüber die Vertretung übernehmen. Wenn 
z. B. in.der Rede der Regent von Verabredungen mit ans 
dern Mächten zu gewiſſen Maaßregeln, 3. B. neuerlich in 
Bezug auf die Schweiz, gefprocden wäre, fo müßte man 
annehmen, dag die Minifter fich verpflichten, nach den 
ausgefprochenen Anfichten zu handeln; die Kammern föns 
nen fih nur an die verantwortlihen Minifter halten, 
Daraus folgt, daf die Kritik der Thronrede zunächft die 
Minifter trifft und in der Regel Feine Majeftätsbeleis 
digung begründet. Allein der zweite obige Geſichtspunkt 
wird bedeutend, in fofern der Regent perfönlich bei der Throns 
rede hervortritt und zugleich feine Sefinnungen darin aus⸗ 
fpricht. Ueberall daher, wo die Kritif den Charafter ans 
nimmt, nach weldhem die Aeuferung auf die Perfon des 
Regenten bezogen wird, ift auch, obwohl die Aeußerung 
die Thronrede betrifft, eine Majeftätsbeleidigung begründet. 
Dies ift der Fall 1) wenn während des Aftes des Ausfpres 
chens der Threonrede das Benchmen einer Perfon eine Stk» 
rung jenes Aktes und cine Verlegung Der Achtung, vor Tem 
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Regenten enthält, 3. B. wenn Jemand duch leidenſchaft⸗ 
liche Ausbrüce, z. B. Ausrufungen, daß man das Ge 
wäfch nicht anhören koͤnne, die Handlung ftört; 2) wenn 
Jemand die in der Thronrede ausgefprochenen Gefinnungen 
des Regenten verdächtigt, z. B. den Regenten als Lügner 
erklaͤrt; oder 3) wenn die bei der Kritik gebrauchten Aus⸗ 
druͤcke an ſich eine ehrenkraͤnkende Form und den Ausdruck 
der Verachtung enthalten; 4) wenn in Bezug auf Maafs 
regeln, die in der Thronrede befprochen find, ein perfön: 
licher Antheil des Regenten auf eine Art behauptet wird, 
daß, wenn die Thatfache wahr wäre, fie dem Regenten zur 
Schande gereichte, 3. B. wenn in Bezug auf einen in der 
Thronrede angeführten gefchloffenenBertrag mit dem Auslande 
Jemand behaupten wurde, daß der Regent für die Schließung 
des Vertrags eine gewiffe Summe erhalten habe. Möchten 
diefe Andeutungen genauere Erörterungen veranlaffen! 


III. 
Holländifhe, belgifhe und franzöfifhe Urtbeile 
„über Das Recht des Widerftandes gegen gefeßwidrige 
Beamtenhandlungen.” 


Ein Mann, welcher ſich ſchlecht gegen feine Frau 
und Kinder betragen hatte, widerſetzte fich in einer holländis 
ſchen Stadt gegen Polizeifoldaten,, welche von den Haus: 
genoffen herbeigerufen waren, den Angefchuldigten auf 
feinem Bette liegend und fcheinbar fchlafend fanden, ihm 
Handſchellen anlegten und mit Gewalt über die Treppe 
herabtrugen und auf die Wache brachten. Der Angefchuls 
digte hatte, indem er fich diefen Handlungen widerſetzte, 
“einen Polizeifoldaten in den Singer gebiffen und ihn dadurch 
verwundet. Er wurde wegen Widerfegung vor Gericht 
geftellt, aber durch Urtheil des Provinzialgerihtshofes von 
NordHolland am 24. December 1845 freigefprochen. Die 
Entfcheidungsgründe, nachdem fie zuerft das thatfächliche 
Verhaͤltniß feftfegen, fprechen aus: In Erwägung, daß 
die - allgemeinen Grundfüge der Gefepgebung und der 
Öffentlichen Drdnung Gehorſam gegen die Agenten der oͤffent⸗ 
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lichen Macht fordern, daher jeder Widerftand gegen fie 
regelmäßig ftrafbar feyn muß und für die Beamten: die 
Vermuthung gefegmäßiger Handlungdreife fpricht; In Er⸗ 
wägung, daß ſich dies anders geftaltet, wenn die Beam⸗ 
sen ihre Wirkfamfeit überfchreiten und geſetzlich begründete 
Rechte verlegen, in welchem Falle der Widerftand gegen 
ſolche willfürliche Akte dadurch allein nicht ftrafbar werden 
kann, daß die Handlungen von Beamten ausgingen; in 
Erwägung, daß diefe Unterfcheidung ebenfo eine Schutz⸗ 
wehr der Intereſſen öffentlicher Ordnung als der Rechte der 
Buͤrger iſt; daß jeder Widerftand auf Gefahr desjenigen 
verübt wird, der ihn begeht, und der Würdigung der 
Richter unterroorfen bleibt, fo daß gefegmwidriger Widers 
ftand nicht ftraflos wird; in Erwägung, daß dur Annahme 
des gegentheiligen Grundfages die Bürger ohne Echuß der 
MWillfür der Beamten und felbft den Angriffen derjenigen 
Preis gegeben wären, welche ſich für Beamte ausgeben, 
ohne daß die Bürger gefichert würden, daß die geſetzwidri⸗ 
gen Angriffe gegen fie geftraft wären, oder Entfchädigung 
begründeten; in Erwägung, daf nach den Landesgefegen 
Niemand im Kali des Aagrant delit ohne Auftrag der 
Suftiz verhaftet werden kann; in Anbetracht, daß in dem 
vorliegenden Kalle Feine Spur eines gerichtlichen Auftrags 
oder dad flagrant delit begründet ift, daß der Angefchuls 
Digte zur Zeit feiner Verhaftung ruhig fich verhielt, daß . 
nicht nachgewieſen ift, daß er zur Zeit der Verhaftung oder 
unmittelbar vorher ein Verbrechen verübte, daß auch Fein 
Dritter ihn ald Verbrecher bezeichnet, und die Polizeiſol⸗ 
Daten jelbft vor Gericht anerfannten, daß fie nur auf das 
Geſuch der Frau und Kinder, um moͤglichem Unglück vorzus 
beugen, den Angefchuldigten verhaftet hätten. Der mits 
getheilte Rechtsfpruch betrifft eine neuerlich vielfach vers 
fhieden von den Gerichten beurtheilte Frage. 

In Belgien hatten im Nationalcongreß bei Beras 
tbung der Verfaſſung zwei Mitglieder die Einihyaltung rd 
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Artikels uͤber das Recht des Widerſtandes gegen geſetzwid⸗ 
rige Handlungen der Beamten verlangt; der Antrag wurde 
aus dem Grunde verworfen, daß die Geſetzmaͤßigkeit des 
Widerſtandes nothwendig von ſo vielen Nebenumſtaͤnden 
abhaͤnge, die der Strafrichter ausſchließend zu beurtheilen 
haben muͤßte. In Belgien hatte der Hof von Bruͤſſel durch 
Arroͤt vom 14. Februar 1846 das Recht des Widerſtandes 
anerfannt (Belgique judiciaire -1846 p. 398). Der 
Gerichtshof von Gent entfchied 1833, daß der Widerftand 
firafbar ift, wenn der Widerfekende die Gefegwidrigfeit 
der Handlung desjenigen, dem er ſich toiderfegte, nicht 
kannte — In Frankreich ſchwankt felbft die Jurispru⸗ 
denz des Saflationshofes, der im Ganzen fehr ftrenge ift. 
Im Jahre 1842 duch) Arret vom 10. März (Sirey 42. 
I. p. 832) wurde erfannt, daß der Widerftand von Eeite 
eines Schuldners gegen einen Huiffier, der Feine zur Voll: 
ſtreckung ihn berechtigende Legitimation vormweift, doc) 
ftrafbar fey. Die Appellhöfe in Frankreich find. getheilter 
Anficht,, 3. B. der Hof von Agen erflärte durch Arret vom 
5. Mai 1823 den Widerftand gegen die öffentliche Macht 
in dem Kalle für fteaflos, wo fie eine Volksverſammlung 
ohne die gefelich vorgefchriebene vorgängige Aufforderung 
zerftreueu wollte; der Hof von Zouloufe nahm Strafloſig⸗ 
feit an (1826) in einem Kalle, wo der Gensd’arme zur 
Nachtzeit Jemanden in feinem Haufe verhaften wollte. 
Daß auch die Schriftftellee in Frankreich verfchiedene Ans 
fichten aufftellen, fiehe Nachmweifungen in meiner Note XIII 
zu $. 201 in der 14. Ausgabe von Feuerbachs Lehrbuch. 
Am merfmwürdigften ift ein am 30. April 1847 (Journal 
du droit criminel 1847, Juin, p. 195) ergangenee 
Urtheil des Saflationshofes, nad) welchem entfchieden wurde, 
daß bei Widerfegung gegen die öffentliche Macht die Frage 
über Entfchuldigung durch Provocation nicht geftellt werden 
darf. Wir werden auf diefen Urtheilsfpruch zuruͤckkommen. 
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VIII. 
Ueber die Verſchiedenheit 


des Begriffs und die Gleichheit der Strafe 
zweier oder mehrerer Verbrechen. 


Von 
Se» pP 


Die neueren deutfchen Gefeßgebungen machen es fich 
häufig bequem, indem fie die Strafe eines gewiſſen Ver; 
brechend geradezu für ein anderes, oder gar für mehrere 
andere Verbrechen, welche nach der Anficht des Geſetzgebers 
im Augemeinen auf dee gleichen Stufe der Straf: 
barkeit fiehen, androhen; und beim erften Anblick ſollte 
man meinen, daß dies auch ganz unbedenklich gefchehen 
fönne. Denn e8 handelt fich ja nur von ciner Gleichſtel⸗ 
fung hinfichtlich der Strafbarfeit im Allgemeinen, alfo 
nicht in dem Sinne, daß der Richter für dad gleichgeftellte 
Verbrechen qualitativ. und quantitativ Ddiefeloe Sxxoke 
Ardio d. Br. A. 1848. II. t. VY 
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ausfpreche, auf welche er für jenes erfannt haben würde; 
vielmehr bleibt es ihm innerhalb der zutreffenden Straf: 
rahme unbenommen, beide je nach den Umftänden und 
deren Beſchaffenheit verfchieden zu beftrafen. Dur bei 
abfolut beftimmten (untheilbaren) Strafen fönnte 
jene Methode bedenklich werden ; allein davor brauchte ficb 
der Geſetzgeber ja nur zu hüten. Auch giebt es in der That 
viele Verbrechen, welche zwar begriffsmäßig von einander 
unterfchieden werden, von denen man aber mit Recht fagen 
kann, daß fie im Allgemeinen auf der gleichen Stufe der 
Strafbarkeit fichen. Was Hindert daher, daß fie der Ge: 
ſetzgeber in diefer Richtung einander gleichftellt? 

Auf der andern Seite ergiebt ſich aber auch, Daß, 
wenn der Gefegeber fehon bei dem erften Verbrechen ge: 
fehlt, alfo entweder die Minima und Marima zu hoch 
gegriffen, oder dabei den Richter an Eine Art der Frei⸗ 
heitsftrafe, namentlich an eine entehrende, gebunden, und 
damit gar noch unproportioniete Streafrahmen verbunden 
hat, er durch Anwendung jener Methode feine Fehler ver: 
doppelt, verdreifacht oder gar verpierfadt, 
wenn er ſolche Strafen geradezu auf ein zweites, ein Drittes, 
oder gar ein viertes Verbrechen überträgt, z. B. die fo be: 
fchaffenen Diebftahlöftrafen, einige Modificationen abge: 
rechnet, im Allgemeinen auch für die angränzenden Ber: 
brechen der Unterfchlagung , des Betrugs und der Privat; 
faͤlſchung androht. Daher gebietet jene Methode jeden: 
. falle. die Höchfte Vorfiht, und fann ohne Nachtheil 
nur bei einer Strafgefeggebung angewendet werden, welche 
hinfichtlich der Beurtheilung der Rechtsfrage dem richters 
lichen Ermeflen gerade fo den nöthigen freien Spielraum 
gewährt, wie folchen die Ste. Pr. D. hinfichtlich der Ent: 
ſcheidung der Ihatfrage geftattet. Dazu fommt noch der 
weitere Nachtheil, da, wenn fich der Gefeßgeber nicht bes 
ſonders vorfichtig und präcis ausdrückt, jene Methode (mie 
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bereits die Erfahrung gelehrt Hat) zu einer Quelle vieler 
Eontroverfen werden, und felbft fchlimme Begriffs: 
verwirrungen herbeiführen fann. $n allen diefen 
Beziehungen bietet die württemb. Strafgefeggebung v. J. 
1838 und die fi) daran anfchliegende Praxis der höheren 
Gerichte eine fehr reihe und belehrende Quelle dar, mes: 
halb diefer Gegenftand, wie der Verf. ſchon gelegentlich in 
einer andern Abhandlung in diefem Archive (Jahrg. 1846 
©. 174) bemerfte, einer allgemeinen Erörterung und Pruͤ— 
fung unterworfen zu werden verdient. Auch andere deut: 
ſche Richter, welche ihre partifuläre Geſetzgebung anzu: 
senden haben, werden mehr oder minder von den hier zu 
entwicelnden Grundfägen Gebrauch machen fünnen, und 
zugleich dürften die gemonnenen Refultate den Geſetzgeber 
für die Zufunft zu größerer Umficht auffordern. 


$. 1. 
Fragen wir zunächft, ob fib Spuren jener Methode 
fchon in den Quellen des gemeinen Rechts finden, fo ift dies 
allerdings zu bejahen. Aber fie fommen nur fparfam vor. 
Hieher gehört ſchon folgende Stelle aus Gajus 
Instit. Lib. 3. $. 194, wo es heißt: Propter hoc tamen, 
quod lex ex ea causa manifestum furtum esse jubet, 
sunt qui scribunt, furtum manifestum aut lege , "aut 
natura (intelligi); lege, id ipsum, de quo loquimur, 
illud, de quo superius exposuimus. Sed verius est, 
natura tantum manifestum furtum intelligi. Neyue 
enim lex fucere potest, ut qui manifestus fur non 
sit, munifestus sit; non mugis, quam (ul) que 
omnino fur non sit, für sit, et qui aduller aut ho-, 
micida non sit, adulter vel homicida sıt. At ıllud 
. sane ler facere potest, ut perinde aliquis poenu te- 
neatur utque si [urtum, vel adulterium, vel homiei- 
dium admisisset, quamris nihil eorum adımiserit. 


Yy2 
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Dies Heißt mit anderen Worten: der Geſetzgeber fann zwar 
die Strafe eines Verbrechens auf ein anderes, demſel⸗ 
ben verwandtes oder angränzendes Verbrechen ausdehnen, 
nicht aber kann er diefes zu jenem machen; vielmehr bleiben 
fie dem Begriffe nach getrennte Verbrechen, deren 
jedes daher feinen befonderen Thatbeftand hat und 
behält. Wenn alfo z. B. der Gefeggeber den Betrug mit 
der Etrafe des Diebftahls bedroht, fo erfläct er damit den 
Betrug nicht für einen Diebftahl, welcher demnach in den 
natürlichen (natura) und den gefeglidhen (lege) zerfiele; 
fondern, mie der Diebftahl Diebftahl bleibt und nicht zum 
Betruge wird, fo bleibt auch der Betrug (dem Begriffe 
nach) Betrug und wird nicht zum Diebftahl. Der Richter 
fol ihn nur eben fo ftrafen wie diefen. Wer möchte diefen 
einfeuchtenden Sag wohl auch bezweifeln?! Gleichwohl ift 
man feiner nicht immer eingedenf., 

Ein weiteres Beifpiel giebt die P. G. D. im Art. 119 
von der Nothzucht, wo es heißt: „derſelbig übelthetter 
hat das leben verwürft, und foll .... eynem rauber 
gleich mit dem fchiwerdt am leben zum todt gerichtet wer: 
den”, d. h. der Rothzüchtiger, als Räuber der Ehre, foll 
mit derfelben Strafe wie der Raub (Art. 126), alfo mit 
den Tode Deftraft werden. Dem Begriffe (und That: - 
beftande) nach bleibt aber Nothzucht Nothzucht, und wird 
durch die Androhung der gleichen Strafe nicht zum Raube. 

Ferner bedient man fi haufig des Art. 170 der 
P. ©. D. von der erfchwerten Unterfchlagung (Untreue, 
Beruntreuung) zum Berveife dafür, daß die P. ©. D.; im 
Gegenfage des römifchen Rechts, die interversio von dem 
Degriffe des Diebftahls ausfchliege. Denn fie fage nur: 
„ſolch mißthatt it eynem diebftall gleich zu ftraffen”. 
Damit ſey (wie im Art. 119 von der Nothzucht) klar aus⸗ 
geiprochen, daß die Unterfchlagung den Begriffe nach nicht 
Diebftahl ſey. Sonft müßte man der P. G. O. den wider: 


n 
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finnigen Sat unterlegen, daß der Diebſtahl dem Diebſtahl, 
oder der Dieb dem Diebe gleich geftraft werden folle. Dieſe 
Argumentation hat allerdings vielen Schein für ſich, iſt 
aber Hier nicht bemeifend,, weil fih die P. G. D. auch 
in den beiden vorhergehenden Artifeln vom Fiſchdieb⸗ 
ſtahl (aus Weihern und Behaltnuß) und vom Holzdieb⸗ 
ſtahl (Stehen von gehauenem Holze) — im Gegenfage 
der dort gleichfalls hervorgehobenen Verlegung des Fiſch⸗ 
fangsrechts und des Holzfrevels, ‚weiche nur polizeilich oder 
forftpolizeilich geahndet werden follen — ganz des gleichen 
Ausdrucks bedient, nämlih: „iſt eym diebſtall 
gleich zu ſtraffen'. Sollen nun nach der obigen Argu⸗ 
mentation auch der Fiſch⸗ and der Holzdiebftahl (Art. 169, 
168) Feine Diebftähle dem Begriffe nach, ſondern andere, 
verwandte oder angränzende, Verbrechen ſeyn? Died hat 
noch Niemand behauptet und wird wohl auch niemals be: 
hauptet werden. Geht man noch einen Artifel weiter zu⸗ 
rück (Art. 167), fo findet man dort („diebſtall von Fruͤch⸗ 
ten und nugen auf. dem feld”) die voll ſtaͤndige, .in den 
drei folgenden Artikein (168, 169, 170) nur mehr ab⸗ 
gefürzte Kormd: „das ift aub eyn.diebftalf‘ 
(alſo dem Begriffe nach) und (daher) wie ander dieb- 
ſtall vorgemelter maß zu ftrafen”. In ſofern 
fallen, dem Sinne und Wortlaute der P. G. O. nach, nicht 
nur der Kifch = und der Holzdiebſtahl, fondern auch die Ver: 
untreuung unter den Begriff und Daher unter die. 
Strafe des Diebſtahls, roie folche in den vorausgehenden 
Artikeln beſtimmt find, wofür aud noch andere Grunde 
ſprechen 1). Denn, wenngleich im Mittelalter, nament: : 
lich nach ſaͤchſiſchem Rechte, das diebifche Behalten dem. 
Begriffe und der Strafe nach von dem eigentlichen Diebftahl 
unterfcbieden wurde, w gab es doch auch Rechtsbuͤcher, 


1) Bgl. rim. Arch. BP. XIV. ©. 353 fg. 
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telche den Unterfchlagenden fo gut wie den Dieb mit dem 
Etrange bedrohen. Zwar bemerft Dollmann, Die 
Entwendung nach den Quellen des gem. Rechte ©. 72, daß 
auch in denjenigen Rechten, weldye, wie das bayer’iche, 
den Unterfchlagenden gleih dem Diebe beſtrafen, doch die 
That dem Begriffe und Namen nah vom Diebftahl ge: 
trennt fey, unter Berufung auf Ruprecht's Rechtsbuch 
$. 125: „Iſt aver daz jemen vindet ein gut und daz behalt 
un nit ausapfchet un ez verpirgt — vindet man ez in feiner 
gewalt, man feheubet es auf ihn al8 ander Diuf — 
un ift des gutes über 72 Pf. man fol ihn darum haben”. 
Allein die Worte „man fcheubet e8 auf ihn als ander Diuf” 
haben vielmehr den Einn, daß man ihm ſolches wie jedem 
andern Diebe zurechnet ; ift aber von einem andern Diebe 
die Rede, fo muß auch der Unterfchlagende felbft ein Dieb 
ſeyn. Somit hatte die P. G. O. hier Auctoritäten des 
einheimifchen Rechts für fih, und wenn man auch diefe 
nicht gelten laſſen will, jedenfalls die des römifchen Rechts, 
dem fie in der Lehre vom Diebftahl auch in andern wich 
tigen Beziehungen, 3. B. hinfichtlih der poena dupli 
(Strafe der Zwiefpiel) , der härteren Beftrafung des hand- 
haften, und der milderen des nicht Handhaften Diebftahls 


“° (furtum manifestum und nec manifestum) folgte, ers 


wirft man auch diefes, fo ift man genöthigt, die gleichen 
Worte der Nett. 168 und 169 vom Kifhs und Holzdieb- 
ftahl, und die des Art. 170 von der Veruntreuung ver⸗ 
fbieden auszulegen, d. h. dort die Worte „iſt eym 
diebftal gleich zu ftrafen” in dem Einne zu nehmen; fie find 
dem Begriffe nach Diebftähle und daher wie diefe zu ftrafen, 
hier dagegen In dem umgekehrten Sinne: fie (die Ber: 
untreuung) ift nicht dem Begriffe nah Diebftahl, fondern 
nur gleich ſtrafbar mit demfelden. Sollte nicht aber eine 
folche Auslegung eben fo unnatürlich al3 gemwaltthätig ſeyn? 
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Eine viel reichere, ja überreiche Ausbeute folcher Be: 
fiimmungen gewährt dag württemb. Str. ©. B., wie’ die 
nachfolgende Zufammenftellung ergeben wird, bei der man 
von vornherein die, aber nicht immer glücklich gewählte, 
Abwechſelung des Ausdrucks bewundern muß. 

Art. 74 (Urheber): As Urheber eines Verbrechens 
ft mit der auf Daffelbe gefegten Strafe 
nicht nur der zu belegen, welcher das Verbrechen felbft be: 
gangen (der Thäter), fondern auch, mer einen Andern 
vorfäglich zu dem Entfchluffe, das Verbrechen zu begehen, 
betvogen Hat. 

Art. 75: Wer in der Abſicht, die von dem Andern 
befchloffene That zu befördern, bei deren Vollbringung 
ſelbſt einen ſolchen Beiftand gefeiftet, ohne welchen das 
Verbrechen unter den vorhandenen Umftänden nicht hätte 
vollbracht werden Fünnen, ift als Thäter (Ritus 
heber) zu beftrafen. 

Art. 85 (Abſ. 1): Hat der Gehuͤlfe, außer dem Falle 
des Art. 75, bei Vollbringung der That ſelbſt Beiftand 
geleiſtet, oder dem Thäter vor der Ausführung eine folche 
Hülfe gewährt, ohne welche das Verbrechen unter den vor: 
handenen Umfänden nicht hätte vollbracht werden Fönnen, 
fo ſoll derfelbe nah dem Maafftab, welchen die 
Artt. 64, 68 — 71 für die Strafe des been: 
digten Verſuchs beftimmen, geftraft werden. 
(Abſ. 2): Außerdem ift der Gehuͤlfe nach den Beftim: 
mungen der Artt. 65 und 68, zweiter Ab> 
fag, über tie Strafe des nicht bee ndigten 
Verſuches zu beftrafen. 

Art 148 (Verbrechen gegen den deutfchen Bund) 
Abſ. 1: Wenn ein Angeiff oder eine Verſchwoͤrung gegen 
das Daſeyn, gegen die Integrität, oder gegen die Verfaſſung 
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des deutfchen Bundes gerichtet wird, fo fommen die 


Strafbeftimmungen des Art. 141 (über Hoc 
verrath) in Anwendung, Abf. 2: Iſt zu einem Kriege 
gegen den deutſchen Bund aufgefordert , oder in einem wi: 
der den Bund entftandenen Kriege der Keind auf die in dem 
Art. 145 angegebene Art unterftügt worden, fo find die 
in dem Art. 147 (über Landesverrath) feftgefeh- 
ten Strafen wider den Thäter zu verhängen. 

Art. 155: Werden Handlungen der vorgenannten 
Art (Art. 150— 52) an dem Reichsverwefer begangen, 
fo find fie glei den Beleidigungen der 


 Majeftät zu ahnden. 


Art. -162 (Beleidigung der Amtsehre I Stufe) 
Schlußſatz: Trifft mit der thätlichen Beleidigung eines fol- 
chen öffentlichen Dieners koͤrperliche Verlegung zufammen, 
fo ift die auf die Widerfegung beftimmte 
Strafe (Art. 171 Ziff. 3) verwirkt. Eben fo 
Art. 164 (Beleidigung der Amtschre IT Stufe) Schlußſatz: 
Im. Falle einer Förperlichen Verletzung des Beleidigten 
fommen die im Art. 172 (für Widerfegung IT Stufe) 
angedrohten Strafen zur Anwendung. 

Art, 163: Die Beftimmungen des Art, 162 
(über Beleidigung der Amtschre I Stufe) fommen auch 
bei Beleidigungen gegen landftändifche Eollegien und deren 
Mitglieder in Anwendung. 

Art, 181 (Selbftbefreiung der Gefangenen) . . . . 
bewirken fie ihre Befreiung durch Gewalt gegen die zu ihrer 
Berwahrung aufgeftellten Perfonen, fo trit die Strafe. 
der Widerfegung (Art. 171, 172) ein. 

Art. 182 (Meuterei der Gefangenen in den Straf» 
anftalten): Wenn fich zwei oder mehrere Gefangene der 
Strafanftalten zum gewaltfamen Ausbruche oder zu einer 
Gemwalthandlung gegen die Auffeher oder Beamten der An: 
ftalt zufammengerottet haben, fo find die Theilnchmer 


zweier oder mehrerer Verbrechen. 829 


gleih Aufrührern, nah dem in den Artt. 
176—179 feftgefegten Unterfchiede, zu be- 
firafen. 

Art. 209 (Andere Münzverbrechen): Wer im König: 
reiche nicht Kurs habende Münzen nachmadıt oder ver: 
faͤlſcht, und folche nachgemachte oder verfälfchte Münzen 
ausgiebt, desgleichen wer ohne Einververftändnig mit dem 
Münzfälfcher wiſſentlich nachgemachte oder verfälfchte Müns 
zen annimmt und ald Achte oder unverfälfchte in Umlauf 
bringt, ift nach den in dieſem Geſetzbuche über - 
den Betrug ertheilten Beftimmungen zu 
trafen. 

Art. 215: Die Beftimmungen über Münz: 
verbrehen gelten auch hinfichtlih der Fälſchung 
und Verfälfhung von Papiergeld, welches im Staate 
Kurs hat. 

Art. 216 Schlußſatz: Die Vorfchriften der 
Artt. 211—214 (über Münzverbrechen) finden 
auch auf die. Faͤlſchung und Verfälfehung von Staats: 
fhuldfcheinen Anwendung. 

Art. 218 Abf.2: Hatte er die falfchen oder verfälfchs 
ten Papiere zwar mit dem Bewußtſeyn dieſer Eigenfchaften, - 
doch ohme fi) bei der Faͤlſchung oder Verfälfchung auf 
irgend eine Weiſe zu betheiligen, von dem Kälfcher oder 
einem Dritten empfangen, fo fommen die Strafen 
des Betrugs zur Anwendung. 

Art. 219 Abſ. 4: Iſt die Faͤlſchung Leiner Öffentlichen 
Urkunde) In einer Unterfuchungsfache gefchehen, fo tref⸗ 
fen den Thäter die in den Artt.228 und 229 
beffimmten Strafen. 

Art. 221: Der wiflentlihe rechtswidrige Gebrauch 
einer falfehen Urkunde (Artt. 219, 220) von Eeiten eines‘ 
Dritten, desgleichen die Vernichtung oder Unterdrücung 
Öffentlicher Urkunden, namentlicy von Acten, zum Nachtheil 
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des Staats oder Anderer, wird innerhalb des für 
‚die. Kälfhung derfelben beftimmten Straf: 
maaßes geahndet. 

Art. 222 (Fälfhung öffentlicher Siegel und Stempel): 
Wer (a) zu rechtswidrigem Zwecke das Siegel einer öffent: 
lichen Behörde für ſich oder Andere verfertigt oder verfer: 
tigen läßt, wer (b) zu gleichem Zwecke Stempel, womit 
Papier, Waaren, Maafe, Gewichte und dergleichen unter 
Öffentlicher Autorität bezeichnet werden, nachmacht oder 
verfälfceht, nachmachen: oder verfälfchen läßt, und von fol: 
den Siegeln oder Stempeln Gebrauch macht, ift nach 
den Beftimmungen des Art. 229 Abſ. 1 und 3 
zu ftrafen. 

Art. 224: Wer Achte oder unächte Siegel oder der: 
leihen Stempel (Art. 222) In unerlaubten Befig nimmt, 
und davon zu rechtswidrigen Zwecken Gebrauch macht, ift 
mit der Strafe der Faͤlſchung offenttioer 
Urkunden zu belegen. 

Art. 227 (Meineid) Abf. 2: Ausfagen, welche in 
Beziehung auf einen fchon geleifteten Eid gefchehen, find 
in Anfehung der Beſtrafung dem Meineide 
gleich zu ſtellen. 
| Art. 231: Die an Eidesftatt gebräuchlichen Bekräf: 
tigungsformeln der Mennoniten und der Anhänger anderer 
Secten, weiche nach den Gefegen von der Verpflichtung, 
einen foͤrmlichen Eid zu feiften, befreit find, werden hins ' 
fihtlih der Ötrafe des Meineides dem Mein: 
eide ſelbſt gleih geadtet. 

Art. 234 (Bruch des eidlihen Verfpredens): Die 
in dem vorftehenden Artifel (Art. 233, Verlegung 
des eidlihen Angelöbnifles) feſtgeſetzte Strafe trifft 
auch denjenigen, welcher (a) ein gültiges Verſprechen 
durch einen, vor Gericht oder einer andern öffentlichen Be: 
hörde abgelegten Eid, oder (b) durch Angeloben oder 
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Handgeluͤbde an Eidesſtatt bekraͤftigt, dieſer Zuſage aber 
wiſſentlich entgegengehandelt hat. 

Art. 250: Die Toͤdtung eines unehelichen Kindes 
während der Geburt wird dem Kindsmorde gleich 
geſtraft. 

Art. 261: Iſt durch die Koͤrperverletzung weder ein 
bleibender Schaden geſtiftet, noch uͤberhaupt Krankheit 
oder Arbeitsunfaͤhigkeit verurſacht worden (Art. 260), fo 
fommen die im Art. 284 auf Thätlichkeiten 
gefegten Strafen zur Anwendung. 


Art. 271 Abſ. 2: Geſchah die Verbreitung (einer an: 
ſteckenden Krankheit unter Menfchen) aus Fahrläffigfeit, 
jo fommen die Strafbeftimmungen der Artt. 
254 und 267 zur Anwendung. 

Art. 296: Gleiche Strafe nah dem im vor⸗ 
hergehenden Artifel (Art. 295, von der Nothzucht) 
feftgefegten Unterſchiede, hat derjenige verwirkt, 
welcher eine Frauens⸗ oder Mannsperſon zu naturwidriger . 
Befriedigung des Gefchlechtstriebes durch Anlegung von 
Gewalt, gefährliche Bedrohung oder argliftige Betäubung 
ihrer Sinne mißbraucht hat. 

. Art. 297 (Verführung zur Unzucht): Wer eine Per: 
fon, die das vierzchnte Lebensjahr noch nicht zuruͤckgelegt 
bat, zur Unzucht mißbraudt, ift nah Verſchieden— 
heit der im Art. 295 (von der Nothzucht) genann⸗ 
ten Sälle mit der auf die Nothzucht geſetz⸗ 
ten Strafe zu belegen ꝛc. 

Art. 314 (Erpreflung) ... follge ſtraft werden: 
1) gleich einem Räuber, nach Verſchiedenheit 
der Faͤlle im Art. 312 (vom Raube), wenn bei 
der Erpreffung Jemand an feiner Perfon angegriffen, oder 
auf Leib oder Yeben oder mit Brandſiiftung bedroht wor⸗ 
den iſt. 
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Art. 340 (Entwendungen an Eß⸗ und Trinfwaaren): 
Bei Entwendungen , welche an Eß⸗ oder Trinfwaaren zum 
unmittelbaren Genuß begangen worden, fommen die 
im erften Abfag des Art. 339 (ven Entwendun: 
gen unter Ehegatten und Verwandten) enthaltenen 
Beſtimmungen gleichfalls zur Anwendung. 

Art. 346 (Unterfchlagung): Die (einfache) Unter: 
fhlagung wird nach den Beftimmungen der Art. 
321 und 322 (vom Diebftehl) geftraft; doch foil 
die Freiheitsſtraft um ein Viertheil ihrer Dauer gelinder 
bemefien werden. 

Art. 347 (erfchwerte Unterfhlagung) Abf. 1: Wenn 
Öffentliche Boten, öffentliche Fuhr⸗ und Ediffleute, Gaft: 
wirthe, Privatrechnungsführer oder Verwalter, Pfleger 
und Euratoren, Handelöleute, welche den Commiſſions⸗ 
oder Speditionshandel treiben, und die bei folchen Gewer⸗ 
ben und Befchäftigungen verwendeten Gehälfen und Die: 
ner, desgleichen wenn diejenigen, melchen zur Zeit einer 
eingetretenen Noth Gegenftände zur Verwahrung übergeben 
worden, an den ihnen anvertraueten Sachen eine Unters 
ſchlagung begehen, fo ift dieſe gleih dem Dieb: 
ftahi nah den Beflimmungen des Art. 322 
und des Schlußſatzes des Art. 328 zu beftrafen. 
Abf. 2: Auch treten diefe Strafen ein, wenn 
ſich Dienftboten, Fabrikarbeiter, Gefellen oder Lehrjungen 
einer folchen Handlung an den im Art. 328 Ziff. 1 erwaͤhn⸗ 
ten Perſonen fchuldig gemacht haben. 

Art. 350: Was beim Diebftahl in Anfehung der 
Werthsberechnung (Art. 318), des Zufammenflufles (Art. 
333), der Ausſchließung des Verfahrens von Amtswegen, 
der milderen Beftrafung des an Ehegatten und Berwandten 
begangenen Bergehend (Art. 339), der Entwendung von 
Eh: oder Trinfwaaren (Art. 340), der Strafmilderung 
wegen geleifteten Erfages (Art. 342), und der Diebshehlerei 
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(Art. 343) verordnet ift, kommt auch bei der Uns 
terfhblagung zur Anwendung. 

Art. 352 Abſ. 2 (Strafe des Betrugs): Iſt aber 
durch den Betrug ein unerlaubter Vortheil bezwedt oder 
erlangt worden, fo fommen die Befiimmungen 
über Beftrafung des Diebſtahls zur Anwens 
dung. 

Art. 354 Abſ. 2: Wird der Betrug, welcher den 
eignen Bortheil des Thäters bezweckt (Art. 352 Abf. 2), 
gewerbemäßig betrieben, fo fommen die Beſtim— 
mungen über gewerbsmäßig verüubten Dieb— 
ſtahl (Art. 324 Ziff. 3) zur Anwendung. 

Art. 355 (Betruͤglicher Wucher): Die Ueberfchreis 
tung des gefetlich erlaubten Zinsfußes zieht bloß die im Ge: 
fege gegen den MWucher beftimmten privatrechtlichen oder 
polizeilichen Kolgen nach fih, ausgenommen, wenn der 
Gläubiger, um den Schuldner zu täufchen, den mucher- 
lichen Eontract fo eingefleidet hat, daß daraus das wahre 
Berhältniß der Zinfen zum Capital nicht deutlich zu erſehen 
war. In diefem Kalle fommen die Beftims 
mungen über Betrug zur Anwendung. 

Art. 357: Wer von der durch einen Andern gefälfchs 
ten oder verfälfchten Sache , fich zum Vortheil oder einem 
Dritten zum Nachtheil, wiſſentlich einen rechtswidrigen 
Gebraud) macht, ift al8 Betrüger zu ftrafen. 

Art. 359 (Einfache Faͤlſchung): Faͤlſchung an anderen, 
al8 den im Art. 358 genannten Gegenftänden, ift, wenn 
die That nicht in ein anderes, in diefem Gefegbuche mit 
Strafe bedrohtes Verbrehen übergeht, nah Maaß: 
gabe der Beftimmungen über den Betrug zu 
ahnden. 

Art. 360: Die Vorfchriften der Art. 318, 333, 339, 
342 und 343 (vom Diebftahl) (vgl. Art. 350) finden 
aub auf Betrug und Kalfbung Anwendung; 
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ſofern durch diefe Verbrechen der eigne Vortheil des Thaͤ⸗ 
ters bezweckt wird. 

Art. 362 (Betrug bei dem Echuldenwefen): Wer bei 
bevorftehendem oder ausgebrochenem Gante durch betrüge: 
riſche Handlungen einzelne Gläubiger vor anderen begünftigt, 
oder, um feine Gläubiger zu verfürzen, Geld oder Geldes: 
werthe Sachen heimlich zuruͤckbehaͤlt oder auf die Seite 
ſchafft, Actinforderungen verfchtweigt oder deren Bezahlung 
heimlich annimmt, oder erdichtete Gläubiger aufftellt, ſoll 
nach den Beftimmungen des Art. 352 Apf. 2 
(über gewinnfüchtigen Betrug) beftraft werden. 

Art. 365: Dem betrügerifchen Banferott (Art. 364) 
ife gleich zu achten, wenn ein Handeldmann, Weck: 
fee oder Fabrikant, in der Abſicht feine Gläubiger durd 
einen Nachlagvertrag zu befhädigen, fich -Fälfchlich für 
zahlungsunfähig ausgegeben hat. | 

Art. 381: Das Anzuͤnden der eignen Wohnung oder 
Sache, ohne Gefahr für Menfchen oder fremdes Eigen⸗ 
thum, hat nur dann gerichtliche Strafe zur Kolge, wenn 
folches in betrügerifcher Abficht geichehen if. In diefem 
Kalle tritt die Strafe des erfhwerten Be: 
trugs (Art. 353) ein. 

Art. 402: Wenn Vorgeſetzte oder Mitglieder der 
oberen Behörden Dienſtvergehen ihrer Untergebenen wiſſent⸗ 
lich geſchehen laſſen, oder die bereits veruͤbten den Schul; 
digen nachfehen, fo find Diefelben im erfteren Kalle 
“ mit der dem Gehülfen (Art. 85), im leßteren 
mit der dem Degunftiger (Art. 0 angedrohs 
ten Strafe zu belegen. 

Art. 422 (Unterfchlagung anvertrauter Gelder): Wer 
Geld oder andere Sachen, welche ihm vermöge eines öffent: 
lichen Amts zur Verwahrung oder Ablieferung an eine Be 
hörde oder an eine Privatperfon uͤbergeben find, unter: 
fblägt, hat die im Art. 347 (von erſchwerter Privat: 
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unterſchlagung) feſtgeſetzte Strafe verwirkt, 
moͤgen die veruntreueten Gelder oder Sachen Öffentliches 
oder Privateigenthum feyn. 

Art. 423 (Keftfegung): Der Strafe der (er: 
fehwerten Privat: ) Unterfhlagung, Art. 347, 
unterliegt gleichfalls 1) mer die feiner Verwaltung 
anvertraueten Gelder oder andere Vorräthe unterfchlägt 2c. 5 
Deore. 3) .... | 

Art. 437 (Beugung des Rechts): Richter, welche 
wiſſentlich über einen Unfchuldigen eine Strafe, oder über 
einen Schuldigen eine härtere, als die geſetzlich verwirfte 
verhängen, find, wenn auf ſolche Art eine der im Art. 228 
bezeichneten Strafen erfannt worden, nah Vorſchrift 
der Art. 228 und 229...... zu beftrafen. 

Doch es wird an diefen fchon fehr veichlichen , viels - 
leicht zu reichhaltigen (aber feicht noch zu vermehrenden), 
Beifpielen genügen, um daraus zu erfennen, wie aufer- 
ordentlich häufig das Str. G. B. von der Methode Ge: 
brauch gemadıt hat, die Strafe eines Verbrechens für 
ein anderes, demfelben mehr oder minder nahe ftehen- 
des Verbrechen anzudrohen, was fich bei einer cafuiftifchen 
Geſetzgebung, welche die bisherigen Gattungsverbrechen 
in eine Reihe ſelbſtſtaͤndiger Verbrechen und Vergehen zer⸗ 
legt hat, auch ſehr leicht erflärt. Denn bei dieſem anato⸗ 
mifchen Verfahren mußte der Öefeßgeber zufegt ermuͤden, 
und daher froh) ſeyn, ftatt felbftftändiger Strafen auf die 
Strafen anderer Verbrechen, für welche ſchon eine Reihe 
von Strafrahmen bereit ftand, verweifen zu koͤnnen. Das 
bei muß man zugleich die außerordentlihe Abwechfelung. 
des Ausdrucks bewundern, auf welche der Gefeßgeber, 
um ftereotype Kormeln zu vermeiden, befondern Fleiß vers 
wendet hat. Denn nur fehr wenige Wendungen find fich 
in den angeführten zahlreichen Sällen gleich. Allein Gier 
fragt es fi eben, ob der Gefeggeber andy wohl erwwuagn 
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habe, daß der zu mählende Ausdrud keineswegs 
gleihgültig fen, indem, je nachdem z. B. nur von 
Strafen oder Steafbeftimmungen die Rede ift, oder (all: 
gemeiner) von Beftimmungen diefes oder jenes Verbrechens, 
welche auf ein anderes in Anwendung fommen follen, der 
Sinn ein fehr verfchiedener if. Und gerade in dieſer Rich⸗ 
tung fann man behaupten, daß faft able angeführten 
Fälle mehr oder minder Zweifel darbieten, fü daß die Ans 
wendung jener fo einfach und natürlich fcheinenden Methode 
nur zu einer reichhaltigen Duelle von Eontroverfen wird, 
und zugleich den Gefengeber in Gefahr bringt, den oder 
die Kehler, welche er bei dem einen Verbrechen begangen 
hat, bei dem zweiten zu wiederholen, bei dem deitten zu 
verdreifachen u. Daß diefe Gefahr Feine eingebildete, 
fondern eine wirkliche ſey, wird fich ſehr bald ergeben. 
Zwar hält es einigermaßen ſchwer, dieſen bunten cafuifti- 
ſchen Stoff nah allgemeinen Gefihtspunften 
in wiflenfchaftlich praftifcher Korm zu behandeln; doch foll, 
was in diejer Beziehung möglich ift, gefchehen. 


$. 3. 


So viel ift beim erften Anblick einleuchtend,, daß es 
ſich in den $. 2. mitgetheilten Fällen von einer Berfchieden: 
heit des Begriffs, und daher des Thatbeftandes 
zweier oder mehrerer, ſey es ganz oder nur theilweife hin: 
fihtli der Strafbarfeit einander gleichgeftellten 
Verbrechen oder Vergehen handeln muß. Denn den Ver: 
ſtoß wird man doch dem heutigen Gefeßgeber nicht zutrauen 
fönnen, daß er fagen werde: dad Verbrechen A foll mit 
der Strafe des Verbrechens A belegt; oder: nach den Be 
flimmungen, oder (fpezieller) nach den Strafbeftimmungen 
des Verbrechens A foll auch das Verbrechen A beurtheilt 
werden ꝛc. Es wird nicht unzweckmaͤßig ſeyn, dies durch 
einige Beiſpiele zu eroͤrtern, ohne hier noch auf die 
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Verfchiedenheit der gebrauchten Kormeln einzugehen. So 
foll nach Artt. 75 und 85 der Hauptgehuͤlfe bei der That 
ald Urheber beftraft, die übrigen Behülfen mit der 
Strafe ded verfuhten Verbrechens (des Urheders) 
belegt werden. Folgt daraus wohl, daß der Hauptgehülfe 
bei der That auh dem Begriffe nach Urheber, im 
Uebrigen die Beihülfe dem Begriffenach Verſuch fey? 
Dies hieße offenbar dem Gefeßgeber eine Abfurdität unters 
legen. Ferner follen nach Art. 148 Verbrechen an dem 
deutfchen Bunde je nach den Umftänden mit der Strafe 
des Hoch: oder des Landesverraths belegt wers 
den; mithin müflen fie, wie auch die Ueberfchrift des Art. 
148 ergiebt, dem Begriffe nach ſowohl von dem Hoch > 
ald dem Landeöverrathe unterfchieden feyn. Nach Art. 162 
und 164 foll ferner Beleidigung der Amtsehre in ons 
currenz mit Körperverlegung die Strafe der Widers 
fegung treffen. Sie fünnen daher nicht daflelbe Vers 
brechen, fondern müffen begriffsmäßig verfchiedene Vers 
brechen ſeyn, die nur der Geſetzgeber für gleich ftrafbar 
erklärt hat. Das Gleiche gilt nah Art. 181 von der 
Selbftbefreiung der-Gefangenen , welche mit der Strafe 
der Widerfegung bedroht ift. Denn fonft würde der 
Gefeggeber fagen: Widerfegung foll als Widerfegung bes 
ftraft werden. So bedroht ferner der Art. 182 die Meus 
terei mit dee Strafe des Aufruhrs, kann mithin 
nicht fagen wollen, der Aufruhr fey dem Aufruhr gleich zu 
beftreafen, fondern muß fich beide Verbrechen (mie auch die 
verſchiedene Begriffsbeftimmung derfelben in Art. 475 Abf.1 
und 182 ergiebt) als dem Begriffe nach verfchiedeng 
Verbrechen denfen. So kann ferner der Art. 215 die Fäls 
fhung und Verfaͤlſchung von Papiergeld gleich dem Münzs 
verbrechen ftrafen; aber Münze und Papier weiß fchon der 
gemeine Sprachgebrauh von einander zu unterfcheiden. 
Ferner foll nach Art. 234 der Bruch eined Kliien 
Archiv d. Er. R. 1848. III. St. 3 
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Verſprechens gleih der Verlegung des eidlichen 
Angelöbniffes beftraft werden; Darum find und bleiben 
fie aber dem Begriffe und’ Thatbeftande nach verfchiedene 
Faͤlld Eben fo, wenn die Artt:296 und 297 die Strafe 
der Nothzucht auf andere angränzende Verbrechen, 
3. B. Verführung zur Unzucht, ausdehnen; oder wenn der 
Art. 314 geroiffe Kalle der Erpreffung mit der Strafe 
des Raubes bedroht; oder der Art. 340 für Entwen⸗ 
dung von Eß- und Trinkwaaren auf die milderen Strafen 
der Entiwendung unter Chegatten und Verwandten vermeift; 
oder die Artt. 346 und 347 die Unterfchlagung theilweiſe 
oder ganz mitder Strafe des Diebftahls bedrohen. — 

Doch, wozu bei einer fo einleuchtenden Wahrheit noch 
meitere Belege? . Scheint doch felbft die bisherige Aus: 
führung ganz überflüffig zu feyn. Allein es Enüpft fich an 
diefe fcheinbar überfluffigen Säge die Frage, wie es unter 
diefen Umftänden möglich feyn follte, die Artt. 261, 259 
und 402 indem entgegengefesten Sinne auszulegen, 
mie e8 die Praxis der Württemb. Gerichte thut? Bon 
diefen Artikeln fagt namlich der erfte: einfache Körperver: 
legungen follen glei den Realinjurien, der zweite: 
einfache Privatfälfchungen gleih dem Betruge, de 
dritte: unterlaffene Berhinderung eines .‚bevorftehenden, 
oder unterlaflene Anzeige eined veruͤbten Dienftverbrechens 
foll an dem Vorgefegten in jenem Falle gleich der Beis 
bülfe, in diefem. gleich der Begünftigung beftraft 
werden. Wie fann man nun diefe drei Källe — allen 
obigen Belegen zuwider — dahin verftehen, daß wegen 
Gleichheit der angedrohten Strafe einfache Körperverleguns 
gen und Realinjurien, Privatfälfhung und Betrug, unter⸗ 
lafiene Verhinderung eines bevorftehenden Verbrechens und 
(negative) Beihülfe und unterlaffene Anzeige eines begangenen 
Verbrechens und (negative) Begünftigung dem Be griffe 
nad zufammenfallen, mithin, wenngleich formell 
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und dem Namen nach getrennt ,. Doch Der Sache nab nur 
Cine ftrafbare Handlung bilden? eine Stage, an die fich, 
wie der weitere Verlauf ergeben wird, ſehr wichtige prafs 
tifche Säge fnüpfen. Sollte dann nicht mit gleichem Rechte 
behauptet werden fünnen, daß auch Beihülfe und Verfuch 
— Amtsehrenbeleidigung duch Gewalt an der Perfon, 
gewaltthätige Selbftbefreiung von Gefangenen, und Widers 
fegung — Meuterei und Aufrufe — Erpreſſung und 
Raub — Faͤlſchung von Papiergeld und Münzfälfhung — 
Verführung zur Unzucht und Nothzucht — Unterfchlagung, 
Betrug, Faͤlſchung (Urt. 559) und Diebftahl ꝛc. dem Be: 
griffe, mithin auch dem Ihatbeftande nah zuſammen⸗ 
fallende Berbrechen feyen, die zwar formell und dem 
Namen nad) getrennt feyen, aber der Sache nad Eine ſtraf⸗ 
bare Handlung bilden? Denn worin follte wohl der Grund 
liegen, jene Kategorie von Fällen anders als alle übrigen 
zu behandeln? | 
Doch, um jeden Schein eines einfeitigen Urtheild zu 
vermeiden, fragt es ſich: ob nicht vielleicht auch in andern 
Sällen der Gefeßgeber in den, nad) dem Dbigen ($. 1) 
Faum der. P. G.O. vom J. 1532 zu Öute gehaltenen Sehr 
fee verfallen fey,. eine Handlung, die dem Begriffe 
nad von einer andern nicht verfchieden fey, mit derfelben 
Steafe zu bedrohen, alfo zu fagen: das Verbrechen A 
folle gleich dem Verbrechen A beftraft werden? Dieſe 
Stage ift allerdings zu bejahen, wenn man fich auf einen 
andern Standpunft ftelle, als denjenigen, welchen 
das Gefegbuch einnimmt, Hingegen vom Standpunfte 
des Geſetzbuchs — und diefer kann nur der entſchei⸗ 
dende ſeyn — auf das beftimmtefte zu verneinen. Viel— 
mehr muß man in diefer (freilich nur formellen) Beziehung 
die große Sorgfalt und Umficht des Gefeßgebers rühmen.. 
Was hier unter dem andern Ötandpunfte gemeint 

fey, ift leicht zu errathen. Es ift der Stontpuntt des 
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bisher geltenden gemeinen Rechts, welches viele, zum 
Theil ſehr umfaflende Sattungsverbrechen (z. B. falsum, 
crimen vis ꝛc.) aufftellt, welche jet in eine Reihe felbft: 
ffändiger Berbrechen mit befonderem Thatbeftande 
und befonderer Steafe (oft 3, 4, 5 Strafrahmen) zer: 
fallen, fo daß, von dieſem Standpunfte betrachtet, 
das Str. G. B. allerdings öfter fagt: das falsum foll dem 
falsum , die vis der vis gleich 2c. befteaft werden. Allein 
diefer dem Str. G. B. fremde Standpunft kann nicht zum 
Maafftabe defielden dienen. Sein Maafftab muß der 
eigne fein, und darin hat das Str. G. DB. nirgend ge⸗ 
fehlt, mwenigftend nicht in der gedachten Richtung ; denn 
im Uebrigen verdient feine Methode und die Art der Ans 
mendung derfelben keineswegs in Schuß genommen zu 
werden. 

Doch iſt hier noch ein zweiter ſcheinbarer Vorwurf 
in gleicher Richtung zu befeitigen. Hin und wieder folgt 
nämlich da8 Str. G. B., Hauptfächlich geftügt auf Fe uer⸗ 
bach und defien legislatives Organ, dasBaier'ſche Str. G. B., 
einer unrichtigen doctrinellen Anſicht vom That: 
beſtande gewiſſer Verbrechen, wodurch der Geſetzgeber ge⸗ 
noͤthigt wurde, aus Einem Verbrechen unnoͤthigerweiſe 
zwei zu machen, und das angeblich zweite mit der Strafe 
des erſten (zu eng gefaßten) Verbrechens zu bedrohen. Dies 
heißt zwar, vom richtigen doctrinellen und legislativeu 
Standpunfte aufgefaft, das Verbrechen A mit der Strafe 

des Verbrechend A bedrohen; allein vom Standpunfte des 
Gefeggebers, welcher hier entfcheidend ift, heißt es 
vielmehr: das Verbrechen B foll mit der Strafe des Ber 
brebend A belegt werden. Ye fchärfer fpäter die Beur⸗ 
theitung der Methode des Str. G. B. und befonders der 
Art ihrer Anwendung ausfallen wird, um fo gewiſſer hat 
man ſich vor ungerechtem Tadel deſſelben zu hüten. 


— 
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Wir heben mit den Verbrechen der letzten Kategorie, 
als den einfachften Fällen, an. Zu diefen gehören der 
Kindsmord und der Meineid. " 

Der Art. 227 Abf. 2 fagt nämlih: „Ausfagen, 
weiche in Beziehung auf einen fchon geleifteten Eid ges 
fhehen, find in Anfehung der Beftrafung dem 
Meineide glei zu ftellen”. Dies beruht auf der 
doctrinell unrichtigen Anficht, da der Meineid feinem Bes 
ariffe nach auf den miffentlichen Bruch eines affertori: 
ſchen oder Verficherungseides (Art. 227 Abſ. 1) befehränft 
fey, der Eidesbruch daher in dem miflentliden Bruche eines 
peomifforifchen oder Verfprechungseides beſtehe, es 
aber für den Geſetzgeber dringende Gründe gebe, einige 
Fälle des legteren eben fo ſchwer ald den Meineld zu bes 
ftrafen, wie 3. B. wenn ein in einer Eivilfache vor der Ab⸗ 
hörung beeidigter Zeuge wiflentlich falfche Ausfagen machte. 
Allein fchon im gemeinen Leben wird man einen wiſſentlich 
falfcb Deponirenden Zeugen, er mag (wie in Straffachen) nad 
der Abhoͤrung, oder (wie in Civilfachen) wor derfelben bes 
eidigt worden feyn, gleichmäßig einen meineidigen Zeugen 
nennen, und für die Doctein, mie für den Geſetzgeber, 
fehlt e8 an allen genügenden ‚Gründen, um von einem 
engeren Begriffe des Meineides auszugehen. 

Allerdings muß zugegeben werben, daß für die rich⸗ 
tige Unterfcheidung ziifchen dem Meineide und Eidesbruch 
die Verfchiedenheit des Eides, ob nämlich derſelbe ein afler: 
torifcher oder promifforifcher fey, in einigen Betracht 
£ommt; allein nur fo weit, daß man fagen fann , zum 
Eidesbruch gehöre immer ein (falfcher) promifforifcher 
Eid, wogegen zum Meineide fo gut ein (falſcher) promiſ⸗ 
forifcher, mie ein (falfcher) affertorifcher Eid dienen fann. - 
Daher muß man fih nach einem andern, und year Vurky: 
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des Wärtt. Str. G. B. auf feiner gluͤcklichen Nachahmmn 
jenes Artikels. Indeß vom Standpunfte dieſes Geht 
buche wäre es ein ungerechter Vorwurf, wenn behaupte 
werden wollte, der Art. 250 fage: der Kindsmord (d. } 
eine dem Begriffe nach dazu gehörige Handlung) folle den 
Kindsmorde gleich geftraft werden; vielmehr fagt er: eine 
Bandlung , die zroifhen dem Kindsmorde (Art. 249) und 
der Mbtreibung der Peibesfrucht durch eine uneheliche Mutttr 
in der Mitte liege, folle mit der Strafe des Kindsmordes 
belegt werden, was freilich auf einer theoretifch unrichtigen 
Unſicht beruht. 


© 5. 


Noch häufiger kommen Faͤlle der erften Kategorie 
($ 3) vor, welche dem Str. G. B. den Schein geb, 
ale bedrohe es ein Verbrechen mit der Strafe eben deir 
felden Verbrechens Died hängt, wie ſchon oben 
demerkt wurde, mit der cafuiftifchen Anlage des Str. G. B. 
aufammen, und Daher fommen hin und wieder auch Artikd 
vor, welche nur auf eine Belehrung des Richterd 
berechnet find, d. h. welche ihn darauf aufmerffam machen 
folien, welches Verbrechen er nunmehr anzunehmen, 
und daher mit der darauf gefegten Strafe zu belegen 
dade. Zur Erläuterung mögen folgende Beijpiele dienen. 

So fol nach Art. 357 derjenige, welcher zu betrüge 
riſchen Zwecken eine von einem Andern ges oder verfälfchtt 
Sacde, ohne Einverſtaͤndniß mit dem Faͤlſcher oder Ber 
falſcher, gebraucht, als Betruger beftraft werden. 
Dier deißt cd wohl erwogen nicht: „gleich einem Berrk 
ger geſtraft werden” (denn damit wäre ausgedrüdt, daf 
jener Fall dem Neariffe nach vom Betrug ausgeſchloſſen fe), 
fordern „ale rin Weträace”, d. h. der Gefeggeber wil 
it zur Belehrung des Richters nur ausdräden, def 
ſolche Yundluna jet nicht mehr (wie nach den 
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bisherigen Rechte) Faͤlſchung, fondern nur ‚Betrug ſey. 
Denn die Fälfehung ift im Art. 356, auf den der Urt. 357 
unmittelbar folgt,. reinim geammatifalifchen Sinne 
aufgefaßt; diefer Begriff paßt aber auf denjenigen nicht, 
welcher, ohne bei der Faͤlſchung felbft irgend betheiligt zu 
feyn, nur von eiher, 3. B. zufällig erlangten, durch einen 
Andern gefälfebten Sache Gebrauch macht. Thut er dies 
aber in betrügerifcher Abſicht, fo paßt auf ihn der Begriff 
Des Betrugs, weil e8 auf das Mittel, durch welches 
Femand betrogen wird, nicht anfommt. Indeß iſt diefe 
Belehrung des Richters nicht bloß überflüffig, fondern 
auch bedenflih. Nach Art. 352 wird nämlich zur Volls 
endung des Betrugs eine Schadenszufügung des 
Betrogenen erfordert. Soll nun auch diefe, als fih von 
felbft verftehend, im Art. 357 vorausgefegt werden? Oder 
wollte etwa der Gefeßgeber Hier eine Ausnahme von der 
Regel machen, d. b. den durch ſolche Mittel beabfichs 
tigten Betrug ſchon durch den Gebrauch der fremden ges 
fälfchten Sache (Art. 356 Abf. 2) als confummirt gelten 
laffen? Hiefür liegen fih aus dem Str. G. B. mehrere 
ganz Ähnliche Hälle beibringen ($. 9). Allein die Motive 
S. 286 — 87 ergeben beftimmt, daß dies nicht in der Abs 
ficht des Gefeßgebers lag; mithin Fonnte es hier nur auf 
eine Belehrung des Richters abgefehen feyn, und dann 
wird zur Conſummation eines duch ſolche Mittel beabfichs 
tigten Betrugs gerade fo eine Schadenszufügung des 
Betrogenen erfordert, wie in allen andern Betrugsfällen. 
Ein weiteres Beifpiel der Art enthält der Art. 355 
($. 2) vom betrüglihen Wucder Da au hier 
mit dem biöherigen Rechte ſehr bedeutende Veränderungen 
vorgenommen wurden, d. h. der Wucher zur Hälfte freis 
gegeben, zur andern Hälfte nur gering, und jedenfalls 
nur polizeilich geftraft werden follte (mas der Art. 355 an⸗ 
Fündigte, und das Pol. Ste. ©. Art. 66 fa. Go ck 
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ſofern durch diefe Verbrechen der eigne Vortheil des Thaͤ⸗ 
ters bezweckt wird. 

Art. 362 (Betrug bei dem Echuldenmwefen): Wer bei 
bevorftehendem oder ausgebeochenem ante durch betrüge: 
riſche Handlungen einzelne Gläubiger vor anderen begünftigt, 
oder, um feine Gläubiger zu verfürzen, Geld oder Geldes: 
werthe Sachen heimlich zurüchbehält oder auf die Geite 
ſchafft, Actinforderungen verſchweigẽ oder deren Bezahlung 
heimlich annimmt, oder erdichtete Gläubiger aufftellt, ſoll 
nad den Beftimmungen des Art. 352 Abf. 2 
(über gewinnfüchtigen Betrug) beftraft werden. 

Art. 365: Dem betrügerifchen Banferott (Art. 364) 
ift gleih zu achten, wenn ein Handelsmann, Wechs⸗ 
(er oder Fabrikant, in der Abſicht feine Gläubiger durch 
einen Nachlaßvertrag zu befchädigen, fich faͤlſchlich für 
zahlungsunfähig ausgegeben hat. 

Art. 381: Das Anzünden der eignen Wohnung oder 
Sache, ohne Gefahr für Menfchen oder fremdes Eigen: 
thum, hat nur dann gerichtliche Strafe zur Folge, wenn 
folches in betrügerifcher Abficht geichehen if. In die ſem 
Kalle tritt die Strafe des erfhmwerten Be: 
trugs (Art. 353) ein. 

Art. 402: Wenn Vorgeſetzte oder Mitglieder der 
oberen Behoͤrden Dienſtvergehen ihrer Untergebenen wiſſent⸗ 
lich geſchehen laſſen, oder die bereits veruͤbten den Schul⸗ 
digen nachſehen, fo find dieſelben im erſteren Kalle 
mit der dem Gchulfen (Art. 85), im leßteren 
mit der dem Begüunftiger (Art. 0) angedrohs 
ten Strafe zu belegen. 

Art. 422 (Unterfchlagung anvertrauter Gelder): 

Geld oder andere Sachen, welche ihm vermöge eines ent 
lihen Amts zuc Verwahrung oder Ablieferung an eine De: 
hörde oder an eine Privatperfon Übergeben jind, unter: 
fhlägt, Hat die im Art. 347 (von erfchwerter Privat: 
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unterfehlagung) fFeftgefegte Strafe vermwirft, 
mögen die veruntreueten Gelder oder Sachen bffentliches 
oder Privateigenthum ſeyn. 

Art. 423 (Reſtſetzung): Der Strafe der (er 
fhwerten Privat:) Unterfhlagung, Art. 347, 
unterliegt gleichfalls 1) mer die feiner Verwaltung 
anvertraueten Gelder oder andere Vorraͤthe unterſchlaͤgt 2.5 
2). 3). 

Art, 437 Beugung des Rechts): Richter, welche 
wiſſentlich uͤber einen Unſchuldigen eine Strafe, oder uͤber 
einen Schuldigen eine haͤrtere, als die geſetzlich verwirkte 
verhaͤngen, ſind, wenn auf ſolche Art eine der im Art. 228 
bezeichneten Strafen erkannt worden, nach Vorſchrift 
der Art. 228 und 229...... zu befttafen. 

Doch es wird an diefen fihon fehr reichlichen,, viels - 
feicht zu reichhaltigen (aber leicht noch zu vermehrenden), - 
Beifpielen genügen, um daraus zu erfennen, wie außer: 
ordentlich häufig das Str. G. B. von der Methode Ge: 
braud) gemadıt hat, die Strafe eines Verbrechens für 
ein anderes, demfelben mehr oder minder nahe ftehen- 
des Verbrechen anzudrohen, mas fich bei einer cafuiftifchen 
Geſetzgebung, welche die bisherigen Gattungsverbrechen 
in eine Reihe felbftftändiger Verbrechen und Vergehen zer; 
tegt hat, auch ſehr leicht erflärt. Denn bei dieſem anato⸗ 
mifchen Verfahren mußte der Geſetzgeber zulegt ermüden, 
und daher froh feyn , ftatt felbftftändiger Strafen auf die 
Strafen anderer Verbrechen, für welche fchon eine Reihe 
von Strafrahmen bereit ftand, vermweifen zu koͤnnen. Das 
bei muß man zugleich die außerordentliche Abwechhfelung. 
des Ausdrucks bewundern, auf welche der Gefengeber, 
um ftereotype Kormeln zu vermeiden, befondern Fleiß vers 
wendet hat. Denn nur ſehr wenige Wendungen find fich 
in den angeführten zahlreichen Zällen gleich. Allein hier 
fragt es ſich eben, ob der Öefeggeber auch Wohl eruuaen 


336 Ueber Begriff und Gleichheit der Strafe 


habe, daß der zu mählende Ausdrud keineswegs 
gleihguültig fey, indem, je nachdem z. B. nur von 
Strafen oder Strafbeftiimmungen die Rede ift, oder (all: 
gemeiner) von Beftimmungen diefes oder jenes Verbrechens, 
welche auf ein anderes in Anwendung kommen follen, der 
Sinn ein fehr verfchiedener iſt. Und gerade in dieſer Rich: 
tung fann man behaupten, daß faft ale angeführten 
Fälle mehr oder minder Zmeifel darbieten, fö daß die Ans 
wendung jener fo einfach und natürlich feheinenden Methode 
nur zu einer reichhaltigen Quelle von Eontroverfen wird, 
und zugleich den Gefeggeber in Gefahr bringt, den oder 
die Fehler, welche er bei dem einen Verbrechen begangen 
hat, bei dem zweiten zu wiederholen, bei dem deitten zu 
verdreifachen ꝛ)c. Daß diefe Gefahr Feine eingebildete, 
fondern eine wirkliche fey, wird fich ſehr bald ergeben. 
Zwar hält es einigermaßen ſchwer, dieſen bunten cafuifti- 
fen Stoff nach allgemeinen Gefihtspunften 
in willenfchaftlich praftifcher Form zu behandeln; doch fol, 
was in diefer Beziehung möglich ift, gefchehen. 


$. 3. 


So viel ift beim erften Anblick einleuchtend,, daß es 
ſich in den $. 2. mitgetheilten Fällen von einer Berfchieden- 
heit des Begriffs, und daher des Thatbeftandes 
zweier oder mehrerer, fen es ganz oder nur theilmeife hin⸗ 
fihtlih der Strafbarfeit einander gleichgeftellten 
Verbrechen oder Vergehen handeln muß. Denn den Ber: 
ftog wird man Doch dem heutigen Gefeßgeber nicht zutrauen 
fönnen, daß er fagen werde: das Verbrechen A foll mit 
der Strafe des Verbrechens A belegt; oder: nad) den Be: 
flimmungen, oder (fpezieller) nach den Strafbeftimmungen 
des Verbrechens A foll auch das Verbrechen A beurtheilt 
werden 2c. Es wird nicht unzweckmaͤßig feyn, dies durch 
einige Beiſpiele zu erörtern, ohne hier noch auf die 
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Verſchiedenheit der gebrauchten Kormeln einzugehen. So 
foll nach Artt. 75 und 85 der Hauptgehülfe bei der That 
ald Urheber beftraft, die übrigen Gehulfen mit der 
Strafe ded verfuhten Verbrechens (des Ucheßers) 
belegt werden. Kolgt daraus wohl, daß der Hauptgehülfe 
bei der That auh dem Begriffe nach Urheber, im 
Uebrigen die Beihülfe dem Begriffe nach Berfuch fey? 
Dies Hiege offenbar dem Gefegeber eine Abfurdität unters 
legen. Kerner follen nah Art. 148 Verbrechen an dem 
deutfchen Bunde je nach den Umftänden mit der Strafe 
des Hoch: oder des Landesverraths belegt wer; 
den; mithin müflen fie, wie auch die Ueberfchrift des Art. 
148 ergiebt, dem Begriffe nach ſowohl von dem Hoc > 
ald dem Landeöverrathe unterfchieden feyn. Nach Art. 162 
und 164 foll ferner Beleidigung der Amtsehre in Eons 
currenz mit Körperverlegung die Strafe der Widers 
feßung treffen. Sie fünnen daher nicht daflelbe Vers 
brechen, fondern muͤſſen begriffsmäßig verfchiedene Vers 
brechen feyn, die nur der Gefeggeber für gleich ftrafbar 
erklärt hat. Das Gleiche gilt nach Art. 181 von der 
Selbftbefreiung der-Gefangenen , welche mit der Strafe 
der Widerfegung bedroht ift. Denn fonft wuͤrde der 
Gefengeber fagen: Widerfegung foll ald Widerfegung bes 
fteaft werden. So bedroht ferner der Art. 182 die Meus 
terei mit der Strafe des Aufruhrs, kann mithin 
nicht fagen tollen, der Aufruhr fey dem Aufruhr gleich zu 
beftrafen,, fondern muß fich beide Verbrechen (mie auch die 
verichiedene Begriffsbeftimmung derfelben in Art. 175 Abf.1 
und 182 ergiebt) als dem Begriffe nach verfchiedeng 
Verbrechen denfen. So kann ferner der Act. 215 die Faͤl⸗ 
ſchung und Verfaͤlſchung von Papiergeld gleich dem Münzs 
verbrecen firafen; aber Münze und Papier weiß ſchon der 
gemeine Sprachgebrauh von einander zu unterfcheiden. 
Ferner foll nah Art. 234 der Bruch eines eidlichen 
Ardis d. Er. R. 1848. II. St. 3 


338 Ueber Begriff und Gleichheit der Strafe 


Verfprechens gleih der Verlegung des eidlichen 
Angelöbniffes beftraft werden; Darum find und bleihen 
fie aber dem Begriffe und’ Thatbeftande nach verſchiedene 
FölR Eben fo, wenn die Artt:296 und 297 die Strafe 
der Nothzucht auf andere angränzende Verbrechen, 
z. B. Verführung zur Unzucht, ausdehnen; oder wenn der 
Art. 314 geroiffe Fälle der Erpreſſung mit der Strafe 
des Raubes bedroht; oder der Art. 340 für Entmwen- 
dung von Eß- und Trinkwaaren auf die milderen Strafen 
der Entwendung unter Ehegatten und Verwandten verweift; 
oder die Artt. 346 und 347 die Unterfchlagung theilmeife 
oder ganz mit der Strafe des Diebftahls bedrohen. — 

Doch, wozu bei einer fo einleuchtenden Wahrheit noch 
meitere Belege? . Scheint doch felbft die bisherige Aus: 
führung ganz überflüffig zu feyn. Allein es knuͤpft fich an 
dieſe fcheinbar überflüffigen Säge die Frage, wie «8 unter 
diefen Umftänden möglich feyn follte, die Artt. 261, 259 
und 402 indem entgegengefegten Sinne auszulegen, 
tie e8 die Praris der Württemb. Gerichte thut? Bon 
diefen Artifeln fagt nämlich der erfte: einfache Körperver: 
fegungen follen gleih den Realinjurien, der zweite: 
einfache Privatfälfhungen gleich dem Betruge, der 
dritte: unterlaffene Verhinderung eines bevorſtehenden, 
oder unterlaffene Anzeige eined veruͤbten Dienftverbrechene 
foll an dem Vorgeſetzten in jenem Falle gleich der Beis 
huͤlfe, in diefem. gleich der Begünftigung beftraft 
werden. Wie kann man nun diefe drei Fälle — alten 
‚obigen Belegen zuwider — dahin verftehen, daB wegen 
‚ Gleichheit der angedrohten Strafe einfache Körperverlegun: 
gen und Realinjurien, Privatfälfhung und Betrug, unter: 
laffene Verhinderung eines bevorftehenden Verbrechens und 
(negative) Beihülfe und unterlaffene Anzeige eines begangenen 
Berbrechend und (negative) Begünftigung dem Begriffe 
nach sufammenfallen, mithin, wenngleich formell 
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und dem Namen nach getrennt ,. doch Der Sache nad nur 
Eine ftrafbare Handlung bilden? eine Frage, an die fich, 
wie der weitere Berlauf ergeben wird, fehr wichtige praf: 
tiſche Säge fnüpfen. Sollte dann nicht mit gleichem Rechte 
behauptet werden fünnen, daß auch Beihülfe und Verſuch 
— Amtsehrenbeleidigung durch Gewalt an der Perfon, 
gemwaltthätige Selbftbefreiung von Gefangenen, und Widers 
fegung — Meuterei und Aufruhr — Erpreſſung und 
Raub — Faͤlſchung von Papiergeld und Münzfälfhung — 
Verführung zur Unzucht und Nothzucht — Unterfehlagung, 
Betrug, Fälfhung (Art. 559) und Diebftahl 2c. dem Be: 
griffe, mithin auch dem Thatbeftande nach zufammen; 
fallende Verbrechen feyen, die zwar fornıc und dem 
Namen nach getrennt feyen, aber der Sache nach Eine ftraf- 
bare Handlung bilden? Denn worin follte wohl der Grund 
liegen, jene Kategorie von Källen anders als alle übrigen 
zu behandeln? | 
Doch, um jeden Schein eines einfeitigen Urtheils zu 
vermeiden, fragtesfich: ob nicht vielleicht auch in andern 
Fällen der Gefegeber in den, nad) dem Dbigen ($. 1) 
kaum der. P. G.D. vom J. 1532 zu Öute gehaltenen Seh: 
ler verfallen fen,. eine Handlung, die dem Begriffe 
nad von einer andern nicht verfchieden fey, mit derfelben 
Strafe zu bedrohen, alfo zu fagen: das Verbrechen A 
folle glei dem Verbrechen A beftraft werden? Dieſe 
Stage ift allerdings zu bejahen, wenn nran fi auf einen 
andern Standpunft ſtellt, als denjenigen, welchen 
das Gefebbuch einnimmt, hingegen vom Standpunfte 
des Geſetzbuchs — und dieſer kann nur der entſchei⸗ 
dende ſeyn — auf das beftimmitefte zu verneinen. Biel 
mehr muß man in diefer (freilich nur formellen) Beziehung 
die große Sorgfalt und Umficht des Gefeggebers rühmen. 
Was hier unter dem andern Ötandpunfte gemeint 
fen, iſt leicht zu errathen. Es ift der Standpunft des 
| 32 
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bisher geltenden gemeinen Rechts, welches viele, zum 
Theil fehr umfaflende Sattungsverbrechen (7. B. falsum, 
crimen vis ꝛc.) aufftellt, welche jet in eine Reihe ſelbſt⸗ 
ftändiger Verbrechen mit befonderem Thatbeftande 
und befonderer Strafe (oft 3, 4, 5 Strafrahmen) zer: 
fallen, fo daß, von diefem Standpunfte betrachtet, 
das Str. G. B. allerdings öfter fagt: das falsum foll dem 
falsum , die vis der vis gleich 2c. befteaft werden. Allein 
diefer dem Str. ©. DB. fremde Standpunft fann nicht zum 
Maaßſtabe deffelben dienen. Sein Maafftab muß der 
eigne fein, und darin hat das Ste. G. B. nirgend ges 
fehlt, wenigſtens nicht in der gedachten Richtung ; denn 
im Uebrigen verdient feine Methode und die Art der Ans 
wendung derfelben keineswegs in Schutz genommen zu 
werden. 

Doch iſt hier noch ein zweiter ſcheinbarer Vorwurf 
in gleicher Richtung zu beſeitigen. Hin und wieder folgt 
nämlich das Str. G. B., hauptſaͤchlich geſtuͤtzt auf Feuer: 
bach und deſſen legislatives Organ, dasBaier'ſche Str. G.B., 
einer unrichtigen doetrinellen Anſicht vom That: 
beſtande gewiſſer Verbrechen, wodurch der Geſetzgeber ge⸗ 
noͤthigt wurde, aus Einem Verbrechen unnothigerweiſe 
zwei zu machen, und das angeblich zweite mit der Strafe 
des erſten (zu eng gefaßten) Verbrechens zu bedrohen. Dies 
heißt zwar, vom richtigen doctrinellen und legislativeu 
Standpunfte aufgefaft, das Verbrechen A mit der Strafe 

‚des Verbrechend A bedrohen; allein vom Standpunfte des 

Geſetzgebers, welcher hier entfcheidend iſt, heißt es 
vielmehr: das Verbrechen B foll mit der Strafe des Ber: 
brebend A belegt werden. Te fchärfer fpäter die Beur⸗ 
theitung der Methode des Str. G. B. und befonders der 
- Art ihrer Anwendung ausfallen wird, um fo gemwiffer hat 
man ſich vor ungerechtem Tadel deffelden zu hüten. 
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Wir Heben mit den Verbrechen der legten Kategorie, 
als den einfachften Fällen, an. Zu diefen gehören der 
Kindsmord und der Meineid. " 

Der Art. 227 Abf. 2 fagt nämlih: „Ausfagen, 
weiche in Beziehung auf einen ſchon geleifteten Eid ges 
(heben, find in Anfehung der Beftrafung dem 
Meineide gleich zu ftellen”. Dies beruht auf der 
doetrinell unrichtigen Anfiht, daß der Meineid feinem Bes 
griffe nach auf den miffentlichen Bruch eines affertori: 
ſchen oder Verficherungseides (Art. 227 Abf. 1) befehränft 
fey, der Eidesbruch daher in dem wiſſentlichen Bruche eines 
promiſſoriſchen oder Verfprechungseides beftehe, «8 
aber für den Gefegeber dringende Gründe gebe, einige 
Fälle des legteren eben fo ſchwer als den Meineid zu bes 
ftrafen, wie 3. B. wenn ein in einer Civilfache vor der Ab⸗ 
hörung beeidigter Zeuge wiſſentlich falfche Ausfagen machte. 
Allein fchon im gemeinen Leben wird man einen wiffentlich 
falfcb Deponirenden Zeugen, er mag (wie in Straffachen) nach 
der Abhörung, oder (mie in Eivilfachen) wor derfelben bes 
eidigt worden feyn, gleichmäßig einen meineidigen Zeugen 
nennen, und für die Doctrin, wie für den Geſetzgeber, 
fehlt e8 an allen genügenden ‚Gründen, um von einem 
engeren Begriffe des Meineides auszugehen. 

Allerdings muß zugegeben werden, daß für die rich 
tige Unterfcheidung zrifchen dem Meineide und Eidesbruch 
die Verfchiedenheit des Eides, ob nämlich derfelbe ein afler: 
torifcher oder promifforifcher fey, in einigen Betradt 
fommt; allein nur fo weit, daß man fagen kann, zum 
Eidesbruch gehöre immer ein (falfeher) premifforifcher 
Eid, wogegen zum Meineide fo gut ein (falfcher) promiſ⸗ 
ſoriſcher, wie ein (falfcher) affertorifcher Eid dienen Tann. 
Daher muß man ſich nach einem andern, und zwar durch⸗ 
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greifenden Unterfcheidungsmerfmale umfehen, und dieles 
aufzufinden hält auch nicht ſchwer. Es hängt nämlich hier 
Alles davon ab, zu welchem Zweck und in welher An: 
gelegenheit der Kid gefelftet wird. Wird derfelbe zur 
Beftärfung von Ausfagen in einer Rechtsſache (vor 
Gerichte: oder Nöminiftrativbehörden) geleiftet, und die: 
ſer Eid meiffentlich gebrochen, fo ift es Meineid; und in fo= 
fern macht c8 feinen Unterfchied, ob der falſch Schwoͤrende 
den Eid dahin geleiftet: Hatte, die Wahrheit ausfagen zu 
tollen (premifforifcher Eid), oder die Wahrheit ausgeſagt 
zu Haben (Caffertorifcher Eid), oder, mie bei Zeugen in Un: 
terfuchungsfachen nach Net. 211 der Str. Pr. O., der Eid 
auf beides zugleich gerichtet war. Im Gegenfage hievon 
wäre Cidesbruch die wiffentliche Verlegung eines zur Be: 
ftärfung einer fonftigen Zufage gefhmwornen Eides. 
Dies erfennen auch die Artt. 227 und 233 in fofern an, ale 
fie von Beftätigung von „Ausfagen” reden, während der 
Art. 234 von einer „Zufage” ſpricht. Indeß mußte ſowohl 
die Faſſung des Art. 227 vom Meineite, als die des Art. 
234 vom Eidesbruch mißlingen, weil der Gefeggeber jenen 
Degriff zu eng, und Diefen zu weit gefaßt hatte. Allein 
dom Standpunfte des Str. G. B., melcher hier allein 
entfcheidet, kann jedenfalls nicht behauptet werden, daß 
der Abf. 2 des Art. 227 den widerfinnigen Sat ausfprede: 
der Meincid (d. h. eine dem Begriffe nach dazu gehoͤrige 
Handlung) folle dem Meineide gleich geftraft werden; fon: 
dern er fagt vielmehr: gewiſſe Fälle des Eidesbruchs follen 
derfelben Strafe, wie der Meineid unterliegen, obmohl 
dies auf einer theoretifch unrichtigen Anficht beruht. (Bal. 
des Verf's. Etaatsverbrechen nach) gem. und wuͤrtt. Rechte 
©. 444 fg., 464 fg.) 

Ein Seitenſtuͤck hiezu bietet der Art. 250, melcher 
— fogar in einem befondern Artifet — ausfpricht: „die 
Toͤdtung eines unehelichen Kindes während der Geburt 
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wird dem. Kindesmorde gleich beftraft”. - & 
waͤre alfo diefe Handlung dem Begriffe nach nicht 
Kindesmord (Art. 249); fie foll aber eben fo ftrafbar wie 
tiefer feyn. Auch .hier. geht der Gefeßgeber von einem zu 
engen Begriffe des Kindsmordes aus, abermals verleitet 
duch die Anfiht Feuerbach's (Lehrbuch $. 393 Anm.), 
welcher meint, daß das gemeine Recht zum Begriff und 
Ihatbeftande des Kindsmordes, im Gegenfage von der Ab⸗ 
treibung der Leibesfrucht, ein völlig ausgetragenes Kind 
vorausfege, mithin für den Fall, dag die Mutter während 
der ordnungsmäßigen Geburt ihr Kind tödte, eine Küche 
beftehe. Allein eines Theil wurde diefe Lücke, wenn fie 
wirklich vorhanden wäre, im Sinne der P. G. O. Art.104 
(in was Sachen, und derfelben gleichen, d. h. Ahnlichen) 
unzweifelhaft duch Analogie auszufüllen feyn, und 
zwar auf. Seiten des Kindsmordes, und nicht der Kindsab⸗ 
treibung; andern Theils fpricht die P. G. O. felbft im 
Art. 131 Abſ. 2 von „Tödtung des unfchuldig Kindlein 
por, in oder nach der Geburt”. Hier drückt ſchon das 
„vor. der Geburt” die Tödtung vor der ordnungsmäßig eins 
getretenen vollftändigen Geburt aus, fällt Daher der Sache 
nach mit der Tödtung „in dee Geburt”, d. h. während der⸗ 
felben, zufammen. Nun enthält zwar auch) das Baier’fche 
Str. G. B. im Art. 171 eine ähnliche Beftimmung, wie 
der Art. 250 des Württ. Str. G. B., nur etwas meit- 
ſchweifiger. Allein das, was im Art. 171 eigenthüm:> 
lich ift, ife dort nicht aufgenommen, d. h. daß auch die 
Tödtung eines ehelichen Kindes durch die eheliche Mutter _ 
während der Geburt mit der milderen Strafe des 
Kindsmordes (ftatt des Verwandtenmordes) belegt werden 
fol. Denn es heißt dort allgemein: „Eine Mutter”, alfo 
nicht bloß eine außerehelich geſchwaͤngerte, worauf auch die 
Anmerkk. zum Baier’fchen Str. 6. B. Th. 2. ©, 42 befon: 
ders aufmerffam machen. Somit beruht der Art. 250 


$44 Weber Begriff und Gleichheit der Strafe 


des Wuͤrtt. Str. G. B. auf keiner gluͤcklichen Nachahmung 
jenes Artikels. Indeß vom Standpunkte dieſes Geſetz⸗ 
buchs waͤre es ein ungerechter Vorwurf, wenn behauptet 
werden wollte, der Art. 250 ſage: der Kindsmord (d. h. 
eine dem Begriffe nach dazu gehoͤrige Handlung) ſolle dem 
Kindsmorde gleich geſtraft werden; vielmehr ſagt er: eine 
Handlung, die zwiſchen dem Kindsmorde (Art. 249) und 
der Abtreibung der Leibesfrucht durch eine uneheliche Mutter 
In der Mitte liege, folle mit der Strafe des Kindsmordes 
belegt werden, was freilich auf einer theoretifch unrichtigen 
Anficht beruht. 


85. 


Noch häufiger kommen Fälle der erſten Kategorie 
($. 3) vor, welche dem Str. G. B. den Schein geben, 
als bebrohe es ein Verbrechen mit der Strafe eben deſ⸗ 
felben Berbrehens Dies hängt, wie fhon oben 
bemerft wurde, mit der cafuiftifchen Anlage des Str. G. 2. 
zufammen, und daher fommen hin und roieder auch Artifel 
vor, welche nur auf eine Belehrung des Richters 
berechnet find, d. h. welche ihn darauf aufmerffam machen 
follen, weiches Verbrechen er nunmehr anzunehmen, 
und Daher mit der darauf gefeuten Strafe zu belegen 
habe. Zur Erläuterung mögen folgende Beifpiele dienen. 

So foll nach Art. 357 derjenige, welcher zu betrüges 
tifchen Zwecken eine von einem Andern ges oder verfälfchte 
Sache, ohne Einverftändnig mit dem Fälfcher oder Vers 
fälfcher, gebraucht, als Betrüger beftraft werden. 
Hier heißt e8 wohl erwogen nicht: „gleich einem Berrüs 
ger geftraft werden” (denn damit wäre ausgedrüct, daß 
jener Fall dem Begriffe nach vom Betrug ausgefchloflen fey), 
fondern „als ein Betrüger”, d. h. der Geſetzgeber will 
damit zur Belehrung des Richterd nur ausdrüden, daß 
eine ſolche Handlung jegt nicht mehr (mie nach dem 
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bisherigen Rechte) Faͤlſchung, fondern nur ‚Betrug ſey. 
Denn die Fälfchung ift im Art. 356, auf den der Art. 357 
unmittelbar folgt,. rein im geammatifalifhen Sinne 
aufgefaßt; dieſer Begriff paßt aber auf denjenigen nicht, 
welcher, ohne bei der Faͤlſchung felbft irgend betheiligt zu 
feyn, nur von eiher, 3. B. zufällig erlangten, durch einen 
Andern gefälfchten Sache Gebrauch macht. Thut er dies 
aber in betrügerifcher Abſicht, fo paßt auf ihn der Begriff 
des Betrugs, weil es auf das Mittel, durch welches 
Jemand betrogen wird, nicht anfommt. Indeß ift diefe 
Belehrung des Richters nicht bloß überflüffig, fondern 
auch bedenklich. Mac Art. 352 wird nämlich jur Voll: 
endung des Betrugs eine Schadenszufügung des 
Detrogenen erfordert. Soll nun auch diefe, als fich von 
felbft verftehend, im Art. 357 vorausgefegt werden ? Oder 
mollte etwa der Gefeßgeber Hier eine Ausnahme von der 
Kegel maden, d. h. den duch ſolche Mittel beabfich 
tigten Betrug fehon Durch den Gebrauch der fremden ges 
fälfehten Sache (Art. 356 Abf. 2) als confummirt gelten 
laſſen? Hiefür ließen fi aus dem Str. G. B. mehrere 
ganz ähnliche Fälle beibringen ($. 9). Allein die Motive 
S. 286 — 87 ergeben beftimmt, daß dies nicht in der Abs 
fiht des Geſetzgebers lag; mithin konnte es hier nur auf 
eine Belehrung des Richters abgefehen feyn, und dann 
wird zur Conſummation eines durch ſolche Mittel beabfichs 
tigten Betrugs gerade fo eine Schadenszufügung des 
Betrogenen erfordert, wie in allen andern Betrugsfällen. 
Ein weiteres Beifpiel der Art enthält der Art. 355 
($. 2) vom beträglihen Wucher. Da au hier 
mit dem bisherigen Rechte ſehr bedeutende Veränderungen 
vorgenommen wurden, d. h. der Wucher zur Hälfte freis 
gegeben, zur andern Hälfte nur gering, und jedenfalls 
nur polizeilich geftraft werden follte (mas der Art. 355.an: 
Fündigte, und das Pol. Str. ©. Art. 66 fg. ein Jahr 
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fpäter in Ausführung brachte): fo hielt e8 unter dieſen 
Umftänden der Gefeggeber für zweckmaͤßig, die Gerichte 
darauf aufmerffam zu: machen, daß von nun an der Wus 
der nur als betruͤglicher Wucher gerichtlih beftraft 
werden fönne, und fegte folgemweife hinzu: „In diefem 
Kalle fommen die Beftimmungen über Betrug in 
Anwendung”. Damit ift alfo wiederum nicht gefagt, daß 
der Betrug (oder ein Fall deffelden) gleich dem Betruge 
geftraft werden folle; fondern es war hier, wie bei Art. 
357, nur auf eine — freilich an fich überflüffige — Be: 
lehrung des Richters abgefehen. Vorſichtig fagt 
zugleich der Art. 355: „die Beftimmungen über Bes 
trug”, alfo nicht bloß (wie e8 in andern Artikeln beißt) 
die Strafen, oder die Strafbeftimmungen. über denfelben, 
fondeen ganz allgemein: „die Beftimmungen über Betrug”, 
womit ausgedrüdt wird, daß alle Grundfüge, welche 
überhaupt Hinfichtlih des Betrugs gelten, auch hier in 
Anwendung fommen follen. Diefe Grundfäge fpricht der 
Art. 352 dahin aus, daß der Betrug bis zum Werthbetrage 
von 5 fl. nur polizeilich, mithin erft darüber hinaus 
gerichtlich ſtrafbar ſey, dann aber, animo kucri verübt, 
den Strafen des Diebftahls (alfo Infamie) unterliege, 
voraudgefegt, daß deshalb geklagt werde, und eine be⸗ 
fondere Arglift (insignis calliditas) und ein Haupt⸗ 
betrug (dolus oder calliditas causam dans) vorfiege. 
Mithin ift auch der betrügerifche Wucher nur unter diefen 
Vorausfeßungen polizeilich oder gerichtlich ftrafbar, was 
zu den ſchon gegebenen Privilegien ein neuer Freibrief für 
— regelmäßige — Straflofigfeit ift. 

Segen wir im Gegenfage davon einige andere 
Artifet des Str. G. B. So fagt Art. 381.($. 2): das 
- Anzünden der eignen Wohnung ohne Gemeingefahr,, wenn 
es in betrügerifcher Adficht gefchehe, folle mit der Strafe 
des erfchwerten Betrugs (Art. 353) Delegt werden. Diefer 
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Fall fteht nicht in dem Kapitel vom Betruge, fondern: in 
dem Kapitel X von der Brandftiftung (im weiteren 
Sinne), melde in di» Brandfiftung (im eigentlichen und 
engeren Einne), Art. 378 fg., das Anzimden anderer Ges 
genftände, Art. 380 fg., und die Keuerverwahrlofung, 
Art. 384, zerfällt. Aus diefer Stellung des Art. 381 
ergiebt fich zunächft, daß ein ſolches nich: gemeingefährliche 
Angünden des eigenen Haufes in betehgerifcher Abficht (z. B. 
um die Brandaffecuranz zu betrügen) den Begriffe nach ein 
ſelbſtſtaändiges Verbrechen bildet, mithin der That⸗ 
beftand deffelben nicht nach den Srundfägen vom Betrug, 
fondeen felbftftändig zu beftimmen ift.. Dies beftätigt auch 
Art. 382, indem er unter Verweiſung auf Artt. 378 — 381 
ausſpricht, Daß das Verbrechen (alfo auch das vorliegende 
des Art. 381) vollendet fey, fobald die Sache, an welche 
Brand gelegt worden, hieduch in Flammen gerathen 
ſey. Nun fann aber ein Theil des Gebäudes, 3. DB. ein, 
Hervorfpringender Balken deſſelben, fchon Flamme gefaßt 
haben, ohne daß dadurch eine eigentliche Schadenszufügung 
bewirkt wurde, wenn eg fich glücklich fo traf, daß die kaum 
ausgebrochene Slamme auf der Stelle gelöfcht wurde, oder 
von felbft erſtickte. Wäre Hingegen die Handlung dem ' 
Begriffe nach Betrug, fo würde dies nad) Art. 351 
und 352 zur Vollendung nicht ausreichen, koͤnnte daher 
nur als Verſuch beftraft werden. In fofern. drückt fich 
Hufnagel, das Württ. Ste ©. B. ©. 376, nicht genau 
aus, wenn er fagt: „ein erfhwerter Betrug (alfo 
dem Begriffe nach) iſt nah Art. 381 auch das Anzüunden 
der eignen Wohnung 2c. in betrügerifcher Abſicht, jedoch 
ohne Gefahr für Menfchen oder fremdes Cigenthum”. 
Nach dem Str. G. B. ift dies vielmehr ein zur Brandftifs 
tung im weiteren Sinne gehöriger, daher dem That⸗ 
beftande nach vom Betrug verfchiedener Fall, welcher 
nue der gleichen Strafe unterliegt, wie der erfchwerte Betrug 
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Eonft würde der Geſetzgeber fagen, daß ein Fall det er= 
ſchwerten Betrugs mit der Strafe des erfchwerten Betrugs 
belegt werden folle. Am einleuchtenäften tritt das praktifche 
Moment bei dem mittelbaren Anzünden hervor, tie 
z. B. wenn der Thäter nur eine in der Nähe feines Haufes 
befindliche Sache angezündet hatte, damit fi) von diefer 
aus die Klamme feinem Wohngebäude mittheile, letztere 
aber vorher gelöfeht wurde. Hierfann von einer Sch aden$: 
zufügung gegenüber von der Brandfaffe nicht die Rede 
feyn ; aber Die Handlung iſt nach Art. 382 mit dem Flammen: 
faflen jenes (nicht verficherten) Gegenftandes conjummirt. 

Sodann Heißt es — und darauf liegt wiederum ein 
befonderes Gewicht — nur: es folle für das folchergeftalt 
(nach den Grundfägen von der Brandftiftung im meiteren 
Sinne) vollendete Verbrechen die Strafe des erfchwer: 
ten Beteugs (Artt. 353 und 354) eintreten, was viel we⸗ 
niger fagt, ale wenn, wie oben, gefagt wäre, daß es 
sach den Beftimmungen über den Betrug beurtheilt 
werdenfolle. Vorerſt ifinur auf die Strafedes erſchwer⸗ 
ten Betrugs, alfo nicht des Betrugs überhaupt, verwie⸗ 
fen, wovon die Kolge ift, daß diefes Verbrechen immer 
gerichtlich (eriminell), alfo niemals bloß polizeilich ftrafbar 
iſt. Sodann ift nur auf die Strafe des erfchwerten 
Betrugs verwiefen, alfo nicht auf die übrigen Beftimmun: 
gen, welche hinfichtlich des Betrugs gelten, daher hier Feine 
Klage abgemwartet wird, nod eine befondere Arglift, noch 
ein (hier obendrein gar nicht denkbarer) Hauptbetrug erfors 
dert wird. Alle diefe Befchränfungen fallen demnach bei 
diefem Verbrechen, als einem felbftftändigen Straffalle, 
weg. 

In der Mitte zwifchen der Verweiſung auf die bloße 
Strafe, und (unbeftimmt) auf die Beftimmungen über 
den Betrug, liegt die im Act. 362 ($. 2) vom Betrug 

bei dem Schuldenmwefen gebrauchte Kormel: „fol 
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nad den Beftimmunaen des Art. 352 Abf. 2 
beftraft werden”. Dies heißt mit andern Werten: es 
follen in diefem Kalle nur, aber immer die Befimmuns 
gen des Art. 352 Abf. 2 (vom gewinnfüchtigen Betrug) 
eintreten, alfo mit Ausfchluß des Abſ. 1, des Abſ. 3 und 4, 
von welchen jener für Betrug ohne gewinnfüchtige Abficht 
eine nicht entehrende Strafe androht, Iegtere zur Straf⸗ 
barkeit des (gewinnfüchtigen, wie nicht gewinnfüchtigen) 
Detrugs eine Klage, eine befondere Arglift, und einen 
Hauptbetrug erfordern. Es genügt mithin hier an dee 
betrügerifhen Abfiht überhaupt, mag das 
Motiv SGewinnfuht oder Nicht: Germinnfucht feyn (mie 
3. B. bei der betrügerifchen Befriedigung hirographarifcher 
Gläubiger vor den Pfandgläubigern der Fall if), um in 
allen Sällen von Amtsmwegen eine entehrende Strafe 
gegen den Schuldigen zu verhängen, vorausgeſetzt, daß 
der dadurch bewirkte Betrug nicht noch dem polizeili: 
hen Strafreffort unterligt. Denn, indem der Art. 362 
auf die Beftimmungen des Abt. 352 Abf. 2 vermeift, 
muß auch er die Möglichkeit einer bloß polizeilichen Strafe 
zulaflen. Dagegen entfteht indeß das Bedenken, daß der 
Art. 362 einen felbftftändigen Fall des Betrugs, naͤm⸗ 
lich beim Vermoͤgenszerfall, bildet, an welchen ſich noch 
drei meitere Arten des Banferotts reihen, und nirgend in 
dem Polizeiftrafgefege dieſe Fälle den Polizeiftellen zur Abs 
rügung zugemiefen find. Welche Gründe find nun übers 
mwiegend? oder giebt e8 hier noch etwas Mittlereg? Da 
ſich ähnliche Zweifel auch bei andern Artifeln wiederholen, 
fo mag dies vorläufig auf fich beruhen (vgl. $.6), und nur 
fo viel bemerft werden, daß man jedenfalld dem Geſetzgeber 
Hier nicht vorwerfen Fönne, er wolle den Betrug dem Des. 
truge gleich geftraft willen; fondern „der Betrug beim 
Schuldenwefen” ift einer der vier cafuiftifchen Fälle des 
Dolofen und culpofen Bankerotts, bildet mithin formell ein 
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ſelbſtſtaͤndiges Verbrechen, welches auch nicht' gleich 
dem Betruge uͤberhaupt, ſondern ſtrenger als dieſer 
behandelt und beſtraft werden ſoll. 

In dieſem Sinne laſſen ſich noch mehrere andere Ver: 
brechen, hinfichtlich welcher auf Die Strafen des Betrugs 
verwiefen wird, aufführen, ‚und dieſe wollen wir zunächft 
betrachten, da ein Fall immer zur beſſeren Aufklärung des 
andern dienen wird. 


(Kortfegung im bchſten Stücke.) 
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IX. 


Ueber 


die Bundestagsbeſchluͤſſe vom 3. 1834, Ä 
in Betreff BE 
der Verfendung der Aften an Rechtöfacultäten, 
in Criminalſachen. | 
Bon | 
Abeyg og 


Die Einrichtung der Berfendung der Aften an Spreuche 
collegien oder Rechtsfacultäten des In- oder Auslandes 
zum Zwecke der Faͤllung eines Erfenntniffes in bürgerlis 
chen oder Straffachen, fonnte und kann nur beftehen bei 
dem ſchriftlichen, nicht Öffentlichen Verfahren, und dee 
dadurch bedingten Refericmethode.. Sie fällt mit dies 
fer, fie hat bei der ihr entgegengefegten Verfahrensmweife, 
welche bald die regelmäßige und ausſchließende in den deuts 
fhen Gerichten feyn wird, ihren Srund, ihre Möglichfeit 
verloren. So wird fie denn, wie alle Aftenverfendung 
(auch an andere Spruchcollegien als die im engeren Sinn 
fogenannten der Univerfitäten) wie alle Rechtfprechung 
duch Richter, die nicht unmittelbar die Betheiligten und - 
die Zeugen gehört haben, in Civilſachen, wo fie noch 
in einzelnen Ländern befteht ſich um fo ficherer bis zu dem 
Zeitpunfte erhalten, wo die gewünfchten durchgreifenden 
Umgeftaltungen unſers ganzen Gerichtsmefens und Ber; 
fahrens überall ins Leben treten, je weniger e8 wahrſchein⸗ 
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lich und rathſam ift, vorher und für einen vorubergehen: 
den Zweck neue Einrichtungen zu treffen, die jene Deren: 
dungen entbehrlich machen follten. 


In Eriminalfahen ift befanntlich der Verſen⸗ 
dung an Sprucheollegien , die ſich während der den deut: 
fen Snftituten am menigften günftigen Rheinbundspe- 
riode und nach der Bundesverfaflung erhalten hatte, von 
einer Seite her, und unter Vorausfegungen, im “Jahre 
1834 ein Verbot entgegengetreten, wo man e8 am wenig⸗ 
ſten erwartet hatte. Es wäre nicht auffallend gewefen, 
und wide vielmehr als ein zeitgemäßer Fortſchritt allge: 
meine Billigung gefunden haben, wenn jene, allerdings 
in einem gewiſſen Sinne, im Berhältniß zu dem geordne: 
ten Rechtsgange erceptionelle Zuläffigkeit,, beziehungsmeife 
Nothwendigkeit der f. g. Verſendung ad extraneos, durch 
ſolche organifche Einrichtungen der Rechtsverfaſſung der 
einzelnen Länder ihr Ende erreicht hätte, welche, felbft 
mit Beibehaltung der auf SchriftlichFeit gegründeten Ver⸗ 
fahrensmweife, jene völlig entbehrlich gemacht hätte, wie 
dieß in den größern deutſchen Landen ſchon feit langer Zeit 
der Fall ift. Es fen mir erlaubt hier nur auf die deutfchen 
Lande, die zu dem Königreich Preußen gehören, zu ver: 
weiſen, da ich gerade für diefe auf vielfach von mir ge⸗ 
fammelte Notizen Bezug zu nehmen im Stande bin N). 
So war ed aber nicht. Das Inſtitut der Aftenverfendung 
in Sriminalfachen, das fi) aus Gründen, unter den befte- 
henden Verhältniffen, deren nachher gedacht werden foll, 
fo vielfach bewährt und die forgfamfte Pflege erfordert 
hatte, ift weder durch die Herrfchaft eines mündlichen 
Öffentlichen Prozeſſes und die Einführung des Schwurge⸗ 


1) Mein Verſuch einer Gefhichte des Strafrechtes und der Straf⸗ 
geltenrbung ae ge inenburg« Preuß. Lande. Berlin 1835. 


Altenverfendung an Redhtöfacultäten betr, 959 


richts, noch durch eine Verbeſſerung des Verfahrens auf 
feinen bisherigen Grundlagen, es ift aus politifchen 
Ruͤckſichten, und zwar von einer Seite her, auf Eis, 
vilſachen befhränft — für Eriminal; und Polizei⸗Straf—⸗ 
facben aufgehoben worden, die ſich den erwähnten, ſchon 
feit längerer Zeit gemwünfchten ?) Neugeftaltungen des Pro: 
zeſſes — der Aufnahme der unferm bisherigen Verfahren 
entgegengefegten Örundfage beharrlich entgegengefegt und - 

dies bei vielfachen Gelegenheiten ausgefprochen hatten. 
Wäre die Rede nur von einer Verfchiedenheit der Anfichten 
gemwefen über die geeignetfte Weife eines der Gerechtigkeit 
dienenden Verfahrens, — wir würden feine Klage erhoben 
haben; in der That bot fi) auch für die, welche mit red⸗ 
licher Sefinnung für jene Zwecke zu wirken ftrebten, eine 
Reihe von Streitfragen dar, zu deren unausgefegter Eroͤr⸗ 
terung unter andern der Entwurf zu neuen Prozeßgeſetzen 
in mehreren deutfchen Laͤndern Veranlaflung boten. . Betrüs 
bend mußte es aber feyn, ein ehrwuͤrdiges Inſtitut in feis 
nem Beftehen und Wirken gehemmt und die Vertreter defs 
felben von einem unverdienten Mißtrauen getroffen zu fes 
hen, ohne dabei die Befriedigung zu erhalten, daß folche 
neue und von ung felbft empfohlene Berbeflerungen des Vers 
fahrens eingeführt würden, denen man mit Freuden die 
mit ihnen nicht ferner mehr zu vereinigende Theilnahme 
der Rechtsfacultäten an der Spruchpraris überhaupt, 
und nicht blos in Straffachen, zum Opfer gebracht hätte. 


Aber e8 handelte ſich nicht blos von dem wiſſenſchaft⸗ 
lichen Intereſſe der Kacultätsglieder und der Erhaltung ei 
nes ihnen bisher bewieſenen und durch fie gerechtfertigten 
Vertrauens — nicht von den für fie und ihre Berufsthaͤ⸗ 
tigfeit hervorgehenden anerfannten Bortheilen einer fteten 


d 


2) Meine Beiträge zur Strafprozeßgeſetzgebung. NevſKkode IBAN. 
Archis d. Er. #. 1848. III. et. Aa 
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Verbindung von Theorie und Prarid — es war: eine ans 
dere Höhere Ruͤckſicht, welche gegenüber jener als eine mehr 
fußjective und perſoͤnliche, als untergeordnete erfcheinen 
mußte, von der daher auch nicht weiter die Rede feyn foll. 
In den Heinen Ländern, mo es an der gehörigen Zahl der 
Obergerichte fehlte, mo felbft bei den Untergerichten we⸗ 
gen der oft unvermeidlichen und aus Gründen der Gültig: 
feit nicht zu befchränkenden Ablehnung (Perhorrescenz) das 
Beduͤrfniß eines Erſatzes am häufigften eintrat, und nicht 
fo leicht wie in den größeren Staaten eine genügende Ab: 
huͤlfe fand, wurde und wird die VBerfendung der Aften zum 
Spruch an auswärtige Ehöppenftühle und Juriſten⸗Fa⸗ 
cultäten als eine Gewaͤhrleiſtung unparteiifcher Rechtspflege 
betrachtet, und ift daher in Altern und neuern Gerichte: 
ordnungen, Prozeßgefegen, role in Landes: Receffen und 
Verfaſſungsurkunden ausdrücklich und wiederholt beftätiat 
worden, wie früher Kaifer und Reich dieſes auch bei den, 
den deutfchen Univerfitäten ertheilten Privilegien und fonft in 
gefeglichen Verfuͤgungen ausgefprochen hatten. &8 ift Darüber 
fein Zweifel, und felbft die Gegner der Einrichtung an fich, 
die wohl bald einer durchgreifenden Veränderung der Rechts: 
verfaflung wird weichen müflen, haben diefen Gründen 
nichts entgegenzuftellen vermochte. Es ift daher auch hier 


. nicht unfere Aufgabe, die Bortheile und Nachtheile des 


Inſtituts der Aftenverfendung aufzuzählen und zu prüfen ®). 
Die Beſchraͤnkung, von der hier die Rede ift, und Deren 
Wiederaufhebung beantragt wird, hat nicht aus Gründen 
des Rechts und der Gerechtigkeit, nicht aus einer Sorge 
für folche, fondern aus politifchen Rückfichten Statt gefuns 


3) ©. befonders Heffter im Archiv des Crim. N. 1840. ©. 
233. und die von ihm angeführten v. Ludewig und Mo⸗ 
fer; ferner v. Wendt die deutfche Facultäts : Praris in Strafe 
ällen, Neuftadt a. d. O. 1836. Elwers Praktifche Arbeiten. 

oſtock 1836. Borrede. | 
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den, die an fih und in ihren Veranlaffungen unerfreulich, 
wenn fie von dem Standpunfte, von welchem aus fie gel: 
tend gemacht wurden, allenfalls für gegründet zu erachten 
waren, doch an dem entgegengefegten, der Gerechtigkeit, 
welche jeden politifchen Einfluß abmeifet, ihre Widerlegung 
finden, wie e8 längft hätte der Fall feyn follen. Die Bun 
desverfammlung glaubte den Urtheilen der Rechtsfacultä- 
ten insbefondere über politiſche Verbrechen nicht 
vertrauen zu fönnen, indem in einigen Fällen, wo man 
auf ftrenge Steaferfenntniffe rechnen zu müffen gemeint ges ' 
weſen, theils Freiſprechungen, theild nur geringe Ahndun⸗ 
gen erfannt worden waren, und e8 dabei, to diefes Urs 
theile legter Tnftanz geweſen, fein Bewenden hatte behalten 
müffen. Dieſer Grund wurde jedoch nicht fofort angege: 
ben, vielmehr als Motiv des am 13. Nov. 1834 in der 
39ſten Sigung gefaßten Befchluffes der Bundesverfamms 
lung ein anderer angeführt, und es ift dies für die fernern 
Berhandlungen in der Sache von fo großem Einfluß gewe⸗ 
fen, daß es nothmwendig wird, bei diefem Gegenftande ets 
was länger zu verweilen. 


Der Beſchluß lautet: 
„Da fich ergeben hat, daß die im Art. 12 der Buns 
desafte enthaltene Beftimmung wegen Verſchickung der 
Akten auf eine deutfche Facultät oder einen deutfchen 
Schöppenftunl zur Abfaffung des Endurtheiles zum Theil 
auch auf Polizei: und Eriminalerfenntniffe ausgedehnt wor: 
den ift, eine folche Ausdehnung aber nicht in dem Sinne 
jenes Artikels liegt; fo erklärt die Bundesverfammlung, 
daß der gedachte Art. 12 der Bundesafte nur auf Eivil- 
fteeitigfeiten Anwendung zu finden hat.” 

Der Artifel 12 der Bundesafte beftimmt: 
„Diejenigen Bundesglieder, deren Befigungen nicht 
eine Volkszahl von 300,000 Seelen ernähren, werben Ch 

Aa? 
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‚mit den ihnen verwandten Häufern oder andern Bundes: 
gliedern, mit welchen fie wenigftens eine folche Volkszahl 
ausmachen, zue Bildung. eines gemeinfchaftlihen oberften 
Gerichts vereinigen. In den Staaten von folcher Volks⸗ 
menge, wo fchon jeßt dergleichen Gerichte dritter Inſtanz 
vorhanden find, merden jedoch diefe in ihrer bisherigen Ei⸗ 
genſchaft erhalten, wofern nur die Volkszahl, uͤber welche 
fie ſich erſtrecken, nicht unter 150,000 Seelen iſt. 

Den vier freien Staͤdten ſteht das Recht zu, ſich unter 
einander uͤber die Errichtung eines gemeinſamen oberſten 
Gerichts zu vereinigen. 

Bei den ſolchergeſtalt errichteten ge— 
meinſchaftlichen oberſten Gerichten ſoll je— 
der der Parteien geftattet ſeyn, auf die Ver— 
fbicfung der Aften auf eine deutſche Facul: 
tät oder an einen Schöppenftuhl zur Abfaf: 
fung des Endurtheils anzutragen.” 

Auf diefen legten Sag bezieht fich die angeführte Er: 
flärung, daß nämlih nur von Cipils, nicht von 
Straffachen die Rede ſey — eine Erflärung, die wir, 
um es fofort zu bemerfen, für völlig richtig halten, die 
aber durchaus nicht geeignet war, dem Zweck, den man 
vor Augen hätte, zu dienen. Mag man Anftand genom: 
men haben offen zu fagen, daß eine Verfendung der Aften 
in Criminalſachen an die genannten Collegien nicht 
mehr Statt finden, und diefen nicht mehr erlaubt feyn folfe 
folhe anzunehmen, oder mag man wirklich fo wenig von 
den hier in Betracht kommenden Verhältniffen die erforder: 
. liche Kenntniß gehabt haben, — genug man glaubte durch 
Hinweifung auf den richtigen Sinn des Art. 12, der kaum 
von irgend einem verfendenden Gerichtshofe verfannt ters 
den fonnte, und ohne den Schein einer immer bedenflichen 
Neuerung, der von irgend einer Seite behaupteten Com⸗ 
petenz der Sprucheollegien, Eriminalerfenntniffe im Auf⸗ 
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trage beftimmter Gerichte abzufaffen, ein Ende gemacht zu” 


haben. 


auf bürgerlihe Rechtsftreitigfeiten zu beziehen 
fey, fprechen folgende Grunde. Es follten oberfte Ges 


richtöhöfe d. h. dritter Inſtanz errichtet werden. In 


Civilſachen war nun (fofern die appellable und remifible 


Summe vorhanden war) das Recht dreier nftanzen ein- -. 


hergebrachtes, welches für mefentlich galt. In Criminals 
fachen waren weder nach gemeinen noch nach Landesrech⸗ 


ten drei Inſtanzen nothiwendig: im Gegentheil herrſcht 
lange die obſchon irrige Meinung, daß nach gemeinem. 


echte nicht einmal das Rechtsmittel der Appellation 


oder Berufung zuläffig fen, weshalb zum Erfag das Rechtes 
mittel der weiteren Bertheidigung (remedium alterioris 


defensionis) zuerft Durch den Gerichtsgebrauch eingeführt, 


dann ducch Landesgefege beftätigt wurde *), — der gleich-. 


falls in legtern häufig verordneten f. g. nothwendigen Re; 


vifion in ſchweren und insbefondere Sapitalfällen nicht zu: 


gedenfen, die immer etwas anderes ald eine dritte In⸗ 
ftanz im Sinne der Berufung war. Hiezu fommt, daß 
der Ausdruf „Parteien” unzweifelhaft auf die ftreiten- 


den Theile in einem Civilprozeſſe zu beziehen ift, wogegen 


es eine mit den Rechtögrundfägen nicht wohl zu vereinis 
gende Annahme geweſen wäre, den Staat und deffen Ge: 


richte auf der einen, und die In einer Criminal s Unterfus 
hung befindlichen Perfonen auf der andern. Seite als. 


einander gegenüberfiehende Parteien zu bezeichnen. 


Was folgte aber aus der Befchränfung der Anwend⸗ 


barfeit des Art. 12 auf feine wahre Bedeutung? Zunächft 


nur diefes, daß von nun an fein Angefchuldigter mehr ein 


4) Meine Abhandlung im Archiv des Crim. R. 1835. ©. 23 
vgl. mit dem Lehrbuch des Criminalprozeſſes $. 186. 


m 


Kür die Richtigkeit der Anficht, dag der Art. 12 


‘ 
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Recht auf eine Verfendung der Akten an ein Spruchcolles 
gium auf Grund des erwähnten Art.12in Ans 
ſpruch nehmen konnte. Ein gänzlihes Wegfallen 
jenes Rechts aber, und in Verbindung damit der Gelegen: 
heit (man fann hier noch nicht fagen der Zuftändigfeit) 
der Facultäten zu richterlicher Thätigfeit in Straffachen, 
wurde aber nur dann die Wirkung gewefen feyn, wenn es 
verfaffungsmäßig überhaupt feine andern Verſendungen 
in Eriminalfachen gegeben hätte, ald welche man durch den 
angeblich mißverftandenen Artifel 12 der Bundesafte eine 
Zeitlang für zuläffig und geboten erachtet hätte. So war 
e8 aber nicht. Die Einholung des Urtheild bei Hohen 
‚ Schulen und Kacultäten, welche in ſchwierigen Faͤllen 
(freilich noch unter andern Vorausfegungen) die P. ©. O. 
Art. 219 zur Pflicht machte, und die fich bis auf Die neuere 
Zeit forterhielt, war und ift durchaus unabhängig von 
den bundesrechtlichen Beftimmungen über die gemeinfchaft: 
lichen Dbergerichte. Und je unanfechtbarer die Auslegung 
ift, daß der Art. 12 gar nicht von Criminalſachen zu ver: 
ftehen fey, um fo begründeter iſt der Schluß, daß durch 
denfelben, und folglich auch durch deffen authentifche Ausle⸗ 
gung, an dem früheren Rechte nichts geändert worden fey, 
daß alle Aftenverfendungen in Straffachen durch die jegt 
ausgefprochene Beſchraͤnkung nicht berührt würden, die 
auf Grund von Landesverfaflung und Gefeggebung und 
überhaupt unabhängig von den Vorfchriften Statt fanden, 
welche dort für die vor einem Gefammt:Ober-Appellationgs 
Gerichte mehrerer Bundesftaaten ftreitenden Parteien er: 
en ' 
Dahin gehörten: | 

1) Alle Fälle der Aftenverfendung in Criminalfachen, 
welche ſchon bisher bei Gerichten zuläffig waren, die nicht in 
der Kategorie der nach Art. 12 der B. A. erft zu errichtenden 
gemeinſchaftlichen Obergerichte ftanden, 
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2) Alte Fälle, wo landesverfaffungsmäßig ſchon in 
einer untern Inſtanz die Berfendung an auswärtige Urthei⸗ 
ler erlaubt oder felbft geboten ift, wie diefed ausdrücklich 
auch da angemendet iſt, two dergleichen Untergerichte uns 
ter einem folchergeftalt errichteten gemeinſchaftlichen Ober⸗ 
gerichte ftehen, 3. B. dem zu Jena, zu Parchim (jetzt Ro⸗ 
ſtock), zu Zerbft x. 

3) Ueberhaupt alte Fälle, mo die Landesbehörde, 
auch ohne einen Antrag der Bethelligten, ex offieio das 
Erfenntniß einer Kacultät einholen läßt. 

In der That Fonnte nicht fange verborgen bleiben, 
daß durch jene Erklärung der Bundesverfammlung der 
beabfichtigte Zweck nicht erreicht, und die ungern gefehene 
Thätigkeit der Sacultäten als Spruchbehörden in Erimis 
nalfachen auf Grund einer felbftftändigen und unbeftrits 
tenen Zuftändigfeit fortwährend ſich äußern würde, wenn 
man nicht einige Schritte meiter ginge und namentlich 
diefe Zuftändigfeit felbft befeitigte.e Denn zunaͤchſt war 
durch eine Befchränfung der Verfendung, die von beftimms 
ten Gerichten an eine Facultät mit dem Auftrag zur 
Urtheitsfällung ergeht, Feine Facultät abgehalten, fich eis 
nem folchen Auftrag zu unterzichen, da vielmehr jede, 
wo nicht im befondern Kalle rechtlihe Gründe ihrer Com⸗ 
petenz entgegenftehen (3. B. daß fie unter die f. g. excipir⸗ 
ten gehört), verpflichtet ift, der Aufforderung zu entfpres 
hen. Schon in der Sitzung v. 17. Nov. 1834 wurde das 
ber bemerft: daß zur Zeit nicht mehr feftgefegt ift, als 
daß Feine bundesgefegliche Verpflichtung zur Berfendung 
der Aften in Criminal⸗ und Polizeifachen bei den in Ges 
mäßheit des Art. 12 der B. A. errichteten gemeinfchaftli- 
chen Dbergerichten vorhanden ift, und dag mithin diefe 
Berfendung , in foweit fie auf Berfaffung 
oder Herfommen beruht, auch hiernach noch bei 
allen Gerichten Statt finden kann. 
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Wenn ſonach der von der Eentralbehörde bezeichnete 
Uebelſtand befeitigt werden foll, wird eine andermeite 
Beftimmung zu"treffen ſeyn. Hier. bieten fih zwei Wege 
dar: entweder fönnten die Bundesregierungen, in fofern 
es nicht bereits geſchehen ift, ſolche Einrichtungen treffen, 
daß Fraft der Bundesgefeßgebung Feine dergleichen Verfens 
dung der Aften in Unterfuchungen über politifhe Straffa: 
chen mehr Platz greifen kann, oder es fünnten die Bun⸗ 
dedregierungen, in deren Staate fi) Univerfitäten befin- 
den, fi nady dem Antrage der Eentralbehörde bewogen 
fehen,, den Sacultäten für die- Zukunft zu unterfagen, in 
den nicht im Lande geführten Unterfuchungen, die poli⸗ 
tifhe Straffachen betreffen, ein Urtheil zu fällen °). 

War aber durch die in diefem Sinne beantrangte 
und danach verfügte Befchränfung der Zuftändigkeit der 
Sacultäten, auf Straffahen die nicht politifcher 
Natur waren, doch ſchon ein unverfennbarer Eingriff in 
die Rechtsverfaffung einzelner Länder erfolgt, gegen wel: 
hen ſich auch fofort die Gefandtfchaften mehrerer Bundes: 
ftaaten verwahrten,, fo follte es doch dabei nicht fein Be: 
wenden haben. „Man fehe”, Heißt es in dem Protofoll 
jener Sigung, „den Erklärungen der Regierungen entges 
gen, tie fie dem erwähnten Webelftande abzuhelfen geden: 
fen, aus denen fi) entnehmen laflen werde, welche Ans 
ordnungen etwa noch von Seiten des Bundes: in Gemäß: 
heit der ihm nach Art. 28 der Wiener Schlußafte obliegenden 
Kürforge zu treffen feyen, um die oben bezeichneten Zwecke 
vollftändig zu erreichen.” „&inftweilen erlaubt ſich der 
Bundesausfhug nur die Andeutung, daß die Bundes; Res 


5) ©. die Verhandlungen der Bundesverfammlung von den ges 
heimen Wiener Minifterial» Conferenzen bis zum Sahre 1845, 
ihren wefentlichen Inhalte nach mitgetheilt aus den Protocollen 
des Bundes. Heidelberg 1848. ©. 93. (Der Acchtheit ift nicht 
widerfprochen worden.) 
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gierungen in Uebereinſtimmung mit dem in der 39ften Buns 
destagsfigung gefaßten Befchluffe Motive finden fönnten, 
um die Berfendung. der Ukten niht nur ie . 
politifben Strafſachen, ſondern in allen 
Straffaben im Allgemeinen zu verhindern, ifs- 
dem die Grenzlinie zwifchen politifchen und nicht politifchen‘ 
Verbrechen und Vergehen, insbefondere bei polizeilichen- 
Borunterfuchungen, ſchwer zu ziehen ift, und man daher 
bei der von der Gentralbehörde beantragten befchränften: 
Anordnung Gefahr Tiefe, daß (dur) ein fchädliches: 
Schwanken nur Unficherheit in einen der wichtigften Zweige: 
der Gerechtigfeltspflege gebracht, und dadurch der Zweck 
des Bundes mwieder"nur theilmeife erreicht würde. Eben‘ 
fo fönnte in Erwägung zu ziehen ſeyn, ob nach dem Worts 
laute ded wegen Auslegung des Art. 12 der B. A. gefaßten 
Beſchluſſes die zu treffenden Anordnungen auf Verſchickung 
der Aften nicht blos auf Kacultäten, fondern auch an 
Schöppenftühle auf Univerfitäten auszudehnen feyen.” 6) 


Beachtenswerth find unter den Erflärungen, welche 
der beantragten völligen Aufhebung der Befugniß, Eriminal: 
Erfenntniffe der Sacultäten ꝛc. einzuholen (und diefer letztern, 
folche zu fällen), diejenigen der Großherzoglich und Herzog: 
ih Sächfifben Häufer, welde — unter Bezugnahme 
auf das, mas in diefer Hinficht „unter dem 15. Mai 1826 
verfaffungsmäßig mit Beirath und Zuftimmung der Stände 
verordnet worden” — fich folgendermaßen äußerten: " 


„Dieſes beftimmte, auf verfaffungsmäßigem Wege 
ergangene Landeögefeg lafie ed nicht zu, den bei der hohen 
Bundesverfammlung ausgefprochenen Anfichten und Er⸗ 
wartungen fofort vollfommen zu genügen. Denn e8 wäre 





6) A. a. D. ©. 94. — Das Werk wimmelt von finnentftellens 
den Drudfehlern, die ich in den angeführten Stellen ſogleich 
verbeflert habe, ohne fie aufzuzählen. ’ 
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diefeß, die Aufhebung eines fo beftimmten Geſetzes, nur 
möglich Durch ein neues, und dieſes ſey auch von Seiten der 
Landesgeſetzgebung verfaffungsmäßig bedingt durch 
den Beirat und die Zuftimmung der Landftände. Auch 
hänge die Berfendung der Akten mit der ganzen Juſtizver⸗ 
foffung des Großherzogthums innig zufammen, und fey 
die allgemeine Meinung, befonders in den 
fähfifhen Landen, fo ſehr für jenes altbe- 
geündete Inſtitut geftimmt, daß eine Auf: 
hebung deffelben nur den übelften Eindrud 
machen, und eine folhe Maafregel, welche auf das Be⸗ 
gehren anderer furrogirender Inſtitute zuruͤckfuͤhren möchte, 
bedenklicher erfcheinen dürfte, als die "etwaige zweifelhafte 
oder gar verdächtige Losfprechung einiger Angefchuldig- 
ten.” °) 

Eben fo Lippe: „Nach der Fuͤrſtlichen Gericht s⸗ 
verfaffung fey die Aftenverfendung an eine Kacultät 
zu allen Zeiten und in allen Rechtsfachen dem darum nach⸗ 
fuchenden Theile geftattet worden. Sie gründe ſich daher 
nicht erſt auf den Art. 12 der Bundesafte, fondern beruhe 
auf einem unvordenflichen Herfommen, und mache gleich: 
fam einen Beftandtheil der Fürftlihen Lan: 
des» und Gerichtsverfaffung aus.” 

Unter andern nehmen noh Reuß älterer Linie 
und Waldeck die Verfendung der Akten als eine zweck⸗ 
mäßige Inftitution in Schuß, und die freien Städte 
Lübeck und Sranffurt waren im Allgemeinen für die 
Beibehaltung der Aftenverfendung „in allen Fällen, wo fie 
nach ihrer Verfaffung vorgefchrieben und zuläffig fey.” ®) 

Von den Ergebniffen der verfchiedenen Abftimmungen 
heben wir nur hervor, Daß einerfeitS in mehrern und 
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Insbefondere den großen . deutfchen Ländern, in Defters 
reih, Preußen, Bayern, Württemberg, Bas 
den, beiden Heffen, das Inſtitut der Aftenverfens 
dung länaft nicht mehr beftehe, andererfeits in Kolge jener 
Bundesbefhlüffe und Anträge „den Univerfitäten. 
in Defterreich, Preußen und Bayern die Annahs. 
me von Aften in Eriminals und Polizeifachen ganz im Alls 
gemeinen, mithin fowohl für dad Inland als für das 
Ausland, unterfagt fey, daß in andern Laͤndern, wie dem 
Königreihe Sachſen, Hannover :zc., die Aufhebung 
der vorhergedachten Aftenverfendung, in fofern fie noch 
beftehe, auf Iandesverfaffungsmäfigem Wege 
vorbereitet, oder eventuell zugefichert fen, daß fich mehrere. 
Staaten für die Beſchraͤnkung des Verbots der Aftenvers 
fendung „auf politifhe Straffachen” ausgefprochen haben, 
endlich „bei weitem die meiften Bundesregierungen dafür 
feyen, daß die Aftenverfendung in Criminals und Polizels 
fachen,, oder doc in politifchen Straffachen, durch Modifis 
cation der Landesgefeßgebung, mithin auf directem Wege, 
aufzuheben fey, nicht aber auf indirectem Wege dadurch, 
daß fammtlichen Univerfitäten in Deutfchland die Annahme 
von Aften in Eriminals und Polizeifachen unterfagt wer⸗ 
de.” 9) | | 

Die Anträge der Commiffion, welche in der Kolge 
die Befchlüffe herbeiführten, die mir im Intereſſe der uns 
partelifchen Rechtspflege beklagen, tourden darauf ges 
gründet, „daß dasjenige, was von der großen Mehrheit 
der Bundesglieder im Intereſſe der Gefammtheit des Bun; 
des als nothmendig erachtet wird, fich bei nochmaliger 
Erwägung auch der Billigung der Bundesregierungen erz. 
freuen werde, die früher einer abweichenden Anficht was 
ren, und daß fie daher nicht irre gehen koͤnnen, wenn fie 


— — —— - 


9) A. a. O. ©. 98. 99. 
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ihren Anträgen das Hauptrefultat der Abftimmungen zum 
Grunde legen.” 19) 

Diefe gingen, wie bemerft, dahin, das Verbot der 
Berfendung an Sacultäten und Schöppenftühle ohne allen 
Unterfhied auf alle Polizei: und Eriminalfas 
hen ausdehnen, und ferner nicht blos ‚„‚indirect dem 
Uebel abzuhelfen, mittelft Verbotes der Annahme folder . 
Akten von Seiten der Univerfitäten” — vielmehr „vie 
Wufhebung von allen Bundesftaaten, wo die Aftenverfens 
dung noch befteht, auf directem Wege mittelft Abaͤnde⸗ 
rung der Landesgefeggebung in Anfpruch zu nehmen.” 11) 

In mehrern Staaten ergingen zunächft Verfügungen 
on die Kacultäten, wodurch diefe angewiefen wurden, „fich, 
wenn ihnen Aften zur Abfafiung von Erkenntniffen in Po⸗ 
ligeis und Eriminalfachen aus andern deutfchen Bundes: 
ſtaaten zugeſchickt würden, ſich der Abfaffung folcher Er⸗ 
Penntnifle zu enthalten, und dergleichen Aften ohne Weite: 
res wieder zurüchzufenden.” 12) 

Die Rüdfiht, die folhe Maaßregel veranlaßte, 
‚war überwiegend gegen die andere, daß denn doch vor 


10) A. a, O. ©. 100. 

11) A. a. D. ©. 100. 101. 

12) Nachweiſungen bei Heffter aa. O. S. 230 f. So In 
Preußen unter andern an die Juriſten⸗Facultät zu Breslau 
am 14. Januar 1836, desgleihen am 13. Mär; 1835, mo 
das vorgefegte Minifterium bemerkt, „daß e6 keine Veranlafs 
fung babe, über den fih auf den Art. 12 der deutfchen Buns 
desafte befchränfenden Bundesbefchluß v. 13. Nov. 1834 hin» 
aus, den Spruckcollegien die Aburtheilung von Criminal⸗ und 
Dolizeifachen zu unterjagen. Es halte vielmehr die angeführten 
Gründe zur Beibehaltung diefer praftifchen Thätigkeit für fehr 
triffrig.” Ueberhaupt ift hier anfangs mit großer WBorficht und 
Schonung zu Werke gegangen und erft fpärer da6 WVerbot all» 
gemein ausgefprochen worden. Unſere alsbald eingereichte Ges 
genvorftellung Eonnte um fo weniger Berüdfichtigung finden, 
als in den einzelnen Bundisftaaten die Verfendungen unters 
fagt, und Anftalten getroffen wurden, den Bedürfniffe auf an 
dere Weiſe abzuhelfen. 
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Allem im Intereffe der Gerechtigkeit für einen genügenden Er: 
fa geforgt werden müffe, wie dies in der That einige Res 
gierungen geltend machten. Jene fchnelle Bereitwilligfeit 
anderer mochte auch nicht überall dem Zweck entfprechend 
gefunden werden, und die Commiffion bemerkte von ihs 
rem Standpunft aus ganz richtig: es ſey — zur Einführung 
neuer, an die Stelle der Aftenverfendung zu fegender Eins 
richtungen — ein angemeffener, und nicht zu lange bins 
audzufchiebender Termin zu beſtimmen, „da fih auf Vers 
anlaflung der Verhandlungen des Bundestages verfchiedene 
Bundesregierungen bereits bervogen gefunden haben, ihren 
Univerfitäten die Annahme von Aften in Eriminal > und 
Polizeifachen aus dem Auslande zu unterfagen, fo daß das 
von der Sentralbehörde bezeichnete Uebel durch Befchräns 
fung der Zahl der Univerfitäten, auf toelche dergleichen 
Aften verfchicht werden fönnen, vor der Hand vermehrt 
ftatt vermindert ‚worden iſt 20.” 1?) — unzweifel⸗ 
Haft, — zumal da noch die f. g. exceptiones Contra 
academias den Kreis verengern mußten. 

Das Mißtrauen gegen die Spruchcollegien gereicht 
diefen — mie es hier wohl Feiner Ausführung bedarf — 
nicht zur Unehre; ed mögen Kreifprechungen erfolgt 
feyn, wo man fie von Seiten der Regierungen nicht erwar⸗ 
tet hatte. Aber abgefehen davon, daß diefe Erfcheinung 
auch fonft vorfommt, und in anderer Inſtanz anders ges 
fprochen wird, ohne daß man den Grund der verfchledenen 
Auffaflung einer Sache bei verfchiedenen GBericy.dcollegien 
in einem Mangel der Vorausfegungen für gerechte Beur⸗ 
theilung da oder dort findet: fo Fonnte wchl nicht by 
Dauptet werden, daß jene Urtheile, die man mißbilligte, 
aus einem andern Grunde, als der bier allein in Betracht 
fommen durfte, — der unpartelifchen Rechtsfprehuns; — 


13) A. a. 2. ©. 108, 
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daß fie aus einer beftimmten und entgegengefetten politi- 
ſchen Tendenz hervorgegangen wären. Mufte aber nicht 
ein ſolcher Vorwurf, den Sprucheollegien gemacht , und 
dann auch der in Form einer Andeutung gemachte Bor: 
ſchlag felbft als tendentidg, und feineswegs durch ein Stre: 
ben nach Gerechtigfeit motiviet erfcheinen, „daß die geb: 
gern Bundesftaaten fih wohl geneigt finden 
laffen Fönnten, falls ein folder Wunf an den Tag 
gllegt würde, die Verfendung der Akten in Polizei: und 
Criminalſachen eines der betreffenden Eleinern Bundesſtaa⸗ 
ten an ihre Gerichte in den Fällen zu geftatten, wo die 
Verfendung an Sprucheollegien früher Statt gefunden 
hat?” 14) 

Bei allem Vertrauen auf die Unabhängigfeit der 
Rechtspflege in diefen Ländern, und der Selbftftändigkeit 
der Gerichte, kann man fih doch nicht das Bedenfliche 
eined Vorfchlags verhehlen, melcher ein im Intereſſe der 
Angefchuldigten verfaffungsmäßig anerkanntes und beftä- 
tigtes Recht, auf Einholung des Erfenntnifles einer aus: 
wärtigen Sacultät, gewiffermaßen in eine Pflicht verwan⸗ 
delt, fich dem Urtheile von fremden Landesgerichten zu un: 
terwerfen, in Fällen, wo die betreffenden Regierungen aus 
politifchen Rücfichten zu folchen Ausnahmebeftimmungen 
fi veranlaft gefunden hatten. Davon nicht zu fprechen, 
daß in den Pleinern Bundesftaaten, bei denen die Verfen: 
dung der Aften fo weſentlich mit der Gerichtäverfaffung 
und den Gemwährleiftungen unpartelifcher Rechtspflege zu: 
fammenhängt, vornehmlich gemeines Recht galt und gilt, 
während die Gerichte der größeren Bundesftaaten, wo feit 
fanger Zeit befondere Strafgefeßgebungen beftehen, der 
Praxis und neuern Fortbildung des gemeinen Rechtes 
theild fremd find, theils mwenigftens nicht in dem Maafe 


14) %. a. O. ©. 101. 


⸗ * 
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diefer ihre Aufmerkffamkeit zugumenden vermochten, welche 
gerade im Gebiete der politifchen Verbrechen erfordert wird, 
wo befanntlich nicht wenige Streitfragen vorfommen , die 
jegt meift in anderer Weife beantwortet und entfchieden 
werden, als in der Periode, in der die Gefeßgebungen der 
größeren Staaten, namentlich in Defterreich und Preußen, 
zu Stande gefommen find. | 

Es ift nicht befannt geworden, daß diefem Vorſchlag 
Folge gegeben worden fey, dagegen wurde nach dem Ans 
trag dee Sommiffion am 5. Nov. 1835 der Befchluß ges 
tag): | | 

„Die Bundesftaaten, in denen die Verſchickung der 
Akten in Polizei⸗- und Eriminalfachen an Facultäten und 
Schöppenftühle dermalen noch geftattet ift, feyen zu ver: 
anlaflen, folhe Anordnungen zu treffen, daß diefe Vers 
ſchickung der Akten, es fen an deutfche oder ausländifche *9) 
Univerfitäten, fpäteftend vom 4. Januar 1837 an aufs 
hörten. 

Die Regierungen, in deren Staaten Univerfitäten 
Deftehen, werden erfucht, den Univerfitäten von dem glei⸗ 
hen Termin an die Annahme folcher Akten zum Spruche 
zu unterfagen.” 17) 

Näher motiviert iſt Dies Alles in dem „Bericht der 
duch Bundesbefchluß dv. 20. Juni 1833 niedergefegten Een; 
tealbehörde des deutfchen Bundes an den in Kolge des 
Artifels 28 der Wiener Schlußafte gewählten Bundestages 


15) Bon dem auch Heffter a. a. DO. S. 230 erinnert, daß ee 
„nicht blos auf den Art. 12 der Bundesakte und der dort ale 
lein vorfommenden gemeinfchaftlichen ObersAppellationss@erichte 
beſchränkt fey.” 

16) Daß an andere als deutfche Univerfitäten jemals cine 
ſolche Verſendung erfolgt, vollends verfaflungsmäßig beſtimmt 
gewefen fey, ift wohl nicht nachzumeifen. 

17) Einzelne hierauf fich beziehende Landesverbote f. bet Heff⸗ 
ter a. a. O. @. 231. “ 
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ausfhuß, Frankfurt den 20. März 1834: das Verbot 
der Aftenverfendung in Polizei z und Criminalſachen be⸗ 
treffend. ” 18) 

Die unbillige und verlegende Weife, mit welcher hier 
über die Facultäten zc., und zwar theils ruͤckſichtlich ihrer 
Befähigung, theils der Gefinnung der Mitglieder abgefpros 
. ben wird, und gegen welche jeßt eine Bertheidigung oder 
Widerlegung weder Bedürfnig, noch überhaupt unfere Abs 
ſicht ift, ſoll nicht abhalten einzuräumen, daß manches 
bervorgehobene Bedenken gegen die bisher betrachtete Ein: 
eichtung nicht ungegründet. fey. Wir wollen, wie gefagt, 
manche Mängel nicht in Abrede ftellen, und ein Inftitut nicht 
unbedingt in Schuß nehmen, von dem wir, bei aller An- 
erfennung feiner hohen Bedeutung , felbft wuͤnſchen, daß 
8 duch neue, der wahren volfsthümlichen Rechtspflege 
förderlihe Einrichtungen in ganz Deutfchland möge ent: 
behrlich, ja unmöglich werden. Aber das ift etwas An- 
deres, und lag am mwenigften in der Abficht jener Gegner 
der Facultaͤten⸗Praxis. Wo dieſe aus guten Gründen, 
und zum Gedeihen einer unparteifchen Rechtspflege, ſich 
erhalten Hat, indem fie mit der jetzt noch beftehenden 
Rechtöverfaffung vereinbar, ja durch folche bedingt und 
theilweiſe geboten mar und ift, hat fie fih im Allgemeinen 
bewährt, von Vortheilen begleitet, welche die etwanigen 
Mängel uͤberwogen. Wären die Gründe, die jenes Gut⸗ 
achten geltend zu machen fucht, durchgängig zutreffend, fo 
würden fie nicht nur gegen die Zuftändigkeit in Crimi⸗ 
nalfachen, ſondern überhaupt gegen jede Spruchthätig- 
keit auch in bürgerlichen Rechtöftreitigkeiten fich behaupten 
muͤſſen; es hätte der Antsag, waͤre er wirklich von dem 
Intereſſe für die Gerechtigkeit, und nicht von der gedash: 


18) „Beheimer Abdrud.” Sept in den angeführten Verhandlun⸗ 
gen S. 103. 
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ten polititifchen Rückficht ausgegangen, viel weiter und 
auf Bernihtung des ganzen Inſtituts gerichtet werden 
müffen. Dies ift befanntlich nicht gefcbehen : unfere Com⸗ 
petenz in Eivilfachen ift unangefochten bis auf den heutigen 
Tag ausgeubt worden, — man hat nicht gewagt, oder 
nicht für nöthig gehalten, fie zu verfümmern. 

Wir wollen hier nicht auf jenes Gutachten eingehen, 
und der Verſuchung, Daffelbe einer Kritik zu unterwerfen, 
feinen Raum geben. Wir wollen nicht für ung, fondern 
nur für die Sache fprechen. Wie fehmerzlih auch Man; 
ches die Facultätsglieder berühren muß, was dort gefagt 
ift, und wogegen nur das beffere Bewußtſeyn einen Troft 
giebt: — das Mißgefühl einer ſolchen bittern Erfahrung 
wird zurücgedrängt durch den tiefen Schmerz, den jeder 
wahre Freund des Baterlandes und der Gerechtigkeit darz 
über empfinden muß, daß fo lange Zeit Verhältniffe ob⸗ 
walten konnten, die folchen betrübenden Maaßregeln den 
Schein einer Rechtfertigung zu verleihen vermochten, und 
welche Männer, denen wir gern die Berufung auf ihre ges 
wiffenhafte Ueberzeugung geftatten möchten, ſich veranlaßt 
finden durften, fo, wie gefchehen, fich zu Außern ! 

Doc) möge erlaubt feyn, aus der bereits in Bezug 
genommenen Abhandlung eines Kechtögelehrten, der, ehe 
er den Lehrftuhl beſtieg und an der Facultaͤts⸗Praxis fich 
betheiligte, die Laufbahn als Richter, und zwar in der 
Rheinprovinz — alfo unter ganz andern Vorausfegungen, 
ale denen der Lande gemeinen Rechts — gemacht hat, und 
der auch fonft als unparteiifche Autoritaͤt anerfannt wer⸗ 
den wird, die Worte anzuführen, mit denen er feine Ge⸗ 
fühle und Gedanfen bei Gelegenheit jener zur Ausfüh- 
rung gebrachten befchränfenden Beftimmungen ausdrückt: 

„Indeſſen dürfen die Facultäten mit Ruhe und 
Selbftgefühl auf das gurüchfehen, was fie für Deutfchlande 
Strafjuftizg im Faufe von fünf Sahrhunderten gewirkt has 

Urchiv d. Er. R. 1848. III. et. Bd 
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ben. Denn daß die Euftur des Strafrechts von ihnen aus⸗ 
gegangen ift, daß erft Durch ihren Einfluß auf die Berichte 
fefte Principien des Strafrechts bei deſſen gaͤnzlichem Sich⸗ 
felbfrüberlaffenfegn verbreitet worden find, das Fünnen die 
Aften aller älteren Facultaͤten bezeugen, und felbft die 
neueren werden meift ſchon Beifpiele aufzumeifen haben, 
wie durch ihre Intervention Gerichte und Obrigfeiten vor 
Uebereilungen bewahrt, und formlos oder unfchuldig Vers 
- folgte wieder gerettet worden find. Die öffentliche Meis 
nung war ftets für fie; ihre Unparteilichfeit ift in den 
Ländern, wo Aftenverfendung gilt, oft als ein Palladium 
der Rechtsficherheit betrachtet worden.” 19) 

| Zwar ift den Kacultäten das Recht nicht entzogen 
worden, Gutachten zu ertheilen, mo foldhe unter Ans 
derm auch in Criminalfachen gefordert worden find, und 
e8 bedarf hier nicht einer Ausführung des Unterfchiedes 
von den Srfenntniffen fowohl nad dem Begriffe ald 
nach den praftifchen Wirfungen, — wenngleich diefe fruͤ⸗ 
ber, fo lange fie eingeholt wurden und noch jegt in Eis 
vilfahen nicht felten in einer Form abgefaßt werden, die 
mehr die eines Gutsachtens oder einer Rathöertheilung 
oder Rechtöbelehrung hat 2%. Ich vermweife darüber auf 
Heffter; und fo wie auch unfere Zacuftät in einzelnen 
Fällen nody gutachtlich über die in Eriminalfachen (politi⸗ 
fhe Verbrechen ausgenommen) eintretende Beurtheilung 


— 


19) A. a. O. ©. 235. S. auch Habicht rechtliche Erörterungen 
und Entſcheidungen gemeinrechtlicher Controverſen, Bd. I. 
Zerbſt 1843. Vorrede © XI. XII. 


20) Selten ſpricht eine Facultät unmittelbar und in eigenem 
Namen, Die herkömmliche und regelmäßige Form iſt: „Es 
erkennt das NN’fhe — Gericht nach vorgehabten (oder 
eingeholtem) Rathe auswärtiger Rechtsverſtändiger ꝛc. für 
Recht, daß ꝛc.“ Freilich muß für das eigentliche Gutachten 
eine Form gewählt werden, die es ganz vermeidet, einer 
Rehtiprehung zu erwähnen. . 
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fich zu äußern Beranlaffung erhalten hat, fo theile ich auch 
deſſen Anficht über diefes fprechende Zeugnig, wie innig 
und naturgemäß die alte Verbindung der Gerichte ‚und Fa⸗ 
eultäten war 21). Immer aber fonnte dies nicht einen Ers 
fag für den Verluſt eines Rechts gewähren, der nicht 
blos für die Spruchcollegien ein empfindlicher war, fons 
dern auch von allen fonft Betheiligten für einen folchen und 
einen nicht gerechtfertigten Eingriff erachtet wurde. Mir 
fprechen. hier nicht von andern Borthellen, — aber wie 
machen Anfpruch auf ein mohlbegründetes und auch durch 
jene Berhältniffe nicht vermwirftes Vertrauen, und legen 
einen Werth auf die innige Verbindung von Theorie und 
Pragis. 

Es darf wohl nicht erft in Erinnerung gebracht wer⸗ 
den, daß für die ftets feftgehaltene Ydee der Einheit ' 
Deutfchlande , in der nothiwendigen Mannichfaltigfeit, 
die Univerfitäten eine befondere Bedeutung und eine Aufs 
gabe haben, deren Löfung fie fich treulich haben angelegen 
feya laffen. Neben der Sprade iſt es vornehmlich die 
Wiſſenſchaft, die hier den zugleich realen Ausdruck jener 
ideellen Einheit enthält. Und fo wie in dem gemeinen - 
Rechte, und den auf foldhes gegründeten Randesrechten, 
ein, auch durch die verfchiedenen politifchen Veränderuns 
gen feit der Auflöfung des deutfchen Reiches, nicht gelöfes 
tes Band der Gemeinfamfeit fortwährend beftanden hat, 
fo Haben auch die deutfchen Univerfitäten und deren Rechts . 
facufltäten,, neben ihrer Beſtimmung, im höhern Einne das 
Allgemeine zu bewahren und zu verbreiten, auch die: 
jenige erfüllt, dag Gemeinfame feftzuhalten, und in dies 
fem Sinne als Bildungsanftalten, die über die Befchräns 
Fung und. dag Bedürfnig des Einzel: Staats hinausgingen, 
fih wirffam zu erzeigen. Dies ift gerade im Gebiete des 





21) 4. a. D ©. 230. | 
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Rechts und der verfchiedenen Zweige der Wilfenfchaft def: 
felben um fo mehr geboten, je leichter bei dem Particulas 
rismus der Gefeßgebungen das Gemeinfame bei Seite ges 
laſſen und unbeachtet bleiben fonnte, je mehr e8 hier noth⸗ 
wendig ift, das auf vermitteltem Wege der Wiflenfchaft 
zum Bewußtſeyn zu bringen und zu der erforderlichen Gel: 
tung fortzuerhalten, was in andern Gebieten der Willens 
fhaft ſchon unmittelbar beſteht. Daran nun Haben die 
Rechtsfacultäten nicht nur mittelft der Ausbildung der 
Theorie ihren unbefteeitbaren Antheil gehabt, fie haben 
„Ihren Einfluß auch praftifch und zum Vortheil der Sache 
geübt, in der Theilnahme an der Gerechtigfeitäpflege , zu 
der ihnen die Einrichtung der Aftenverfendung und die Zu: 
ftändigkeit zum Rechtfprechen Gelegenheit gab. 

Auf diefen Zufammenhang darf wohl nochmals auf: 
merkſam gemacht werden, wenn jekt, aus andern Grün: 
den und unter der Vorausfegung baldiger neuer verbeflers 
ter Seftaltung der Rechtsverwaltung in Deutfchland, auch 
diefem Inſtitut der vollftändige Untergang bevorfteht. Wir 
toiederholen es, wir wollen folhe, dem Staat und Volk 
förderlihe Neuerungen freudig begrüßen, und dann, ohne 
Klage, das bisher und unter andern Verhaͤltniſſen Bes 
waͤhrte aufgeben und der Gefchichte überliefern, deren Urs 
theil wir nicht zu fürchten Haben. Aber wie wollen es 
nicht ohne diefe Gründe und ohne die Verwirklichung 
jener Berheigungen aufopfern, fondern e8 fo lange forters 
halten willen, als es mit den bisherigen Bedingungen aud) 
feine Bedeutung behält. 

Wie lange oder kurze Zeit e8 auch bedürfe, um die 
‚neuen Sinrichtungen ins Leben zu rufen, mit dem diejenige 
der ‚Aftenverfendung nothwendig, und als unvereinbar, 
hinwegfallen muß — es ift ein Aft der Gerechtigkeit, auf 
den wir, und nicht blos im Intereſſe der Ehre der Facul⸗ 
täten, Anfpruch machen, daß die Bundesbefchlüffe, von bes 
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nen in diefer Darftellung die Rede war, und die auf folchen 
beruhenden Verbote der Aftenverfendung in Eriminatfachen 
und beziehungsmeife der Faͤllung von Erkenntniffen durch 
die Rechtsfaeultaͤten und Schöppenftüähle, nunmehr wies 
der aufgehoben werden. | 

Hierzu wünfchte ich durch diefe Ausführung beizu⸗ 
tragen , und empfehle diefe Angelegenheit allen Denen drin⸗ 
gend, die berufen find, mitzuhelfen, daß das Unrecht der 
jüngft vergangenen Zeit möglichft gut gemacht werde. 

® | 
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X. 
Beitrag. ° 
zur 
tehre vom Meineid es 
Vom 
Appellations sRathe Dr. Schwarze 
zu Dredden. 


Mer gegenwärtige Auffag bat zum egenftande die 
Erörterung der Frage: 
Iſt das Verbrechen des Meineides vorhanden, 
wenn derjenige, welcher bei einem Eide die Wahrs 
heit hinterzgogen, auf Grund gefeglider Beſtim⸗ 
mungen, fei es in Rüdfiht auf feine Perſoͤn⸗ 
lichkeit überhaupt oder in NRücfiht auf den Ge 
genftand feiner eidlichen Ausfage, nicht zum Eide 
zu laffen gemefen wäre? 
Der Verf. hat bereitd vor einiger Zeit hierüber Fürzs 
ih feine Anfichten in einer Diflertation niedergelegt, 
welche er bei feinem Ausfcheiden aus dem K. Spruchcolle⸗ 
gium zu Leipzig den Mitgliedern deflelben dedicirt. Es 
ift aber diefe Differtation!), welche ohnedied den Ge: 


1) Eie führt den Titel: An ex lege, ne juret in judicio, ve- 
titus, qui nihilosecius ad jJuramentum admissus est et 
fidem datam fefellit, perjurii poenä& afficiendus sit? 
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genftand nicht erfchöpfend behandeln konnte, nicht in 
den Buchhandel gefommen, fo wie auch die Frage ſelbſt 
wohl befonderer Erwägung werth ift. 

In neuefter Zeit Hat Bothmer, in feinen Evs 
Örterungen aus dem Hanndverfchen Criminalrechte, Bd. 
1. ©. 255 fgg. diefe Stage einer forgfältigen Prüfung 
unterworfen und diefelbe -verneinend beantwortet, indem 
ee ſich hauptfählich auf den In dem Hanndverfchen Ges 
fegbuche feſtgeſtellten Gefichtäpunft des Verbrechens des 
Meineids, als eined Verbrechens wider die Religion, 
geftügt hat. Früher iſt bereits diefe Srage von Mits 
termaier, in dem N. Eriminalarhive Bd. U. ©. 
97 fgg. und von Abegg, ebendafelbfi, N. 3. Jahrg. 
1834. ©. 594 fg. erörtert worden. Der erftere hat 
die Srage im Hauptwerke, legterer nur theilmeife vers 
neint, wobei Mittermaier und Abegg ſich auf die von 
ihnen dem Meineide zugewiefene Stellung beziehen, - ins 
dem Mittermaier denfelben zu den Verbrechen wider 
öffentliche Treue und Glauben, Abegg denfelben zu den 
Verbrechen wider die Religion rechnet. 

Mitteemaler hat insbefondere geltend gemacht, 
daß der Meineid nur in foweit ftrafbar fei, als der falſch 
geſchworene Eid ein folcher fey, welchem der Staat an 
fi vollen Glauben ſchenke und daher der Eid ſowohl 
in einee Sache und in Fällen geleiftet morden, in wels 
chen der Staat den Eid als ein Mittel anerfenne, von 
dem er feine Entſcheidungen abhängig mache, ald auch 
die Perfon, welche den falfchen Eid geleiftet, in dem 
Staate ald völlig eidesfähig anerfannt werde. 

Dagegen hat zwar Abegg in fomweit mit diefen 
Sägen fich einverftanden erklärt, als er in dem Kalle, 
wenn der falfche. @id von einer eidesunfählgen Perfon 
geleiftet worden, oder wenn in einer den Schwörenden 
ſelbſt unmittelbar betreffenden Eriminalfache, mit Aus; 
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ſchluß des Reinigungseides, unzulaͤſſigerweiſe ein Eid ge⸗ 
fordert werde, einen ſtrafbaren Meineid nicht angenom⸗ 
men, jedoch in den Fällen, In welchen Jemand, wel: 
her an ſich zum gerichtlichen Eide nicht unfähig, in dem 
einzelnen Kalle wegen eines gemwiffen Verhaͤltniſſes nicht 
die Eigenſchaft eines vollgiltigen Zeugen babe, oder 
die eidliche Abhdrung ablehnen können, fo wie wenn 
Jemand in der ihn betreffenden Criminalſache eine faljche 
Ausfage erftatte, um den Verdacht von ſich ab: und 
auf einen Dritten zu lenfen, einen ftrafbaren Meineid 
als vorhanden angenommen. 

Nicht minder Hat das Ober s Appellations - Gericht 
zu Caſſel, nach dem Zeugniffe Heufer’s in feinen bes 
_ merfenswerthen Sntfcheidungen des Criminalfenats des 
O. 4 ©. zu Caſſel, Bd. IL ©. 255 fg., in einem 
Falle, in welchem mehrere Perfonen, obſchon .fie felbft 
des zur Anzeige gebrachten Verbrechens verdächtig taten, 
über das letzere als Zeugen eidlich vernommen worden 
und ſich fodann ergeben, daß fie nicht nur hierbei Un; 
wahrheiten ausgefagt, fondern auch das Verbrechen felbft 
verübt hatten, nicht angenommen, daß das Verbrechen 
des Meineids vorliege, weil der Unterfuchungsrichter diefe 
Derfonen unzuläffigerweife zu dem Eide gelaffen und ohnes 
dies dem letztern, da jene Perfonen bereit verdächtig 
geweſen, Fein Glaube beizumeflen geweſen. 

Der Berf. kann Ddiefen Meinungen, in fowelt in 
ihnen die Eingangs gedachte Frage verneint worden, nicht 
beipflichten, und zwar ohne Unterfchied, welcher Anficht 
man in Betreff der Stellung des Meineidd im Spfteme 
beitreten wolle. Der Verf. Hat früher in der Leipziger 
Zeitſchrift für Rechtspflege und Verwaltung, zunächft 
für das Königreihd Sachſen, Bd. IT. S. 120 fgg. die 
auch in dem K. Sächf. Criminal: Gefegbuche angenom⸗ 
mene Anſicht, daß der Meineid als Verbrechen wider die 
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Religion anzufehen, vertheidigt, jedoch fpäter diefe — 
wie ihm dünft — auch in dem K. Sächfifchen Geſetz⸗ 
buche nicht confequent durchgeführte Anficht aufgegeben 
und die andre Meinung, nach welcher der Meineid den 
Verbrechen wider die Öffentliche Treue beizuzählen,, in dem 
Rechtölegicon von Weiste 8. v. Meineid Bd. VL 
S. 178 fgg. an die Spige der dortigen Ausführung ges 
ftellt. 

Berücfichtigt man die Ratur und den Gebrauch 
bes gerichtlihen Eided, fo ſcheint dem Verf. diefe legtere 
Meinung mehr Beifall zu verdienen, als die entgegens 
geſetzte. | 

Die Eidesformel wird in der Regel aus drei Theis 
fen beftehen. Der erfte Theil enthält die Worte: „Ich 
fhwöre zu Gott, dem Allwifienden, diefen wahrhaftigen 
Eid”, oder eine ähnliche Erklärung. Dev zweite Theil 
umfaßt diejenigen Behauptungen, deren Wahrheit durch 
den Eid des Schmwörenden verfichert und dadurch in rechts 
liche Wirffamfeit gefegt werden foll. In dem dritten 
Theile endlich ift die eigentlihe Echwurformel: „So 
wahr mir Gott helfe u. f. w.!” enthalten. Der zweite 
Theil ift bei unferer gegenwärtigen Frage einflußlos. Was 
thut nun der Schmwörende, indem er die den erften und 
den dritten Theil der Formel bildenden Worte in Folge 
des Anheißend des Richterd ausfpriht? — Indem er 
die erfteren Worte nachfagt, verfichert er, daß er einen 
Eid leiſten wolle, d. h. daß er den Allwiffenden und All: 
gerechten zum Zeugen der Wahrheit und zum Rächer 
dee Unmahrheit aufrufe. Allein weder die Allwifienheit 
noch die Serechtigfeit Gottes wird durch diefe Auffordes 
rung bedingt. Die Gottheit ift eben allwiffend, und 
ebenfo if fie gerecht, nicht weil fie zum Richter von dem 
Einzelnen berufen wird, fondern weil ihr diefe Eigenſchaf⸗ 
ten überhaupt beiwohnen. Jene Anficht, bag ber Schwoͤ⸗ 
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eende mit der Gottheit einen Vertrag eingehe, wodurch 
ee derfelben das Recht einräume, ihm den Anfpruch auf 
die ewige Seligfeit wieder zu entziehen, wenn er eine 
Lüge bei der gerichtlichen Auslaſſung fagen werde, ift 
heutzutage längft vertoorfen und mit den jeßigen geläus 
terten Anfichten von der Gottheit und ihrem Wefen uns 
vereinbar. Die göttliche Strafe trifft den Lügner , nicht 
weil ee ſich Dderfelben unterwerfen mwollen, jondern weil 
ee gelogen; jene Unterwerfung ift einflußlos. Ebenfo ift 
die Verpflichtung, die Wahrheit dem, dieſelbe fordernden 
Richter zu fagen, zunächft eine unbedingte und davon, 
ob der Ausfagende fih noch dazu befonders verpflichte, 
unabhaͤngig. 

Eine neue Verpflichtung wird durch den Eid nicht 
uͤbernommen. Auch ohne denſelben befteht die Verpflich⸗ 
tung, die Wahrheit zu fagen. Wozu wird mithin der 
Eid noch erfordert? — 

Der Schwörende verfichert in dem erften Theile des 
Eides, daß er der Allmiffenheit und der Gerechtigkeit 
Gottes, fo wie der Strafen der Füge wohl eingeden? fen, 
dag er fonach nicht Übereilt und unbefonnen eine Ausfage 
erftatten werde. In dem fetten Theile erflärt er, daß 
die von ihm gegebene Ausfage der Wahrheit gemäß fey, 
indem er dabei ſich aufdie einftige Vergeltung der Gott: 
Heit beruft. Der Gefeßgeber Hat in-Rücficht auf die 
Schwaͤche und den Leichtfinn der Menfchen ein Mittel für 
nöthig erachtet, Durch welches derjenige, von welchem 
eine, fie die richterliche Entfcheidung einer Sache mich: 
tige Erflärung im Gerichte erfordert wird, zu erhöhter 
Aufmerkſamkeit und befonderer Ueberlegung bei Abgabe 
diefer Erklärung veranlaft wird. Der Geſetzgeber wählte 
die Beziehung auf die Gottheit und das Leben nach dem 
Tode, als die möglichft ftarfen Impulſe zur Wahrhaf: 
tigkeit. Er glaubte hierin einen mächtigen Widerftand 
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gegen jeden Leichtſinn ſowohl als gegen die etwaige Schlechs 
tigfeit deffen, welcher eine Ausfage erftatten foll, fo wie 
einen ftarfen Hebel zur Kräftigung der Wahrhaftigkeit ge: 
funden zu haben. Der Gefegeber würde nicht gehindert 
fepn, irgend welche andre Formel aufzuftellen, nach wel⸗ 
cher Ausfagen im Gerichte zu erftatten find, und die bei 
folchen Ausfagen verfchuldeten Unwahrheiten mit erhöhter 
Etrafe zu belegen, wie denn früher den Kürften ihre 
Verficherungen, ftatt unter der Kormel des Eides, bei 
ihrer Fürftenehre abzugeben geftattet war, ohne daß man 
deshalb hier die Strafen Des Meineids anzuwenden Beden⸗ 
fen getragen; und gegenwärtig die Erklärung des Obmanng 
der Geſchwornen bei der Verfündung ihres Wahrfpruche 
(„auf meine Ehre und mein Gewiſſen, vor Gott und 
den Menfchen””) als eine eidliche Erklaͤrung angefehen wird. 
Wie einerfeits auf dieſe Weile das Gewiffen des 
Mſagenden geſchaͤrft und ſeine Wahrheitsliebe gekraͤftigt 
werden ſoll, ſo ſoll andrerſeits der Richter und bezuͤg⸗ 
lich die Gegenpartei durch die eidliche Erklaͤrung dar⸗ 
uͤber beruhigt werden, daß der Ausſagende der Wichtig⸗ 
keit ſeiner Handlung ebenſowohl als der goͤttlichen Stra⸗ 
fen der Luͤge bewußt ſey und an die gerichtliche Erklaͤrung 
mit Ernſt, Beſonnenheit und Gewiſſenhaftigkeit gehe. 
Dieſe beiden Geſichtspunkte ſind die leitenden und 
ſonach der Eid nur die Form, unter welcher der Rich⸗ 
ter eine gerichtliche Ausſage entgegennimmt. Daraus 
folgt noch nicht — wie Abegg S. 500 einhaͤlt —, daß 
jede Luͤge vor Gericht mit gleich hoher Strafe wie der 
Meineid zu ahnden ſei. Bei der einfachen Luͤge iſt die 
Entſchuldigung der Uebereilung und der Unbeſonnenheit, 
ſo wie die Ausflucht offen, daß man nicht geglaubt, daß 
der Richter grade auf dieſe Erklaͤrung viel Werth legen 
werde. Bei dem Meineide ſind dieſe Entſchuldigungen 
meiſtens ausgeſchloſſen. Hierzu kommt, dag der Schwä: 
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rende ſehr wohl weiß, welchen Werth der Richter auf 
die eidliche Ausfage legen werde, und wie die Gefege 
in dem Eide, das legte Mittel zur Erforfhung dee Wahrs 
heit gefunden und aufgeftellt Haben. Er vernichtet Durch 
Die Verlegung der Eidespflicht das Band des Vertrauens 
und erhebt fich feindlich gegen die Öffentliche Treue, fos 
mit gegen eine der Grundveften des Staats. 

Hieraus folgt noch nicht, daß wiffentlich frevethafte 
Verlegung des Glaubens und Vertrauens auf das eidlich 
befräftigte Wort ihre Entſchuldigung in zufälligen Yeußers 
lichkeiten finden darf, wie Abegg S. 581 befürchtet. Viel⸗ 
mehr wird der Verf. zu zeigen bemüht ſeyn, daß auch nach 
dieſer Anficht eine gerechte und ernfte Ahndung diefed Vers 
brechens gefichert iſt, ja der Verf. ift fogar der Meinung, 
daß theilweife felbft in den Fällen, in welchen Abegg die 
Erifrenz eines ftrafbaren Meineids nicht annimmt, ein 
foicher ftatuirt werden müfle. ® 

Was die an die Spige dieſes Auffages geftellte Frage 
anlangt, fo find hier vorzüglich folgende Fälle auszuzeichnen : 
- 3) Ein wegen Meineids Verurtheilter wird von dem 
Michter,, welcher von der früheren Unterfuchung keine 
Kenntniß erhalten, zum eldlichen Zeugniffe in einer andern 
Sache zugelaflen und verlegt abermals feine Eidespfticht; 

b) Ein junger Menſch, welcher das erforberliche 
Alter der Eidesmuͤndigkeit noch nicht erreicht hat, wird 
vom Richter, welcher ihn für eidesmuͤndig hält, zum ide 
gelaſſen und verlegt hierbei die Wahrheitspflicht; und 

c) Der Richter läßt in der Borunterfuchung eine 
zum Zeugniß aufgerufene Perfon, obichon fie bereitd das 
mals der zur Unterfuchung gezogenen That felbft verdaͤch⸗ 
tig ift, zur eidlichen Beftärfung ihrer Ausſage zu, und 
es ergiebt fich fpäter, nicht nur, daß diefe Ausſage Un: 
wahrheiten enthält, fondern au, daß diefe Perfon felbft 
das fragliche Verbrechen verübt hat. 
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In Fällen diefer Art Tiegt Fein Eid vor, welchen 
der Staat ald glaubwürdig anerfennt und auf weichen 
dere Richter, ſobald er von diefen Hinderniflen der Glaub⸗ 
wuͤrdigkeit Kenntniß erlangt hat, feine Entfcheidung bauen 
wird.  Nichtsdeftomeniger glaubt der Verf., dag im 
jedem dee gedachten Fälle eig fteafbarer Meineid begans 
gen worden, ohne deshalb von der aufgeftellten Grunds 
anficht über die rechtliche Natur ded Meineidd abzu⸗ 
weichen. Ä | 
Zunaͤchſt muß berücfichtigt werden, daß die Cri⸗ 
minalgefege einen Unterfchied zwiſchen civilproceſſualiſch 
giltigen und ungiltigen Eiden nicht aufgeftellt haben. Des⸗ 
Halb, weil das Civilgeſetz gewiſſe Formen für erforders 
lich angefehen und an deren Beachtung die Giltigfeit und 
Wirkſamkeit des gerichtlichen Eides geknüpft hat, folgt 
noch nicht, daß dad Eriminalgefen in den Källen, im 
welchen diefe Formen nicht beachtet wurden, das Bots 
Handenfein eines Meineids für ausgefchloffen erfläre. So 
wird nicht bezweifelt, daß ein von einem in der Sache 
nicht competenten Richter abgenommener Eid, dafern dies 
fee Richter nur überhanpt Eide abzunehmen befugt if, 
zwar nach dem Civilgeſetze bemeisunfräftig ift und die 
Unterlage einer richterlichen Entſcheidung nicht bilden fann, 
dennoch, vorausgefegt, daß der Schwörende feine Eideds 
pflicht verlegt hat, die Anklage wegen Meineids, jener 
Incompetenz ungeachtet, Statt habe. Es bliebe außers 
dem nur noch ein Schritt zu der Behauptung übrig, daß 
auch diejenigen Zeugen, welche ald natura inhabiles bes 
zeichnet werden, wenn fie vom Richter aus Irrthum oder 
Verfehen zum Eide gelaffen worden und eine falfche Aus⸗ 
fage erftattet hätten, wegen Meineids nicht zur Unter 
fuchung zu ziehen feyen, da ihrem Eide Fein Glaube beis 
zumeſſen und lediglich den Richter , welcher fie nicht&deftos 
weniger hierzu gelaflen, der Vorwurf einer Pflichtver⸗ 
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nadläffigung treffe, z. B. wenn ein Blinder eidlich ver: 
fihert,, Daß er dieſes oder jenes gefehen habe. 

Die Behauptung, daß der Staat den Eiden folcher 
Derfonen, wie fie oben unter a. b. c. bemerkt wurden, 
jede Slaubwürdigfeit verfage und deshalb auch Durch. eine 
falſche eidliche Ausfage denfefben die öffentliche Treue, die 
ihnen nicht beigelegt fey, nicht verlegt werden koͤnne, ſcheint 
nicht durchſchlagend zu ſeyn. 

Nehmen wir an, daß der Richter eine Perſon zum 
Zeugniſſe aufruft und dieſelbe mit dem Zeugeneide belegt, 
indem er davon feine Kenntniß erhalten, daß dieſelbe bes 
reits früher wegen Meineids beftraft worden. Später 
erft, nach Verfluß mehrerer Jahre, wird diefe Perfon 
zur Unterfuchung gezogen, weil fie bei diefem zweiten 
Zeugniffe fid einer Unwahrheit fehuldig gemacht, und hier: 
bei von dem Defenfor des Inculpaten die Entdeckung 
gemacht, daß letzterer bereits früher wegen Meineids bes 
ftraft worden. Der Defenfor benugt diefes frühere Ver: 
brechen zu feinem Antrage auf Losfprechung, meil der 
zweite Eid feinen Glauben verdient habe, da ihn ein 
Meineidiger geſchworen; und nun fol der Richter in die; 
fem erften Meineide einen Strafausfchließungegrund in 
Betreff des zweiten Meineids finden und den Inculpaten, 
weil“ er ſchon früher falſch geſchworen, ein Privilegium 
für neue Meineide ertheilen? — 

Der Meineidige., welcher — aus Unkenntniß des 
Richters von dem Verbrechen — zum gerichtlichen Eide 
gelaſſen wird und hierbei feine Eidespflicht verletzt, täufcht 
jebenfalls den Richter, welcher den Eid abnimmt. Dafs 
felbe gilt in dem Kalle, in welchem der Richter, aus 
Rechtsirrthum, einen Meineidigen zum Eide laffen follte. 
Der Richter ift durch das Geſetz angewieſen, die unter 
der Korm des Eides erftatteten YAusfagen, bis zum Be 
mweife des Gegentheild, für wahr zu Halten. Er hat, 


zur Lehre vom Meineide. 388 


im Vertrauen auf die Wahrhaftigkeit des Zeugen, den⸗ 
felben zur eidlihen Beftätigung feiner Ausf faggı zugelaf; 
fen. Dieſes Vertrauen ift von dem Zeugen, wenn er 
die Wahrheit hHinterzicht, verlegt und der Richter in die- 
Lage verfegt worden, eine unwahre Ausfage feiner Ents 
fheitung zum Grunde zu legen. Bon diefem Gefichtes 
punfte aus betrachtet. ift das Verbrechen jedenfalls eriftent 
geworden. Ebenſo mird der Zeuge in den meiften Faͤl⸗ 
fen davon wohl Feine Kenntniß haben, daß er, weil er 
früher meineidig geweſen, zu Ablegung eines eidlichen Zeugs 
niſſes unfähig ſey, jedenfalls aber nicht glauben, daß er 
Hierdurch das Privileg zu ferneren Meineiden erhalten. 
Er wird gewiß von der Ueberzeugung durchdrungen feyn, 
daß der Richter von ihm Wahrheit fordere und fordern 
koͤnne, und er durch die Täufchung des Richters dem Strafr 
gefege verfallen fey. Sollte er aber felbft glauben, daß 
er Fimftig, bei Entdecfung feiner neuen Pflichtverlegung, 
wegen Meineides nicht beftraft werden fönne, da man 
ihn zum Eide nicht zulaffen follen, fo wuͤrde ihm dieſe 
abfihtliche Benugung des Irrthums des Richters gewiß 
nicht zu Statten fommen und er fich hierauf allein zu 
feiner Rechtfertigung nicht beziehen Fönnen. Er hat 
den Richter täuſchen wollen und hat ihn ges 
täufct. 

Nehmen wir an, daß der Unterrichter bei der Ab 
hoͤrung des Zeugen ebenſowenig als der Oberrichter bei 
Abfaſſung des Erkenntniſſes jenes Hinderniß der Glaub⸗ 
wuͤrdigkeit des Zeugen gekannt und ihre Entſcheidung auf 
dieſes Zeugniß mit geſtuͤtzt haben, — ſoll in ſolchem 
Falle geleugnet werden, daß beide Richter getaͤuſcht und 
das Vertrauen auf die Wahrhaftigkeit des Schwoͤrenden 
verlegt worden fey? — Aud von einem bloßen Berfuche 
kann hier nicht die Rede feyn. Denn die Richter find und 
zwar abfichtlih von dem Zeugen getäufcht worden. 
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Segen wir dagegen den Fall, daß der abhörende 
Richter gibt zugleich der entfcheidende ift, vielmehr die 
Entfcheidung felbft von einem andern Richter zu ertheilen 
ift, und der abhörende Richter nicht Das frühere Verbre⸗ 
den des Zeugen gefannt und ihn daher zum Eide ge 
laſſen Hat, wohl aber der erfennende Richter von jenem 
Verbrechen Kenntnig gehabt und daher auf das Zeugnik 
feine weitere Rückficht genommen. Auch hier mug — nad 
der Anficht des Vfs. — die Verlegung der Eidespflicht 
als vollendeter Meineid betrachtet werden. Darauf, daß 
der abhörende Richter nicht zugleich der entfcheidende ift, 
fann nichts anfommen. Auch der inftruirende Richter hat 
den vollftändigften Anfpruch auf eine wahrheitsgetreud Aus⸗ 
fage des von ihm dazu Aufgeforderten, — auch er hans 
delt im Namen des Etaats und zur Erreichung der Zwecke 
defielben, — auch feine Thätigfeit ift ein Theil der Ad⸗ 
miniftration der Gerechtigkeit. Die Vertheilung der richs 
terlichen Zunctionen an verfchiedene Beamten ift ohne Ein⸗ 
flug auf die Pflicht des Bürgers zue mahrheitsgetreuen 
Ausfage im Berichte und auf das Recht des Beamten, 
eine folche Ausfage zu erfordern, welche überdies die Uns 
terfage der Entfcheidung für den Dberrichter bilden 
fol. Würde daher auch der Oberkichter nicht durch den 
Eid des Deeineidigen getäufept und wuͤrde er auch deffen 
Yusfage bei feiner Entfcheidung unberudfichtigt laſſen, fo 
würde doch der Unterrichter immer getäufcht und fein Recht 
“auf Wahrheit verlegt worden feyn. Es ginge hiernähft 
offenbar zu weit, wenn man darauf die Entfcheidung unfe 
ver Stage fegen wollte, ob der erfennende Richter 
fein Urtheil auf das fraglihe Zeugnig geftügt habe 
oder niht. Man würde fonft fehr leicht zu der felt: 
famen Behauptung fommen, daß alle diejenigen Zeugniffe, 
welche bei dem Erkenntniſſe wegen der Unerheblid: 
keit ihres Inhalts unberucfichtigt gelaflen worden, 
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einer Meineidsunterfuchung nicht unterworfen werden 
fönnten. . 
Darauf, ob der erfte Meineid des Zeugen eher oder 
fpäter zue Sprache gebracht worden und mithin ob der 
Irrthum des Richters über die Beweisfähigfeit des Zeus 
gen Purze ‘oder lange Zeit gedauert, kann es ebenfalls 
nit anfommen. Die Taͤuſchung des Richters ift mit 
der Peiftung des Eides vorhanden und mit ihr die Vers 
legung der öffentlichen Treue, fo wie der Angriff auf 
dieſes Bollwerk des Staatd. Der Irrthum des Rich- 
ters mag hierbei noch fo wenig Entfchuldigung und er 
ſelbſt eine noch fo ftrenge Rüge im einzelnen Falle ver: 
dienen: die Thatfachen, daß er getäufcht worden und dag 
der Zeuge ihn hat täufchen wollen, bleiben unverändert. 


Es mag hierbei nur angedeutet werden, tie ges 
fährlih die entgegengefegte Meinung, durch welche der 
Meineidige deshalb, meil er fchon früher einmal geſchwo⸗ 
ren, für ftraffrei erflärt wird, auf die Volksanfichten 
zuruͤckwirken und welche gefährliche Reflerionen fie in dem 
Volke über die Heiligfeit des Eides und über die Bedeu⸗ 
tung eined Meineides erwecken muß. 


Wenn Abegg, trotz ſeiner geiſtreichen Vertheidi⸗ 
gung der Anſicht, daß der Meineid als Verletzung der 
religiöfen Pflicht zu behandeln, ©. 595 ſich ebenfalls das 
hin ausfpriht, Daß der von einem wegen Meineids be; 
reits Verurtheilten geleiftete falfche Eid als nicht vorhan⸗ 
den zu betrachten und eine abfolute Nichtigkeit der Hands 
lung aufzunehmen, demnac auch der jeßt vorgefom- 
mene Falſch⸗Eid nicht als folcher zu ahnden fey, fo fann 
der Verf. ihm ebenfalld nicht beijtimmen. 

Die procefiualifch begründete Nichtigfeit der Hands 
fung kann bei der Grundanſicht Abegg’s über den Mein⸗ 
eid noch weniger Einfluß auf die eriminalrechtche Sroar- 

Archiv d. Er. A. 1818, II. Et. Sc 
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über das Vorhandenſeyn eined Meineids Außern, ale bei 
der Mittermaicrfchen Die Thatfache eined vor einer 
Behörde geleifteten falſchen Eides feft fteht. Der Miß— 
brauch des Eides, die Verldugnung von Treue und Glaus 
ben und die Verlegung der Gerechtigkeit find vorhanden. 
Die Verpflichtung des früher wegen Meineids Beftraften 
zur Ausfage der Wahrheit wird dadurch nicht aufge 
hoben, daß er früher einen Meineid geleiftet; im Gegen: 
theil ift anzunehmen, daß er, in Kolge der erlittenen 
Strafe, feiner ihm obliegenden Pflicht mit erhöhter Ger 
wiffenhaftigfeit nachfommen werde. Die fubjective Seite 
des Meineids ift — nach der Abeggfcben Anfiht — die 
entfcheidende, und in ihr liegt zugleich die objective des 
vollendeten Verbrechens (vgl. z. B. die Ausführung Abegg’s 
im Crim. Archive Jahrg. 1838. ©. 298 f.) Der do- 
lus und das propositum falsum dicendi — worauf 
ſchon die Älteren Juriſten vorzugsmeife die Entjcheidung 
ftellten, — find gleichmäßig vorhanden, e8 mag nun 
ein wegen Meineids Berurtheilter noch einen Meineid let: 
fien, oder Jemand zum erften Male einen falfchen Eid 
ſchwoͤren. Das religiöfe Moment im Eide macht in bei: 
den Fällen ſich gleihmäßig geltend und die Verlegung 
deg fittlichen Elements ift diefelbe. Welcher Werth fodann 
diefem Eide bei der Fünftigen Entfcheidung zugeftanden 
wird, ift hier um fo gleichgiltiger, als der erftere nicht 
von der Willfür oder einer Handlung des Schwoͤrenden 
abhängt. — Der Staat wird in den Fällen, in welchen 
er dem Eide eined Zeugen u. f. w. feinen Glauben beis 
meſſen zu dürfen annimmt, die Abnahme des Eides 
für unzuläflig erklären. Allein wenn in einem folchen 
Halle nichtsdeftomweniger erfolgt ift, kann auf jene Pros 
bibitiomaßregel nicht zuruͤckgegangen werden, um den 
Meineidigen, deſſen dolus von ihr in keiner Weife bes 
rührt wird, für ſtraffrei zu erklären oder auch nur mit einer 
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ingeren Strafe zu belegen, als den, welcher das erſte 
al meineidig geworden. 

Ebenſo kann der Verf. nicht zugeſtehen, daß, wenn 
mand in einer Criminalſache, wo er felpft betheiligt 
„ unzuläffigerweife — fonach mit Ausſchluß des Rei: 
ſungseides — einen falfhen Eid geleiftet hat, Die 
eineidöftrafe nicht Play ergreife. Mehmen wie den 
U, daß cin gleih anfangs Verdächtiger oder Jemand, 
lcher anfangs als Betheiligter nicht erſchien, über das 
zezeigte Verbrechen als Zeuge eidfih vernommen wor⸗ 
ı, Tpäterhin aber ſich ergeben, daß er felbft bei dem 
brechen betheiligt gewefen und, um ſich nicht ſelbſt 
Hagen zu müffen, unwahre Angaben gemacht habe, 
bei e8 dahin geftellt bleiben kann, ob diefe Angaben 
feih eine falſche Denunciation eines Dritten enthickten: 
e nicht. Das Dbers App. = Gericht zu Caſſel hat in 
n oben gedachten Falle das Erkenntniß erfter Inſtanz, 
welchem die Angeflagten wegen Meincids verurtheift 
den, teformirt und diefelben von der Anfchuldigung 
es ftrafbaren Meineids losgefprochen: 

„meil abgefehen davon, daß die Appellanten ohne. 

Würdigung der Umftände und ohne zu berückfichs 

tigen, daß eine Ausfunftsperfon erft dann eidlich 

vernommen werden kann, wenn fib mit Wahrs 
fcheinfichfeit annehmen läßt, daß ſolche keinen Ans 
theil am Berbrechen hat, ihre Ausfagen eidlich er: 

härtet haben, und namentlich der Mitappellant B. 

zu einer Zeit, wo gegen ihn bereits Anzeigen we⸗ 

gen feiner Theilnahme an dem unterfuchten Vers 

brechen vorlagen, der von denfelben abgelegte fal⸗ 

ſche Eid die Eigenfchaft eines ftrafbaren Meineides 

nicht annimmt, indem a) durch den abgelegten Eid 

nichts begründet und Feine Entfcheidung darauf ges 

baut worden ift ind nicht hätte gebaut werden kin 
ec? 
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nen, da die Bernommenen nicht als Zeugen, fon: 
dern als Angeklagte erfcheinen, b) die Appellanten 
als Zeugen in eigner Sache zum Zeugniffe unfähig 
waren und nicht beeidigt werden durften; c) die 
felben rechtlich nicht gezroungen werden Fonnten, 
ihre eigne Schande zu befennen, und d) folche, 
felbftbeeidigt, Feine Glaubwürdigkeit genoffen und 
daher eine rechtswidrige Taufchung durh den von 
ihnen abgelegten Eid nichte bewirkt werden Fonnte. 


Es ift zuzugeben, daß der Inquirent mit der Vereidung 
diefer Perſonen zu raſch vorgefchritten ift und daß diefels 
ben nicht zu vereidigen geweſen wären. Allein dieſer 
Vorwurf fcheint ſich nicht einmal auf die Vereidung aller 
dieſer Perfonen zu erſtrecken. Auch ift fehe wohl dent 
bar, daß Jemand zum eidlichen Zeugniffe gelaffen wird, 
wo noch nicht der entferntefte Verdacht wider ihn rege 
geroorden, diefer vielmehr erft fpäter, ja vielleicht nad 
-Schluß der Unterfuchung entftanden ift und zur Wieder: 
aufnahme der legten geführt hat. Die in dem Erfennt: 
niffe unter a. b. d. angegebenen Grunde find Daher nicht 
durchfchlagend. Auch find oben bereits die Gründe ent: 
wickelt worden, nach welchen darauf, daß der erfennende 
Richter den Ausfagen feinen Glauben beigemeffen, fein 
Gewicht gelegt werden Ffann. Der Inquirent war 
jedenfalls getäuſcht worden. 


Das mwichtigfte Moment ift bier der unter c. auf 
geftellte Entſcheidungsgrund?). Diefelbe Anficht ift au 
von einigen Rechtölehrern aufgeftellt worden). Ebenſo 
hat das ÖStrafgefegbuh von Baden den Zeugen, wels 


2) Bol. übrigens die Gtrafproceforbnung von Württemberg 
8. 196. und von Baden $. 155 fgg 


3) Quiftorp, Grund $ g. 3 "und ingbefondere Mittermater 
im Archive a. a. O. S. 
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ber einen falfhen Eid geleiſtet, für ftraffrei erflärt, 
venn er über Thatfachen vernommen wurde, über welche 
e nach den Gefegen nicht ald Zeuge vernommen werden 
urfte, oder Thatfachen in Frage find, welche gegen ihn 
der gegen Verwandte oder Verſchwaͤgerte in grader Li⸗ 
ie, oder gegen Gefchroifter, oder Verfchmägerte im zweis 
en Grade der Seitenlinie oder gegen den Ehegatten deis 
elben eine fteafgerichtlihe Verfolgung nach ſich ziehen 
Önnten, oder ihn oder eine diefer Perfonen der öffent 
iher Verachtung preisgeben wuͤrden Y. Hier ift in 
er That jener Entfcheidungsgrund zu einem egorbitanten 
Imfange ausgebildet worden! — 


Jener Grundfag, dag Niemand genöthigt werden koͤnne, 
sine eigne Schande zu bekennen, gehört zunaͤchſt dem Civilpro⸗ 
eſſe an. In dem Strafproceſſe kann ihm ſolche ausgedehnte 
kraft, wie hier geſchehen, nicht zugeſtanden werden. Er 
zuͤrde die Thaͤtigkeit des Richters in Erforſchung der (mate⸗ 
iellen) Wahrheit der Sache wefentlich beſchraͤnken und fchließs 
ih dahin führen, auch den Inculpaten der Verpflichtung, 
ie ihm nachtheilige Wahrheit zu geftehen, vollftändig 
u überheben. Wie hat es fich rechtfertigen laffen, auf 
inen Reinigunggeid zu erfennen, wenn dieſer Grundfag 
ınbedingte Geltung beanfpruchen fol? — Selbſt bei den 
eichteften Vergehen würde diefer Eid als unzulaͤſſig fich 
yargeftellt Haben. Der Reinigungseid fegt ja grade vor 


4) Sn ähnlicher Maße im Code penal du Canton Vaud, Ark. 
189. — Sn den Motiven zu dem Etraf:GB.:Entw. f. Würte 
temberg heißt es: „, Würde Jemand, welchen die Geſetze wegen 
perfönlicher Eigenfchaften oder wegen eines früher verübten Ders 
brechens für unfähig erklären, einen Eid zu leiften, dennoch 
beeidigt worden fein, fo würde im eriteren Falle jede Strafe 
wegfallen, fie würde aber im zweiten Falle Statt finden, weil, 
wenn gleich der Beeidigungsact für nichtig. zu halten ,. dennoch 
alle Bedingungen zutreffen‘, weldye den Thatbeftand des Meinse 

eids ausmachen.” Mol. noch über die Prarid v. Hufnagel 
Comnientar Bd. IL. ©, 921. und Präjudirien S. 274 fa. 
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aus, daß der Angefchuldigte verdächtig und zwar fo 
verdächtig fei, Daß es dem Richter bedenflih erfchies 
nen, nur eine Losfprechung von der Inſtanz eintreten 
zu laſſen. | 

Hiernächft Hat man gefagt: das Fügen und Laͤug— 
nen gehöre gleichfam ad essentialia eines in einen Noth⸗ 
ftand verſetzten Ineulpaten). Man bat den Grundfag: 
Reorum est fugere vorgebraht und den Selbſterhal⸗ 
tungssTrieb geltend gemadt. Allein — mie dem Verf. 
dünft — mit Unrecht. Jener Grundfag gehört ebenfalls 
dem Civilproceſſe an, und auf feinen Fall kann cr fo meit 
führen, Entfhuldigung eines Verbrechens zu 
bewirken. An fich unerlaubte Mittel werden und Fon: 
nen durch ihn nicht geheiligt werden. Daraus, daß das 
Läugnen ded Inculpaten nicht beftraft wird, folgt 
nicht, daß er, wenn er in der Vorunterſuchung zum 
Zeugniffe aufgefordert wird, auch ungefttaft falſch 
fhwören dürfe. Der Beweis für die Richtigkeit 
diefee Schlußfolgerung ift noch nicht erbracht worden. 
— Die unangenehme Lage, in melcher er fi befins 
det, Fann ihm nicht zur Entfchuldigung gereichen. Er 
hat: diefe Lage durch feine eigne, überdies verbrecherifche 
Handlung verfchulder, und das von ihm verübte Verbre⸗ 
chen fann ihm nicht die Vergünftigung gewähren, unge 
fteaft ein neues Verbrechen zur Verdeckung des erfteren 
zu beachen. Wir würden — in Confequenz der entge 
gengefegten Anſicht — genöthigt fein, denjenigen, wels 
her 3. DB. die von ihm genothzlichtigte Perfon td: 
tet, weil fie ihn, obfchon er ihr unbekannt zu feyn ge: 
glaubt, beim Namen genannt und anzuzeigen gedroht 
bat, nur wegen Nothzucht, nicht auch wegen Toͤd⸗ 
tung ftrafen fünnen, da er das letztere Verbrechen ver: 


— 


| 5) Mittsermaier a. aD. . 
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übt hat, um die Entdecfung eines andern Verbrechens 
zu verhindern. — 


Endlich ſchwindet auch diefer Grund der Gegner voͤl⸗ 
lig dahin, wenn man eine Verpflichtung des Inculpaten, 
die Wahrheit zu geftehen, annimmt. 


. Man braucht übrigens nicht blos Fälle zu nchmen, 
in welchen der Meincidige von Anfang an der That vers 
dachtig gemwefen oder doch noch vor Schluß der Unterfus 
bung feine Betheiligung bei dem fraglichen Verbrechen 
nachgemwiefen wird, um darüber ſich klar zu werden, zu 
welchen Inconvenienzen und Ungerechtigfeiten eine ſolche 
Begünftigung der Inculpaten führt. Nehmen wir nur 
3. B. folgenden Fall: Es iſt ein kleiner Diebſtahl veruͤbt 
worden. Der Richter befragt den A, weil dieſer als Haus⸗ 
genoffe des Beſtohlnen vermuthlich Aufſchluß uber die Sache 
zu geben im Etande feyn werde. A hat aber den Diebs 
ſtahl felbft verübt und erftattet eine wahrheitswidrige Aus⸗ 
fage, um den Verdacht nicht auf fich felbft zu lenfen. Der 
Richter läßt Ihn zur eidlichen Beftärfung feiner Ausfage. 
Der Richter fert feine Erörterungen fort, — verfchiedene 
Derfonen werden nod) verhört, felbft als verdächtig einge: 
zogen und der Unterfuchung unterworfen, bis fie endlich 
fiftiet wird oder die des Diebftahls Befchuldigten losgeſpro⸗ 
hen werden. Nah Berlauf mehrerer Jahre wird der 
wahre Sachverhalt ermittelt. A räumt den Diebftahl 
und den falfchen Eid ein, erklärt, ſich der Strafe des er: 
fteren Verbrecheng unterwerfen zu wollen, nicht aber auch 
der des Meineids, da ihm, in der Nothiwendigfeit, ſich 
der Gefahr der Unterfuhung zu entziehen, jener falſche 
Eid als einziges Mittel der Rettung zu Gebote geſtanden. 
Hier fol A vielleicht mit 4 Tagen Gefängnig wegen Dieb⸗ 
ſtahls beftraft und wegen des Meineidd losgeſprochen 


werden? — 
® 
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Abegg will nicht die Strafe des Meineids und im 
Uebrigen noch eine Unterfcheidung eintreten laffen. War 
das Verbrechen, deſſen ſich der Meineidige fchuldig gemacht, 
mit einer fo ſchweren Strafe bedroht, daß fie- die des 
Meineids überwiegt, fo ſey e8 genuͤgend, auf jene zu er⸗ 
fennen, wodurch jedoch eine im befondern Falle ftatthafte 
Schärfung oder bei einem unbeftimmten Strafgefege eine 
erhöhte Strafberechnung Feinesmegs ausgefchloflen werde, 
indem hier die erfte Uebelthat unverändert bleibe und ein 
. neuer, die Würdigung der Subjectivität beftimmender Ers 
ſchwerungsgrund hinzutrete. Wäre aber die Etrafe des 
Hauptverbrechens bedeutend geringer, als die des falfchen 
Eides, fo daß auch das Intereſſe zu diefem nicht fo groß 
ſeyn fönne, wie im entgegengefegten Falle, fo erfcheine der 
Frevel des Meineids um fo größer und fey demnach, wenn 
auch nicht die ordentliche Strafe des Meineids begrün: 
‚ det, doch die Strafe des Hauptverbrechend bedeutend zu 
erhöhen. — Wenn die eidlihe Ausfage endlich einen Drit: 
ten formell betroffen, und eine Anfchuldigung defjelben ges 
gen die Wahrheit enthielt, fo fey diefer Fall wie eine wils 
fentlich falfche eidliche Bezuchtigung eines in dieſer Sache 
Unfchuldigen zu beurtheilen, jedoch nicht die ordentliche 
Strafe des Meineids zu erfennen. Wenn aber die falfche 
Ausfage dazu dient, einen dritten Mitfchuldigen zu befreien, 
um felbft dadurch einem Verdacht, und der Strafe deö 
in Rede ftehenden Verbrechens zu entgehen, fo würde eine 
Strafe, menn auch vielleicht nicht die volle ordentliche 
Strafe des Meineids zuzuerfennen feyn. So weit Abegg. 


Fragt man nun, auf welchen Gründen diefe Säge 
beruhen, fo hat Abegg zwar ©. 597 fg. die verfchiedes 
nen Fälle mit gewohntem Scharffinne herausgehoben, al- 
lein ohne Gründe für den Hauptſatz, daß hier nicht die 
Strafe des Meineids eintrete, anzugeben. Auch feldft die 
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vorgeführten Unterfchiede kann der Verf. nicht anerfennen. 
Soviel die erften beiden Kalle anlangt, fo wird von einer 
Sortfegung des Hauptverbrechens durch den Meineid nicht 
die Rede feyn koͤnnen, vielmehr find beide Verbrechen, abs 
gefondert von einander, zu betrachten. benfo läßt fich 
nicht behaupten, daß, wenn das Hauptverbrechen ein ges 
ringered war, „das Intereſſe zu dem falfchen Eide nicht 
groß feyn koͤnne.“ A, ein habituelfer Dieb, verübt mehs 
vere auggezeichnete Diebftähle, und B, verleitet durch Noth 
oder günftige Gelegenheit, einen Fleinen Betrug, während 
gegen ihn (B) zeithher nichts Rechtswidriges vorgefommen 
und er des beften Leumunds in der Gemeinde genicht. Hier. 
hat B gewiß ein weit größeres Intereſſe, daß feine That 
nicht entdecft werde, als A, und wenn beide falfch ſchwoͤ⸗ 
ren, um den Verdacht von fich abzulenken, fo würde «8 
offenbar ungerecht feyn, den A, welcher wiederholt ſchon 
Zudthausftrafe erlitten und als unverbefferlich fich dar⸗ 
ftellt, milder als den B zu beurtheilen, blog weil dag 
Verbrechen des A ein ſchwereres ald das des B if. Es 
entfpricht ohnedies nicht der Gerechtigkeit, die Strafbar⸗ 
feit nach ſolchen Momenten, wie die bemerften, abzus 
meffen. Die erfte Uebelthat ift fertig und abgefchloffen, 
fie bleibt unverändert, ohne Unterſchied, ob fie eingeräumt 
oder geläugnet wird, und zu derfelben tritt noch dag neue 
Verbrechen, das des Meineids. Es iſt das Ichtere Fein 
bloßer Erſchwerungsgrund, noch meniger GStrafenhands 
lungegrund. Denn das erfte Verbrechen ift eine in ſich abs 
gefchloffene That, und die Strafe deffelben Fann nicht nach 
einee Handlung noch bemeflen werden, toelde, von dem⸗ 
felben völlig unabhängig und ohne jeden Einfluß auf den 
Charakter und die Schwere deflelben, nur zu dem Zwecke, 
die Entdecfung diefes Verbrechens zu verhindern, nachträgs 
lich, vielleicht nach Ablauf von mehreren Jahren, vorge: 
nommen wird. 8 ift hier weder objectiv noch fubjectiv 


594 Ä Beitrag 


eine Einheit oder. ein nothwendiger Zuſammenhang beider 
Verbrechen vorhanden. | 

Es fehlt der Nachweis, weshalb hier die Strafe des 
Meineids nicht erkannt werden fol. Nimmt man übria 
gens das religiöfe Moment des Meineids ald das entfcheiz 
dende an, fo fcheint dem Verf. noch weniger Darüber Zweifel 
erregt werden zu fünnen, daß die (ordentliche) Etrafe des 
Meineids eintreten müffe. Die religiöfe Verpflichtung ift 
jedenfall3 gröblich verlegt, auch wenn der Schwoͤrende fi) 
in dem angeblichen Nothftande befand. Er mußte feine 
That befennen, aber nicht Verbrechen auf Verbrechen häus 
fen. Seine Berpflihtung wurde dadurch nicht aufgehoben 
oder geſchwaͤcht, daß er ein Verbrechen begangen, waͤh⸗ 
rend diefe Verpflichtung für alle Bürger, welche nicht 
duch Verbrecben in ſolchem Nothftande ſich befunden, un 
verringert fortbeftand. 
Man berruͤckſichtige übrigens in allen diefen Fällen 
nur, daß Dadurch, daß der Eid nicht hätte gefordert wers 
den follen, die Strafbarfeit des Angefchuldigten, von der 
fubjectiven Seite aus, nicht verringert wid 9. — Daß 
ebenfo der Richter getäufcht wurde, ift bereits oben gezeigt 
worden, mobei nochmals darauf aufmerffam zu macen, 
daß es füglich auch gefchehen kann, daß nicht blos der un: 
terfuchende, fondern auch der erfennende Richter durch den 
falfhen Eid getäufcht und die Entſcheidung auf denfelben 
gebaut, — ohne daß er ald Denunciation eines Dritten 
ſich charakteriſirt —, das wahre Sachverhältnig aber erft 
fpäter entdeckt wird. 

In dem Kalle, in welchem die falfche eidliche Aus⸗ 
fage zugleich die Richtung gegen einen Dritten, der Wahr⸗ 
heit zumider, enthält und fonach als falfche Denunciation 


Un 


6) Bgl. Hikig, ind. Bir f a: „ Sriminalrechtspflege in den 
Preuß. Staaten, Bd. XV 
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aufteitt, foll dagegen jene, dem Meineldigen guͤnſtige 
Ausnahmebeftimmung wieder wegfallen. Allein — confes 
quenterweife — dürfte hier neben der Strafe des erften 
Verbrechens nur die Strafe der falfchen Denunciation, 
ohne Ruͤckſicht darauf, daf die bezüglichen Angaben eidlich 
beftätigte find, eintreten; ja man fonnte fagen, daß, da 
der Meineid in Betracht des NMothftandes des Yusfagens 
den ftraflos fey, auch die falſche Bezüchtigung eines An: 
dern, wenn nicht ſtraflos, doch mindeftend nur mit einer 
fehr geringen Strafe zu ahnden fey. 

Diente die falſche Ausfage dazu, einen dritten Mits - 
fhuldigen zu befreien, um felbft dadurd dem Verdachte 
und der Strafe des in Rede ftehenden Verbrechens zu ents 
gehen, fo ift ebenfalls fein Zweifel vorhanden, einen vols 
lendeten Meineid anzunehmen. Der Meineidige erfchien 
überdies ald Unbetheiligter und recht eigentlich ald Zeuge. 
Er ift auch ald Zeuge behandelt worden und ha: in diefer 
Eigenſchaft ald Zeuge gefehworen. Er hat Damals ges 
wiß den Richter getäufcht und jedenfalls die ihm obliegende 
Verpflichtung, die Wahrheit zu fagen, fo wie die Heiligs 
feit des Eides verlegt. Man gebe dabei nur die Anficht 
auf, daß eine folche Verpflihtung in Fällen diefer Art 
nicht exiſtirt habe. Es ift Fein Gefeg vorhanden, durch 
swelches eine Ausnahme diefer Art beftätigt würde. 

In Faͤllen, in welchen die Gefege dem zum Zeugs 
niffe Aufgeforderten die Ablehnung defielben (3. B. wegen 
naher Verwandtſchaft mit dem Inculpaten ıc.) geftatten, 
ift gleichfalls, wenn der Aufgeforderte von jenem Ableh: 
nungsrechte feinen Gebrauch gemacht und die hierauf er 
ftattete, unmahre Ausfage eidlich beftärft Hat, ein vollen: 
deter Meineid vorhanden, und der Verf. fann insbefondre _ 
die oben mitgetheilte Beftimmung des Badifchen Gefegbuche 
nicht billigen. Dadurch, daß ein folder Zeuge auf das 
Recht, das Zeugniß abzulehnen, verzichtet und zur Erftats 
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tung der Ausfage ſich bereit erflärt Hat, tritt er in die 
Klaſſe der geroöhnlichen Zeugen ein. Jenes Befugniß bes 
zieht fi nur darauf, das Zeugniß abzulehnen, nicht auch 
darauf, bei freirwilliger Hebernahme der Zeugenpflicht dies 
felbe wieder aufgeben und bei der Ausfage Lügen ungeftraft 
vorbringen zu dürfen. Jenes gefegliche Recht beteifft les 
diglich die Verpflihtung zum Zeugniffe, nicht auch das 
Zeugniß felbft, wenn es zu felbigem fommt. Ein Recht 
zum Lügen fann überhaupt Feinem Zeugen zugeftanden 
werden. | 

Bothmer macht a. a. D. ©. 259 zunächft geltend, 
daß, wenn der Meineid als ein wider öffentliche Treue und 
Glauben begangenes Verbrechen anzufehen, er folgemeife 
nur da denkbar fey, wo der Eid rechtmäßiger Weife gefor⸗ 
dert und geleiftet worden, da ohne diefe Bedingung das 
Geſetz dem Eide die Wirfung verfage. Allein, wie oben 
bereits gezeigt worden, kann theild die Beweisfraft 
eines geleifteren Eides allein nicht über feine criminelle 
Strafbarkeit entfcheiden, wenn er gegen die Wahrheit ges 
- feiftet worden, theild kann man nicht fagen, daß durd 
die Fälfchliche Feiftung eines folchen Eides Treue und Glau⸗ 
ben nicht beeinträchtigt werde, da auch der Meineidige bei 
fpäteren Befragungen zur Angabe ver Wahrheit verpflichs 
tet bleibt und der, den Eid abnehmende Richter jedenfalls 
getäufcht wird, fo wie das Hinderniß, welches, wenn es 
befannt gemefen, der Abnahme des Eides entgegengetreten 
feyn wuͤrde, erft nach Fahren entdeckt werden fann, ſolchen⸗ 
falls aber nicht rückwärts auf die Zeit der Abnahme, und 
daß auch diefe ungiltig geweſen, gefchloffen und behauptet 
werden darf. Der Eid ift vechtmäßgiger Weiſe gefordert, 
da dem Richter das Hindernig nicht befannt war, und die 
Verpflichtung zur Wahrheit jedenfalls für den Ausfagenden 
vorhanden gewelen. Auch) felbft dann, wenn der Richter 


zu raſch und unbefonnen die Eidesfeiftung Lorgenommen, 
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mag er von der Oberbehörde getadelt werden, ohme aber 
hierdurch die Thatfachen, daß der Richter von dem Zeus 
gen getäufcht worden und daß diefer ihn abfichtlich ges 
täufcht Habe, zu alteriven. Die verfchiedenen Anſichten 
der Behörden über dad Angemeflene des Verfahrens felbft 
fönnen nicht auf den Thatbeftand des Verbrechens, 
weder in objectiver.noch fubjectiver Eeite, Einfluß äußern. 
So wird der Richter, melcher einen Eid abgenommen, obs 
fhon feine Competenz hierzu im einzelnen Kalle nicht ber 
gründet gemwefen, nach Befinden und wenn (mas ohnedies 
nicht nothwendige VBorausfegung feines Irrthums iſt) ihn 
der Vorwurf der Unachtfamkfeit trifft, hierüber von der 
Doerbehörde rectificirt und der Eid felbft als ungiltig, fo 
daß eine Entfcheidung auf ihm nicht gegründet werden 
kann, erklärt werden Fönnen, ohne daß hierdurch, wenn 
der Eid von der Partei oder dem Zeugen der Wahrheit zus 
wider geleiftet worden, die Meineide-Strafe ausgefchlofr 
fen wird. 

Uebrigens ift nicht nur in dem Hannoͤverſchen Geſetz⸗ 
buche, fondern auch in den übrigen neuen Gefebüchern, 
foviel die Vorſchriften über den Meineid betrifft, Feine Bes 
ftimmung oder felbft Andeutung vorhanden, durch welche 
die von den Gegnern behaupteten Befchränfungen des Thats 
beftands gerechtfertigt würden, mit Ausnahme ded Bas 
diſchen Geſetzbuchs. Die Motiven zu dem Brauns 
ſchweig. Gefegbuche fagen: „Da in den Begriff des . 
Meineids nicht das Requifit, day der Eid in geſetzlich 
giltiger Weiſe geleiftet worden, aufgenommen ift, fo 
entfcbeidet fich die Stage, ob eine materielle oder formelle 
Unzulänglichkeit des Eides die Strafe des Meineids aus⸗ 
ſchließe, dahin, daß, in fofern nur der Eid. ein förmlicher 
ift, welcher Umftand allerdings zum Thatbeftande des Ver: 
brechens gehört, weitere Gruͤnde der Ungiltigkeit, welche 
aus der Perfor des Schwörenden, aus dem Gegenftande 
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des Eides oder aus der Nichtigkeit des Verfahrens abgelei⸗ 
tet werden koͤnnten, nicht zu beruͤckſichtigen ſind, wenn 
dies nicht bereits in den allgemeinen Grundſaͤtzen uͤber 
Strafbarkeit liegt.” (S. 261). Das Großh. Heſſiſche Ges 
ſetzbuch findet in der bedraͤngten Lage des zum Zeugniß auf: 
gerufenen Berbrecherd nur einen Milderungsgrund der we⸗ 
gen Meineidd verwirkten Strafe (Art. 236). Ueber die 
Wuͤrttemb. Pragis ift fchon oben auf Hufnagel verwie⸗ 
fen worden. (Sinige Fälle der Preußifchen Praris fiche 
bei Higig, Zeitfchrift a.a.D. und Annalen, Heft XXVI. 
S. 219 fg.) — Eine befhränfende Auslegung des Gefeges 
ift ebenfo unftatthaft ald eine ausdehnende, wenn fie nicht 
in den Grundfägen der grammatifchen oder logiſchen Inter⸗ 
pretation wurzelt. Die Worte der Gefege geben aber ebens 
fowenig einen Anhalt zu der befchränfenden Auslegung, als 
für diefelbe irgend eine Wahrfcheinlichfeit aus der Grund: 
anficht des Geſetzgebers abgeleitet werden Fann. 

Bothmer macht noch geltend: „Wo das Gefek 
von einem Acte öffentlicher Behörden vedet, da ift es be 
fugt, die gefeglihe Vornahme deffelben als ſich von felbft 
verftehend vorauszufegen.” Allein diefe Snterpretationgs 
vegel Fann ſich nur auf die Kormalien der obrigfeitlichen 
Handlung beziehen. Das Gefeh muß vorausfegen, daß 
derjenige, welcher den Eid abgenommen, hierzu im Allges 
meinen befugt gerocfen und daß er bei Abnahme deſſelben 
die vorgefchriebenen Foͤrmlichkeiten beobachtet Habe. Allein 
ein. Mehreres liegt in jener Regel nicht. — Ebenſo ſchei⸗ 
nen dem Verf. die Worte in Art. 208 des Hanndv. G. Buchs 
„in den gefeglich zugelaffenen Fällen” die Anficht Bothmer’s 
nicht zu unterftügen. Es werden in Art. 208 zunächft die 
Fälle erwähnt, wenn vor einer Behörde wiſſentlich 
ein falfcher Eid geleiftet worden, und es wird fodann bes- 
ftimmt, daf die an Eidesftatt gebräuchlichen Betheuerungss 
formeln einiger Religionsfecten u. f. w. in Hinficht der 
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Strafe des Meineidg dem Eide gleich zu achten fepen. 
Schließlich verordnet nun der Gefeßgeber: 
„Daſſelbe gilt von folden Eiden, die in den 
gefeglih zugelaffenen Källen vor Notar 
und Zeugen oder durch einen Bevollmächtigten abger 
legt werden.” 
Diefe Eide follen alfo in Betreff der Strafe des Meins 
eids den Eiden vor einer Behörde gleichgeftellt feyn. Als 
fein nicht in allen Fällen kann ein Eid giltigerweife vor eis 
nem Notar gefchworen werden, fondern nur ausnahmgs 
weife in befondern, vom Gefege beftimmten Fällen. Würde 
in andern Fällen ein- Eid vor einem Notar geleiftet, fo 
wuͤrde er ebenfo ungiltig feyn, als wenn ihn eine Behörde, 
die überhaupt zur Eidesabnahme nicht berechtigt ift, oder 
auch ein Privatmann abgenommen. Mur behufs der Aus⸗ 
fhließung Ddiefer Kalle fcheinen jene Worte eingefchaltet 
worden zu feyn und fonach in feiner Weife ein criminals 
recbtliches Princip auszufprechen beftimmt feyn. Sie bes 
ziehen fich lediglich auf die Zuftändigfeit deffen, wel⸗ 
her den Eid abgenommen. Sie waren um fo nothmwens 
diger — mie Bothmer ©. 262 bemerft — als zur Zeit 
der erften Abfaffung des Geſetzbuchs die Verordnung vom 
28. December 1821, das Verbot der. Privateide | 
betreffend, erfchienen war. 

Wenn man von Seiten der Gegner fortdauernd fich dar⸗ 
auf beziehet, dag ein Zeuge in Fallen der gedachten Art, als 
Zeuge in eigner Sache, Feinen Glauben verdiene und das 
her der Staat und der an deffen Stelle tretende Richter 
durch einen folchen Eid nicht getäufcht werde, fo drängt 
fich fofort die Frage auf, marum man nicht einen Zeugen, 
der nicht als klaſſiſch, fondern als verdächtig angefehen 
wird und deffen Ausfage daher nicht vollen Glauben 
verdient, im Kalle des Meineided, mit einer geringeren 
Strafe belegt, als den Haffifchen Zeugen, welcher meins 
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eidig geworden? Nur Mittermaier S. 108 hat diefe 
Eonfequenz gelten laſſen, indem er bemerft, daß je gerin- 
ger das Vertrauen ſey, welches der Staat Jemandem 
fehenfe, defto geringer auch die Strafbarkeit fey, wenn 
dieſes Vertrauen duch falſchen Eid getäufcht werde. 

" Bothmer bemerkt dagegen: der Grad der Glaub: 
haftigkeit eines Zeugen fey von der Pflicht, die Wahrheit 
zu fagen, völlig verfchieden; indem das Gefeg fein Zeug: 
niß zulaffe, verpflichte e8 ihn, dies wahrhaft abzulegen; 
man fönne nicht die Pfliht in Bruchtheile zerlegen und ih⸗ 
ren Umfang nach diefen bemeffen. 

Allein jener Einwand wird durch diefe Ausführung 
nicht befeitigt. Das Gefeg hat den Meineidigen von der 
Verpflihtung, die Wahrheit zu fagen, nicht entbunden 
und nur feiner (eldlichen) Ausfage nicht den Glauben beis 
gemeſſen, den ed Zeugen zugefteht, welche fich diefes Ver: 
brechend nicht fhuldig gemacht. Beides befteht neben ein: 
ander. Sobald der Richter den Meineidigen zum Zeugniffe 
aufruft, ift er Wahrheit von ihm zu fordern berechtigt. 
Der Zeuge ift nicht befugt, zu fagen: Weil man meinem 
Zeugniſſe feinen Glauben beimeffen wird, babe ich das 
Recht, zu lügen. Vielmehr ift feine Pflicht, die Wahr: 
heit zu fagen, unabhängig davon, ob und welchen Werth 
feinen Ausfagen der erfennende Richter beilegen wird. In 
letzterer Beziehung fteht ihm feine Entfcheidung zu, und er 
ift nicht befugt, die über ihn verhängte Unfähigkeit zum 
eidlichen Zeugniffe, eine gefegliche Solge feiner Strafe, 
als ein Vorrecht zu behandeln, welches ihn von der 
Verpflichtung, die Wahrheit zu fagen, dem Richter ges 
genüber, befreien und feinen desfallfigen Lügen Straflos 
figfeit gewähren fünnte Ebenſowenig hat er hierdurch 
- das Recht erlangt, das Zeugnig zu verweigern, und er ift 
Daher, wenn er zu felbigem gelaffen wird, in Betreff feiner 
Berpflichtung zur Wahrheit, wie jeder andere Zeuge zu bes 
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Handeln. — Es laͤßt fih auch nicht einhalten, daß der 
Fall, in welchem der Richter einen Meineidigen zum Zeug« 
niffe auffordern werde, nicht denkbar fey. Abgefehen von 
den Fällen, in welchen der Richter von jenem früheren 
Meineide feine Kenntniß erlangt hat, wird es dem Richter 
auch unbenommen feyn, in einer Sriminalunterfuchung 
einen wegen Meineids bereits Beftraften, wenn gleich nicht 
eidlih, zur Zeugnißablegung aufzufordern. Es fann ein 
ſolches Zeugniß theils an fich, theils wenigſtens in ſoweit, 
als e8 dem Richter den Weg zu weiteren Nachforfchungen® 
und Eröcterungen anbahnt, von großem Nutzen und ent: 
feheidender Wichtigfeit feyn. Welcher Werth diefem Zeugs 
niffe, in Verbindung mit den übrigen Ergebniffen dee Un; 
terfuchung, bei der Fünftigen Endentfcheidung beigelegt 
werden kann, ift eine andere Frage. Jedenfalls aber läßt 
ſich nicht fagen, daß ein folches Zeugniß in einer Eriminals 
fache niemals einen Werth bei dee Entfheidung felbft 
Haben koͤnne. Sonach hat der Inquirent ſowohl als der 
erkennende Richter ein bedeutendes Intereſſe daran, daß 
auch der an ſich zum gerichtlichen und eidlichen Zeugniſſe 
Unfaͤhige, wenn er zum Zeugniß aufgefordert wird, die 
Wahrheit ſage, — der Richter kann ſie fordern und er⸗ 
warten, — und ein ſolcher Zeuge kann keine Entſchuldi⸗ 
gung ſeiner etwaigen Luͤgen in dem Anfuͤhren finden, daß 
er nicht geglaubt habe, wie man feinem Zeugiflffe Glauben 
beimeſſen werde. Die Strafe wahrheitswidriger Ausfagen 
vor Gericht 2c. wird jedenfalls nicht ausgefchloffen feyn. 


Sonach ift nicht blos der Grad der Glaubhaftigfeit 
eines Zeugen von der Pflicht deſſelben, die Wahrheit zu 
fagen, völlig unabhängig, fondern überhaupt ift die 
Glaubhaftigfeit eines Zeugen oder der völlige Manz: 
gel detfelben ohne allen Einfluß auf die Pfliht, die Wahr: 
heit zu ſagen. 

Archiv d. Er. R. 1848. III, et. Dd 
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Will man aber die Entfcheidung darauf fegen, daß 
einem ſolchen Zeugniffe — in der Regel — bei der Ent: 
fheidung fein Glaube beizumefien, und die Pflicht 
zur wahrheitsgemäßen Ausfage unberücfichtigt 
laffen, fo Fann es Feinem Zweifel unterliegen, daß wahr⸗ 
heitswidrige Zeugniffe ver daͤchtiger Zeugen mit gerins 
gerer Strafe zu ahnden feyen, als die Flaffifcher Zeugen. 
Diefe Confequenz, zu welcher jene Meinung uns nothwen⸗ 
dig hinführt, follte ein Zingerzeig dafür feyn, daß die 
oMeinung felbft nicht richtig fenn Fönne und daß insbeſon⸗ 
dere darin nicht das allein entfcheidende Moment zu fuchen, 
ob das Zeugniß ein folches fey, auf welches die im Namen 
des Staats gefprochenen Urthel gebaut werden Fönnen. 
Warum will man nicht auch in jedem einzelnen Kalle nach 
dem Werthe des Zeugniffes für die Entfcheidung fragen und 

hiernach die Strafe bemeſſen? — 

Diefelben Erwägungen treten bei dem Zeugniffe eideg: 
unmündiger Perfonen ein. Auch diefe Haben diefelbe Ver: 
bindlichfeit, die Wahrheit dem Richter getreulich anzuge: 
ben, wenn er fie dazu auffordert, und ihre Ausfagen kön: 
nen nicht unbedingt als völlig werthlod bei Seite gefegt 
erden. 

Wenn nun aber Eidesunmündige — in Folge eines 
Irrthums des Richters oder des Zeugen felbft über fein 
Alter — zür eidlichen Beftärfung ihrer Ausfagen zugelaf 
fen worden, fann gegen fie im Kalle hierbei verfchuldeter 
Unwahrheiten eine Meineidsunterfuchung eingeleitet und 

die Strafe des Meineids erfannt werden ? 

Der Verf. bejaht auch diefe Trage. 

Man hat in der Regel fie verneint, weil erſtens das 
Zeugniß diefer Perfonen an ſich fehon beweisunkraͤftig fey, 
und zweitens weil der Gefeggeber felbft durch die Feſtſtel⸗ 
lung eines gewiffen Alters behufs der Eidesmündigfeit auss 
gefprochen Habe, dag Perfonen vor Ddiefem Alter noch 
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nicht diejenige Reife des Verftandes erreicht hätten „welche 
zur Ableiftung eines Eides erforderlich fey, fonach Mi 
davon die Rede feyn koͤnne, daß fie die Heiligkeit des Eis 
des gemißbraucht hätten, da fie jene zu erfaflen für unfaͤ— 
hig erklaͤrt ſeyen 7). 

Ueber den erſtern Einwand iſt ſchon oben das Noͤ⸗ 
thige geſagt worden. Auch hier iſt darauf aufmerkſam 
zu machen, daß die ecivilrechtliche Ungiltigkeit nicht allein 
entſcheidend ſey, — daß die Pflicht zur Wahrheit von ihr 
nicht abhaͤnge, — und daß beide Theile, ſowohl der 
Richter als der Zeuge in Unkenntniß uͤber das obwaltende 
Hinderniß der eidlichen Beſtaͤrkung der Ausſage ſeyn 
koͤnnen. 

Wichtiger erſcheint das zweite Argument. Zunaͤchſt 
iſt aber auch hier zu erinnern, daß die Vorſchrift der Pro⸗ 
ceßgeſetze nicht maßgebend ſeyn kann für die eriminalrecht⸗ 
liche Entſcheidung. Fernék gelangt in Betracht, daß das 
Geſetz den eidesunmuͤndigen Perſonen nicht alles Verſtaͤnd⸗ 
niß des Eides und ſeiner Heiligkeit abgeſprochen. Ein ſol⸗ 
cher Ausſpruch wuͤrde widerſinnig ſeyn und der haͤuslichen 
fo wie der Schul-Erziehung der jungen Leute ein ſchlechtes 
Zeugniß ertheilen. Jenes Verftandniß kann nicht urplöß- 
fich mit einem Schlage eintreten. An dem heutigen 
Abend iſt diefes Verftandnig gar nicht, morgen aber, 
wo der Zeuge die Eidesmündigkeit erreicht, das Verftänd: 
ni volftändig vorhanden. Solche Sprünge erfennt 
weder die Natur als richtig an, noch Fann fie das pofitive 
Landesgefeg ftatuiren. Das letztere nimmt vielmehr an, 
daß mit dem Alter der Eidesmündigfeit diejenige Reife des 
Verſtandes eingetreten fey, welche bei einem gerichtlichen 





7) Bol. insbe. Blöde, in den von den O. A. Räthen DD. Held 
und Eiebdrat, fo wie, dem Verf. herausgegebenen N. Jahrb. 
für Eihf. Strafrecht Bd. II. ©. 397 fog- 
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Zeuggiffe vorhanden ſeyn müffe, um dem Letzteren vollen 
Stan zugeftchen zu koͤnnen. Der Gefepgeber hat bei 
den jüngeren Leuten noch nicht denjenigen Ernft und 
diejenige Befonnenheit vorausfegen zu koͤnnen ges 
Hlaubt, welche in diefem Falle srforderlih if. Er bat 
‚aber deshalb nicht geglaubt, Daß diefe jüngeren Leute noch 
Feinen Abfcheu vor der Füge und noch feinen Begriff von 
der Heiligfeit des Eides erlangt hätten; beides muͤſſen fie 
bereits im älterlihen Haufe und in der Schule empfangen 
und in fi aufgenommen haben. Er hat nur, well ihnen 
die erforderlihe Beſonnenheit noch fehle, ihren 
Ausfagen nur wenigen Werth) beigelegt und ihre eidliche - 
Abhörung unterfagt. ben fo wenig hat er aber ausge: 
fprochen, daß diefe Befonnenheit, wie mit einem Zaubers 
ſchlage, urplöglich eintrete. Auch diefe wird und muß 
nach und nach reifen. Ein beftimmtes Alter nahm er je: 
doch an, um nicht in jedem dzelnen Falle darüber, ob 
der Zeuge die erforderliche Reife erlangt habe, Eroͤrterun⸗ 
gen und Differenzen zu veranlaſſen. 

Denſelben Anſichten begegnen wir bei den geſetzlichen 
Vorſchriften uͤber die Zurechnungsfaͤhigkeit in Betreff des 
Alters der Inculpaten. So wird in Sachſen angenom⸗ 
men, daß derjenige, welcher zwar das zwoͤlfte, aber noch 
nicht das achtzehnte Altersjahr uͤberſchritten, wegen vers 
übter Verbrechen mit einer geringeren Strafe zu belegen fey, 
als wenn er das letztere Altersjahr bereits zur Zeit der That 
vollendet, und zwar, weil der Geſetzgeber ausgefprochen, 
dag mit dem achtzehnten Altersjahre die volle Zurechnungss 
fähigfeit eingetreten, bis dahin aber nur eine ge: 
minderte dagermefen. Die Richter meflen daher die 
Strafe auch darnach mit ab, ob der jugendfiche Verbrecher 
näher dem zwölften, oder dem achtzehnten Altersjahre ges 
ftanden, als er das Verbrechen beging. Der Gefeßgeber 
ift der Anſicht geweſen, daß dieſen jungen Leuten noch 
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nicht die Befonnenheit und Ueberlegung zus 
zutrauen, um anzunehmen, daß fie mit vollem Bewußt⸗ 
feyn ihrer Schuld und in Flarer Erfenntniß der Folgen ges 
handelt, um den Sinwand, daß fie noch in jugendlis 
chem Leichtſinne gehandelt, völlig abzufchneiden. Als 
lein er läßt fie auch nicht ftraflos ausgehen, da ihnen jenes 
Bewußtſeyn und jene Erkenntniß nicht völlig gemangelt 
Haben fann. Hierdurch wird die mildere Strafe ges 
rechtfertigt. 

Es find fonach hier diefelben leitenden Grundſaͤtze, 
wie bei der Seftftellung eines beftimmten Alters der Eides⸗ 
mündigfeit vorhanden. 

Wenn nun ein junger, noch nicht cidesmündiger 
Menfh von dem Richter zum eidlihen Zeugniſſe gelaffen 
und fpäter feine (damalige) Eidesunmündigfeit, fo wie 
daß er falſches Zeugniß erftattet, entdeckt wird, fo ift dies 
fer Eid ungiltig und das Zeugniß beweisunkraͤftig. Allein 
der Zeuge wird der Meineidsftrafe nicht entgehen. Er 
wird fich Darauf berufen, daß ihm das Gefeg felbft noch 
nicht die nöthige Reife des Verftandes zugetraut habe, um 
die Wichtigfeit eines gerichtlichen, insbefondere eidlichen 
Zeugniffes zu begreifen. Man wird ihm aber einhalten, 
daß er in der Schule ꝛc. auf diefelbe aufmerffam gemacht 
worden und er nur noch nicht den Grad der Reife erlangt, 
welcher zum eidlichen Zeugniffe vorausgefegt werde; — es 
fomme ihm daher fein jugendliches Alter in fomeit 
zu Statten, daß die ordentliche Strafe des Meineids, 
wie gegen einen Eidesmündigen, nicht zu erfennen, viels 
mehr diefelbe bedeutend zu mildern ſey. Der gefegliche 
Minderungsgrund der ordentlichen Strafe wegen der Ju⸗ 
send des Verbrechers findet Anwendung. Es liegt 
hier Feine Singularität vor, und in denjenigen ändern, in - 
welchen, wie in Sachſen, das Alter der Eidesmüundigkeit 
(tenigftend der Kegel nad) und der vollen Zurechnungs⸗ 
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fähigkeit daſſelbe ift (das achtzehnte Altersjahr), ift die 
ganze Frage harmoniſch gleichmäßig gelöft. In denjenigen 
Laͤndern nun, in welchen diefe Gleichheit nicht vorhanden, 
wird nichtsdeftomeniger, wenn ein Eidesunmündiger ein 
falfches Zeugniß eidlich beftätigt Hat, derfelbe mit der Mein: 
eidsftrafe, jedoch mit der derjenigen Minderung zu bele: 
gen feyn, welche überhaupt bei jugendlichen Perfonen in 
Detreff der Beftrafung ihrer Verbrechen gefeglich angeords 
net ift. 

Das K. Appellationdgericht zu Dresden hat daher, 
por mehreren Jahren, gegen ein Mädchen ®), welches in 
einem Alter von erft 16 Sahren einen falfchen Zeugeneid 
geleiftet, wegen Meineids auf eine mehrmöchentlihe Ge: 
fangnißftrafe erfannt, unter der Bemerkung, wie der 

Umftand, daß Eide in der Kegel erft nach dem erfüllten 
 18ten Altersjahre geleiftet werden, nicht fo viel, daß dem 
Schmwörenden, wenn er nichtsdeflomweniger vor diefer Zeit 
einen Eid geſchworen habe, ein Meineid oder ein leichtfin: 
miger Eid überhaupt nicht beizumeffen wäre, bewirken, 

ſondern nur die Anwendung der im Artifel 62 (Milderung 
 gefelicher Strafe wegen jugendlichen Alters) enthaltenen 
Beftimmungen rechtfertigen koͤnne. 

Im Allgemeinen Fann der Verf. hier noch die Worte 
Abegg's wiederhofen: 

Wohin follte es kommen mit Glauben und Vertrauen 

und der Heiligkeit des eidlich befräftigten Wortes, 

wenn wiffentlih frevelhafte Verlegung ihre 

Entfhuldigung in zufälligen Aeußerlichkei— 

ten finden dürfte, die nicht, tie bei manchen an: 

dern Verbrechensarten die Vollendung derfelben 


8) Das: Mädchen hatte fih offenbar — wie die Acten ergaben — 
feloft im Irrthume über ihr Alter befunden und gegen den 
Inquirenten fi) für 18 Jahr alt ausgegeben. 
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hindern, ſondern ungeachtet welcher alles das vor⸗ 
handen iſt, was die hier in Betracht kommende Re⸗ 
figiofität, mas das Gewiſſen und dee unbefangene 
Sinn, welcher das Geſetz richtig würdigt, für eine 
Verlegung der Eidespflicht erflären muß? 

Auch jene Momente, aus denen mah die Nichtegiftenz 
eines ftrafbaren Meineides bei Verlegung der Pflicht, die 
Wahrheit zu fagen, und bei der Täufchung des Richters, 
bei den Mißbrauche des öffentlichen Vertrauens und der 
Verlegung des Glaubens des Richters, folgern zu müffen 
geglaubt, — find fie, diefen Thatfachen gegenüber, wirk⸗ 
dich mehr als zufällige Aeußerlichfeiten? — 
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. XI. 
Die Sodedftrafe 


in ihrem Berhaltniß 


zur Begnadigung und zur Vollziehung der Strafe. 


Bon 
Mittermaier. 


Smmer mehr fiegt die Anficht, daß es bei der Prüfung 
der Frage: ob die Todesfteafe aufgehoben werden fol, 
vorzugsweiſe auf die Frage anfommt, in wiefern in dem 
Staate, in welchem das Geſetz die Aufhebung ausfprechen 
fol, die Beibehaltung dieſer Strafart nothwendig iſt. 
Für die Beantwortung diefer Frage reichen philofophifche 
Erörterungen nicht hin; es bedarf Materialien, welche uns 
Thatfachen liefern, deren Benugung es möglich macht, 
Schluffolgerungen abzuleiten, ob die Aufhebung der Strafs 
art mit Grund beforgen läßt, daß die Zahl ſchwerer Ber: 
brechen vermehrt wird, wenn ‚der Staatsgewalt ein Mits 
tel geraubt ift, deflen Gebrauch bisher geeignet war, den 
Rechtsſinn im Volke zu Fräftigen, die Achtung des Geſetzes 
zu befeftigen und durch die heilfame Furcht, welche die Dros 
„bung und Vollziehung der Todesftrafe einflößt, von Bege⸗ 
hung der Verbrechen abzuhalten. Die VBernehmung von 
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Sachverftändigen, welche Gelegenheit Hatten, die Anfichten 
und Stimmungen des Bolfes Pennen zu lernen, und mit ge: 
höriger Beobachtungsgabe auch die nöthige Unparteitichs 
feit verbinden, wuͤrde vorzüglih Materialien zur Beantz 
wortung der obigen Krage gewaͤhren. Nicht weniger bes 
deutend würden aber Mittheilungen ſeyn, welche das Vers 
hältnig, in welchem bisher in den verfchiedenen Staaten 
die Todesfteafe zur Vollziehung fam, die Gruͤude der er: 
theilten oder vermeigerten Begnadigung, die Wirfungen 
und den Eindruck fchildern, welche das eine oder andere 
Ereigniß bei dem Bolfe hervorbrachte. Leider hat man in 
feinem Staate daran gedacht, Materialien diefer Art zu 
liefern; um fo dankbarer muß die erfte Arbeit dieſer Art, 
die ung aus Preußen zufommt, begrüßt werden. Bor 
ung liegt eine Darftellung, welche unter der Rubrif: Sta: 
tiftifhe Bemerkungen über die Todesſtrafe, 
aus den Aften des Yuftizminifteriums I) wichtige Mitthei⸗ 
lungen über VBollziehung der Todesſtrafe in Preußen liefert. 
Es ergiebt fih daraus, daß von 1826 bis 1843 in der 
Rheinprovinz 189 Todesurtheile erfannt, davon 6 beftäs 
tigt, in den anderen Provinzen von 237 gefällten Todes: 
urtheilen 94 beftätigt wurden. Man erfährt aus dem 
Auffage eine wichtige Nachricht, welche das auffallende 
Verhältnig erflärt, nach welchem von den in der Rheinpros 
vinz gefällten Urtheilen, die auf Tod lauteten, nur 6 befrätigt 
wurden. Das gemeine Recht und die preußifche Eriminal: 
ordnung nöthigen den Unterfuhungsrichter auf Das Ge: 
ſtaͤndniß Hinzuarbeiten, weil in Ermangelung eines folchen 
nur eine außerordentliche Strafe erfannt werden follte. In 
der Rheinprovinz dagegen wird das Schuldig und die volle 
Strafe auf den Grund der aus dem Inbegriffe der mind: 


1) Der Aufſatz ift abgedrudt in dem Juftizminifterialblatt für 
die preuß. Sefebgebung u. Rechtspflege 1848. Nr. 30, Sa. 
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lichen Verhandlungen gefchöpften Ueberzeugung ausgeſpro⸗ 
chen, fo daß das Geftandnig, wenn auch nicht ohne Be: 
deutung, doch von feinem überwiegend mwefentlichen Ein: 
flufie ift. Bei der Beftätigung der in der Rheinprovinz 
gefällten Todesurtheile wurde nun bisher im preußifchen 
Minifterium die Schuld des Berbrechers blos nach den Ber 
ftimmungen der preußifchen Gefeggebung geprüft und da⸗ 
her nur felten beftätigt (nur in 3 Faͤllen, des mangelnden 
Geftändniffes ungeachtet). Auf diefe Art Fann man be: 
haupten, daß in der Rheinprovinz die Todesftrafe Faum 
mehr beftand. 
| Der angeführte Auffag ftellt nun eine Vergleichung 
an, welches VBerhältniß fih in Preußen in Beziehung auf 
die Fällung von Todesurtheilen fich ergeben haben würde, 
wenn die Urtheile nach dem Entwurfe von 1847 gefällt 
worden wären. ine folche Vergleichung ift bedeutend, da 
man daraus fieht, welches bedeutende Gebiet die neue Ge: 
fesgebung der Todesftrafe entzogen haben würde, und da 
man annehmen darf, daß in den Källen, in welchen nach 
dem neuen Entwurfe der Gefeggeber die Todesftrafe nit . 
mehr drohte, ohnehin von ihrer Androhung nicht mehr die 
Rede feyn kann. Die Bergleihung des neuen Entwurfs 
ergiebt nun, daß darnach nur 53 Todesurtheile in der 
Rheinprovinz und 134 in den anderen Provinzen, alfo 
gegen 237 nach den beftehenden Gefegen zum Tode verurs 
theilten Verbrecher die Todesftrafe nicht mehr erfannt 
worden ware. 19 Verbrecher, welche hingerichtet wurden, 
waren nach dem neuen Entwurfe nicht mehr hingerichtet 
worden. Prüft man nun, mie bei denjenigen Verbrechen, 
denen der neue Entwurf noch Todesftrafe droht (e8 find 8), 
die Sache ſich geftaltete und ob nach den bisherigen Er: 
fahrungen die Androhung der Todesftrafe ald nothmendig 
fi) ergiebt, fo Fann bei drei Verbrechen, denen der Ent: 
wurf Todesftrafe droht (Vergiftung von Brunnen, wenn 
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ein Menfch das Leben verlor, vorfäglich verurfachte Stran⸗ 
dung eines Schiffs, wenn ein Menfh das Leben verlor, 
und vorfäglich mit Gefahr für Menfchenleben verurfachte 
Ueberſchwemmung, wenn ein Menſch dabei umfommt), 
feine Rede mehr von Drohung der Todesftrafe feyn. Ber 
trachtet man die übrigen Verbrechen, wegen welcher Todes: 
ftrafe noch gedroht wird, fo gehört dahin vorerft der 
Mord. Wegen diefes Verbrechens wurden in Preußen 
von 1826 bis 1843 in der Rheinprovinz 48, in anderen 
Provinzen 87 Todesurtheile gefällt und 76 beftätigt. Wir 
erinnern hier an die oben angeführte Praxis, nad) welcher 
da, mo der Verbrecher nicht geftand, das Todesurtheil 
nicht beftätigt wurde. Vorausſichtlich wird eine folche 
Praris Fünftig um fo weniger in Preußen vorfommen, ale 
die gefegliche Bemweistheorie wegfällt, und da, wo Geſchwor⸗ 
ne in der ganzen Monarchie urtheilen werden, die Rück 
ſicht, ob der Angefehuldigte geftanden hat oder nicht, ihre 
Bedeutung verlieren muß. Man wurde alfo dann in welt 
mehr Faͤllen als bisher zur Beftätigung erfannter Todesurs 
theile gelangen, und durch diefe Vermehrung der vollzoges ' 
nen Todesftrafen gegen die bisherige Uebung Uebelftände 
herbeiführen, unter welchen wir nur Einen anführen wol: 
len, nämlich) daß dann die Geſchwornen, die bisher ihre 
Berurtheilten, weil fie doch wußten, daß in der Kegel nicht 
die Strafe volljogen würde, in Zufunft in der Beforgniß, 
daß das Todesurtheil vollftrecft wird, losfprechen werden. 
Man hat in den deutfchen Minifterien die Sitte, den ges 
ftändigen Verbrecher ?) eher zu Degnadigen, weil man in 
dem Geftändniffe ein Zeichen der Reue und fo die geringere 
-Berdorbenheit erblickt. Wie unzuverläffig diefes Moment iſt, 
leuchtet ein; auch kommt ja nicht felten der Fall vor (in 
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2) Aehnliches iſt nah ©. 252 Note * auch in Preußen der Fall 
geweien. 
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Preußen waren von 71 wegen Mordes zum Tode verurtheils 
ter Verbrecher 21 in diefer age), daß geftändige Verbre: 
ber widerrufen. Jeder Praftifer weiß nun, wie gefähr: 
lich es ift, mit Sicherheit daruͤber zu urtheilen, ob der Wi: 
derruf begründet ift, wie Unrecht man daher auch dem 
Berbrecher thun Fann, wenn man den moralifchen Zuftand 
des Verurtheilten und feine Wuͤrdigkeit, begnadigt zu wer⸗ 
den, darnach beurtheilt, ob er ein Geſtaͤndniß abgelegt 
und Reue durch fein Beharren darauf bemiefen hat. 

Der Hauptgrund, welcher dafür fpricht, auch bei Dem 
Morde nicht mehr die Todesftrafe zu Drohen, liegt in der 
Schwierigkeit, Mord und Todtfchlag von einander zu unter: 
ſcheiden. Man erkennt, daß bei dem Todtichlage Feine Tos 
desftrafe gedroht werden foll; nun feheint e8 dem Theoreti⸗ 
fer ganz leicht, duch ſchulgerechte Definitionen von Mord 
und Todtichlag beide Arten der Verbrechen von einander zu 
fcheiden, indem man zum Morde die Richtung der Abficht 
auf den tödtlichen Yusgang und die vorausgegangene Ueber: 
legung fordert. So einfach Dies feheint, fo wenig leicht 
ift Die Sache in der Anwendung. Die Mittheilungen aus 
den preußifchen Minifterialaften liefern uns in diefer Bezies 
hung wichtige Beiträge. Sie zeigen, wie in einzelnen Faͤl⸗ 
fein die Gerichtshöfe uber die Annahme, ob Mord oder Todt⸗ 
ſchlag vorhanden ift, ſchwanken. In einem Falle hatte 
A den B, von dem er zuerft einen Schlag erhalten hatte, 
im Zorn mit dem Ruder niedergefchlagen. Nun gerieth er 
durch die Vorftellung, daß B doc) nicht mehr Ichen koͤnne, 
forwie daß feine That vor dem Tode des B herausfommen 
würde und ee dann auch fterben müßte, in ſolche Verwir⸗ 
tung, daß er den Entfchluß faßte, dem B vollends zu toͤd⸗ 
ten, was er auch ausfuͤhrte. Der erfte Richter erfannte 
Strafe des Mord, der zweite die des Todtfchlage. Nicht 
felten ift auch die Anficht der Gerichte in Bezug auf die 
Frage, ob Mord oder Todſchlag vorhanden fey, abwei⸗ 
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. end von der Anficht des Yuftigminifteriums.. Auch in 
diefer Beziehung erzählt der Auffag ein Beifpiel. Ein Dienfts 
knecht heirathete ein von ihm gefchwängertes Mädchen auf 
Andringen ihres Vaters, lebte jedoch von ihre getrennt, 
ließ fich felbft ſcheiden, vereinigte ſich aber wieder mit ihr, 
verfuchte einen gemeinfchaftlichen Dienft mit ihr zu bekom⸗ 
men, und wurde auf dem Ruͤckwege, weil diefer Verſuch 
mißlang, wieder fo erbittert gegen die Srau, daß er be: 
ſchloß, fie zu tödten. Er geftand, daß ihm in feiner Angft 
eingefallen fey, daß er ein Rafirmeffer bei fi habe, daß 
er in feine Tafche gegriffen, das Meffer herausgezogen, 
noch 20 Schritte gegangen und dann die Frau getödtet 
Habe. Die Richter nahmen an, daß der Verbrecher, da er 
20 Schritte gegangen, die That mit Ueberlegung ausge: 
führt Habe und Mörder ſey. Der Juſtizminiſter nahm an, 
dag nur Todtfehlag vorhanden gemwefen, da der Verbrecher 
ſich noch immer in einem die befonnene Ueberlegung auss 
fliegenden Zuftande befunden habe. 

Wer ſchon oft in der Lage war, in Gerichtshoͤfen über 
Fälle der Tödtung zu urtheilen, wer als Vertheidiger mit 
Angeklagten über ihre Seelenftimmung zur Zeit der That 
zu fprechen Gelegenheit hatte: weiß, wie fehmwierig es ift, 
darüber mit Gicherheit zu urtheilen, ob bei einem Zwis 
ſchenraum zwiſchen dem Vorſatz zu tödten und der That die 
That nur Kolge der Ueberlegung oder des fortwirfenden 
Affectes war. In der Regel find in folchen Faͤllen die Ans 
fihten in den Gerichtshoͤfen darüber fehr getheiltz die Ber 
geiffsbeftimmungen in den Lehr- und Gefegbüchern leiten 
nicht ficher, und dennoch will man es von der Willfür der 
Richter abhangen laffen, ob Mord oder Todtfchlag anges 
nommen, ob daher Todesftiafe oder eine andere Strafe 
ausgefprochen werden fol. Wie wenig befindet fich der 
Regent, der in ſolchen Fällen über Begnadigung entfcheiden, 
und der Yuftizminifter, der dem Regenten darüber vortras 
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gen foll, in der Lage, ohne den Berbrecher beobachtet zu ha⸗ 
ben, ein Urtheil über feinen Seelenzuftand zu fällen! Sage 
man nicht, daß wenigftens bei den Raubmorde fein Zivei: 
fel feyn Fönne, daß das Verbrechen Mord fey; mit Recht 
bemerft auch hier das uftizminifterialblatt, daß nicht fel- 
ten die Anfichten der Gerichte in einem Sale getheilt find, 
und ein Gericht die That ald Raubmord, ein anderes Ge: 
richt als Tödtung bei Gelegenheit einer Deraubung oder 
Entivendung anfieht. 


Der erwähnte Auffag geht nun zur Prüfung anderer 
Nerbrechen über, in denen Todesftrafe erfannt wird, und 
zwar Brandftiftung, wenn ein Menich das Leben verlor. Es 
wurden wegen diefes Verbrechens in Preußen von 1826 bis 
1843 12 Perſonen zum Tode verurtheilt, jedoch nur an 
Einem wurde die Strafe vollftrecft, und zwar, meil der 
Berbrecher 4 Brandftiftungen mit großem Schaden verübte 
und von den Sefängnigbeamten als kuͤckiſch, boshaft und 
verdorben gefchildert rourde. Der Verurtheilte erlitt feine 
Strafe mit Buße und Ergebung, fo daß es fehr zweifelhaft 
wird, ob die Schilderung feines Charafters zutreffend ift. 
Der fachfundige Verfaffer des erwähnten Auffages bemerft, 
daß der Hingerichtete nicht ftrafbarer erfcheint, ale die 11 
Brandftifter, die mit der Todesftrafe verfchont murden, 
z. B. Einer, der, um aus dem Arbeitshaufe loszukommen, 
mit einem Kameraden, den er verführte, Feuer anlegte, 
fo daß das Arbeitshaus abdrannte und eine Perfon das fer 
ben verlor. in Anderer legte Seuer an, in deffen Solge 
4 Menfchen in den Slammen umfamen. 


Wir fragen: ob diefe in das Kabinet verlegte Juſtiz, 
bei welcher es zulegt von der Auffaffungsweife des vortra⸗ 
genden Rathes im Yuftizminifterium abhängt, ob er den 
Berurtheilten als befonders bösartig oder ald weniger ver 
dorben betrachten will, ob daher der Verbrecher als der 
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Gnade würdig betrachtet werden foll, der Gerechtigkeit 
entfpricht ? 

Man follte endlich dazu fommen, da, mo regelmä: . 
fig die gefeglihe Strafe in eine miltere verwandelt und das 
ber die Unangemeffenheit des Geſetzes anerfannt ift, die 
unangemeflene Strafe felbft zu befeitigen. Die Todesftrafe 
wird ferner im preußifchen Gefege noch gedroht wegen Er⸗ 
mordung uneheliher Kinder nad der Geburt, 
oder durch andere Perfonen als die Mutter. Wegen diefes 
Verbrechens find in Preußen von 1826 — 43 34 Todesur: 
theile gefällt worden, in 3 Fällen wurde die Strafe vollzos 
gen. In zwei Faͤllen wurde die Vermeigerung der Gnade 
darauf gegründet, daß die Mörderinnen liederliche Perſo⸗ 
nen waren, welche ihre Kinder mit Hülfe des Schwaͤnge⸗ 
vers wohl hätten ernähren fönnen. In dem dritten Kalle 
hatte der Vater fein uneheliches Kind getödtet, weil fein 
Dienfthere erklärte, daß er den Knecht aus dem Dienfte 
entlaffen würde, wenn er das Kind bei fich behielt. Der 
Vater warf das Kind, das er bisher gut behandelt hatte, 
in das Waffer, fühlte dann Reue, 309 das Kind wieder 
aus dem Waffer, allein zu fpät, da es ſchon erſtickt war. 
Der Verfaſſer des Auffages weifet nach, daß die anderen 
Berbrecher, die mit der Todesftrafe verfchont wurden, ebenfo 
fteafbar waren, als die Hingerichteten; dieſe Ueberzeugung 
drängt fi auch auf, wenn man aus den Mittheilungen 
erfährt, daß z. B. eine Verbrecherin auf eine liftige Weife 
ihr 1%/2 Jahr altes Kind lockte, das mit Rattengift beftri- 
bene Brod zu verzehren, blos weil der Mutter (fie war vers 
ehelicht) die Laft der Ernährung des Kindes zu druͤckend 
fhien. in Anderer tödtete fein 8 Tage altes uneheliches 
Kind aus Furcht vor fünftigem Mangel und Vorwürfen 
feiner Verwandten, widerrief dann fein Geſtaͤndniß, bes 
zuchtigte fälfchlich die Mutter des Verbrechens. Das Volk, 
welches folche Kalle, in denen Begnadigigung erfolgt Amel 
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eben ein milder Referent Mitleiden hat, oder ein günftie 
ger Bericht von Beamten erftattet wird) mit den häufig 
weit milderen Källen vergleicht, in denen Gnade abgefchlas 
gen ift, wird bei einer folchen Vergleichung eben nicht mit 
geoßer Achtung vor der menfchlichen Zuftiz erfüllt. Nach 
dem preußifchen Gefege tritt noch die Todesftrafe ein mes 
gen Todtfhlags an leiblihen Berwandten in 
auffteigender Linie Es wurden von 1826 big 1843 
in Preugen 4 Perfonen wegen diefes Verbrechens zum Tode 
verurtheilt; an Einem wurde die Strafe vollſtreckt; aus 
der Darftellung des Falles ergiebt ſich allerdings, daß das 
Verbrechen mit großer Brutalität verübt wurde, indem, der 
Thaͤter den Bater, den er duch einen Wurf zu Boden ge: 
ſtreckt, mit einer Holzart tödtete, die Abficht zu tödten bei 
diefen Schlägen geftand, nach der That dem Vater die 
Stiefel auszog und ihrer fich felbft bediente. Der Berfaf- 
fer des Auffates meint, daß auch für Verbrechen diefer 
Art die Todesftrafe nicht gedroht werden follte, weil die 
Todesftrafe nur in einem ganz außerordentlich feltenen 
Kalle vollftrecft würde, das Geſetz aber nicht gegeben ward, 
um nur in.feltenen außerordentlichen Fällen zur Anwendung 
zu kommen. Wir fegen hinzu, daß nach den uns genauer 
befannt gewordenen Fällen eben dies Verbrechen des Todt: 
ſchlags an Verwandten häufig unter Umftänden erfolgt, die 
nicht geftatten Todesftrafe zu drohen. Wenn auf einer Seite 
die eingeborene Liebe zu dem Vater den Zorn des Sohnes 
mildern, und den Arm, der gegen den durkh die Natur ges 
heiligten Vater ſich erheben will, entwaffnen foll, fo darf 
auf der andern Geite nicht unbeachtet bleiben, welche eis 
‚genthümliche VBerhältniffe oft in Familien der niederen 
Volfsflaffen vorfommen. Der Sohn fieht von Jugend 
auf feinen Vater in Rohheit und Gemeinheit den Grosva⸗ 
ter behandeln; die Stimme der Achtung vor den Verwand⸗ 
ten., die ihm heilig ſeyn follten, wird dadurch geſchwaͤcht; 
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Das fchlechte Beifpiel des Vaters wirkt verderblich auf den 
Sohn, der täglich Zeuge der Rohheit ift, mit welcher der 
Bater die Mutter behandelt, und felbft durch die rohe, mit 
ſchweren Mifhandlungen gegen den Sohn oft verbundene 
Erziehung des unbändigen Vaters empört wird, der feis 
nem Zoen fich hingiebt. Unter folchen Verhaͤltniſſen ſchwin⸗ 
det aus der Bruft des Sohnes die Achtung vor dem Vater, 
und an die Stelle der Liebe tritt oft eine Verachtung, die 
dadurch erzeugt ift, daß er denjenigen, der ihn fchügen 
und freundlich behandeln foll, als feinen bei der geringften 
Veranlaffung in Wuth ausbrechenden Bedrücder erblickt. . 
Wir fragen Alle, die in das innere Treiben von Kamilten 
ſchaͤrfer beobachtend blickten, ob unfere Schilderung dem 
Leben treu ift, und daher Todtfchläge an Verwandten eine 
andere Beurtheilung fordern, als häufig der in feiner Stus 
dirftube lebende Juriſt anwendet. 


Unaufhaltfam Hat in neuefter Zeit fich die Anficht ges 
gen die Todesftrafe Bahn gebrochen, und die Abftimmungen, 
welche in der Sranffurter Nationalverfammlung und in 
Berlin erfolgten und die Aufhebung der Todesftrafe auss 
fprachen, werden bald bewirken, daß diefe Strafart ver: 
ſchwinden wird. 


Gewichtig erhebt fich aber jegt gegen dieſe Aufhebung 
eine Stimme, die man die Volfsftimme nennt. Man bes 
ruft fich darauf, daß bereits in einzelnen Ländern die Nach⸗ 
richt von der befchloffenen Aufhebung der Todeöftrafe in 
Fällen, in welchen ſchwere bisher mit dem Tode beftrafte- 
Berbrechen verübt wurden, die Wirkung hatte, daß das 
erbitterte Volk, welches in feinem fittlichen Gefühle durch 
das fhauderhafte Verbrechen empört, blutige Sühne für 
daffelde fordert, und nun erfährt, daß der Staat diefe 
Sühne nicht mehr geben will, felbft Recht an dem Vers 
brecher nimmt und oft auf eine weit graufamere Weile au 
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dem Verbrecher die befeidigte Menfchheit rächt, und zu⸗ 
gleich dem Geſetzgeber eine furchtbare Lehre giebt. — Wir 
bitten Alle, die die Bedeutung der Srage über Aufhebung 
der Todesftrafe erfaflen, fih Duck die obige Warnung nicht 
irre machen zu laſſen. Wir beflagen jeden Ausbruch der 
Volkswuth, die, wenn einmal die Stimme der Befonnen: 
heit und des Rechts ſchweigt, Feine Gränzen Fennt und 
ihre Opfer auf furchtbare Weife Hinfchlachtet; wir beflas 
gen folche Gräuel, aber wit warnen, daraus irrige Schluß: 
folgerungen abzuleiten. Lebhaft erinnern wir uns an ei⸗ 
nen Sal, in welchem ein Raubmörder, deſſen Begnadis 
gung der Regent abgefchlagen hatte, hingerichtet werden 
ſollte. Tauſende von Menfchen waren felbft aus entfern: 
ten Orten zugeftrömt; zwei Stunden vor der Hinrichtung 
fam das durch erneuerte Bemühungen einflußreicher Per: 
fonen bewirkte Begnadigungsrefeript an, die Volksmenge 
war erbittert und würde am Verbrecher Bräuel geübt ha: 
ben, wenn fie feiner habhaft hätte werden fünnen. In 
der Kolge fchwieg bald die Stimme der Erbitterung, und 
dad Benehmen des Begnadigten vechtfertigte die ertheilte 
Gnade. AllesThun, wenn e8 den bisherigen Anfichten und 
Vorurtheilen des Volkes widerfpricht, vuft leicht die uͤble 
Stimmung der unverftandigen Maflen hervor; aber bald 
fiegt der beffere gefunde Sinn des Volkes, wenn nur die 
Regierung Energie bei der Handhabung ihrer Gefege und 
bei Beftrafung jeder Gefegmidrigfeit zeigt, fobald diejeni⸗ 
gen, melche in der Lage find, das Volk zu belehren, 3.2. 
Geiftliche, ihre Pflicht thun und belehrend auf das Volk 
wirfen, und wenn die Prefle ihr heiliges Amt Vorurtheile 
zu befämpfen übt. Kommen aber auch folche Exrzeffe der 
Bolfsjuftiz vor, die wegen nicht beftehender Todesftrafe an 
dem Berbrecher fich vergreift, To follten diejenigen, welche 
die Todesftrafe wegen ihrer abſchreckenden Wirfung verthei⸗ 
digen, am wenigften Beforgniffe haben; denn Beifpiele 
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diefee Bolfsjuftiz werden ja weit furchtbarer die zum Vers 
brechen Entfchloffenen abſchrecken, Verbrechen zu verüben, 
teil fie mehr vor der fiher und ſchnell furchtbar einfchrei: 
tenden Nemefis des Volfes zittern werden, als vor der 
langſam und unficher nachhinfenden Yuftiz des Staats, bei 
welcher der Verbrecher noch auf viele ihm gänftige Wechfel: 
fälle rechnen darf. 
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XIL 


Ueber 


Ruͤckfall und deſſen Beſtrafung 
nach dem k. bayer. Strafgeſetzbuch 
vom Sahre 1813. 


Bon 


Karlvon Menz, 
Director des Appellationsgerichts von Schwaben und Neuburg. 


d. 1. 


So viele gelehrte und ſachkundige Maͤnner ſich ſchon be⸗ 
muͤht haben, in die Lehre vom Ruͤckfall und deſſen Beſtra⸗ 
fung nach dem bayeriſchen Strafgeſetzbuche Einklang und 
Halt zu bringen*), fo ſehr desfalls vorzüglich die Bemuͤ⸗ 
‚ Hungen des Dr. von der Pfordten!) anerkannt wer: 

den müffen: fo beftehen doch unter den Richtern über die 
Anwendung der Rücfallöftrafen in concreten Fällen befons 


*) Wenn auch durch das neue Geſetz in Bayern die verwickelte 
Lehre vom Rüdfall vereinfacht worden ift, fo theilen wir doch 
unfern Lefern den hier erfcheinenden Auffag eines fachkundigen, 
erfahrenen bayer. Praktiker mit, um zu zeigen, wohin bie 
Künfteleien in der Strafgefeßgebung führen. 

1) Zeitfchrift für Theorie und Praris des baner. Civil⸗ und Eris 
minal» Rechts von Freiberrn von Zu Rhein. Bd. II. &, 151. 


= 
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ders bei wiederholten Rückfällen die verfchiedenften Anſich⸗ 
ten, und die abweichendften Straferfenntniffe fommen zum 
Vorſchein. 

a. Einige wollen bei dem zweiten Reuͤckfall mit der 
im Ganzen erlittenen Strafe des’ naͤchſt vorhergegangenen 
Ruͤckfalls die Strafe der erſten Uebertretung verbinden, und 
damit dann die ausgeſprochene Strafe des neuen Reats 
in Verbindung bringen. 

3. B. Wenn Jemand als Urheber eines Diebſtahls⸗ 
vergehens mit 2monatl. Gefaͤngniß beſtraft, wegen aͤhn⸗ 
tichen Diebſtahls, wofuͤr er nach dem Ausſpruch eine drei⸗ 
monatliche Gefängnißftrafe verwirkt hat, und wegen ers 
ſten Rückfalle fohin zu Smenatlichem Gefängniß verurtheilt 
wurde, dann wiederholt ein Diebftahlsvergehen begeht, 
wofür an fich. eine Gefängnifftrafe von 4 Monaten auss 
geſprochen wird: fo nehmen dieſe die vochergegangene ganze 
Strafe von 5 Monaten, fegen die Strafe der erften Uebers 
tretung von 2 Monaten bei, und erfennen nun. für den 
neuen Reat mit 2tem Rücfall, auf 141monatliches Ges 
fängnif. 

b. Andere glauben, in der zum zweitenmal erlittenen 
Strafe von 5 Monaten fey die Strafe der erften Uebertres 
tung fchon enthalten, umgehen die. Verbindung: diefer 
Strafe, und fprechen in obigem $alle eine neunmonatliche 
Sefängnißftrafe aus. 

c. Eine dritte Meinung glaubt dem Geſetze Genüge 
gethan zu haben, wenn die nächft vorhergegangene ganze 
Strafe mit der Strafe der erften Uebertretung verbunden, 
fohin bei dem 2ten Rückfall im obigen Beifpiel blos eine 
Strafe von 7 Monaten ausgefprochen werde. Ä 

Dffenbar wird hier. die Strafe gegen das Geſetz bald 
zu gelind, bald zu fharf feyn, und, je nachdem eine Ans 
ſicht bei den eben entfcheidenden Richtern vorherrfchend in, 
immer verſchieden ausfallen. 
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Noch ſchwieriger werden diefe Fälle, wenn die neue 
Uebertretung dem Grade nach höher, 3.8. ein Diebftahle: 
verbrechen wäre, oder die erfte Uebertretung als ein Vers 
brechen, die nachfolgenden Uebertretungen aber nur als Ber; 
gehen erfcheinen würden. 


4. 2. 


Ruͤckfall im Sinne unſeres Strafgeſetzbuches iſt dann 
vorhanden, wenn Jemand, der ſchon wegen einer ſtraf⸗ 
baren Handlung beſtraft worden iſt, ſich von Neuem einer 
Uebertretung derſelben Art ſchuldig macht. Das Geſetz 
ſetzt alſo Uebertretungen derſelben Art — z. B. Diebſtahl 
und Diebſtahl — voraus, wonach bei Uebertretungen 
verſchiedener Art, z. B. Diebſtahl und Betrug — oder 
Unterſchlagung, oder Koͤrperverletzung ꝛc. ein Ruͤckfall im 
geſetzlichen Sinne nicht anzunehmen iſt. Dagegen ſchließt 
der hoͤhere oder niedere Grad, die hoͤhere oder mindere 
Strafbarkeit der Uebertretungen derſelben Art die Annahme 
des Ruͤckfalls nicht aus, nur wird hier der Grundſatz der 
resp. Identitaͤt wirkſam ſeyn 2). 


§. 3. 


Die Beſtimmungen des Strafgeſetzbuches Th. J. 
Art. 111. 113. 114 und 115 unterliegen in der Anwen⸗ 
dung wenigen Anftänden, dagegen find Die Anſichten der 
Richter über den Art. 112 fo divergirend, daß ganz ver: 
ſchiedenartige Straferfenntniffe erfolgen, wie ich im $.1 
angeführt habe. 

Der ganze erfte Abfag des Art. 112 fteht in vollem 
unmittelbaren Zufammenhang, alle Säge ftehen mit.einan; 
der in engfter Verbindung — der Nachſatz „bei fernern 
Widerholungen” ift nicht von dem vorausgehenden Sage 


3) Anmerkungen zum Strafgefegbud. ©. 285. Nr. 4. lit. a.b.c. 
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durch einen Punft getrennt und allein feehend — fondern 
unmittelbar durch das Wörtchen „und” mit dem voraus 
gehenden Sage verbunden. 

So in feinem vollen Zufammenhang aufgefaßt, fpricht 
der Art. 112 zmeifellog Folgendes aus: 

Eine Strafe an der Freiheit, welche, wenn det 
Thaͤter fbon früher wegen Uebertretungen derfelben Ant bes 
ftraft wurde, an ſich nach der individuellen Befchaffenheit 
des neuen Reats, ohne die frühern Uebertretungen zu bes 
achten — fo, als wenn die ruͤckfuͤllige Handlung die erfte 
Uebertretung wäre, nad) dem Gefege auszumefien ift, ers 
hält wegen vorliegenden Rückfalls einen Strafzufag, oder 
eine Straferhöhung, und zwar 

a. bei dem erften Rückfalle um das Einfache der zuvor 
erlittenen Strafe, d. i. um die ganze zuvor erlittene 
Strafe — (mit Beachtung des Grundfages der resp. 
Identitaͤth; 

b. bei wiederholten Ruͤckfaͤllen ebenfalls um die Strafe 
der erſten Uebertretung, jedoch verbunden mit der Strafe 
des naͤchſt vorhergegangenen Ruͤckfalls. 

Dieſe Beſtimmungen find ſo klar, und ohne Ausnahme 
fuͤr alle Faͤlle gegeben, daß die Anſichten mancher Richter 
offenbar gegen das Geſetz verſtoßen, welche bei wiederhol⸗ 
ten Ruͤckfaͤllen einmal von der Verbindung der Strafe der 
erften Uebertretung mit der Strafe des nächft vorhergegans 
genen Ruͤckfalls, das anderemal, wenn fie diefe Verbindung 
ausſprechen, von dem Ausfpruch einer felbftftändigen 
Strafe für die neue Webertretung Umgang nehmen, in 
welchem Salle die Strafe des nächft vorhergegangenen Ruͤck⸗ 
falls an den Plag der Strafe der rücfälligen Handlung tre⸗ 
ten foll, wie fid die Anmerfungen zum Strafgeſetzbuch 
©. 287. Nr. 5. lit. a. ausdruͤcken. 

Nach dem klaren Buchftaben des Gefeges ſelbſt ift 
aber nirgends dem Richter diefe Ermächtigung ertheilt 
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und ungeachtet die Anmerfungen Gefegesfraft Haben, fo 
iſt nicht zu verfennen, daß der Verfaffer der Anmerfungen 
nicht der Verfaſſer des Gefegentrurfes ift, und in allen 
Fällen und Beziehungen, in welchen das flare Gefeg und 
die Anmerfungen nicht zu Harmoniren fcheinen, das Gefeg 
felbft als überwiegend und entfcheidend angenommen mer: 
den muß, um fo mehr, als die Anmerfungen nach dem 
Einführungs : Refeript vom 39. October 1813 nur be 
ftimmt find, das Strafgeſetzbuch in zweifelhaften Beftim: 
mungen nach dem Sinn und Grund derfelben zu erläutern, 
nicht aber an fi Flare und deutlihe Beftimmungen ab: 
juändern. 


$.4. 


Auf dem Standpunkte des Richters, der ein ganz 
‚anderer ald der des Geſetzgebers ift, kann es fich hier nicht 
fragen, in wiefern das in unſerm Strafgefeßbuche aufge: 
ftellte und in den Anmerfungen entwicelte Syſtem halt: 
bar fen, oder nicht, in mwiefern daffelbe modificirt, oder 
ganz neu umgeftaltet werden foll: fondern lediglich, — 
was wollte der Gefeßgeber, und wie wollte er das gege: 
bene Gefeg angewendet willen ? 
Nun ſcheint nach meinem Dafürhalten alles darauf 
anzufommen, mas eigentlich im Sinne unfers Strafgefeg: 
buches unter der Strafe des nächft vorhergegangenen Ruͤck⸗ 
falls zu verftehen ift. 
Die Strafe einer ftrafbaren rücfälligen Handlung 
enthält zwei Beftandtheile — fie befteht 
a. aus der für den neuen Reat an fi ohne Beachtung 
der früheen Uebertretungen erfannten Strafe, und 

b. aus dem Zufaße, der eben des Ruͤckfalls wegen zu Die: 
fer Strafe gemacht, oder um welchen diefelbe erhöhet 
wird. 


nach dem k. bayer. Strafgeſetzb. y. J. 1318. 425 


Dieſer Zuſatz, oder dieſe Erhoͤhung, bildet eigentlich 
die Strafe des Ruͤckfalls im engern Sinne, ſo wie der erſte 
Beſtandtheil ad a. die Strafe der neuen Uebertretung an 
ſich; beide Beſtandtheile zuſammen ſind dann die Strafe 
der ruͤckfaͤlligen ſtrafbaren Handlung, und logiſch unrichtig 
waͤre es, wenn der erſte Beſtandtheil der obigen Strafe, 
welche den Angeſchuldeten in jedem Falle, ſohin auch ohne 
Ruͤckfall, treffen wuͤrde, in Verbindung mit dem zweiten 
Beſtandtheil als der eigentlichen Strafe des Ruͤckfalls, zu: 
fammen als die Strafe des Rückfalls angenommen würde. 

Bon der Pfordten ?) bezeichnet diefen Zufag 
ebenfall3 als die Rücfallsftrafe im eigentlichen, engern 
Sinne, glaubt aber mit Gönner und Schmiedts 
lein ?), daß das Strafgefegbuh nur die Rücfallsftrafe 
im weiten Sinne, d. i. in Verbindung mit der Strafe des 
neuen Reats aufgefaßt habe. 

Auch in den Anmerfungen zum Strafgeſetzbuch wird 
dieſer Anſicht beigepflichtet. 

Die Gruͤnde und Gegengruͤnde, welche von Goͤn⸗ 
ner und Schmiedtlein in dem bezeichneten Werke zu⸗ 
ſammengeſtellt haben, fuͤhren mich aber gerade zur gegen- 
theiligen Ueberzeugung, indem ich die fuͤr die entgegen⸗ 
geſetzte Anſicht vorausgeſchickten Gruͤnde fuͤr die richtigeren, 
natur = und ſachgemaͤßeren halte, und ſelbſt der Wortlaut 
des Geſetzes nach allen Regeln der grammatifalifchen Aus: 
legung biefür fpricht. _ 

Der Art. 112 beftimmt mit ganz deutlichen Worten, 
daß die für die neue Webertretung an fi ausgefprochene 
Steafe bei dem erften Rücfalle um das Einfache der zu; 
por erlittenen Strafe — d. i. um die früher erlittene Strafe 


3) & a &hein’s Zeitfhrift für Theorie und Praxis. Bd. II. 
4) Jahrbücher der Geſetzgebung und Rechtspflege, Bd. I. S. 198. 
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(mit Rücfihtnahme auf den Grundfag der resp. Identi⸗ 
tät) erhöht, und — (das Gefeg fährt in unmittelbarer 
engfter Verbindung und im Zufammenhange mit den vors 
ausgehenden Sage fort) bei ferneren Wiederholungen mit 
der Strafe des nächftporhergeganaenen Rücfalls die 
Strafe der erften Webertretung verbunden werde. 

Bei dem erften Ruͤckfalle ift fonach der Strafzuſatz 
oder die Erhöhung der neuen Strafe um die erlittene Strafe 
der erften Uebertretung — und bei. wiederholten Rückfäl: 
len die Erhöhung der Strafe um die Strafe des nächit 
vorhergegangenen Ruͤckfalls, verbunden mit der Strafe der 
erften Uebertretung, die eigentliche Strafe des Ruckfall5 im 
engeren Sinne, und die für die neue Uebertretung an ſich 
feloftftändig ausgefprochene und mit obiger Ruͤckfallsſtrafe 
verbundene Strafe bildet dann die Gefammtftrafe der ruds 
fälligen ftrafbaren Handlung. 


5. 


Das Geſetz hatte und fonnte auch nur die eigent> 
liche Rückfallsitrafe im engern Sinne im Auge haben, 
und die ganze Faſſung des Art. 112 kann dem Flaren 
Wortlaute nah ſchon nicht anders gedeutet werden. 
Denn mürde der Gefengeber bei fernern Wiederholun⸗ 
gen die vorher für die rückfällige Handlung im Ganzen aus⸗ 
gefprochene Strafe angewendet wiſſen wollen, fo hätte er 
nicht dee Bezeichnung „Strafe des nächft vorhergegangenen 
Ruͤckfalls“ bedurft, fondern fogleih, tie bei Dem erften 
Ruͤckfall, die nächft vorher erlittene Strafe, oder die nächft 
vorausgegangene Strafe der cüdfälligen Handlung gefekt, 
und fegen müffen. 

Gerade dadurch, daß der Geſetzgeber fuͤr die Strafe 
des erſten Ruͤckfalls die vorher erlittene ganze Strafe er: 
Flärt, und bei Wiederholungen nur von der Strafe dei 
nächft vorhergegangenen Ruͤckfalls allein fpricht,, ift es un: 


nad) dem k. bayer. Strafgejesb. v. 3. 1813. 427 


zweifelhaft, daß der Gefeggeber beide Beftimmungen nicht 
für gleichbedeutend erfannte, und vielmehr einen wefent: 
lichen Unterfchied annahm. 


Diefer Anficht fteht auch der Nachſatz im Art. 112 
nicht entgegen, melcher, wie die Anmerfungen flar aus: 
fprechen, lediglich auf den erften Rückfall ſich beziehen 
fann, teil nur von der Erhöhung der neu vermwirften 
Strafe um das Einfache der erften Uebertretung die 
Rede ift. \ 


. 6. 


Wuͤrde die Strafe des Ruͤckfalls im weiten Sinne ge⸗ 
nommen, und mit der naͤchſt vorhergegangenen ganzen 
Strafe der rückfaͤlligen Handlung die Strafe der erſten 
Uebertretung jedesmal verbunden, ſofort die Strafe der 
neuen Uebertretung an ſich dazu gerechnet: ſo moͤchte dieſes 
zu einer widernatuͤrlichen Härte führen; und gerade, weil 
diefes Mißverhältnig gefühlt und erfannt wurde, halten 
fib manche Richter gegen den klaren Buchftaben des Ge⸗ 
feges ermächtigt, einmal von der Verbindung der Strafe 
der erften Uebertretung mit der Strafe des nächft vorher: 
gegangenen Ruͤckfalls gänzlich Umgang zu nehmen, das 
anderemal durch die Verbindung der nächft vorher erlittenen 
Strafe mit der Strafe der erften Hebertretung die Etrafe 
für den neuen Reat ſchon als erfchöpft zu betrachten, und 
dDiefe ganz zu umgehen. 

Auch der Verfaſſer der Anmerkungen zum Strafgefegs 
buch glaubte durch diefe offenbare Abweichung vom Gefege 
ſelbſt, die anfcheinende Härte des Gefeges mildern zu Fön: 
nen und zu müflen. 


Bei dem erften Rückfall ergeben fich Feine Anſtaͤnde — 
bei weiteren Rückfällen dachte fich der Verfaffer der Anmer⸗ 
ungen drei verfchiedene Fälle. 
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Anmerf. ©. 287 ff. 
a. Wenn die vorher beftraften Handlungen und die neu 
zu beftrafende in gleichem Grade der Strafbarfeit ſtehen; 
b. wenn die That des zweiten Ruͤckfalls für ſich allein 
dem Grade nad) ftrafbarer ift; dann 
c. wenn die legte vückfällige Handlung in einem niedriges 
ven Grad der Strafbarfeit freht. 
Dabei ift des Falles nicht gedacht, wenn bei wiederholten 
Ruͤckfaͤllen dem Grade der Strafbarfeit nad) bald geringere, 
bald ſchwerere Uebertretungen vorfommen. 

In dem ad. b. bemerften zmeiten Sall fprechen die 
Anmerfungen ©. 288. lit. b. den Grundfag aus, daß mit 
‚ der neuen fehwereren Strafe blos die Strafe des naͤchſt 
vorhergegangenen Ruͤckfalls — jedoch ohne die Strafe der 
erften Uebertretung — verbunden werde. 

Warum für die Strafe des nächft vorhergegangenen 
Ruͤckfalls die für die rücfällige Handlung im Ganzen 
erlittene Strafe genommen, und warum gegen die klare 
Beftimmung des Gefeges felbft von der Strafe der erften 
Uebertretung ganz Umgang genommen werde: hierfür 
feheint ein überzeugender Grund nicht angegeben zu feyn 
‚und e5 überhaupt an einem durchgreifenden Princip zu 
fehlen. 

Ich beziehe mich desfalld was in gegenwärtiger Abs 
handlung $$. 15 und 19 gefagt ift. 

Steht die rücffällige Handlung in einem niedrigern 
Grade der Strafbarkeit ad c., fo mwird nach dem Grund⸗ 
faß der resp. Identität die Strafe der letztbegangenen Hands 
lung zum Maafftab angenommen und hiernady die voraus: 
gegangene Beftrafung bemeffen. — Anmerf. ©. 291. lit. c. 

Diefe Berechnungsweife ift mit Beachtung des Grund; 
faßed der resp. Identitaͤt vollfommen in dem Gefege ge: 
| gründet. 

Man fehe die $$. 14 und 18 dieſer Abhandlung. 


nad) dem k. bayer. Strafgefehb. v. 3. 1818. 429 


Nun fönnen fi aber ſowohl in Beziehung auf b. 
als auf c. folgende Kalle ergeben: 


A begeht, nach erlittenee Strafe wegen Verbrechens des 
ausgezeichneten Diebftahls bei dem erften Rücfall, das 
Vergehen des einfachen Diebftahls, und Hierauf bei dem 
2ten Rückfall macht er fid) des Verbrechens des einfachen 
Diebſtahls fehuldig; oder 

A wird beftraft wegen Vergehens des einfachen Diebs 
ſtahls, begeht bei erftem Rückfall das Verbrechen des aus: 
gezeichneten Diebſtahls, und dann bei dem 2ten Rückfall 
das Verbrechen des einfachen Diebftahls. Für beide Fälle 
fehlen in den Anmerkungen alle Anhaltspunfte. 


In dem erften Falle wird dem Gefege wahrlih nicht 
Genüge gethan, wenn mit der Strafe des vorausgegan: 
genen Rückfalle blos die Strafe der neuen Uebertretung 
verbunden wird. Eben fo wenig kann im zweiten Kall die 
neue Uebertretung als zweiter Rückfall in das Verbrechen 
des einfachen Diebftahld angenommen werden, und die 
Berdreifahung der neu erkannten Strafe Plag greifen. 
Man ſehe $$. 16 und 20 diefer Abhandlung. 


Am abweihendften vom Gefege, und die Abficht des 
Geſetzes, den Rückfall fcbärfer zu verpönen, ganz vernich- 
tend, ift aber der erfte Fall sub a., wenn die früher ber 
ftraften Handlungen und die nun zu beftrafende Handlung 
in gleichem Grade der Strafbarfeit ftehen, in den Anmers 
fungen behandelt. 

Anmerf. ©. 287, lit. a. 

Hier foll bei dem 2ten Ruͤckfall die ganze durch den 
erften Rückfall verwirfte Strafe mit der Strafe der erften 
Webertretungen verbunden, und von der felbfiftandigen . 
Strafe der neuen Uebertretung ganz Umgang genommen 
werden, weil hier die Strafe des nächft vochergegangenen 


% 
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Ruͤckfalls an den Maß der Etrafe der rüdfälligen Hands 
lung tritt. 

Bon diefer Beftimmung ift nicht eine Spur im Ges 
fetze felbft zu finden; man forfcht vergebens nach einem ent: 
fcheidenden Princip für die woillfürliche Annahme; vielmehr 
geräth man bei weiteren Rücfällen in Verlegenheit, und 
nicht felten wird fich fie die rückfällige Handlung eine 
geringere Strafe ergeben, als fie für fi) allein ohne Rück: 
fall treffen würde. 

3.8. A ift wegen Vergehen des einfachen Dieb: 
ftahls zu 1 Monat Gefängniß verurtheilt. Bei dem erften 
Rückfall wird er aber wegen Vergehens des einfachen Dieb: 
ftahls an fid mit 1 Monat Gefängniß beftraft; — und 
feine Strafe mit erſtem Rücfall wird 2 Monate Gefängnif 
feyn. — Bel dem 2ten Rückfall macht ee fich wieder des 
Vergehens des einfachen Diebftahls fehuldig, wofuͤr er 
aber an ſich eine Strafe von 6 Monaten Gefängniß ver: 
wirft hätte. 

Nach obiger Theorie würde aber feine Strafe nur in 
3 Monaten Gefängniß beftehen.: 
S.$$. 8. 9. 10, 11 und 12 diefer Abhandlung. 


$. 7. 


Wenn nah der Natur der Cache die Rückfall 
firafe im eigentlichen engeren Sinne genommen, und nad 
diefemlin dem Gefege offenbar enthaltenen Grundfage ange 
wendet wird, fo ergiebt fih, mie ich fpäter durch beſon⸗ 
dere Beifpiele nachweifen werde, daß in den wenigen Bes 
ftimmungen unferes Gefeßes über Rückfall mit nothwendi⸗ 
- ger Beachtung und confequenter Durchführung des Grund: 
fages der resp. Identitaͤt ein vollfommen abgerundetes, In 
ſich confequentes und haltbares Syſtem durchgeführt er 

ſcheint, daß die Abficht des Geſetzgebers, den Rückfall 


nach dem k. bayer. Strafgeſetzb. v. J. 1818, 481 


ſchaͤrfer zu verpönen, vollkommen erreicht wird, ohne in 
eine übermäßige Härte überzugehen, daß die bisher fo 
verfchiedenen Anfichten der Richter in concreten Fällen fich 
einigen, und diefe nie werden veranlaßt werden, gegen die 
klare Beftimmung des Gefeges von der Verbindung der 
Strafe der erften Uebertretung Umgang zu nehmen, oder 
im Kalle der Verbindung derfelben mit der Strafe des 
nächft vorhergegangenen Rüdfalls die felbftftändige Beftras 
fung der rücfälligen Handlung an fich zu umgehen. 


$. 8. 


Beifpiele mögen die vorftehenden, dem Gefete ge: 
mäß aufgeftellten Grundfäge erläutern, und die Richiigkeit 
derſelben beſtaͤrken. 


A. 


Wenn bei Ruͤckfaͤllen immer nur dieſelben Uebertre⸗ 
tungen zur Sprache kommen, d.i. wenn die früher beſtraf⸗ 
ten und die rüucfälligen Handlungen ſtets in gleichem Straf: 
grade ftehen, fo koͤmmt es auf die Verfchiedenheit der zwis 
fhen dem gefeglichen Minimum und Maximum jedesmal 
ausgemeflenen Strafe nicht an, ftetd wird die in concreto - 
wirflich erkannte Strafe ald Anhaltspunft genommen, und 
hiernach die Strafe des Rückfalld bemeffen, mit Ruͤckſicht 
auf die Anmerkungen zum Strafgefegbuch ©. 286. lit. a. 

Die für den neuen Reat an ſich erfannte Strafe wird 

a. bei dem erften Rücfale um die Strafe der erften 
Uebertretung, 

b. bei Wiederholungen jedesmal um die Strafe der ers 
ften Uebertretung, verbunden mit der Strafe des naͤchſt⸗ 
vorhergegangenen Rücfalls im engern Einne, 

erhoͤhet. 

Ich erlaube mir vor allem in dieſer Beriehung einige 

Beifpiele anzuführen. ’ 
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$. 9. 
I. Beifpiel ad A. 


Erfte Hebertretung. Titius wurde ale Urhes 
ber eines einfachen Diebftahlsvergehens mit 2monats 
lihem Gefängniffe beftraft. 

Erſter Ruͤckfall. Er verübt nun wieder ein 
Vergehen des einfachen Diebſtahls, für welches an fic, 
wenn e8 die erfte Uebertretung wäre, eine Gefängnißftrafe 
von 3 Monaten ausgeſprochen wird. 

Diefe Strafe erhält nun wegen des erften Ruͤckfalls 
eine Erhöhung um die zuerft erlittene Strafe von 2 Mona: 
ten, und mit diefem Zufage wird die ganze Strafe der 
eucfälligen Handlung 5 Monate Gefängniß feyn. 

Die Strafe des Rückfalld aber ift nur zweimonat⸗ 
liches Gefaͤngniß, als Zuſatz zur Strafe des neuen Reats. 

Zweiter Ruͤckfall. Derſelbe macht ſich nun 
neuerdings des Vergehens des einfachen Diebſtahls ſchuldig, 
und wird fuͤr dieſen Reat an ſich — mit einer Strafe von 
6 Monaten Gefaͤngniß belegt. 

Wegen des zweiten Ruͤckfalls kommt zu dieſer Strafe 
co. die Strafe der erſten Uebertretung mit 2 Monaten in 
Verbindung, 
/3. mit der Strafe des nächft vorhergegangenen Rückfall 
zu 2 Monaten — 
wonach die ganze Strafe der zweit-rücfälligen Handlung 
beftehen wird in 10 monatlichem Gefaͤngniß. 

Die Strafe des Rückfall ad a. et P. ift nunmehr 
4 Monate Gefängnif. 

Dritter Rüdfa l a. Wird nun Titiug wieder: 
holt des Vergehens des einfachen Diebftahls mit Item Rüd: 
fall fehuldig erkannt, und für den neuen Reat an fich wie 
der eine 6 monatliche Sefängnißftrafe ausgemeflen, fo bes 


ſteht 


nach dem k. bayer. Strafgefeßb. v. 3.1815. 458 


a. die Strafe des nächft vorhergegangenen Rücfalle in 
4 Monaten Gefängniß; damit wird 
P. die Strafe der erften Uebertretung mit 2 Monaten 
verdunden. 
Die ganze Strafe der dritt=rücfälligen Handlung wird 
12 Monate oder 1 Jahr Gefängniß feyn. 

Die gegenwärtige Rückfallsftrafe befteht nun in 6 Mo⸗ 
naten, welche bei dem weitern Rückfall wieder um 2 Mo- 
nate als die Strafe der erften Webertretung erhöhet wer: 
den wird. 

Dritter Ruͤckfall 5. Geſetzt, bei obigem dritten 
Ruͤckfalle kaͤmen zwei noch ungeftrafte Vergehen des ein: 
fachen Diebftahl8 zur Sprache, und für jedes derfelben 
wuͤrde für ſich nad) dem Gefee über Zufammenfluß Art. 108 
und 109 eine Strafe von 6 Monaten, für beide fohin von 
12 Monaten auögemeffen: fo wied mit Hinzurechnung der 
vorausgegangenen Rücfallsftrafe zu 4 Monaten in Berbins 
dung mit der Strafe der erften Uebertretung von 2 Mona⸗ 
ten die Gefammtftrafe 18 Monate, oder ein Jahr und 
6 Monate Gefängnig feyn. 

Die noch weiters folgenden Rückfälle koͤnnen bei ganz 
identifchen Uebertretungen leicht beurtheilt werden. 


6. 10. 


Wuͤrde das vorſtehende Beiſpiel J. nach den beſtehen⸗ 
den 3 verſchiedenen im $. 1 angeführten Anſichten der Rich⸗ 
ter beurtheilt, fo ergaben fich immer ganz verfchledene Re⸗ 
fultate hinſichtlich der Beftrafung der wiederholten Ruͤck⸗ 
fälle. 

ad a. Wird bei dem 2ten oder 3ten Rückfall zc. ims 
mer die im Öanzen erlittene Strafe des nächft vorhergegan- 
genen Rücfalls genommen, hiermit die Strafe der erften 
Uebertretung verbunden, und die neu erfannte Strafe bei⸗ 
gefügt: fo würde in dem Beifpiele I. die Strafe bei dem 

Archis d. Er. R. 1848. III, &t. rt 
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zweiten Rüdfall in 13 Monaten oder 1 Jahr und 1 Monat 
Gefängniß beftehen. 

ad b. Würde nach der Anficht ad b. im $. 1 die Ver: 
bindung der Strafe der erften Uchertretung mit der im Gan⸗ 
zen angenommenen Ötrafe des nächft ‚vorhergegangenen 
Ruͤckfalls weggelaflen, fo ergiebt ſich bei dem zweiten Ruͤck⸗ 
fall im Beifpiele I. eine Gefammtftrafe von 11 Monaten 
Gefängnig, während 

ad c. nach der dritten Meinung ad c. im $. 1. durch 
die bloße Verbindung der vorausgegangenen Rücfallsftrafe 
von 5 Monaten, mit der Strafe der erften Uebertretung 
zu 2 Monaten, die ganze Strafe der zweit = rückfälligen 
Handlung nur in 7 Monaten Gefängniß beftehen würde, 

Bei Annahme diefer dritten Meinung möchte es ſich 
nun fragen, was gefhehen foll, wenn bei einem Rückfall 
ein Zufammenfluß von neuen Uebertretungen porfommt, 
tie er in dent Beifpiele I. bei dem dritten Rückfall b. an: 
genommen iſt? Hieraus ergiebt ſich Flar die Unrichtigfeit 
der desfalls in den Anmerkungen ©. 287. lit. a. aufgeftell: 
ten Grundfäge und hiernach bezeichneten Berechnung: 
weiſe. 


$. 11. 
II. Beiſpiel ad A 


Titius wäre bei der erften Uebertretung nach dem im 
Beifpiele I. $.9 ſchon mit einer Strafe von 6 Monaten 
. ftatt mit 2 Monaten Gefängniß geftraft worden, fo würde 
vorausgefeßt , Daß die folgenden Faͤlle nach dem Beiſpiele J. 
ganz dieſelben blieben — 

Die Strafe bei dem erſten Rückfall 6 +3 — 9 Monate 

Gefängniß, 

die Strafe bei dem zweiten Rüdfal 6 +6 + 6 = 
18 Monate; 


nad) dem k. bayer. Strafgefeßb. v. 3. 1815. 485 


bei dem dritten Ruͤckfalle ad a. $.9. 12 +66 

— 24 Monate oder 2 Jahre Gefangnif; 
bei dem dritten Rücfalle ad b. $. 9. eine Strafe von 

30 Monaten Gefängniß eintreten müffen. 

Im fetten Falle würde zwar das beftimmte höchfte Maaß 

des Gefängniffes uͤberſchritten, allein nach Art. 113 darf 

ber auch für den gegebenen Fall nur die Strafe von? Jah⸗ 

sen Gefaͤngniß erkannt werden. 


$. 12. 
IH. Beifpiel ad A. 


Titius wird wegen Verbrechens des einfachen Dieb: 
tahls zu 1 Jahr Arbeitshaus verurtheilt. 

Erfter Rüdfall. Er begeht neuerdings das 
Verbrechen des einfachen Diebſtahls, und wird hierfür allein 
mit 2 Jahren Arbeitshaus beftraft: fo wird feine Strafe 
n Verbindung mit der zuerft erlittenen Strafe zu 1 Jahr — 
als der gefeglichen Ruͤckfallsſtrafe — in 3 Jahren Arbeits: 
haus beftehen. 

Zweiter Ruͤckfall. Macht er fi) nun weiter 
eines Verbrechens des einfachen Diebftahls ſchuldig, wofür 
er für fich eine Strafe von 1/a Jahren verwirft hat: fo 
wird feine Strafe beftehen 

in der Strafe des nächft vochergegangenen Ruͤckfalls zu 
1 $ahıe, 
verbunden mit der erlittenen Strafe der erften Uebertretung 
zu 1 Jahr und der neuen Strafe zu 1"/a Jahr, fohin in 
ZU, Jahr Arbeitshaus. 

Dritter Rüdfall. Nun wied derfelbe wied 
holt wegen Verbrechens des einfachen Diebſtahls für 
zu 2 $ahren verurtheilt, und des Zten Rücdfalls 1 
erkannt. 

Die nächft vorausgegangene Ruͤckfallsſtr 
beitöhaus von 2 Fahren. Hierzu die Steo’ 

T 
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Uebertretung mit 1 $ahre, und die neu zugemeſſene Strafe 
von 2 Fahren — wonach fohin im Ganzen eine Strafe 
von 5 Fahren Arbeitshaus fich eraiebt. 

Vierter Ruͤckfall. Titius wird neuerdings me; 
gen Verbrechens des einfachen Diebftahls zu 2 Fahren Ars 
beitshaus verurtheilt, und des Aten Rückfall ſchuldig er: 
fannt: fo wird feine Strafe beftehen n 3 +1 +2 
— 6 Jahren Arbeitshaus. 


$. 13. 


Die vorftehenden 3 Beifpiele fegen immer, dem Grade 
und der Strafbarfeit nach, ganz gleichartige Uebertretungen 
voraus; wichtiger und ſchwieriger find aber die Fälle, wenn 
die beftraften und rückfälligen Handlungen in verfchiedenem 
Grade ftrafbar find. 

In diefer Beziehung find 3 verfchiedene Fälle denkbar. 

1. Die erfte Uebertretung ift dem Grade und der Straf: 
barfeit nach Die ſchwerſte; die erfte rückfällige Hand: 
lung geringer, und in diefer Weiſe erfcheint bei wieder: 
holten Rückfällen jede Handlung nach der Folgenreihe 
immer wieder dem Grade nach mweniger ftrafbar, als 
die nächft vorausgegangene. 

2. Die erfte Uebertretung ift dem Grade und der Straf: 
barkeit nach die geringfte; die erfte rudfällige Handlung 
forvie bei wiederholten Rücfällen; jede nachfolgende 
Handlung ift aber immer wieder dem Grade nach höher 
zu beftrafen. 

3. Bei wiederholten Rückfällen fommen unter einander 
dem Grade und der Strafbarfeit nach bald geringere, 
bald ſchwerere Uebertretungen zur Beurtheilung vor. 


$.14. 


In allen diefen Fällen wird der Grundfat der resp. 
Idantitaͤt wirffam, wodurch allein das verhältnigmägßige 
entfprechente Maag der Strafe bedingt iſt. 


nad) dem k. bayer. Strafgeſetzb. v. 3. 1818. 487 


Diefer Grundſatz, auf die im $. 13 bezeichneten drei 
denfbaren Kalle angewendet, wird fich in folgende einzelne 
Beftimmungen auflöfen. 

a. In Beziehung auf den erften Fall $. 13. Nr. 1. 

Bei dem erfien Rüdfalle Wenn die erfte 
Mebertretung ein Verbrechen war, und bei dem erften Ruͤck⸗ 
fall nur ein Vergehen zue Sprache fommt, fo wird nad 
dem Grundfage der resp. Jdentität ftatt der wirklich er⸗ 
kittenen Strafe der erften Uebertretung nur die Strafe, wel⸗ 
che durch die rückfällige Handlung an fi verwirft wäre, 
zum Maafftab angenommen, und mit der neu erfannten 
Strafe verbunden, fohin diefe gleichfam in verdoppelter 
Zeit zuerfannt. 

Dei weiteren Rüdfällen. Iſt, wie hier nad 
dem gegebenen Fall vorausgefegt wird, die zweit » vückfällige 
Handlung dem Grade und der Strafbarfeit nach wieder ge: 
ringer als die Hebertretung bei dem erften Rüdfall: fo wird 
nach demfelben Grundfage der resp. Jdentität vor allem 
die Strafe für den neuen Reat an ſich ausgemeffen, und nach 
dem Maafjftab derfelben nicht nur die Strafe des nächft vor: 
bergegangenen Ruͤckfalls im engen Sinne, fondern auch 
die Damit zu verbindende Strafe der erften Uebertretung be: 
meſſen, fohin die neu erfannte Strafe gleihfam dreifach 
genommen. 

Die weiteren Ruͤckfaͤlle gleicher Art können in derfel: 
ben Weife leicht behandelt werden. | 

Man fehe das Beifpiel $. 18. 


$.15. 


b. In Beziehung auf den zweiten Fall $. 13. Nr. 2. 
Erfter Ruͤckfall. Wenn die erſte Uebertretung 
nur ein Vergehen, die rückfällige Handlung aber ein Ver: 
brechen derfelben Art ift, fo möchte bei dem erften Rückfall 
wohl Fein Zweifel beftehen, daß Hier mit der für den 
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neueren ſchwerern Reat an ſich ausgeſprochenen Strafe die 
wirklich erlittene Strafe der erften Uebertretung unveräns 
dert verbunden werde. 

Bei weitern Rüdfällen. Wenn die jedes: 
mal bei dem 2ten und den folgenden Rückfällen vorliegende 
Handlung dem Grade und der Strafbarkeit nach noch 
fhwerer ift: fo folgt aus dem Grundfage der resp. Iden⸗ 
tität, dag mit der Strafe des nächft vorhergegangenen 
Ruͤckfalls im engern Sinne jedesmal ftatt der Strafe der 
erften Webertretung die Strafe der vorausgegangenen 
fhwerften Uebertretung als derjenigen erften Uebertretung, 
welche dem Strafgrade nach der rückfälligen Handlung am 
nächften fommt, verbunden werde, weil fonft die früher 
erlittene ſchwerere Strafe ganz außer Computation bleiben 
würde, der Rückfall eben auch in die vorausgegangene 
fchwerere Uebertretung erfolgte, nur dadurch das richtige 
Maaß der Strafe nach der Abfiht des Geſetzes, welches 
den Rückfall fcharf verpönt wiſſen will, erreicht werden 
fann, und im entgegengefeßten Kalle die Strafe immer zu 
gering ausfallen müßte. 

Siehe das Beifpiel 8. 19. 


$. 16, 


ec. In Beziehung auf den Sten Fall $.13. Nr. 3 foms 
men nach Umftänden die in $$. 14 und 15 bezeichneten Bes 
ftimmungen zur Anmendung. 

Hier Fann auch der Fall vorkommen, daß bei wieder: 
holten Ruͤckfaͤllen die ruͤckfaͤllige Handlung mit der früher 
beftraften erften Uebertretung,, oder mit der fonft voraus: 
gegangenen fehtwerften Webertretung, $. 15, im gleichem 
oder noch höherm Strafgrade fteht. 

Sowie, wenn bei Rüdfällen ein der Strafbarfeit 
nach geringerer Reat zur Sprache fommt, bier die Strafe 
der letzten begangenen Handlung nad) dem Grundfage der 


nach bem k. bayer. Strafgeſetzb. v. 3.1818. 430 


resp. Identitaͤt als Maaßſtab der Strafe für den frühern 
höhern Reat ſowohl Hinfihtlih der Strafe des vorhers 
gegangenen Rücfalld, al8 der Strafe der erften Uebertre⸗ 
tung angenommen wird, eben fo muß, wenn bei meitern 
Ruͤckfaͤllen eine Uebertretung in gleichem oder hoͤherm Straf⸗ 
grade mit der erften — oder der vorausgegangenen beftrafs 
ten ſchwerſten und in diefem Grade erften Uebertretung vors 
fommt, nad eben diefem Srundfag der resp. Identitaͤt die 
desfalls erlittene Strafe in ihrer urfprünglichen Größe wies 
der feftgehalten werden. 


617. 


Hier möchte auch die Frage zu löfen feyn, ob, wenn 
3.8. bei der erften Beftrafung ein Zufammenfluß von 
gleichartigen Uebertretungen vorliegt, 3. B. 2 Diebftähle, 
und nad) Art. 109 des Strafgefeßbuches die Strafe aus⸗ 
geſprochen wird, bei dem erften Rückfall dieGefammtftrafe 
dee früheren Uebertretungen angenomnten, oder nur die . 
Strafe von einer Uebertretung in Berechnung gebracht wer⸗ 
den ſoll. 

Ich glaube mich für das Erftere ausfprechen zu 
müffen. 

Denn 

1) fpricht das Geſetz Im Art. 112 im Allgemeinen von 
der zuvor erlittenen Strafe; 

2) ift derjenige, welcher, früher wegen zweier oder dreier 
Uebertretungen beftraft, ruͤckfaͤllig wird, offenbar ftrafs 
barer, ald wenn er vorher fich nur eines foldyen ftrafbas 
ven Reats fehuldig gemacht Hätte, und geringer beftraft 
morden wäre. 

Hierbei verfteht fich von felbft, daß, wenn der Uebel: 
thäter in mehreren Handlungen Uebertretungen verfchiedes 
ner Art, 3. B. Diebftahl und Betrug ıc. begangen hätte, 
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nur die Steafe derjenigen ftrafbaren Handlung in Berech⸗ 
nung fommen kann, welche mit der ruͤckfaͤlligen von glei: 
cher Art ift. 


$. 18. 
° B.ad$.8. 


Dei Webertretungen, welche dem Grade und der 
Strafbarfeit nach verfchieden find, mit Ruͤckſicht auf die 
Anmerfungen ©. 287 ff. lit. b. et c. 

1. Beifpiele ad B. in Beziehung auf den im 
6.13. Nr. 1 bezeichneten Fall. 

Titius wurde zum erftenmal wegen Verbrechens de3 
ausgezeichneten Diebftahls mit 5 Fahren Arbeitshaus be; 
ftraft. 

Erſter Rüdfall. Er begeht nnn ein Verbrechen 
des einfachen Diebftahle, und wird dafür an ſich mit 
2 Jahren Arbeitshaus beftraft. 

Hier wird nach dem Grundfage der resp. Identitaͤt 
die gegenwärtige ausgeiprochene Strafe von 2 Jahren als 
Maafftab für die Strafe der erften Uebertretung angenom: 
men, fohin mit Einſchluß der neuen Strafe auf jährige 
Arbeitshaus erkannt, 

Zweiter Ruͤckfall. Titius macht fih nun, nah 
erlittenee Strafe, des Vergehens des Diebſtahls unter er: 
ſchwerenden Umftänden ſchuldig, und hierfür wird eine Ge⸗ 
fangnißftrafe von 8 Monaten ausgefprochen. 

Die Strafe des nächft vorhergegangenen Rückfall 
war 2 Fahre Arbeitshaus. — Weil aber gegenwärtig 
eine den Grade nach geringere Uebertretung vorliegt: fo 
wird nach dem Grundfag der resp. dentität, d. i. nad 
dem Maapftab der nunmehr erfannten Strafe, eine Ge 
fängnißftrafe von 8 Monaten fubftituirt, und damit die 
Strafe der erften Uebertretung in gleicher Weife mit 8 Mo: 
natın Gefängniß verbunden, wonach die Strafe für den 
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gegenwärtigen 2ten Rückfall in 16 Monaten, im Ganzen 
die Strafe für die rückfällige Handlung in 
2 Jahren Gefängniß befteht. 

Dritter Ruͤckfall. Titius wird nun des Ver: 
gehend des einfachen Diebftahl8 und des Zten Rückfalis 
ſchuldig erkannt. 

Die für diefen neuen Reat ausgefprochene Strafe: 
wäre 2 monatliches Gefängniß. 

Die Strafe des nächft vorhergegangenen Rücfalls 
im engern inne beftand in 2 mal 8 Monaten. 

Auch hier liegt ein dem Grade und der Strafbarkeit 
nach geringerer Reat vor — und es werden, nach dem 
Grundſatze der resp. Kdentität und nach dem Maafftab 
der gegenwärtigen Strafe von 2Monäten, zweimal 2 Mo: 
nate, alfo 4 Monate fubftituirt, und damit wird die 
Strafe der erften Uebertretung in gleicher Weife zu 2 Mo⸗ 
naten verbunden — fo daß die Rückfallsftrafe nunmehr 
dreimal 2 Monate oder 6 Monate, und die ganze Strafe 
der dritt=rückfälligen Handlung aber 8 Monate Gefängniß 
beträgt. 

Vierter Ruͤckfall. Er maht fib nun der.Bes 
günftigung II. Grades zu einem einfachen Diebftahlävers 
gehen fehuldig, und wird für diefen Reat nach) Art. 86 
mit 4 Tagen Sefängniß beftraft. 

Seine Strafe bei vorliegendem Aten Rückfall wird 
beftehen nach obigen Grundfägen 

a. in dreimal 4 — oder in 12 Tagen, als der Strafe des 
nächft vorhergegangenen Ruͤckfalls im engern Sinne, 
verbunden 

b. mit der Strafe der erften Webertretung zu ebenſalls 
4 Tagen Gefaͤngniß, dann 

c. der neuen Strafe von 4 Tagen, im Ganzen 

20 Tage Gefängnif. 
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Diefe Berechnungsmweife möchte wohl näherer Erlaͤu⸗ 
terung kaum bedürfen, und harmonirt ganz mit der in 
den Anmerkungen ©. 291. lit. c. ausgeführten Berech⸗ 
nungsmweife, wonach die für den neuen Reat erkannte 
Strafe je nach der Zahl der Ruͤckfaͤlle, doppelt, dreifach, 
vierfach 2c. genommen wird. ©. $. 24. 


$. 19. 


II. Beifpiel ad B. 
in Beziehung auf den im $. 13. Nr. 2. angeführten Fall. 

Titins macht ſich des Vergehens des einfachen Dieb: 
ftahls fhuldig, und wird einem Monat Gefängniß ver: 
urtheilt. 

Erfter Rückfall Nun begeht er ein Diebftahles 
vergehen unter erſchwerenden Umftänden, wofür er an fi 
eine Strafe von 1 Jahr Gefaͤngniß verwirkt hat. 

Diefe Strafe, verbunden mit der Strafe der erften 
Uebertretung zu 1 Monat, giebt die ganze Strafe der rüc; 
fälligen Handlung mit 

1 Fahr und 1 Monat Gefängnif. | 

Zweiter Rüdfall. Titius macht fih des Vers 
brechend des einfachen Diebſtahls und des zweiten Rückfall 
ſchuldig, und mwird für den neuen Reat an fich mit einem 
und einem halben Jahr Arbeitshaus beftraft. 

Die Strafe des nächft vorhergegangenen Rückfalls war 

1 Monat Gefängniß. 
Damit wird nach dem Grundfage der resp. Identitaͤt ftatt 
der Strafe der erften Uebertretung — die Strafe der vor; 
ausgegangenen ſchwerſten Uebertretung ald der dem neum 
Reat dem Strafgrade nach nächftftehenden erften Weber: 
tretsing verbunden — in concreto hier die für die Ueber: 
tretung beim erften Rückfall felbfiftändig ausgefprochene 
Strafe von 1 Jahr Gefängniß, wonach die Ruͤckfallsſtrafe 
1 Jahr und 4 Monat Gefängni, 


nad) dem k. bayer. Strafgefesb: v. 3. 1818. 448 


die Strafe der zweit srückfälligen Handlung aber mit Zurech: 
nung von 1%/a Jahre Acbeitshaus 

2 Jahre und 7 Monate Arbeitshaus 

beträgt. | 


Würde hier, wo dem Grade und der Strafbarkeit 


nach verfchiedene Hebertretungen vorfommen, und bei Aus: 


meflung der Strafe in die Wagfchale zu legen find, mit der - 


Strafe des nächft vorhergegangenen Rücfalls zu 1 Monat 
nur die Strafe der erften Uebertretung von 1 Monat Ges 
fängniß verbunden: fo würde ſich bei dem 2ten Rückfall 
als Strafe für die ganze rückfällige Handlung nur 
1 Fahr und 8 Monat Arbeitshaus 
ergeben; dieſelbe Etrafe, welche erfolgen würde, menn 
die Uebertretung bei dem erften Rückfall ebenfalls nur das 
Vergehen des einfachen Diebſtahls geweſen wäre. 


Der in Mitte liegende fehwerere Reat würde ganz 


außer Beachtung bleiben, mas offenbar dem Willen und 


der Abficht des Geſetzgebers und dem Grundfat der resp. 


Identitaͤt widerftreiten würde. 

Dritter Rüdfall. Titius begeht nun das Ver 
brechen des ausgezeichneten Diebftahls, und wird dafür 
an fi) mit 4 Fahren Arbeitshaus befkraft. 

Die Strafe des naͤchſt vorhergegangenen Ruͤckfalls 
betrug | 

Ä 1 Kahr und 1 Monat Gefängniß; 
damit wird nach dem bei dem 2ten Rückfall berührten 
Grundfag ftatt der Strafe der erften geringeren Uebertre- 
tung die Strafe der porausgegangenen ſchwerſten Uebertre⸗ 
tung — hier des mit 11/2 Jahr Arbeitshaus für fich ber 
fraften Berbrechen® des einfachen Diebftahls verbunden, 
und die Strafe des Ruͤckfalls befteht 

in 2 $ahren 7 Monaten Arbeitshaus, 
und die ganze Strafe der rückfälligen Handlung in 
6 Fahren 7 Monaten Arbeitöhaus. 


_ 
q 
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Auch in diefem gegebenen Zalle gelangt man nach der 


in ben Anmerfungen ©. 288. lit. b. angenommenen Be 


rechnungsweiſe ganz zu demfelben Refultate; nämlich die 
ganze Strafe der vorausgegangenen rückfälligen Handlung 
wird mit der neu erfannten ſchwerern Strafe verbunden, 
jedoch ohne die Strafe der erften Uebertretung. 

Daffelbe tritt auch in dem hier gegebenen Beifpiele 
ein, nur ift diefe Berechnungsmeife auf das im Art. 112 
und im Grundfag der resp. dentität gegründete Princip 
zurücgeführt. S. $. 23. 


$. 20. 


II. Beifpiel ad B. 
in Beziehung auf den im $. 13. Nr. 3. bezeichneten Fall. 

Titius macht fich des Vergehens des einfachen Dieb: 
ftahls fchuldig, und wird mit 2 Monaten Gefängnig be 
ftraft. 
Erfter Rüdfall. Er verübt nun das Verbrechen 
des ausgezeichneten Diebſtahls, an fich beſtraft mit 4jäh- 
tigem Arbeitshaufe. 

Unzweifelhaft befteht nun die ganze Strafe in 4 Jah⸗ 
ren 2 Monaten Arbeitshaus. 

Zweiter Ruͤckfall. Bei dem 2ten Rückfall madt 
ee ſich wieder eines Vergehens des einfachen Diedftahle 
fhuldig, und wird zu 4 Monaten Gefängniß verurtheilt. 
Die Strafe des vochergegangenen Rücfalis ift 

2 Monate Gefängniß. 
Da bei dem erften Rückfall eine fchwerere Uebertretung 
in Mitte fiegt : fo würde die Strafe der erften Uebertretung, 
nach der in $$. 15 und 19 feftgeftellten Berechnungsmeife, 
in 4 Fahren Arbeitshaus beftehen. 

Nach dem Grundfage der resp. Identitaͤt, weil bei 
dem 2ten Rückfall eine dem Grade und der Strafbarkeit 
nach geringere Uebertretung vorliegt,- wird hier nach dem 

Maaß⸗ 


. 
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Maaßſtab der Strafe für den neuen Reat die erfannte 
Strafe von 4 Monaten fubftituirt — und verbunden mit 
der Strafe des nächft vorhergegangenen Rüdfalle zu Mo⸗ 
naten, wird die Strafe des Ruͤckfalls 

6 Monate — 
und die Strafe der zweit= rückfälligen Handlung 
10 Monate Gefängniß 
feyn. | 

Hier ift fohin nach der Abſicht des Geſetzes die bei 
dem erften Rückfall in Mitte liegende ſchwerere Uebertre⸗ 
tung nach dem Grundſatze der resp. Jdentität gehörig bes 
achtet. Außerdem würde die Strafe bei dem Zten Rüdfalle 
nue in? +2 + 4, fohin 8 Monaten Gefängniß beftehen, 
alfo eben fo groß feyn, als wenn bei dem erften Rückfall 
nicht ein Berbrehen — fondern auch nur dad Vergehen 
des einfachen Diebftahld begangen worden wäre. 

Dritter Ruͤckfall. Titius wird ſchuldig des 
Verbrechens des einfachen Diebſtahls und hiefür mit einer 
Strafe von 2 Jahren Arbeitshaus belegt. 

Die Strafe des nächft vorhergegangenen Ruͤckfalls ift 
6 Monate Sefängniß. 

Statt der Strafe der vorausgegangenen ſchwerſten, 
mit 4 Jahren beftraften -Ucbertretung wird nach dem 
Grundfage der resp. Identitaͤt — die für den gegenmärs 
tigen Reat esfannte Strafe von 2 Jahren Arbeitshaus fub- 
ftituirt — fohin beträgt die Strafe des Ruͤckfalls 

2 Fahre 6 Monate — 
und die ganze Strafe der rüdfälligen Handlung 
4 Jahre 6 Monate Arbeitshaus. 

Vierter Ruͤckfall. Titius macht fih nun wies 
derholt des Vergehens des Diebſtahls unter erfchwerenden 
Umftanden ſchuldig, und wird hiefuͤr mit Gefaͤngniß von’ 
1 Jahre beftraft. 

Archiv d. Er. R. 1848, III. &t. G 0 
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Die Strafe des Ruͤckfalls bei dem 2ten Ruͤckfall be⸗ 
trug 6 Monate — welche bei dem 3ten Rückfalle mit der 
resp. Strafe der erften Uebertretung zu 2 Jahren Arbeite- 
haus verbunden wurde. 

Diefe Strafe muß aber nah dem Grundfage der 
resp. Identität nach dem Maafftabe der gegenwärtig. er: 
fannten Strafe genommen warden, d. i. zu 1 Jahr Ge 
fängniß. 

Hiernach beftüunde die Strafe des nächft vorhergegan⸗ 
genen Ruͤckfalls in 

1 Jahr und 6 Monaten Gefaͤngniß. 

Damit wird nun die Strafe der vorausgegangenen 
ſchwerſten Uebertretung, verbunden jedoch nach dem Grund: 
faß der resp. Jdentität und nach dem Maafftab der gegen: 
wärtig erkannten Strafe, zu 1 Jahr Gefängnig modificirt. 

Bei dem Aten Rückfall befteht fonady die Strafe des 
KRücfalld in 2 Fahren und 6 Monaten — und die ganze 
Strafe der viert: rücfälligen Handlung in 

3 Jahren 6 Monaten Arbeitshaug, 
wegen Ueberfchreitung des höchften Maafes des Gefäng: 


niſſes. 


Fuͤnfter Ruͤckfall. Titius verübt nun das Ver: 
brechen des ausgezeichneten Diebftahls, und wird für die 
fen neuen Reat an fi zu 6 Jahren Arbeitshaus verur— 
theilt. 

Die Strafe des vorhergegangenen Ruͤckfalls war 

2 Jahren 6 Monaten. 


. Hiermit wird die Strafe der vorausgegangenen fehmerften 


Uebertretung, wegen vollfommener $dentität, ganz ver: 
bunden mit 
4 Fahren Arbeitshaug; 
fohin befteht die megen fünften Ruͤckfalls zu erleidende 
Strafe in 
6 Jahren 6 Monaten Arbeitshaus, 


nach dem k. bayer. Strafgefeßb. v. 3.1813. 447 


und mit der für den neuen Reat außgefprochenen Strafe 
wird diefelbe im Ganzen in 

12 Jahren 6 Monaten Zuchthaus 
beftehen. 


. 21. 


Nach dieſen ad B. angefuͤhrten Beiſpielen moͤchte die 
Subſumtion aller vorkommenden concreten Faͤlle kaum 
mehr einer Schwierigkeit unterliegen. 

Die Hierbei aufgeſtellten Grundſaͤtze beruhen auf eis 
nem und denfelbem Princip, und harmoniren ganz mit dem 
Wortlaute des Gefeges; die Abjicht des Gefengeberd mird 
in jeder Beziehung ficher erreicht, fo wie fi auch nach der 
im $. 7. gemachten Bemerkung in den wenigen Beftimmun: 
gen des Gefeges mit Beachtung und confequenter Durchs 
führung des Grundfages der resp. dentität cin in ſich 
confequentes und vollfommen abgerundetes Syſtem dar⸗ 
ftellt. 

Die ganze Lehre über Rücfall reducirt fich auf fols 
gende Saͤtze: 


Die Strafe einer rückfälligen Handlung wird erhöhet 

a. dei dem erften Rückfall um die früher erlittene Strafe 

der erften Uebertretung ; | 

b. bei wiederholten Rücfällen jedesmal um die Strafe 

des nÄchft vorhergegangenen Ruͤckfalls, verbunden mit 
der Strafe der erften Webertretung. 


\ II. 


Steht die ruͤckfaͤllige Handlung in einem niedrigeren 
Grade der Strafbarkeit, ſo wird nach dem Grundſatz der 
resp. Identitaͤt die fuͤr dieſelbe ausgeſprochene Strafe als 
Maaßſtab angenommen, und hiernach die Strafe des naͤchſt 

Ga? 
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porhergegangenen Ruͤckfalls, als der erften Uebertretung, 
bemeffen. 


III. 


oft die ruͤckfaͤllige Handlung im höhern Grade ftraf: 
bar, fo ift der Grundfag der resp. Identitaͤt hier bei wie 
derholten Rückfällen in der Art wirffam, daß ftatt der 
Strafe der erften Uebertretung ftet8 die Strafe derjenigen 
Dorausgegangenen fehmwerften Uebertretung genommen wird, 
welche entweder In einem höheren Grade der Strafbarfeit 
als die rückfälliae Handlung fteht Chier mit Ruͤckſicht auf 
Nr. II), oder welche dem Etrafgrade nach der Strafe der 
ruͤckfaͤlligen Handlung gleich oder zunächft fteht. 


Auch die Anmerkungen zum Strafgefegbuch ftimmen 
im Wefentlichen damit überein, und in der Anwendung 
auf die in den Anmerfungen gegebenen Beifpiele, beſon⸗ 
ders bei wiederholten Rückfällen, ergiebt fi) nur in dem 
einzigen ©. 287 und 288, lit. a. angeführten Kalle eine 
Feine Abweichung, worüber fich auf das in den $$. 6 und 
10 Geſagte bezogen wird. 


$. 22. 


| Hiernach feheint der in den Anmerfungen &. 287 

und 288. lit. a. gegebene Fall nicht‘ gefeglich behandelt, 
und die ausgefprochene Strafe bei dem 2ten Rückfall von 
6 Jahren, als offenbar zu Hoch, nicht gerechtfertigt zu 
feyn, ungeachtet gegen die ausdrückliche Beftimmung de 
Geſetzes die Strafe des neuen Reats zu 1 Jahre ganz und 
gar außer Anſatz gelaffen wurde, mit deren Hinzurechnung 
die Strafe noch höher auöfallen müßte. 


Wird Jemand wegen Verbrechens des einfachen Dieb 
ftahle mit 2 Jahren Arbeitshaus beftraft, fo ift es gan 
klar, daß er bei dem erften Rücfall, zu einem ganz glei: 


nad) dem E. bayer. Etrafgefebb. v. 3. 1813. 449 


chen Verbrechen, wofür an fich ebenfalls eine Strafe von 
2 Sahren Arbeitshaus auggefprochen wird, eine Strafe 
von 4 Jahren Arbeitshaus zu erleiden hat., 


Begeht er nun einen gleichen Rückfall, d. i. wieder 
dad Verbrechen des einfachen Diebftahls, wofür er aber 
nach dem in den Anmerkungen gegebenen Beifpiel nur 
1 Fahr Arbeitshaus verwirft hat: fo Fann die Gefammts 
ſtrafe für diefe zweit : vücffällige Handlung nur in 5 Jahren 
Arbeitshaus beftehen. 


Nämlich die Strafe des nächft borhergegangenen 

Ruͤckfalls beftand in 

2 Sahren Arbeitshaus. 
Hiermit wird die Strafe der erften Uebertretung bei der 
vollfommenen Sleichartigfeit des Falles, mit 

2 Sahren Arbeitshaus 
verbunden, und die für den neuen Reat erfannte Strafe 
von 1 Jahr Arbeitshaus hinzugefügt. S.$$.9.10.11.12. 


$. 23. 


Mas nun das erfte Beifpiel S. 289. lit. b. der An: 
merfungen betrifft, fo unterliegt e8 feinem Zweifel, daß 
derjenige, welcher nach erlittener ziweijähriger Arbeitshauss 
firafe fich eines Verbrechens fehuldig macht, welches Zuchts 
haus auf 10 Jahre zur Folge hat, durch Erhöhung der 
neuen Strafe um die Strafe der erften Uebertretung bei 
dem erften Rückfall zu zwoͤlfjaͤhrigem Zuchthaus verurtheilt 
werden muß. 


Begeht er aber bei dem erften Rückfall wieder ein 
Verbrechen des einfachen Diebftahle, wofür eine gleiche 
falls zweijährige Arbeitshausftrafe erfannt wird, fo be⸗ 
ſteht ganz richtig die Strafe diefer Handlung mit erftem _ 
Rücfall in 2 + 2 = 4 Jahren Arbritihaus. Ä ' 
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Macht er fich nun bei dem ?ten Ruͤckfall eines Ber 
brechens ſchuldig, wofür er 10jühriges Zuchthaus vers 
wirft hat, fo wird feine Strafe beftehen 

a. in 2 Jahren Arbeitshaus — als der Strafe dee 
nächft vorhergegangenen Ruͤckfalls, verbunden 
b. mit der Strafe der erften Uebertretung zu 2 Jah⸗ 
ren — und 
c. in 10 jährigem Zuchthaufe — 
im Ganzen fohin 
14 jühriges Zuchthaus. 
Hier gelangt man zu demfelben Refultate, ohne von der 
geſetzlichen Beftimmung abzuweichen und von der Ber 
bindung der Strafe der erften Uebertretung mit der Strafe 
ded nächft vorhergegangenen Rüdfalld im engern Sinne 
Umgang zu nehmen. ©. $. 19. 


$. 24. 


Ganz richtig und mit dem Gefege vollfommen über: 
einftimmend ift, was in den Anmerfungen ©. 291. lit. c. 
angeführt ift. 

Menn die letzte ruckfällige Handlung in einem niedris 
gern Grade der Strafbarfeit ſteht, fo ift nah dem Grund: 
fage der resp. Identitoaͤt, wie ſchon wiederholt angeführt 
wurde, die Strafe der lettbegangenen Handlung zum 

Maaßſtab anzunehmen, und hiernach fowohl die Strafe 
‚ des nädyft vorhergegangenen Rückfalld als die Strafe der 
erſten Uebertretung zu bemeſſen. 


Mer nach voraus-erlittener zweimaliger Strafe eince 
auegezeichneten Diebftahls ſich des Verbrechens des ein: 
fachen Diebſtahls, beftraft mit 1 Fahr Arheitshaus, fchuls 
dig macht, hat nad den vorausgefchieften Grundfägen 
"und Beifpielen ganz richtig eine Strafe von 3 Jahren Ar: 
beitshaus zu erleiden. ©. $. 18. 


nad) dem k. bayer. Strafgefegb. v. 3. 1818. 451. 


Iſt im obigen Falle die zweitzrücfällige Handlung 
nur ein Bergehen des einfachen Diebſtahls, wofür eine ' 
Strafe von 6 Monaten erfannt wird, fo wird Die ganze 
Strafe in 18 Monaten oder 1 Jahr und 6 Monaten Ge: 
fängniß beftehen; und verdiente der neue Diebftahl für 
ſich eine neunmonatliche Freiheitsſtrafe, fo wird des 
zweiten Rücfalls wegen die Kreiheitsftrafe 27 Monate 
betragen, melche im Arbeitshaufe zu erftehen wären. 
S. $. 18. | 
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Hepp. 


(Beſchluß von Nr. VIII. im 3ten Stücke.) 


ß. 6. 


Nach Art. 209 unter der Ueberſchrift: „Andere Muͤnz⸗ 
verbrechen”, im Gegenfage des Falſchmuͤnzens (Art. 207) 
und der Münzverfälfhung (Art. 208), foll 1) derjenige, 
. welcher im Königreiche nicht Curs habende Münzen fälfcht 
oder verfälfcht und ausgiebt; und 2) derjenige, telcher, 
ohne Einverftändniß mit dem Fälfcher ge- oder verfälfchte 
(Curs- oder nicht Curs habende) Münzen wiffentli an: 
nimmt und ausgiebt, nad den in diefem Geſetz—⸗ 
buche über den Betrug ertheilten Beftim: 
Archiv d. Er. R. 1848. IV. &t. 
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mungen beftraft werden. Hiernach handelt «es 
fich , tie bei Art 381 von der Brandftiftung ($. 5), von 
einee, dem Begriffe nah nicht zum Betrug, fon 
dern zu den Münzverbrechen gehörigen, mithin ein felbft: - 
ftändiges Verbrechen bildenden Handlung, welche nur 

beftraft werden foll nach den Beftimmungen über 
den Betrug. Da nun (um uns zunachft an die Worte: 
„ beftraft werden” zu halten) der Betrug ohne gewinnſuͤch⸗ 
tige Abficht nach Art. 352 Abſ. 1 nur mit Gefängniß— 
ftrafe, Hingegen der gewinnfüchtige Betrug nach Art. 352 
mit der ſchwereren Strafe des Diebftahls bedroht ift, die 
fer aber (Art. 321— 322) in den polizeilich und den 
gerichtlich ftrafbaren zerfällt, was nach Art. 57 des Pet. 
Str. ©. auch von dem Betruge gilt: fo drüdt folge: 
weife der Art. 209 aus, daß die f. 9. anderen Muͤnz⸗ 
verbrecben je nach dem Motive des Uebertreters bald mit 
einer nicht entehrenden. (Art. 352 Abf. 1), bald mit einer 
entehrenden Strafe (Art. 352 Abf. 2) zu belegen find, vor: 
ausgefegt, daß in dem einen, wie in dem andern Falle der 
Uebertreter nicht etwa blos polizeilich ftrafbar fey. 
Diefe Slaufel ift von befonderer Wichtigfeit bei dem, hier 
wohl immer vorhandenen, animus lucri, welcher, wenn 
feine polizeiliche Strafe eintreten Fönnte, immer Infamie 
(Verluſt der bürgerlichen Ehren und der Dienftrechte) zur 
Folge haben würde. Allein dagegen entfteht, mie bei 
Art. 362 vom Betrug beim Schuldenmefen ($. 5 a. E.), 
das wichtige Bedenfen, daß es fich hier ja nicht von einer 
dem Begriffe nach zum Betrug gehörigen, fondern von 
einem felbftfiändigen (fogar zu den Staatsverbrechen 
gezählten) Verbrechen handelt, für deffen Beftrafung nad 
Art. 8 und 9 des Strafcompetenz: Gefeges vom J. 1838 
(gleichzeitig mit dem Str. G. B. verabfchiedet) und jept 
auch nach Art. 10 und 11 der Str. Pr. D. vom %. 1843 
nicht. einmal die Bezirfsgerichte, alfo nur die Kreis⸗ 
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gerichte, zuftändig find. Wie follten daher die Polizei⸗ 
bebörden daſſelbe ftrafen Fönnen? Wie helfen fih nun 
unfere Gerichte bei diefen einander die Waage haltenden 
Gründen und Gegengründen? Sie nehmen ein Drits 
tes an, d. h. fie erfennen zwar die Kreisgerichte als die 
allein zuftändigen Strafbehörden an, laſſen aber diefe, 
weil ja auf die Strafe des Betrugs vermiefen werde, 
nad Art. 57 des Pol. Str. ©. nur die polizeiliche 
Strafe wegen Betrugs, - alfo eine nicht entehrende, eintres 
ten, wenn der Werthbetrag nicht über 5 fl. beträgt, und 
zugleich die fonftigen Bedingungen eines blos polizeilich 
ftrafbaren Betrugs vorhanden find. So kann man fi 
allerdings hier, und in andern Källen 5.8.9.5 a. E.), 
helfen. Allein follte wohl der Gefengeber an diefe und ans 
dere Zmeifel gedacht Haben, welche durch die Anwendung 
der fo einfachen Methode der Gleichſtellung verfchledener 
Verbrechen hinfichtlih der Strafbarfeit entftehen? Uebris 
gens hat ſich die mürttemb. Praxis für jenen Mittelweg 
nur beidem zweiten Falle des Art. 209, d. h. der wiſ⸗ 
fentlihen Einnahme und Ausgabe ges oder verfälfchter 
Münzen, ausgefprodben. Bei dem erften Kalle, welcher 
fi von dem Falſchmuͤnzen und der Münzverfälfhung - 
(Act. 307 — 308) nur duch das Merfmal „niht Eurs 
haben” unterfcheidet, follten es z. B. auh Münzen deuts 
ſcher Bundesftaaten, oder gar des Zolldereind feyn, feheint 
dagegen die Annahme jener Thefis Höchft bedenklich, zumal 
wenn man das Minimum von 5 Jahren Zuhthaus 
(Art. 307), besiehungsmweife von 6 Monaten Arbeitshaus 
(Art. 308) mit dem blos polizeilihen Arrefte für 
einen ganz ähnlichen Fall in Parallele zieht. Allein die 
Bedenken, welche der Verf. felbft noch vor Kurzem in dies 
fee Beziehung ausgefprochen hat (Staatsverbrechen x. 
©. 368) fcheinen ihm jegt, wo er diefe Materie in ihrem 
Zufammenhange behandelt, nicht mehr gegründet. Dean, 


>)? 
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fo gewiß auch hier eine Öffentliche Faͤlſchung vorliegt, 
fo hat nun einmal das Gefeg für diefelbe auf die Strafe 
des Betrugs verwiefen, die daher auch eine blos polizei: 
lie, wenn gleich von den Gerichten zu erfennende feyn 
fann; und was fodann den Widerfpruch mit dem 
Art. 211 betrifft (daß naͤmlich das vollendete Verbrechen 
nur einige Tage polizeilichen Arreſtes treffen Fönnte, wäh: 
rend die Vorbereitung dazu mit mindeftens 4 Wochen Kreis: 
gefangniß beftraft werden mußte), fo berechtigt diefer legis: 
lative Verftoß, zumal das Str. G. DB. gerade an folchen, 
die relative Proportion betreffenden Verſtoͤßen fehr veich ift, 
den Richter in Feinee Weife, andere Strafnormen 
in Anwendung zu bringen, als diejenigen, auf welche ihn 
das Geſetz ausdruflih und ausfchliegend ver: 
riefen hat. Darum hüte fich der Gefeggeber vor unvor: 
fihtigen Anwendungen jener Methode. 

Aber die Hauptfchwierigfeit ift bisher noch nicht be: 
ruͤhrt worden. Es follen nämlich die f. g. anderen Ming: 
verbrechen beftraft werden „nach den in diefem Gefegbuche 
enthaltenen Beftimmungen über den Betrug”; der Be: 
trug zerfällt aber nach den Beftimmungen des Abf. 3 
und 4 des Art. 352 in den ftraflofen und den ftrafbaren, 
indem zur Strafbarkeit deffelben in BVertragsverhältniffen 
eine Klage, eine befondere Arglijt und ein Hauptbetrug 
vorauggefegt wird. Sollen nun auch die f. g. anderen 
Muünzverbrechen nur unter diefen VBorausfegungen geftraft 
werden dürfen? Dies fcheint nicht bezweifelt werden zu 
fönnen. Denn, wie follte der Richter eine nicht bes 
gründete Strafe des Betrugs auf ein anderes Verbre: 
ben anwenden fünnen? Died Hiefe ja mit andern 
Morten aueh leßteres für ftraffrei erflären; das Ge 
gentheil Heißt, beide Verbrechen nicht beftrafen Fön: 
nen — ein Sag, deffen Richtigkeit an ſich Niemand in 
Abrede ſtellen wird. Gleichwohl wird man behaupten müfs 
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fen, daß hier nicht die grammatifche, fondern die Io: 
gifche Auslegung (Art. 1. Abſ. 1) entfcheide, indem es 
fider nicht in der Abficht des Geſetzgebers lag, die f. 9. 
andern Münzverbrechen, gleich dem gemeinen Betruge, 
nur ausnahmsmeife für ftrafbar zu erflären. Biel: 
mehr Dachte fich der Gefeßgeber, indem er nur zur Ab: | 
wechfelung des Ausdrucks ($. 2) hier die — etwas mweit: 
lauftige — Formel: „nach den in diefem G. B. enthal⸗ 
tenen Beftimmungen über den Betrug” wählte, daß der 
Richter mit Rücfficht auf die hier immer vorausjufegende 
gewinnfühtige Abficht, nur den Abf.2 des Art. 352 
im Auge Haben werde, alfo mit Ausfchluß des Abf. 1 und 
der Abf. 3 und 4, die ja nur für den Privatbetrug, und 
nicht für das begriffemäßig davon verfchiedene Verbrechen 
des Art. 209 berechnet feyen. In ſofern hätte der Geſetz—⸗ 
geber, tie bei dem oben befprochenen Art. 362 über Be: 
trug beim Schuldenmwefen, vielmehr fagen follen: nad 
den Beftimmungen des Art. 352. Abf.. Da 
aber auch bei diefer Faſſung noch zweifelhaft bleibt ($. 5 
a. E.), ob folhe' Fälle auch blos polizeilich, fey es 
von der Polizeibehörde, oder nach der obigen Thefis der 
württemb. DObergerichte, von der zuftandigen Gerichtsbe⸗ 
hörde follen beftraft werden koͤnnen, mit a. W., ob dem 
Sculdigen in geringeren Fällen die Infamie zu erlaflen fey: 
fo wiirde auch jene Faſſung nicht ausreichen, um alle Zwei⸗ 
fel zu befeitigen. Darum hüte fich der Gefeggeber vor 
jener fo einfachen Methode, namentlich bei einer cafuifti: 
ſchen Gefeßgebung, welche ſchon für ſich eine unerſchoͤpf⸗ 
liche Fundgrube fuͤr zahlloſe Controverſen iſt. 

Ganz der gleiche Fall, wie der zweite des Art. 209 
bei Muͤnzverbrechen, kommt übrigens im Art. 218. Abſ. 2 
(6.2) über mifjentliches Einnehmen und Wiederausgeben 
von ae: oder verfälfchten Staatsobligationen vor, nur daß. 
hier die Kormel anders lautet, nämlich: „fo fommen die 
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Strafen des Betrugd in Anwendung.” Es braucht 
Daher hier nicht wiederholt zu werden, was fo eben bei 
Art. 209 ausgeführt worden if. Die bloße Veränderung 
der Kormel hebt den obigen Zweifel nicht; denn die Stra⸗ 
fen des Betrugs find bald polizeilihe, bald "gerichtliche, 
bald gar feine. 

Den auch hierher gehörigen Art. 359, nach welchem 
die einfache Privatfälfhung — nicht, mie es in den vor: 
erwähnten Artikeln heißt, mit der Strafe, oder nach den 
Beftimmungen über Betrug —  fondern „nah Maaß— 
gabe der Beftimmungen über den Betrug” geahndet wer: 
den foll, müffen wir hier wegen feines Zufammenhanged 
mit andern Artikeln vorläufig übergehen. 


$. 7. 

Wir Heben daher aus der reichen Sammlung des $.2 
andere Sälle hervor, um den Sag zu bewahrheiten, daß 
die VBermeifung auf fremde Strafen faft immer zu Zwei: 
fein führt, zugleich die Gefahr vor legislativen Verftößen 
verdoppelt und verdreifacht, endlid, wenn das 
bei nicht ftreng die beiden Momente: Verſchiedenheit 
des Begriffs und Gleichheit der Strafe, aus 
einander gehalten werden, die größten Vermirrungen und 
MWiderfprüche herbeiführt. Viele Artikel dienen zum Bes 
weife für alles drei, andere wenigſtens für das eine oder 
andere Wir wollen fie jegt der Reihe nad) ($. 2) 
betrachten, ſoweit fie nicht fchon bereits zur Sprache ge: 
fommen find, auch hier möglichft das Gleichartige mit eins 
ander verbindend, ſoweit die Zufälligfeit des Stoffs ee 
geftattet. 

Zunächft beftimmt der Art. 85, daß die Gehuͤlfen 
mit der Strafe des Verſuchs (des Uchebers), und zwar je 
nach den Umftänden des beendigten oder des nicht beendig- 
ten Verſuchs beftraft werden folen. Daher verweift Art. 85 
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auf die caſuiſtiſchen Artt. 64, 65, 68, 69, 70, 71, und 
erfpart ſich zwar dadurch eine abermalige Eafuiftif, aber 
auf Koften des Rechts, indem die Gfeichgeftellung der Bei⸗ 
hülfe mit dem Verſuch die Zahl der entehrenden 
Strafen auf eine ganz außerordentliche Weife fteigert. 
Das Str. ©. DB. droht nämlich in gegen 400 Fällen für 
das vollendete Verbrechen und deffen verfchiedene Abſtufun⸗ 
gen theils mit Ruͤckſicht auf die objective Schwere der That, 
unabhängig von der Gefinnung des Uebertreters, theils in 
minder ſchweren Fallen mit Rücfiht auf die (gemeine, 
niedrige) Gefinnung des Thäters, und zwar regelmäßig 
abfolut entehrende Stwafen an. Wenn nun der Öefeßgeber 
für die Verbreden der zweiten Kategorie die Thefis auf: 
ftellt, daß die infamirende Strafe auch den Verſuch treffe, - 
fo ift dies wenigftend confequent, weil die Sefinnung 
des Uebertreters gleich fehlecht und niedrig bleibt, er mag 
die That vollbracht, oder wider feinen Willen an der Voll: 
endung derfelben gehindert worden feyn. Aber völlig ins 
confequent ift es, diefe Theſis auch auf die Falle der 
zweiten Kategorie anzumenden, weil der Grund der Andro: 
Hung entehrender (Freiheits-) Strafen, nämlich die ob: 
jective Schwere der That, hier nicht zuteifft, indem der 
Verſuch in der Regel von feinem Erfolg begleitet if. So 
z. DB. hat das Str. G. DB. viele politifche Verbrechen mit 
Zuchthaus: oder Arbeitshausftrafe, als zeitlebens enteh⸗ 
renden Strafen bedroht, aber auch den nicht beendigten 
Verſuch (den Anfang der Ausführung derfelben) trifft eben 
fo Fategorifch entehrende Strafe. So ift ferner der Todt: 
flag mit Zuchthaus bedroht, aber auch der nicht beendigte 
Verfuch unterliegt eben fo unbedingt einer zeitlebens ent> 
ehrenden Sreiheitsftrafe ꝛc. Nun foll auch die Strafe der 
Beihulfe im Allgemeinen die gleiche wie die ded Ber: 
ſuchs ſeyn, woraus fich ergiebt, daß das Str. G. 2. für 
Vollendung, Verſuch und Beihülfe in gegen 1200 Fällen 
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entehrende Strafen androht. Hat nun fehon der Geſetz⸗ 
geber einen verfchmwenderifchen Gebrauch von diefen Strafen 
bei dem vollendeten Verbrechen gemadt, fo verdoppelt 
fi diefee Mißbrauch durch das Princip, welches für den 
Verſuch aufgeftellt ift, und verdreifacht fich Durch die 
Bedrohung der Beihülfe mit der Strafe des Verſuchs. 
Noch ftrenger beurtheilt das Str. G. B. den Haupt: 
gehülfen bei der That, dem fogar ein wefentliches fubjecti: 
ves Merkmal!) abgeht, ohne welches nah Berner’s 
Aeußerung fich dieſer Begriff nicht wiffenfchaftlich (dia: 
leftifch) entroickeln laſſe. Dies wäre wohl nur Nebenfache, 
weil das Recht nicht zunaͤchſt für die Wiffenfchaft da ift; 
die Hauptfache ift die Ungerechtigkeit der Strafe. Bon 
dieſem Hauptgehülfen bei der That heißt es nämlich im 
Art. 15 (vgl. $. 2), daß derfelbe „als Thäter (Mit: 
urheber) zu beftrafen fey.” Was will dag Gefeg 
damit fagen? Es Heißt hier nicht „gleich dem Thaͤter 
zu beftrafen”, fondern „als Thäter zu beftrafen.” Mit: 
bin wäre er dem Begriffe nach Thäter (Urheber), 
alſo, da hier noch ein anderer Urheber vorausgefegt wird, 
Miturheber; und für diefe Anficht fpricht noch der weitere 
Umftand, daß der Art. 73 unter der Ueberfchrift des Art. 74: 
„ Urheber” fteht. Allein ift der Hauptgehülfe bei der That 
dem Begriffe nach nicht Gehülfe, fondern Urheber (mozu 
ihn 3. Bd. auh Feuerbach, Lehrbuch $.44 a. E. macht), 
fo würde der Art. 73 (melcher übrigens jenen Ausdruck gar 
nicht braucht, fondern nur die Thätigkeit eines ſolchen Ger 
hiülfen befchreibt) den mwiderfinnigen Sag ausdruͤcken: der 
Thäter folle als Thater, oder: der Urheber als Ucheber, 
oder; der Miturheber ald Miturheber beftraft werden, mas 


1) Das Bewußtfenn der Unentbehrlichkeit der Peihülfe. Die Aufs 
nahme dieſes Merfmals kam zivar in der K. d. U. zur Spras 
he, wurde aber ausdrüdlich verworfen. Man darf es dahır 
nicht fubinselligiren. 
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man doc) Faum der P. &. O. vom %. 1532 nachfieht, ge: 
ſchweige denn einem Gefeggeber vom J. 1838 in der drei; 
fachen Eigenfchaft ald Regierung, Kammer der Stan: 
desherren und Kammer der Abgeordneten, nachfehen Fönnte. 
Auch ergiebt ſich das Gegentheil Flar aus dem Art. 85, mo 
e8 unter der Ueberfchrift: „Gehülfen” heißt: „Hat der 
Gehülfe, außer dem Falle des Art. 75 2c.”; denn 
damit ift ausgedruckt, daß auch der Fall des Art. 75 (der 
ſ. g. Hauptgehüffe bei der That) unter den Begrtff des 
GSehülfen falle, und nur mit der Strafe des Urhebers, 
den er in folcher Weife unterftüßte, zu belegen, mithin 
als Miturheber zu Deftrafen fey. Aber freilich unge: 
ſchickt hat fich der Art. 75 jedenfall ausgedruͤckt, indem 
er wenigſtens den Schein auf fih wirft, als beruhe er auf 
einer Srweiterung des Begriffs des Urhebers. Richtiger 
fagt Art. 73 des Großh. Heffifhen Str. G. B.: „ift mit 
der Strafe des Urhebers zu belegen.” Somit 
giebt eg Miturheber dem Begriffe, und nur Miturheber 
der Strafbarfeit nach, was in der Praxis, welche auf das 
Begriffsmaͤßige nicht das gehörige Gericht legt, häufig 
überfehen wird. 

Ganz die gleiche Saffung hat der Art. 74 (vgl. $. 2), 
welcher ausfpriht: „als Urheber des Verbrechens ift 
mit der auf daffelbe gefegten Strafe nicht nur der Thäter, 
fondern auch der Anftifter zu belegen.” Hier feheint man 
gleichfalls nur das Dilemma zu haben: entweder ift der 
Anftifter dem Begriffe nach Urheber, dann fagt das 
Geſetz: der Urheber fen als Urheber ftrafbar, was wider: 
finnig wäre; oder: der Anftifter ift dem Begriffe nach nicht 
Urheber, foll aber (wie der Hauptgehülfe bei der That nad) 
Art. 75) mit derfelben Strafe wie jener belegt wer: 
den. Allein, abgefehen davon, daß nad) dem Zeugniiie 
der Motive und K. Verhandlungen (Comment. I. ©. 540 fo.) 
der Art. 74 hier nur der doctrinellen Eintheilung des Ur: 
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hebers in den phyſiſchen (Thäter) und intellectuellen (An: 
ſtifter) folgte: fo handelt es fich hier eben mit Rückficht 
auf jene Doctrin von zwei verfhiedenen Arten des 
Uchebers, deren Wirffamfeit objectiv und fubjectiv eihe 
fehr verfchiedene ift, daher der erfte Sag des obigen Dilem: 
ma’s fich vielmehr in den nichts Widerfinniges enthaltenden 
Sag auflöft; der intellectwelle Urheber unterliegt im 
Allgemeinen derfelben Strafe wie der phyſiſche Urheber. 
Dder, auch abgefehen von jenem Dilemma, fagt Art. 74: 
Ucheber (dem Begriffe nad) ift nicht nur der Thäter, fons 
dern auch der Anftifter, weshalb derfelbe im Allgemeinen 
der gleichen Strafe, wie jener unterliegt. Die befonderen 
Strafdrohungen ded Tit. I— III des Str. ©. B. find 
demnach gemeinfchaftlich auf den Thäter, den Anftifter und 
den Hauptgehuͤlfen bei der That berechnet, modurd die 
unproportionieten Strafen fi) Doppelt und dreifach 
rächen. 


$. 8. 


Andere Zweifel bietet der Art. 148 (vgl. $.2) von 
„Verbrechen gegen den deutfchen Bund” dar, melde 
je nach den Umftänden mit der Strafe des Art. 141, 
d. h. des vollendeten Hochverraths, und des Art. 147, d.h. 
des vollendeten Landesverraths im Kriege, bedroht find. 
Der Entwurf v. %. 1835 hatte noch die Ueberfchrift ges 
wählt: „Hoch- und Landesverrath an dem deut: 
fhen Bunde”, womit aber keineswegs ausgedrücht werden 
follte, daß Hochverrath als Hochverrath, Landesverrath 
als Landesverrath geftraft werden ſolle; fondern die Mo: 
tive bemerken hiezu, daß es darum eines befondern Ars 
tikels bedurft Habe, weil, wenn gleich der Art. 3 feftfege, 
dag Verbrechen fo gut an fremden, wie an einheimifchen 
Staaten begangen mwerden fönnen, Doch der Zweifel aufs 
fommen fonnte, ob der deutfche Bund, als bloßer Staatens 
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bund, unter den Begriff eines ausmärtigen Staats 
falle. Allein mit Recht wurde in der K. d. U. dagegen 
geltend gemacht, daß eben deshalb Dem Begriffe nad 
bier fein Hoch = und Landesverrath angenommen werden - 
fönne, jenes nicht, weil er Feine Staatöregierung fey, dies 
fes nicht, meil er (eben deshalb auch) Fein Land befige. 
In Ermangelung eines beftimmten techniſchen Ausdrucks 
wurde daher vorläufig die (freilich ſehr vage) Bezeichnung: 
3, Verbrechen gegen den deutfchen Bund”. gemählt, und eg 
der Doctrin überlaffen, einen fpecififcheren Begriff aufzus 
finden, um den fic) diefelbe aber feither nicht bemüht hat. 
Eomit fteht feft, daß die Handlungen des Art. 148 dem 
Begriffe nach nicht Hoch > und nicht Fandesverrath (im 
Kriege) find, fondern nur für glei ftrafbar mit dies 
fen Verbrechen erklärt find — aber nur unter Verweiſung 
auf Art. 141 vom vollendeten Hochverrathe, und 
Art. 147 vom vollendeten Landesverrath im Kriege, 
Nun aber fliehen fi an den Art. 141 vom vollendeten 
Hochverrath noch mehrere durch und Durch erceptionelle Bes 
ftimmungen, nämlid) der Art. 142 als Ausnahme von der 
Regel des Art. 63 in mehr als Einer Hinfiht, der Act. 143 
als Ausnahme von der Regel der Artt. 93 und 94 in mehrs 
fachen Beziehungen, und der Art. 144 als eine die Nuss 
nahme des Art. 83 noch überbietende Ausnahme (vgl. die 
Staatsverbrehen c. S. 277— 43). Collen nun alle 
diefe Ausnahmen auch auf „Verbrechen an dem deuts 
ſchen Bunde” bezogen werden, da der Art. 148 ausdruͤck⸗ 
lid nur auf die „ Strafbeftimmungen” des Art. 141 vers 
weift, und fonft unzweifelhaft der Sag gilt, daß Verbre⸗ 
den nur in fo weit aleich ftrafbar find, als fie das 
Geſetz Hinfihtlih der Strafbarkeit gleich geftellt hat. 
Denn, da der Gefeßgeber fie entweder ganz,. oder nur 
theilweife einander gleichftellen Fonnte, fo würde im legtes 
ven Falle der Richter gegen den Willen des Gefeges hans 
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dein, wenn er weiter als diefes felbft ginge. Gleichwohl 
kann diefe, an fich nicht zu bezweifelnde Thefi8 Hier dar: 
um feine Anwendung finden, weil der Art. 148, wenn 
gleich formell ein felbftftändiges Verbrechen, zugleich unter 
den Hochverrath an der württembergifchen Ber: 
faffung (Art. 140 Ziff. 3) fallt, indem die Theilnahme 
des Königreichs an dem deutfchen Bunde nad) $. 3 der Verf. 
Urk. einen Beftandtheil der württemb. Verfaſſung bildet, 
mithin es der Beftimmung des Art. 148 hier gar nicht be: 
durft hätte, wenn nicht, wie der Departements» Chef der 
Inſtiz in der K. d. U. bemerfte, bei Gelegenheit des be 
fannten Bundestagsbefchluffes v. J. 1836 von dem deut: 
ſchen Bunde verfügt worden wäre, daß eine derartige Be: 
ftimmung auf verfaffungsmäßigem Wege in die einzelnen 
deutichen Strafgefeggebungen aufgenommen werden folle. 
ft aber das f. g Verbrechen an dem deutfchen Bunde, 
welches der Strafe des vollendeten Hochverraths unterliegen 
foll, zugleib dem Begriffe nach Hochverrath an der 
württemb. Berfaffung (Art. 140 Ziff. 3), fo müffen eben 
Deshalb (aber aub nur aus dDiefem Grunde) die 
erceptionellen Artt. 142 — 144 mit ihren erorbitanten 
Strafen und Belohnungen (für Genoffenverrath) auch auf 
die ſ. g. Verbrechen gegen den deutfchen Bund Anwendung 
finden. Einfacher wäre es freilich gewefen, ftatt nur auf 
den Art. 141, zugleih auf die Artt. 142 — 144: zu 
vermweifen. Allein an diefe und andere Bedenfen fcheint 
der Gefeggeber bei der Anmendung jener fo bequemen und 
einfachen Methode nicht gedacht zu haben. 

Ein Seitenftüch bietet der Art. 163 (vgl. $. 2) dar, 
nach welchem „die Beftimmungen des Art. 162”, d.h. 
die Strafen der Beleidigung der Amtsehre (Beamten: 
ehre) I. Stufe, auch auf Beleidigungen gegen landftän- 
difehe Collegien und deren Mitglieder in Anwendung foms 
men follen. Solche Beleidigungen fallen darum nicht un: 


\ 
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tee den Begriff der Amtsehrenbeleidigung, teil die 
Kammern, der ftandifche Ausſchuß, und die Kammermits 
alieder nicht zu den öffentlichen Behörden und Öffentlichen 
Diencen im Sinne des Art. 399 Ziff. 1 —4, auf melde 
der Art. 162 Abſ. 1 verweift, gehören, und felbft der im 
Art. 163 gewählte Ausdruck „, landftändifche Eollegien” ein 
ungewöhnlicher if. Nun aber folgen fpäter noch zwei 
limitirende Artikel, namlich der Art. 165, nach mel: 


chen bei Beleidigung der Amtschre geſetz- oder ordnunges. 


widriges Benehmen des öffentlichen Dieners als Milde: 
rungsgrund wirfen, und Art. 166, nach welchem nur auf 
Klage des Beleidigten oder der ihm vorgefegten Behörde 
unterfucht und geftraft merden fol. Findet nun beides 
auch auf die Fälle des Art. 163 Anwendung, da diefer nur 
auf die Beftimmungen des Art. 162, d.h. (denn mei: 
tee enthält diefer Art. nichts) auf die dort feftgefegten fünf 
Strafrahmen verweift? Dies muß gleichwohl, und 
zwar vermöge der Analogie bejaht werden, ‚weil ber 
ganze Art. 163 nur auf einer Analogie des Art. 162 be: 
ruht. Allein eine beffere Faſſung wäre hier noch beffer 
gewefen. 

Achnliche Bedenken entftehen bei Art. 182 (vgl. $. 2), 
nach welchem „die Theilnehmer an einer Meuterei der Ge: 
fangenen in Strafanftalten gleich Aufruͤhrern nad 
dem in Art. 176 — 179 feftgefegten Unterfchiede zu 
befteafen find.” Hier drückt das „gleich Aufrührern ” 
fo deutlich wie möglich aus, daß Meuterei dem Be: 
griffe nach vom Aufruhr verfibieden fey; und es hält 
auch nicht ſchwer die wefentlich verfchiedenen Merfmale bei: 
der Verbrechen zu bezeichnen, wenn fie gleich auf der ans 
dern Eeite auch eine gewiſſe Uchnlichfeit mit einander has 
ben (vgl. die Staatsverbrechen ꝛc. ©. 241). Nun aber 
fichert der Art. 176 vom Aufruhr I. Stufe unter gemiffen 
Vorausfegungen mwenigftend den gemeinen Theilnehmern 
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Straffofigfeit zu, und es fragt ſich daher, ob unter 
denfelben Vorausfegungen auch die gemeinen Theilnehmer 
an einer Meuterei auf Straflofigfeit Anfpruch Haben? Dies 
muß unzweifelhaft bejaht werden, weil der Art. 182 nicht 
fagt, daß die Meuterer immer wie Aufrührer beftraft 
werden follen, fondern vielmehr, Daß fie nach dem in 
Artt. 176 — 179 feftgefegten Unterfchiede geftraft wer: 
den follen, alfo auch nicht geftraft werden dürfen, wenn 
nach den dortigen Beftimmungen die gemeinen Theilnehmer 
am Aufruhr ftraflos ausgehen. Mag daher auch der Ge: 
fengeber bei dem Ausdruck: „, Unterfchiede” (mofür es aber 
beffer geheigen hätte: Unterfcheidungen) zunächft nur an 
die in Artt. 176 — 179 angedrohten zwölf Strafrah: 
men gedacht haben, fo ift hier Doch der ganze Art. 176 
allegiet,, und damit zugleich die dort theilweife zugeficherte 
Straflofigkeit in Ausſicht geftellt, die ſich freilich nad 
Art. 73 von felbft verftände, wenn nicht das Gefeß den 
(im Sinne des bisherigen Rechts) verfuchten Aufruhr zu 
einem vollendeten gemacht hätte. Aber darin hat der Ge 
feggeber doppelt gefehlt, daß er die furchtbaren Straf: 
androhungen ,‚ namentlich der Artt. 178 — 179 weiter auch 
auf die Meuterei angewendet hat, zumal zum Dafeyn die: 
fes Verbrechens noch) viel weniger ald zu einem Aufruhr er 
fordert wird, namlich mehr nicht als eine Zufammentot: 
tung von auch nur zwei Gefangenen in der Ecke des Zim: 
mers zum Zweck des gewaltfamen Ausbruchs, mährend 
zum Aufruhr mwenigftens 10 Perfonen über 10 Jahre erfor: 
dert werden. 

Nicht minder hätte ſich der Geſetzgeber vorſehen fol: 
len, bevor er von der Strafe der Widerſetz ung ſo haͤu— 
figen Gebrauch für andere Verbrechen machte. So ver 
weift der Art. 162 (vgl. $. 2) für Amtöehrenbeleidigung 
I. Stufe, wenn die Thätlichfeit in einfache Körperverlegung 

(Art. 260). übergeht, auf die Strafe der Widerfegung de 
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Art. 171 Ziff. 3; eben fo der Art. 164 für Beleidigung der 
Amtsehre IT. Stufe unter der gleichen Borausfegung auf 
die Strafe des Art..172 (von Widerfegung. II. Stufe); 
endlich bedroht der Art. 181 die Selbftbefreiung von Ges 
fangenen turch Gewalt gegen die zu ihrer Verwahrung auf: 
geftellten Perfonen mit der Strafe der Widerfegung (Art. 171, 
beziehungsmeife 172). 

Hier liegen drei Verbrechen vor, welche, fo nahe 
fie auch an die Widerfegung gränzgen, doch dem Bes 
griffe nach davon verfchieden, und nur mit denfelben 
Strafen, mie jene, bedroht find. Deshalb muß der Richs 
ter zuvor wiflen, ob die zu beurtheilende Handlung das eine 
oder das andere Verbrechen ſey. In diefer Beziehung bes - 
ftimmt fich die Graͤnze zwischen thätlicher Amtsehrenbeleis 
digung und Widerfegung durch den animus des Thäterd, 
und eben fo zwifchen Widerfegung und thätlicher Selbfts 
befreiung. Doc ift der legtere Begriff ein weiterer, 
indem der Art. 181 Feine beftimmte Art der Gewalt gegen 
die Perfon verlangt, wie folche der Art. 171 bei der Wis 
derfegung erfordert, fondern ganz allgemein von Ges 
walt gegen die Perſon fpriht, weshalb 3. B. auch der Fall 
bieher gehört, wenn der Gefangene den Augenblick, wo 
der Gefangenwaͤrter in die Zelle tritt, zum Entfliehen bes 
nust und ihn in diefelbe einfchließt. Diefe Handlung ift 
dem Begriffe nach nicht Widerfegung, aber den Gefanges 
nen trifft gleichwohl die Strafe der Widerfegung, mas 
zum abermaligen Beweife dient, wie wichtig ed, zumal 
bei nahe angränzenden Verbrechen, welche das Gefeg mit 
der gleichen Strafe bedroht, ift, den Begriff und Thatbes 
ftand derfelben von der (zufällig) gleihen Strafe gehörig 
zu unterfcheiden. Dies erkennt mit rühmlicher Sorgſam⸗ 
feit auch die Praxis der höheren mwürttemb. Gerichte an, 
nur nicht — mie ſich fpäter ergeben wird — bei allen 
Verbrechen. 
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Zweifel anderer Art bieten die oben ($. 2) mitgetheil: 
ten Artt. 215, 216 Schlußſatz, 222, 224 dar, melde 
verfüiedene Fälle öffentlicher Kälfhungen (mit 
Inbegriff der, hier nicht ſtets zu wiederholenden Verfaͤl⸗ 
fhungen) mit der Strafe anderer öffentlicher Fälfchun: 
gen bedrohen. 

So heißt e8 im Art. 215,. daß die Beftimmun: 
gen über Münzverbrechen auch Hinfichtlih der Faͤlſchung 
von Curs habendem (in= oder ausländifchem) Papiergelde 
gelten follen. Daß dem Begriffe nach die Fälfchung 
von Papiergeld von der Muͤnzfaͤlſchung verfchieden fey, ift 
einleuchtend, weil das Dbject ein verfchiedenes ift, und 
bievon wird noch meiter, theild dem Begriffe theils der 
Strafbarfeit nach, in den Art. 216 fg. die Faͤlſchung 
von Creditpapieren, insbefondere von Staatsfchuldfcheinen, 
unterfehieden. Nun aber heißt e8 — wohl erwogen — 
im Art, 215 „Curs Habendes” Papiergeld, und 
gleichwohl wird Hinfichtlich der Beſtrafung auf die Be 
ftimmungen über Muͤnzverbrechen, alfo auf alle vorher: 
gehenden Artikel (Artt. 207 — 214) verwiefen, In dies 
fen ift aber theils (Artt. 209 — 211) von Fälfchung nicht 
Eurs Habender Münzen und von anderen Berbre 
chen die Rede, welche gar nicht unter ven Begriff der 
„Faͤlſchung“, wie folhen der Art, 215 vorausſetzt, fal- 
len; theils enthalten die Artt. 211 — 214 finguläre 
Beftimmungen, fo daß die Faſſung des Art. 215 jedenfalls 
zweifelhaft und verfehlt if. Sieht man indeß von den zu 
allgemein’ gefagten Worten: „‚Beftimmungen über Münz: 
verbrecben” ab, fo Fönnen die Kalle des Art. 215 nur 
den Fällen des Art. 207 und 208 von Fälfchung und Ver: 
fälfhung Curs hHabender Münzen (dort Falſchmuͤnzen 
und Münzverfälfhung genannt) correfpondiven, und da ed 

alls 
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allgemein heißt „‚Beftimmungen”, fo müffen hier auch die 
auf Artt. 207 und 208 fich beziehenden fingulären Beftim: 
mungen der Artt. 211 — 214 in Anwendung fommen, wie 
dies der Art. 216 Schlußfag auch für die Faͤlſchung von 
Staatsobligationen (im Öegenfage anderer Ereditpapiere ıc.) 
ausdrücklich ausfpriht. Hingegen die Beftimmungen ver 
Art. 209— 211 fönnen nur analog auch auf Papier: 
geld angewendet werden. 


Nach Art. 222 foll ferner die „, Sälfchung von öffent: 
lichen Siegen oder Stempeln” (aber mit Ausnahme 
der Münzftempel, weil diefe nach Art. 211 nicht als 
ſelbſtſtaͤndiger Faͤlſchungsfall, fondern nur als ausnahms⸗ 
weiſe ſtrafbare Vorbereitungshandlung zu Muͤnzverbrechen 
hervortritt), „nach den Beſtimmungen des Art. 219 
Abſ. 1 und 3 beſtraft werden”, d. h. der dort feftgefeg- 
ten Strafe der Faͤlſchung Öffentliher Urfunden (im 
engeren Sinne) unterliegen. Damit ift, wie der Verf. in 
den Staatöverbrechen ꝛc. S. 431— 437 nachgemwiefen hat, 
zweierlei ausgedrückt: 


1) Wer öffentlihe Giegel „zu rechtswidrigen Zwecken“ 
faͤlſcht oder verfälfcht, Ffann damit nichts anderes als Fäl: 
ſchung öffentliher Urfunden bezwecken. Der 
Art. 222 Hat indeß aus diefer VBorbereitungshandlung eine 
ſelbſtſtaͤndige Art der öffentlichen Faͤlſchung, alfo mit Voll: 
endung und Berfuch gebildet, indem diefelbe durch den 
Gebrauch des falfchen Siegeld confummirt wird, mit: 
hin ohne Gebrauch nur Verfuch (einer — dem Wefen 
nah — bloßen Vorbereitungshandlung) vorliegt. Der 
Gebrauch eines gefälfchten öffentlichen Siegel fann aber 
nach dem Dbigen nur in der Faͤlſchung einer dffent- 
lihen Urfunde mittelft deflelben beftehen; die Faͤl⸗ 
ſchung einer öffentlichen lirfunde an ſich, d. h. ohne de: 
ven Gebrauch (Production), ift aber nach Art. 219 Abſ. 2 
nur verfuchte öffentliche Urfundenfälfhung, allen Vieir 

Bralo d. Gr. R. 1818, IV. @t. Ji 
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fol hier ausnahmemeife mit der Strafe des Art. 219 
Abſ. 1und 3, d.h. der vollendeten Faͤlſchung öffent: 
ficher Urkunden belegt werden. Deutlicher ausgedrüct heißt 
dies: verfuchte Faͤlſchung öffentlicher Urfunden (Art. 219 
Abſ. 2), wenn fie mittelft Sabrication öffent: 
fiber Siegel zu diefem Zwed geſchieht, foll mit 
der Strafe der vollendeten öffentlichen Urfundenfälfchung 
belegt werden. ft es wohl aber eine zu billigende Me: 
thode, Strafgefege in ſolcher Weife abzufaflen ? 

2) Wer (abgefehn von Münsftempeln) öffentliche Stems 
pel „zu vechtswidrigen Zwecen” fälfcht oder verfälfcht, 
fann damit nichts andered ald Betrug bezweden. Der 
Art. 222 Hat aber auch aus diefer Vorbereitungshandlung 
eine felbftftändige Art öffentliher Faͤſſchung, alfo mit Boll 
-endung und Berjuch gebildet, indem diefelbe durch den 
Gebrauch des falfeben Stempels confummirt wird, mit: 
hin ohne Gebrauch nur Berfuch (einee — der Sache nah — 
bloßen Vorbereitungshandlung) vorliegt. Der Gebraud 
eines gefälfchten öffentlichen Stempels Fann aber nur in 
einee Faͤlſchung (Stempelung) von Maaß oder Gewicht, 
Waaren, Papier 2c. mittelft des Stempels beftehen; die 
Faͤlſchung von Maaß und Gericht ıc an fib, d.h. 
ohne Gebrauh (Production) derfelben, ift aber nad 
Art. 216 Abſ. 2, 219 Abſ. 2, 356 nur verſuchte Fäl: 
fhung; allein diefe foll Hier ausnahmsmeife mit der 
Strafe des Art. 219 Abf. 1 und 3, d. h. der Strafe der 
vollendeten öffentlichen Urfundenfälfehung belegt mer: 
den. Dies heißt mit andern Worten: verfuchte Faͤl⸗ 
fhung von Maaß und Gewicht, Waaren, Papier ıc., 
wenn fie mittelft Kabrication öffentlicher 
Stempel zu diefem Zwecke gefchieht, foll mit der 
Strafe der vollendeten Faͤlſchung öffentlicher Urkunden be; 
legt werden. Hätte dies nicht viel einfacher ausgedruͤckt 
werden koͤnnen? Und dürfen überhaupt aus VBorbereitungss 
Handlungen willkuͤrlich ſelbſekaͤndige Verbrechen mit Vollen⸗ 
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dung und Verſuch gebildet werden? Endlih, weshalb bes 
handelt der Gefeggeber im Art. 211 die Sabrication von 
Münzftempeln anders, und zwar tichtiger, nämlich als 
ausnahmsmweife ftrafbare Borbereitungshandlung, ohne 
diefe richtige Auffaffungsmweife auch auf andere öffentliche 
Stempel in Anwendung zu bringen? Jedenfalls find hier 
aber Berfchiedenheit der Verbrechen (dem Begriffe 
nah) und Gleichheit der Strafe, mie immer, 
forgfältig aus einander zu halten. Denn, wenn gleich in 
dem erften Falle (Ziff. 1), d. h. der Faͤlſchung öffentlicher 
Siegel und deren Gebrauch, dem Wefen nah nur vers 
ſuchte öffentlibe Urkundenfälfhung vorliegt, 
fo bildet fie doch formell eine felbftftändige, mit der Vollen⸗ 
dungsſtrafe dieſes Verbrechens bedrohte Art der Fälfchung. 
Dies gilt zwar auch von dem zweiten alle (Ziff. 2), d. 5. 
der Faͤlſchung öffentlicher Stempel und deren Gebrauch, 
aber den Wefen nach ift fie nicht verfuchte öffentliche Ur: 
fundenfälfhung, meil Maaß und Gewicht, Wuaren ıc. 
feine Urkunden im Sinne des Art. 219 find. 


Ein Seitenftüch bietet Hiezu der Art. 224 (vgl. $. 2), 
welcher gleichfall8 die Strafe der Kälfhung oͤf— 
fentliber Urfunden androht, aber hier nicht dem 
Faͤlſcher felbft, ſondern dem Dritten, welcher von 
unächten, oder auch Achten Siegeln und Stempeln, in 
deren Beſitz er zufällig gefommen ift, Gebrauch macht, 
d. h. damit (bei Siegeln) Öffentliche Urfunden, oder (bei 
Stempeln) Maaß und Gewicht, Waaren ıc. fälfeht. Dies 
ift nach den allgemeinen Grundfägen von der Faͤlſchung 
(Artt. 219 Abf. 2, 356) nur verfuchte Faͤlſchung, zu 
deren Confummation noch der Gebrauch (die Production) 
der folchergeftalt gefälfehten Sache, alfo der Urfunde, 
des Maafes und Gewichts hinzufommen müßte, Aus 
diefem Verfuch hat aber das Str. G. B. wiederum eine 
ſelbſtſtaͤndige Art der Öffentlichen Kälfchung , Alle mn Bol 

3i2 
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endung und Verfuch, gebildet, welcher letztere nach Art. 224 
Abſ. 2 in dem bloßen rechtswidrigen Befige folcher 
Siegel und Stempel befteht. Ja felbft der unbefugte 
Beſitz derfelben (alſo in nicht rechtswidriger Abficht) ift 
im Art. 223 zu einem Staatsverbrechen erhoben worden. 

Es ergeben fich fomit bier, mie im Art. 222, zwei 
Fälle: 1) Faͤlſchung oͤffentlicher Urfunden durch ein fal: 
ſches (oder auch ächtes) Öffentliches Siegel, welche Jemand 
zufällig errvoeben hat. Diefe Handlung ift zwar dem We: 
fen nach) verfuchte Faͤlſchung öffentlicher Urkunden (Art. 219 
Abſ. 2), bildet aber hier ein felbftftändiges. Verbre 
en, welches mit der VBollendungsftrafe der öffent: 
lichen Urkundenfälfehung bedroht ift; und 2) Fälfchung 
von Maaß und Gewicht, Waaren ꝛc. durch ein falfches 
(oder auch Ächtes) Öffentliches Siegel, welches Jemand 
zufällig erworben Hat. Auch diefe Handlung ift ihrem 
Wefen nad), d. h. nach den allgemeinen Grundfägen von 
der Sälfchung, nur Verſuch einer ſolchen (aber nicht 
der Urfundenfälfhuna, weil Maaß und Gewicht ıc. feine 
Urkunden find), hier aber als felbftftändiges Verbrechen 
mit der Bollendungsftrafe der öffentlichen Urfundenfäl: 
fhung (Art. 219 Abf. 1 und 3) bedroht. 

Verbindet man nun die ähnlichen Beftimmungen bei: 
der Artifel, der Artt. 222 und 224, mit einander, fo 
drücken fie in Einem Sage aus: Wer, er fey der Fäl: 
fher oder ein Dritter, von unächten (oder auch Ach: 
ten) öffentlichen Siegeln oder Stempeln Gebrauch macht, 
d. h. damit öffentliche Urfunden, Maaß oder Gericht, 
Waaren ꝛc. fälfcht, fol für diefe Handlung, als felbft: 
ftändige Fälſchungsart mit der Strafe des Art. 219 
. Abf. 1 und 3, d. h. mit der Strafe der öffentlichen Urfun: 
denfälfehung beleat werden. Diefe Gtleichftellung beider 
Subjecte ift aber Höchft ungerecht. Denn der Dritte, 
welcher nur von der ihm dargebotenen Gelegenheit &es 
brauch machte, Tann nad allgemeinen Rechtsgrundſaͤtzen 
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nicht derfelben Strafrahme, namentlich nicht dem hohen 
Minimum, unterliegen, wie der FSälfcher, welcher fo 
manche Vorbereitungen dazu zu treffen und Echwierigfeis 
. ten zu übertoinden hatte. Wie paft Dazu namentlich die 
Lehre von den ausgezeichneten (qualificirten) Diebftählen ? 
Aber der gleiche Berftoß kommt noch öfter vor, z.B. auh 
im Art. 221. 

In diefem Artikel (vgl. $. 2) wird nämlich zum drit⸗ 
tenmale auf die Strafe der Kälfbung Öffents 
liher Urfunden verwiefen, d. h. für Fälle, welche 
zwar bisher zur Urfundenfälfyung (dem Begriffe nach) ge: 
hörten, jegt aber, mo die Kälfchung nur im grammas 
tifhen Sinne befteht, davon ausgefchloffen find, mie 
dies auch die Artt. 357 und 353 Ziff. 4 ergeben. Denn 
wer z. B. eine Urfunde in rechtswidriger Abficht zerreißt, 
hat in jenem Sinne nicht gefälfcht; eben fo wenig der 
Dritte, welcher einen rechtswidrigen Gebraud von einer 
falfchen öffentlichen Urfunde (Artt. 219, 220) macht. Aber 
e8 foll ihn nah Art. 221 die gleihe Strafe treffen, _ 
wie wenn er felbft die Urkunde gefälfcht und davon Ge; 
brauch gemacht hätte. Dies ift abermals ungerecht, und 
wird auch Dadurch nicht beſſer, daß der Art. 221 fagt: „er 
folle innerhalb des für die Sälfchung beftimmten Straf: 
maaßes beftraft werden.” Denn das Minimum beträgt 
nach Art. 219 Abſ. 1 ftetd 4 Wochen Kreisgefängniß, und J 
in den leichteren Fällen des Art. 220 zwar nur 24 Stunden 
Bezirfsgefängniß; allein dies (wie z.B. Faͤlſchung von 
Paͤſſen, Wanderbücern ꝛc.) find Fälle, welche gar nicht 
eriminell hätten behandelt werden follen. Nah Rechts: 
geundfägen fann das Minimum niemals das Gfeiche für 
den Faͤlſcher und für den Dritten feyn, melcher nur durch 
die Gelegenheit fich verleiten ließ, eine fremde unächte Ur: 
funde zu gebrauchen, was zum abermaligen Beweiſe dient, 
wie forgfältig der Gefeßgeber folche Sleichftellungen verfchie: 
dener Straffälle zu erwägen hat. 
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Doch damit genug von diefer Kategorie von Verbre⸗ 
ben, welche eine fehr ſchwache Parthie des Str. G. B. 
bilden, und zugleih durch ihre Monotonie und Berwides 
lung ermuͤden, fo praktiſch wichtig fie auch find. 


$. 10. 


u Es folgen nach der obigen ($. 2) Reihenfolge einige 

Fälle des Meineides und des Eidesbruchs, Artt.227, 231, 
234, fomweit von denfelben nicht ſchon oben in einer be: 
fonderen Richtung die Rede war. Dies betraf die legis⸗ 
lativ verfehlte Faffung des Art. 227, welcher vom Stands 
punftd der richtigen Doctrin den Sat ausfpricht: der 
Meineid foll mit der Strafe des Meineids belegt werden, 
aber vom Standpunfte des Str. ©. BD. fagt: gemiffe 
‚gälle des Eidesbruchs follen mit der Strafe des 
Meineids belegt werden. Dagegen heißt e8 im Art, 231 
ganz richtig, daß diejenigen, welche von der Verpflichtung, 
einen foͤrmlichen Eid zu leiſten, befreiet find, 
wenn fie ftatt deffen zu einer, ihren veligiöfen Anfichten ent: 
fprechenden Befräftigung an Eidesftatt zugelaffen werden, 
und diefe wiſſentlich falfch ableiften, „hinſichtlich der 
Strafe” dem Meineidigen gleich geachtet merden 
follen. Denn diefe Handlung ift dem Begriffe nad 
nicht Meineid, weil dazu weſentlich ein fürmlicher Eid ger 
hört, mithin nur eine falfche Angelobung an Eidesftatt, 
aber in anderer al8 der fonft üblichen Sorm. Gewiß hat 
aber der Geſetzgeber allen Grund, ein ſolches falfches 
Angeloben für gleich ftrafbar mit dem Meineide zu erflären, 
womit fih auch hier die Verfchiedenheit des Begriffs und 
bloße Gleichheit der Strafe klar herausftellt. 


Dies gilt auch von dem Art. 234 im Verhältnig zum 

Art. 233, nur daß es einigermaßen ſchwer hält, die hier 
" zufammengefaßten verfchiedenartigen Handlungen paffend 
. zu bezeichnen. Setzt man den Meineid im Gegenfage des 
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Eidesbruchs, fo ergeben fich nach deren Analogie zwei weis 
tere Faͤlle, nämlich Bruch eines Handgelübdes, correſpon⸗ 
dirend dem Meineide, und Bruch eines Handgelübdes, cors 
refpondirend dem Eidesbruch. Mit welchem paflenden 
Ausdruc follen nun diefe Kalle bezeichnet. werden? Am 
zwecfmäßigften fcheint hier die Unterfcheidung zwifchen Bruch 
eines (affertorifchen oder promifforifchen) Angelöbnifles zur 
DBeftärfung von Ausfagen in einer Rechtefage, 
und Bruch eines (promifforifchen) Angelobens zur Beftärs 
fung fonftiger Zufagen Wie fonnte aber, gegen 
alle Analogie von der höheren Strafbarkeit des Meineideg, 
gegenüber von dem Eidesbruche, das Gefeg nicht nur 
beide Arten des Handgelübdebruhs für gleich ftrafs 
bar erflären, fondern die gleiche Strafbarfeit auch auf 
den Eidesbruch erftrecden, der doch in dem wiflents 
lichen Bruch eines foͤrmlichen Eides befteht? Gleiche 
wohl find im Art. 233 und 234 (vgl. $.2) alle drei, 
dem Begriffe nach richtig unterfchiedene Fälle, mit 
dem gleihen Minimum von 3 Monaten, und dem gleichen 
Marimum von zwei Jahren Kreisgefängnig bedroht. Sol⸗ 
che Sleichftellungen verfchiedener Verbrechen mit derfelben 
Strafe find freilich leicht und bequem, fordern abec den 
Geſetzgeber zu einer größeren Umficht auf, als bier an. 
den Tag gelegt iſt. Vgl. die Staatsverbrechen ꝛc. ©. 465 
bis 466. 


Nicht minder verftößt der Art. 271 Abſ. 2 gegen die 
relative Proportion , wenn er ungeachtet der fehr gefteigers 
ten Strafen der abſichtlichen Verbreitung anftechens 
der Krankheiten unter Menfchen (Art. 271 Abf. 1), für 
den Kall der Kahrläffigfeit beftimmt, daß (nur) die 
Strafbeftfimmungen der Artt. 251 (von culpofer 
Tödtung) und 267 (von culpofer Körperverlegung) zur 
Anwendung fommen follen — mas man zudem 
leicht dahin mißverſtehen Fönnte, als fage dad Sea, a 


x 
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pofe Tödtung folle als culpofe Tödtung, und culpofe Koͤr⸗ 
perverlegung als culpofe Körperverlegung beftraft werden. 
Dem iſt aber nicht fo, vielmehr Handelt es fi hier theils 
von einem formell felbfiftändigen Vergehen; theils 
ergiebt die Entftehungsgefchichte diefes merfwürdigen Ar: 
tikels, Daß der Abſ. 2 nur der Ueberreft einer dem Ent; 
wurfe entgegengefeßten Anficht der Kammern ift, welcher 
zu dem fpäter Doch angenommenen Abf. 1 nicht mehr paßte, 
aber aus Ueberſehen ftehen blieb. Der Entwurf war 
hier confequenter, indem er nicht nur für den Fall des 
dolus, fondern auch der culpa (3. B. wenn ein Kauf: 
mann von der Peft oder Cholera ꝛc. inficirte Waaren in 
Umlauf bringt, und dadurch Tod und Krankheit unter Vie: 
fen verbreitet) verhältnigmäßig ftrengere Strafen androhte, 
während die 8. d. A. der Anſicht war, daß für den dolus 
ſchon die allgemeinen PBeftimmungen uber Toͤdtung aus 
culpa dolo determinata und vorfägliche Körperverlegun: 
gen ausreihten, folglich auch für die culpa. Erſteres 
kann allerdings vom Standpunfte des Str. G. B. (d.h. 
mit Ruͤckſicht auf die für jene Verbrechen angedrohten ſchwe⸗ 
ven Strafen) wohl zugegeben werden; letzteres Hingegen 
nicht, weil die Strafen der culpofen Tödtung und cul- 
pofen Körperverlegung ganz unverhältnigmäßig niedrig aus: 
Hefallen find. Nach Art. 251 koͤnnen fogar in Kolge eines 
von der Kammer der Standesherren (welche dabei unvors 
fichtiges Reiten, Fahren und Schießen auf der Jagd, als 
ihnen nächft gelegene Beifpiele im Auge hatte) mit großem 
Widerftreben der K. d. A. ducchgefeten Zufages, culpofe 
Tödtungen „in Fällen ganz leichter Verfhuldung” mit 
Geldftrafe — von einem Gulden angerehnet — 
dis zu 300 fl. abgebüßt werden, ,, weil folche Verſchuldun⸗ 
gen doh nur Zufall feyen” (Comment. III. ©. 237 — 
" 245); und nad Art. 267 find feldft die ſchwerſten culpofen 
Körperverlegungen, tie 3. B. lebenögefährliche Verſtuͤm⸗ 
melungen aus culpa \ata, welche dem dolus eventualis 
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fehe nahe ftehen Fann, nur auf Klage fteafbar, auf 
dag dem Reichen auch hier Gelegenheit zum Abfauf der 
Strafe gegeben werde! Stehen wir denn no jetzt auf‘ 
dem Boden des altgermanifchen und mittelafterlichen Com⸗ 
poſi tionenſyſtems? 


Dei der Verweiſung des Art. 271 Abſ. 2 auf „die 
Strafbeftimmungen der Artt. 251 und 267” entfteht aber 
noch der Zweifel, ob die culpofe Verbreitung anftecfender 
Kranfheiten unter Menfchen nur. auf Klage der Ans 
geftecften oder Erkrankten unterfucht und. geftraft werden 
dürfe? Man follte meinen, dies liege in dem Worte: 
„, Strafbeftimmungen”, welches ausdrüde, daß fo weit, 
aber auch nur fo mweit die culpofe Körperverlegung über: 
haupt ftrafbar fey, fie es auch hier ſey — in welchem 
Sinne auch der Art. 182 von der Meuterei ausgelegt wurde. 
Eicher lag es aber nicht in der Abficht des Geſetzgebers 
(und diefe fteht über dem Buchftaben des Gefepes), das 
amtliche Verfahren in fo gemeingefährlichen Fällen auss 
zufchliegen — in welcbem Sinne auch ſchon andere Artifel, 
3. DB. der Art 209 von f. g. andern Münzverbrechen, aus⸗ 
gelegt wurden. Go einfach Daher die Vermeifung auf 
fremde Strafen erfcheint (denn die Verbreitung anſtecken⸗ 
der Kranfheiten unter Menfchen bildet ein gefeglich ſelbſt⸗ 
ftändiges, aus Tödtung und Körperverlegung gemifchtes 
Verbrechen), fo viele Verwickelungen führt fie, wie ſchon 
die bisherige Ausführung ergeben hat, von Artikel zu 
Artikel herbei. Weiter auf den Inhalt des merfwürdi- 
gen und fonft controverfenreichen Art. 271 einzugehen, ift 
hier nicht der Drt. Vgl. Comment. IH. ©. 506 — 553. 


6.11. 


BDefonders beiehrend ift hier der Art. 261 des Str. 
G. B. (vgl. $. 2), welcher viele Eontroverien, NL wor 
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‚ hauptfählih aus dem Grunde herbeigeführt hat, meil 
- Hier nicht gehörig zroifchen Verfchiedenheit Des Begriffs 
und (bloßer) Gleichheit der Strafe unterfchieden 
wird, obgleich diefe fo überaus folgenreiche Unterfcheis 
dung bei allen feither befprochenen Faͤllen anerfannt wer: 
den mußte. Es iſt dies einer der drei Sälle, auf melche 
ſchon oben ($. 3) vorläufig hingewiefen wurde. 


Der Entwurf v. %. 1835 hatte den — man mödte 
fagen, wunderliden — Einfall (wenn es nicht ein bloßes 
Ueberfehen war), Ehrenfränfungen, alfo auh Real: 
injurien, mit Gefängniß von 24 Stunden bie zu 6 Mo; 
naten, hingegen einfahe Körperverlegungen mit 
Vorbedacht mit Gefaͤngniß von 6 Tagen bis zu einem 
Monate zu bedrohen, wofür der Entw. vom %. 1832 gar 
vierzehn Tage bis zu 3 Monaten feftgefegt hatte. Hiernach 
follte das Minimum für folche Körperverlegungen ſechs⸗ 
mal fo hoch, hingegen das Marimum um fechsmal niedri⸗ 
ger als das für KRealinjurien ſeyn. Diefer Widerfpruch fand 
in der 8. d. A. gerechten Anftand. Zunächft wurde gefragt, 
wie fich denn überhaupt Realinjurien von einfachen Körper: 
verlegungen unterfchieden? Darüber habe man ſchon bisher 
in der Doctrin und Praxis geftritten. Deshalb follte im 
Sinne der bisherigen Praxis der Zufag gemacht werden: 
„Unter (einfache) Körperverlegungen werden folche Berleguns 
gen verftanden, zu deren Heilung. in der Regel ein Arzt 
oder Wundarzt nothwendig ift”?). Dies wurde aber für über: 
flüffig erklärt, wenn man, was am einfachften fey, hin: 


2) So bemerft Knapp, das württemb. Criminalrecht S. 250: 
Geringere Körperverlegungen,, welche weder ärztliche Hülfe 
nöthig machen, noch von bleibenden nachtheiligen Folgen find, 
felbft wenn die Wunde geblutet hat, gehören nach dem würt⸗ 
temb. Rechte zu den Realinjurien, welche nur auf Klage des 
Verlesten zu unterfuchen, und mit Geld: und fürzerer Ges 
fängnißitrafe zu ahnden find. Hof-Ger.⸗Ordn. v. 1654, II, 
25. Gen. Refer. v.31. San. 1795 Nr. 4. Die Körperverlegun: 
gen ſchwererer Art find ex officio ya unterfudhen ze. . 
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fihtlih der Beftrafung auf die Grundfäße von 

den Realinjurien verweife. Dabei wurde von vers 

fehiedenen Seiten behauptet, daß jede Körperverlegung der 

Art zugleich eine Injurie fey, weil zur Injurie mehr nicht 
als das Bewußtſeyn erfordert werde, daß die Handlung in: 

juriicend fey, wer aber einen Andern fchlage (wenn es nicht 

etwa in Raufhändeln gefchehe),, den animus injuriandi in 

diefem Einne haben müffe. Dem wurde aber von Andern 

widerfprochen. Vorerſt fey nicht einzufehen, teshalb, 

wenn Realinjurien und einfache Körperverlegungen iden⸗ 

tifch feyen, ein befonderer Artikel fir letztern aufgeftellt 

werde; fodann gebe es allerdings einfache Körperverleguns 

gen, welche man nicht Realinjurie nennen erde. So 

3. B. fomme es darauf an, ob man Jemanden mit einer 

fo zu fagen ehrenhafter Waffe verlege, während 3. B. 

Dhrfeigen immer Realinjurien feyen; eben fo, wenn es 

mand einen Anderen, der ihm den Weg verfperre, angreife 

und verlege, fo koͤnne dies fehr wohl ohne allen anımus 

injuriandi gedacht werden ꝛc. Das Refultat der Verhands 

lungen war die jegige Faſſung des Art. 261: „Iſt durch 

die Körperverlegung weder ein bleibender Schaden geftiftet, 

noch überhaupt Krankheit oder Arbeitsunfähigkeit (mie. 
vag!) verurfacht worden, fo fommen die im Art, 284 

auf Thätlichfeiten gefegten Strafen zur An 
wendung”; Comment. III. ©. 388 — 417. 


Somit fteht gefeßlich feft, daß einfache Körperners 
legungen mit Vorbedacht dem Begriffe nad von präs 
meditirten Realinjurien gerade fo verfchieden find, wie in 
allen feither entwichelten und noch ferner zu entwickeln: 
den Fällen, die das Geſetz (nur) hinfichtlich der Strafbar- 
feit einander gleichftellt. Hiernach fpricht der Art. 261 
nicht den toiderfinnigen Sag aus: Realinjurien follen als 
Realinjurien beftraft . werden, fondern: einfache Körper: . 
verlegungen find gleich ftrafbar mit Realtupanien, 
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Doch befchränft ſich dies 4) nur auf einfache Körperver: 
legungen mit Vorbedacht, wie theils die Ueberfchrift 
des Art. 260 ergiebt, theild der Art. 263 Ziff. 4, welcher 
für einfache Körperverlegung im Affect eine felbfiftän: 
dige Strafe androht, nämlid) „in bedeutenderen Sällen 
des Art. 261 Gefängnig bis zu 4 Monaten, in leichteren 
Geldftrafe bis zu 25 Gulden”, fo daß die für Realinju: 
rien im Affect beftimmten Strafen des Art. 284 Hier Feine 
Anwendung finden. 2) Verweiſt der Art. 261 nur auf 
die Strafen des Art. 284, alfo a) nur auf den Art. 284, 
nicht au) auf andere Artifel, welche fonftige Beftim: 
mungen über Injurien enthalten, ausgenommen daß 
nah Abf. 2 einfache Körperverlegungen, gleih den Inju⸗ 
rien (Art. 291), regelmäßig nicht von Amts wegen unter: 
fucht und geftraft werden follen; fodann b) verweift er 
nur auf die im Art. 284 (für den Vorbedacht) angedroh: 
ten Strafen, fo daß einfache Körperverlegungen und 
Realinjurien dem Begriffe nach von einander getrennt, und 
nur, aber auh nur im Kalle des Borbedadts, 
Hinfihtlih der Strafe und des Ausfchluffes 
des amtlihen Berfahrens einander gleid: 
geftellt find. Im Uebrigen find fie nach verfchiedenen 
Grundfägen zu beurtheilen, weil der Richter zmei, dem 
Begriffe und Thatbeftande nach verfchiedene Verbrechen 
einander nicht weiter gleichftellen kann, als es das Geſetz 
gethan hat. Die BVerfchiedenheit beider Vergehen zeigt 
fih nun aber 


1) darin, daß beide einen verfhiedenen That: 
beftand haben, mithin der Richter in jedem vorfommen: 
den Falle darüber mit fih ins Klare fommen muß, ob 
das Uebergewicht mehr auf Seiten der Verlegung der 
Ehre oder der Integrität des Körpers ſey, um 
die Vorſchrift des Art. 354 Ziff. 2 dee Ste. Pr. D. erfül: 
fen zu koͤnnen, wonach in jedem Steafuctheil „die be 
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flimmte Benennung des Verbrechens , tmorüber. erfannt 
wird” enthalten feyn fol. Fielen fie dagegen dem Be⸗ 
griffe nach zufammen, fo müßten fie den gleichen ſub⸗ 
und objectiven Thatbeftand Haben. Mit Recht giebt dies 
auh Hufnagel, das wuͤrtt. Str. G. B. S. 261 nicht zu, 
indem er bemerkt: „die Koͤrperverletzung des Art. 261 iſt 
zwar der (vorbedachten) Realinjurie hinfichtlich der Strafe 
gleichgeftellt, aber in fubjectiver Hinficht, in Beziehung 
auf die Abfiht (animus), unterfcheiden fie fich von einan⸗ 
der”, zugleich aber auch, muß hinzugefügt werden, hin⸗ 
fihtlih des Objects, welches dort vorherrfchend der Leib 
oder Körper, hier vorherrfchend die Ehre, und nur unter; 
geordnet oder mittelbar der Körper if. Sodann 


2) find Körperverlegungen, erfchtwerte wie einfache, 
nad Art. 267 auch im Falle der culpa ftrafbar; bins 
gegen culpofe Realinjurien anerfennt weder die öffentliche 
Meinung, noch das Gefeß. Nimmt man dagegen an, daß 
einfache Körperlegungen und Realinjurien dem Begriffe 
nach zufammenfallen, mithin Ein Vergehen feyen, fo hat 
man nur dad Dilemma, entweder dann auch culpofe Real: 
injurien nah Art. 267 für ftrafbar zu erflären, oder 
nach Art. 284 (welcher dolus vorausfegt), aber gegen 
den Art. 267, culpofe einfache Körperverlegungen nicht 
zu beftrafen. Das eine, wie Das andere wäre aber 
gleich geſetzwidrig. Gleichwohl bemerft Yufnagel 
a. a.O. ©.253: „Die ganz leichten Koͤrperverletzungen ®), 
welche als Realinjurien beftraft werden, hat das Obertri⸗ 
bunal (bei Art. 268) anfangs nur von dem Verfahren von 
Amts megen ausgenommen; fpäter hat es den allge: 
meinen Sag aufgeftellt, dag diefe geringfügigen 


3) So ganz leicht find fie doch nicht, wenn eine Kreisgefängniß⸗ 
ftrafe bis zu einem Jahre eintreten kann. Auch unterfcheidet 
Art. 263 Ziff. 4 in den Fällen des Art. 261 „, bedeutete 
und leichtere. ’' 
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Berlegungen (hier, wieim Art. 267) das Verbre— 
ben (Vergehen) fahrlaffiger Korperverlegung 
überhaupt nicht begründen”, was indeß Huf: 
nagel nicht zu billigen ſcheint, und gewiß mit Redt. 
Denn daß der Art. 267 vermöge feiner generellen Kaflung 
nicht blos erfchwerte, fondern auh einfache Körperver: 
legungen aus Kahrläffigfeit begreife, kann mit Grund 
nicht bezweifelt werden, und erhellt zum: Ueberfluß noch 
aus dem Schlußſatze, daß „in ganz geringen Fällen 
Geldbuße (von einem) bis zu 25 fl.” eintreten Fann. 
Unter den ganz geringen Fällen find aber nach Art. 263 
Ziff. 4 objectiv geringe, alfo einfache geringfügige Körper: 
verletzungen aus Sahrläfligfeit zu verftehen. 


Hiernach kann die Thefis des Dbertribunald nur auf 

dem unrichtigen Schluffe beruhen : weil vorbedadte 
einfache Körperverfegungen nach Art. 261 mit der 
Strafe der Realinjurien bedroht find, ed aber Feine 
ftrafbaren culpofen NRealinjurien giebt, fo Eönnen eben 
deshalb auh einfache culpofe Körperverlegungen nicht 
geftraft werden. Allein nach dem obigen Dilemma Fönnte 
man eben fo richtig umgekehrt fchliegen, daß culpofe 
Realinjurien ftrafbar feyen, weil es ftrafbar einfache 
Körperverlegungen aus Fahrläffigfeit giebt. Welcher 
Schluß ift nun der richtige? Offenbar find fie beide gleich 
falſch. Denn fie beruhen auf der falfchen Prämiffe, daf 
Realinjurien und einfache Körperverlegungen, als glei 
ftrafbar, nur Ein Vergehen bilden. Daß aber das Ober: 
tribunal wirflich von diefer falfchen Prämiffe ausgehe, er 
hellt aus Hufnagel, Comment. II. ©. 326, wo ge 
fagt wird: „weil eine Körperverlegung des Art. 261 ihrem 
Wefen nah unter den Begriff tHätliher Ehren: 
Fränfungen fällt, es aber Feine culpofen Injurien giebt ıc.” 
Allein das Dbertribunal fagt ja felbft: „eine Körperver: 
legung des Art. 261”; diele ift aber nur eine einfache 
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prämeditirte, alfo im Gegenfage theild des Art. 263 
Ziff. 3 von einfachen Körperverlegungen im Affect, 
theils des Art. 267 von culpofen einfachen Körper: 
verlegungen, melche in beiden Artikeln mit felbftftän: 
digen Strafen bedroht find. Wie fann man daher aus 
der befchränften Gfleichftellung der Strafe eine unbe 
fchränfte machen und damit eine Strafe befeitigen, welche 
nun einmal geſetzlich angedroht ift? Will man dies aber, 
fo müßte noch vieles andere zugegeben werden, was 
die Praris bis jegt wenigſtens zuzugeben beanftandet hat. 
Wir wollen daher auf diefes Weitere jegt eingehen. 


3) Realinjurien laffen feinen Berfuch zu, koͤnnen 
daher immer nur als confummirt gedacht werden ?), Hin: 
gegen Körperverlegungen find nah Art. 67 auch im Kalle 
des Verſuchs (im Gegenſatze bloßer Norbereitungshandluns 
gen) ftrafbar. Nimmt man dagegen an, daß (prämedi: 
tirte) Realinjurien und einfache Körperverlegungen dem 
Begriffe nach zufammenfallen, fo hat man nur dag 
Dilemma: entweder dann auch verfuchte Realinjurien nach 
Art. 67 zu ftrafen, oder, meil legtere ftraflog find, auch 
den Verſuch einer einfachen Körperverfegung gegen den 
Art. 67 für ftraflos zu erflären. Der eine, wie der 
andere Schluß wäre aber gleich unrichtig, weil er auf einer 
fatfhen Prämiffe, nämlich der Identitaͤt des Begriffs bei⸗ 
der, dem .Wefen nach verfchiedenen Vergehen beruht. 
Wenn z. B. A den B fehon gefaßt und gebunden hat, um 
ihn nach eigener Weife zu mißhandeln, daß, menn er fein 
Borhaben ausgeführt Hätte, ihn nach Art. 261 einjährige 
Gefängnißftrafe getroffen haben würde, fo ift A, wenn er 


4) Zwar ift auch bier ein Verſuch denkbar, 3. B. das Aufheben 
des Stodes oder der Hand, um Semanden zu fchlagen, das 
Räufpern, um Jemanden anzufpeien ꝛc.; allein die öffentliche 
Meinung faßt ſolche Handlungen als vollendete —RRX 
Injurien auf. 
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duch Dazmwifchenfunft eines. Dritten von weiterer Gemalt 
abgehalten wird, nicht wegen vollendeter Realinjurie, fon: 
deren mit Rückficht auf den animus nach Art. 67 u. 261 
wegen verfuchter Körperverlegung ftrafbar. Soll hier der 
animus nicht entfcheiden,, fo gäbe e8 z. B. auch feinen Un: 
terſchied zwiſchen Beleidigung der Amtsehre durch Thätlich: 
feiten und Widerfegung durch ſolche, wovon oben die 
Rede war. 


4) Nach dem Pol. Str. G. Art. 56, 92, 90, find 
innerhalb ihres gefeglihen Reflorts durch die Local⸗ und 
Bezirfspolizeiftellen (Drtsobrigfeitn und Dber: 
Amter) für die Abrügung von Realinjurien, wenn deshalb 
vor ihnen geklagt wird, zuftandig. Hingegen Körperver: 
fegungen, erſchwerte wie einfache (Art. 261), find, fo weit 
es fich von Geldftrafe oder Kreisgefängnig handelt, nad 
Art. 10 der Str. Pr. DO, mo der Art. 261 ausdrücklich 
allegirt ift, nur den Bezirfsgerichten zugemiefen. 
Nimmt man dagegen an, daf beide Ideen identifch feyen, 
fo hat man auch hier nur das Dilemma: entweder den 
Reſſort der Polizeiftellen zu erweitern, indem man von 
den ihnen zugewiefenen Realinjurien auf ihre Zuftändigkeit 
auch für Körperfegung ſchließt, oder umgekehrt ihren 
Reffort zu befbränfen, indem man von den ihnen nicht 
zugewiefenen Körperverlegungen auf ihre Nichtzuftändigfeit 
für Realinjurien fchlieft.e Das eine, wie dad andere 
wäre gleich gefegmwidrig. Geht man aber von zwei dem 
Begriffe nach und nach den Reflortverhältniffen verfcie: 
denen Vergehen aus, fo befteht Beides ohne Widerfprud 
neben einander. Dies zeigt fich 


5) auch darin, daß nad) Art. 17 des Geſetzes Uber die 
privatrechtlihen Folgen bei Chrenfränfungen, alfo au 
Realinjurien, der Beleidigte Aftimatorifch vor der Civil⸗ 
behörde Flagen darf, wenn er eine Privatgeldftrafe der 
Öffentlichen, ſey es polizeilichen oder gerichtlichen, Strafe 


zweier oder mehrerer Verbrechen. 486 


vorzieht. Werden nun die Eivilbehörden , von der Gleich⸗ 
heit der Strafe nach Art. 361 auf die Gleichheit des Be⸗ 
geiffs fchliegend, actio injuriarum aestimatoria auch bei 
einfachen vorbedachten Körpervelegungen (um fo mehr bei 
im Affect zugefügten, Art. 263 Ziff. 4, und bei cul: 
pofen Körperverlegungen diefer Art, Art. 267) zulaffen, 
ſich mithin für die Beftcafung derfelden im Eivilmege zu: 
ftändig erklären? Oder werden fie daraus, daß der 
Art. 361 nur Öffentliche Strafe androht (eben fo die 
Artt. 263 Ziff. 4 u. 267), umgekehrt den Schluß ziehen, 
dag der Art. 17 des privatrechtlichen Geſetzes auch auf 
Realinjurien unanwendbar fey? Der eine, mie der 
andere Schluß märe gleich verfehlt, weil die Prämiffe, 
worauf er beruht (die Identitaͤt des Begriffs beider Vers 
gehen) falſch iſt. Somit muß nicht blos der Eriminal: 
richter (Ziff. 1), fondern auch der Eivilrichter zwifchen 
Realinjurien und einfachen Körperverfegungen unterſchei⸗ 
den fönnen; jener, um in dem Strafurtheile die Hand: 
lung (ob des Art. 261, oder des. Art. 284) zu bezeich: 
nen, wegen welcher Strafe eintreten oder freigefprochen 
werden foll ; diefer, um feine Zuftändigfeit zu prüfen. 
Denn bei Körperverlegungen darf er die Aftimatorifche Klage 
nicht annehmen. 

6) Nach Art.272 Abſ. 2 fol bei Koͤrperverletzun⸗ 
gen, welche an Verwandten in auffteigender Linie verübt 
werden, die an fich verwirfte Strafe immer auf das 
Doppelte erhöht, und wenn hiedurh das gefegliche 
Maaß der Gefängnißftrafe überfcheitten würde, zum (ent⸗ 
ehrenden) Arbeitshaufe übergegangen werden. Ob 
diefe überaus harte (meit durchgreifende) Beftimmung ſich 
auf vorbedachte Körperverlegungen, Art. 260 u. 261, nur 
befchränfe, oder auch auf im Affect zugefügte, Art. 263, 
und felbft auf culpofe Körperverlegungen, Art. 267, zu bes 
ziehen fey, ift beftritten; vgl. Comment. III. ©. 536 fa, 

Urin d. Er. R. 1848. IV. ©t. xt | 
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Aber au, wenn man diefelben auf dolus praemeditatus 
befchränft, fo folgt daraus nicht, daß eine ſolche Berdop pe: 
lung der Strafeauch bei prämeditirten Realinjurien zus 
(äffig fey, wie dies 3. B. Hufnagel, das wuͤrtt. Ste. G. B. 
©. 257, behauptet. Seine Gründe find (Comment. II. 
©. 149), „weil die Körperverlegung des Art. 261 mit der 
Realinjurie gleich frrafbar fen, der Erſchwerungsgrund der 
gleiche fey, mithin auch die Realinjurie nebft dem Erſchwe⸗ 
rungsgrunde, der Körperverleßung nebft dem Erſchwe⸗ 
eungsgrunde gleich geftraft werden müfle.” Hier wird 
zwar nicht aus einer angeblichen Gleichheit des Begriffe 
beider, fondern nur aus der Gleichheit der Strafe ge 
folgert, daß der Art. 272 Abf. 2 auch auf Realinjurien 
anwendbar ſey. Allein auch der Schluß von der theil:; 
weiſen Gleichftellung beider auf unbedingte, und zivar 
in der Weife, daß nicht nur alle Beftimmungen über Real: 
injurien auf einfache Körperverlegungen, fondern auch 
umgefehrt alle Beftimmungen uber einfache (und er: 
fehwerte) Körperverlegungen auch auf Realinjurien anzu: 
wenden feyen, mithin für beide Vergehen Alles gemein: 
ſchaftlich ſey — diefer Schluß laßt ſich nach dem Obigen 
in Feiner Weiſe rechtfertigen. Dies würde dahin führen, 
daß 3. B. auch die Strafen der Art. 263 Ziff. 4 und des 
Art. 267, im Widerfpruch mit Art. 284, fo wie der be 
fondere Schärfungsgrund des Art. 262, welcher gleichfalls 
einen Uebergang zum entehrenden Arbeitshaufe zur Kolge 
haben fann, auch auf Realinjurien in Anwendung gebracht 
werden müßten. ine ſolche unbedingte Sfeichftellung lag 
weder in dem Entwurfe, welcher beide Vergehen ſowohl 
dem Begriffe als der Strafe nach unterfchied, noch liegt fie in 
der Faſſung des jegigen Art. 261, welcher nur prämeditirte 
einfache Körperverlegungen nah Art. 284 beftraft mif- 
fen will, ohne daß das Geſetz umgefehrt bei den Realinju: 
vien auf die befonderen Beftimmungen über Koͤr⸗ 
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perverlegung verweift. Welches Gewicht endlich das Str. 
©. B. jenem Berhältniffe bei Realinjurien beilege, 
erhellt aus Art. 284 Ziff. 2, wonach daffelbe nur die Wirs 
fung eines Straferhöhungsgrundes innerhalb der Straf: 
rahme (bis zu einem Jahre Kreisgefangniß) hat, fo daß 
hier nicht einmal eine durch Analogie auszufüllende Luce 
befteht. ine Luͤcke ift nur vorhanden, wenn es an aller 
und jeder gefeßlichen Beftimmung fehlt, nicht aber, wenn 
das Geſetz zwei im Allgemeinen gleich ftrafbare Handluns 
gen im Einzelnen verfchieden beurtheilt. Solche Incon⸗ 
fequenzen auszugleichen, dazu ift die Analogie nicht 
da, und fie würden bei den fo häufigen Verftößen des Str. 
©. D. gegen die relative Proportion ohnehin gar Feine 
Granze haben. Vgl. diefed Archiv 1846 ©. 172°). Das 
gegen 

7) fragt e8 fih, ob nicht wenigſtens der Art. 293, 
welcher bei Ehrenfränfungen, alfo auch bei Realinjurien, 
die Retorfion als Tilgungsgrund der Strafe 
zuläßt, auch auf einfache Körperverlegungen mit Vorbe⸗ 
dacht, Art. 261, um fo mehr im Affeet, Art. 263 Ziff. 4, 
zu beziehen fey? Denn fo muß’ man die Krage ftellen, 
während der Art. 293 die unrichtige Kaflung hat, daß bei 
Retorfion „feinem Theile ein Recht auf Klage zuftehe”. 
Zu Flagen (eine Klage zu erheben) Fann nämlidy bei⸗ 
den Theilen, oder dem Einen, gegen deflen Klage der Ans 


5) Sin diefer Abhandlung ift unter Anderem auch gezeigt, tie 
häufig der Nichter von der Analogie zur näheren Beſtim⸗ 
mung eines lüdenbaften Thatbeftandes Gebrauch zu 
machen aenöthigt ift, was nach den K.: Verhandlungen zu Art.1 
auch nicht bezmeifelt werden fann. Wie kann daher Häbers 
Lin, Srundfäge des Criminalrechts zc. I. ©. 152, mir vors 
werfen, daf ich mich bei Art. 175 des Str. G. B. nur auf 
ein allgemeines Raifonnement berufe, da ich ja ausdrücklich 
noch auf die Verbdlg. zu Art. 1 und den Art. 170, alfo mit 
a. W. auf die Analogie verweife? Bol. die Staatsverbres 
den x. ©. 203 Ziff. 4. 

tr 
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dere die Einrede der Retorfion vorfchügt, nicht verwehrt 
werden; ja es muß ihnen eine Klage geftattet werden, weil 
erſt durch die Unterfuchung aufgemittelt werden fann, ob 
die Bedingungen der Ketorfion nah Art. 293 vor: 
handen find, oder niht? Mithin Fann der Act. 293 nur 
fagen wollen, daß die Retorfion ein Tilgungsgrund der 
Strafe ſey, alfo der Kläger, oder beide Theile, wenn fie 
als Kläger gegen einander auftreten, ihren Zweck (die 
‘ Berurtheilung des Gegners) nicht erreichen. Dies ift, 
wie allgemein angenommen wird, eine Ausnahme von der 
Regel, ja der einzige Kal der Art. Denn weder bei von 
Amts wegen, noch bei andern auf Klage zu unterfuchenden 
Vergehen tilgt die Ermwiederung des Gleichem mit Gleichem 
(verfchieden natürlich von der Nothwehr) die Steafbar: 
feitz vielmehr find dann beide Theile ftrafbar. Nun lag 
es entichieden nicht in der Abfiht des Entwurfs, wel 
cher für einfache Körperverlegungen aus Vorbedacht eine 
feldftftändige Strafe beftimmt hatte, daß der Art. 
293 auch auf diefes Vergehen angewendet werden ſoll⸗ 
te. Ob nicht aber jet, mo der Art. 261 auf die 
Strafen der Realinjutien, Art. 284, verweift, ſich die 
Sache anders verhält? Nah Hufnagel a. a. O. 
©. 247 Ziff. 4 wäre dies zu bejahen, „theils weil (Com: 
ment. IE ©. 126) der Art, 261 auf die Strafe des Art. 
284 vermweift, für welchen auch der Art. 293 gilt, 
theils die Abficht des Art. 293, die Gerichte mit gering: 
fügigen Injurienhändeln zu verfchonen (Haupt: Comm. : 
Bericht ©. 345.) nicht zu erreichen wäre, wenn fo lange 
unterfucht werden müßte, bis das feine fubjective Merk: 
mal, ob animus injuriandi oder laedendi die nächfte Ab: 
ſicht geweſen, durch die Unterfuchung erhoben worden 
wäre”. Hier wird, und mit Recht, nicht aus der Gleich⸗ 
heit des Begriffs beider Vergehen auf die Anwendbar⸗ 
feit des Art. 293 auf einfache Körperverlegungen gefolgert, 
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fondern es wird zunächft ein anderer Grund geltend ge 
macht, von welchem in diefer Abhandlung fehon öfter Ge- 
brauch gemacht wurde. Denn, wenn gleidy der Art. 261 
nur auf die Strafen des Art. 284; ohue Bezugnahme 
‚auf die Beftimmung des Art. 293, verweift, fo verweiſt er 
doch auf die Strafen des Art. 284, dieſe find aber nach 
Art. 293 dadurch bedingt, daß der Kläger Feine Re 
torfion ausgeuͤbt Habe, und mit diefer gefeglichen Beſchraͤn⸗ 
fung muß auch der Art. 284 auf einfache Koͤrperverletzun⸗ 
gen angewendet werden, weil, wie bei der Meuterei und in 
andern Fällen ausgeführt wurde, in der Verweiſung auf 
fremde Strafen die fich von felbft verftehende Elaufel 
enthalten ift: fo weit eine Strafe für das Normalver: 
brechen gefeglih begründet ift, alfo nicht auf: 
nahmsmeife aus befonderen Gründen Straflofigfeit 
in Ausficht geftellt ift %). ine Kolgerung aus der (angebs.. 
lichen) Identitaͤt Des Begriffs würde hingegen nicht nur 
auf einer unrichtigen Pramiffe beruhen, fondern auch fehr 
viel weiter führen, naͤmlich dahin, auch die in Ziff. 1—6 
entwickelten Unterfchiede zwifchen beiden Vergehen aufzu⸗ 
heben, wodurch man fich aber in den geradeften Widers 
fpruch mit dem Geſetze fegen würde. 

Solche Mühe und folche Bedenken erzeugt der fo ein: 
fach gehaltene, und eben deshalb ſcheinbar zweifellofe Art. 
261, welcher einfach Körperverlegungen, aber nur au 
Vorbedacht, mit der Strafe des Art. 284 bedroht, d. 5. 
fo weit fegtere für prämeditirte Realinjurien berechnet, 
und nicht etwa duch Retorfion getilgt ift (Art. 293). . 
Aber es entftehen hier noch andere, und zwar fehr beden- 


6) Der zweite Grund Hufnagel’s ift dagegen nicht beweiſend, 
weil ſchon der Entwurf die Retorfion als Zilgungsgrund 
der Strafe bei Injurien enthielt, und wenn «6 bei der ſelbſt⸗ 
ftländigen Strafe des Entwurfs für einfache Körpervers 
legungen geblieben wäre, die Gerichte wohl fchwerlich die 
Reterfion auf lebtere ausgedehnt haben würden. 


—“ 
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tende Bebenfen, an welche die 8. d. A. fo wenig wie die 
anderen Kactoren der Gefeßgebung dachten, als fie jene 
Abänderung des Regierungs » Entwurfs trafen. Diefe 
Bedenken beftehen darin, daß mit dem Art. 261, fo tie 
er jegt gefaßt ift, mehrere Artikel völlig unvereinbar find, 
weil fie im Sinne des Entwurfs vor. der Be— 
eathbung über den Art. 261 angenommen wurden, 
und man es unterließ, fpäter auf diefelben zurüczugreifen, 
um fie nach dem Befchluffe zu Art. 261 zu modificiren. 
Dies foll ſchließlich noch nachgewieſen werden, und Fann 
namentlih den Kammern zur Warnung dienen, daf 
fie von der ſcheinbar unverfänglichen Methode der Gleich⸗ 


ſtellung mehrerer Verbrechen hinfichtlih der Strafbarkeit 


nur ja feinen unüberlegten Gebrauch machen, weil fie noch 


- weniger im Stande find, die oft weit greifenden Folgen 


eines. folchen Befchluffes zu berechnen, was der oder die 
Verfaſſer eines Entwurfs Doch noch cher vermögen. 
Die ganze Anlage des Str. ©. DB. dient zum unzwei⸗ 


..felhaften Bemweife, daß das Str. ©. DB. auf der be: 


sriffsmäßigen Unterfcheidung zwiſchen Realinjurien 
und einfachen Körperverlcgungen beruht, indem für jene 
der technifche Ausdruc ,, Thätlichkeiten” gewählt ift, diefe 
Hingegen Berlegungen des Körpers, Körperverlegungen, 
Mißhandlungen ꝛc. genannt werden 7). Dies ergiebt ſchon 
der Art. 261, welcher Gegenftand der bisherigen Unter: 
fuchungen war, indem er auf die „Strafen des Art. 284 
über Thätlichfeiten” vermeift, und der Art. 284, 
auf welchen hier Bezug genommen wird, indem derfelbe in 
Ziff. 3 und 4 von „Ehrenfränfungen duch Thätlichfeiten”, 
beziehungsmweife von „Thätlichkeiten” fpriht. Eben fo 


ift im Art. 162 von Beleidigung der Amtsehre I. Stufe 


7) Auch bier führt die beliebte Ubmwechfelung des Auspruds 
zu vielen Zweifeln. Bol. z. B. Comment. Ih. UL. ©. 345. 
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duch Thaͤtlichkeiten die Rede, und im Schlußſatze 
heißt ed dann weiter: „Trifft mit der thätlichen Beleidis 
gung eines öffentlichen Dieners Förperlihe Ber: 
legung zufanımen (alfo — tie e8 feheint — ideale Con: 
currenz von Realinjurien und Körperverlebung) , fo ift die 
ouf die Widerfegung beftimmte Strafe (Art. 171 Ziff. 3) 
verwirkt“. In Ziff. 3 des Art. 171 von der Widerfegung 
heißt e8 aber: „„3) mit Kreisgefängniß nicht unter 6 Mos 
naten, wenn an der obrigfeitlichen Perfon eine Körpers 
derlegung (Art. 261) begangen worden ift?”. Alſo 
fagt der Art. 162 Schlußfag mit andern Worten: trifft 
mit der thätlichen Beleidigung (Realinjurie) eine einfache 
Körperverlegung mit Vorbedacht (Art. 261) zufammen ı 
fo fol eine folhe Amtschrenbeleidigung I. Stufe mindeftens 
mit 6 Monaten Kreisgefängnig belegt werden. Dies paßte 
allerdings zu dem Entwurfe, welcher hinfichtlih des Be⸗ 
geiffs und der Strafe zwifchen Realinjurien und einfachen 
Körperverlegungen unterſchied. Allein wie follten jetzt letz⸗ 
tere, da fie auf Derfelben Stufe der Strafbarfeit mit 
jenen ftehen, eine höhere Strafrahme begrüns 
den fönnen? Und doch beträgt die Differenz hier zwei 
Monate Kreisgefangnig mehr, mie der Art. 162 Ziff. 4 
ergiebt. 

Derfelbe Fehler Fehrt bei der Amtschrenbeleidigung 
II. Etufe wieder, indem es am Schluffe des Art. 164, 
nachdem vocher in Ziff. 2 von Thaͤtlichkeiten (Real 
injurien) die Rede war, heißt: „Im Falle einer för: 
perlichen Verletzung des Beleidigten kommen die im 
Art. 172 angedrohten Strafen zur Anwendung”; der Art. 
172 ift aber wie der Art. 171 angelegt, fett mithin eins 
facbe Körperverlegung im Sinne des Art. 261 vor⸗ 
aus. Alfo au hier foll Amtsehrenbeleidigung II. Stufe 
durch einfache Körperveriegung Höher ftrafbar feyn, 
als durch bloße Realinjurien, obwohl beide jegt im Art. 
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261 hHinfichtlih der Strafbarfeit einander gleichgeſtellt 
find! Indeß druͤckt ſich der Art. 164 jedenfalls befler aus, 
wenn er fagt: im Kalle der Eörperlichen Verletzung, 
d. h. wenn die Gewalt über die Realinjurie hinausgeht 
oder Körperverlegung ift, während der Act. 162 Schluß | 
fag eine Saffung hat, melde den Schein zuläßt, als Tiege 
dann eine Ideale Concurrenz beider Vergehen vor, 
was doch der Fall nicht ift, und dann auch in dem glei 
hen Falle des Art. 164 angenommen werden müßte. 
Auch hier zeigt es fih, daß das Str. G. B. viel zu viel 
Gewicht auf, oft Zweifel erregende, Abmwechfelung des Aus: 
drucks legt. Je ftereotpper der Ausdruck, defto beffer. 
Nur Deutlichfeit vor allen Dingen, zumal bei einer caful- 
ftifchen Geſetzgebung! 

Der gleiche Fehler Fehrt bei dem ſchon erwähnten 
Art. 172 von der Widerfegung I. Stufe wieder, melcher 
Eine Strafrahme für. Widerfegung durch Thätlichkeis 
ten, eine zweite (höhere) für ſolche durch einfache 
Körperverlegungen des Art. 261, und eine dritte 
(noch höhere) für Widerfegung durh erfhwerte Kör: 
perverlegungen im Sinne des Art. 260 aufftellt, in wel⸗ 
chem letteren Falle auf die Grundfäge von der Concurrenz 
verwiefen wird. Wie Fann hier das Minimum der erften 
Stufe in 4 Monaten Kreisgefängnig (3. B. bei Verſetzung 
eines bloßen Stoßes!), das der zweiten Dagegen in 6 Mo: 
naten Kreisgefängniß beftehen, da Thätlichfeiten und eins 
‚fache Körperverlegungen nach Art. 261 jegt gleich ftrafs 
bar find? = 

Natürlich kehrt derfelbe Fehler auch bei Art. 172 
von. der Widerfegung II. Stufe wieder, weil er auf der 
namlichen Anlage wie der Art. 171 beruht. Die Differenz 
befteht Hier in dem Minimum von 6 Wochen (für Thaͤt⸗ 
lichfeiten) und 3 Monaten (für einfache Körperverlegung). 
Und diefe fo unverhältnigmaßig hohen Strafen find gar 
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noch auf andere Vergehen ausgedehnt worden! Dies 
gilt nicht nur von der Amtsehrenbefeidigung I. und II. 
Stufe, fondern nah Art. 180 auch von der Befreiung 
der Gefangenen durch Gewalt an den Gefangenmwärtern ıc., 
wo „von Gewalthandlungen von -der in Art. 171 Ziff. 2 
— 3 erwähnten Befhaffenheit” die Rede ift, alfo von 
Gewalt duch Thätlihfeiten (Art. 171 Ziff. 2), oder 
duch einfache Körperverlegung (Art.171 Ziff. 3), 
wo dann die beiden, auf verfchiedenen Anſaͤtzen be; 
ruhenden Strafrahmen des Art. 171 in Anwendung fom: 
men follen, obgleich Kealinjurien und einfache Körperver: 
legungen jegt nach Art. 261 gleich ftrafbar find! Ja zum 
vierten Male bezegnet man der Androhung jener Strafen 
im Art. 181 bei der Selbftbefreiung der Gefangenen, wo 
der Richter ebenfalld zwei Stufen der Strafbarfeit unters 
fcheiden foll, die jetzt (nad Art. 261) nur Eine bilden, 
Berbindet man mit diefen zugleich formellen und materiels 
len Berftögen noch den Mißbrauch der viel zu hoch gearif: 
fenen Widerfegungsftrafen, welche ohne alles Bedenfen 
auf vier meitere Vergehen ausgedehnt find, fo darf man 
dem Gefeggeber mit Recht den Vorwurf machen, daß er 
den einmaligen Berftoß dadurch vervierfacht habe. 
Merkwürdig genug unterfcheidet dagegen der Art. 
178 Ziff. 3 vom Aufruhr IH. Stufe nicht zwifchen Thaͤt⸗ 
lichfeiten und einfachen Körperverlegungen in der angeges 
benen Richtung , fondern hier werden unter Eine (furcht⸗ 
bare) Strafrahıne „Körperverlegungen, oder (auch nur) 
Thätlichkeiten” geftellt, wenn folhe von einem Theilnehs 
mer am Aufruhr zum Zweck oder bei Gelegenheit des Auf⸗ 
ruhrs — mofern derfelbe nach dem Duodez: Thatbeftande 
des Art. 275 ernftlich diefen Namen verdient — zugefügt 
werden. Und zwar trifft den Thäter, wenn er fich an der 
obrigfeitlihen Perſon vergriff, 3. B. einem Polizeidiener 
nur einen Stoß, oder eine Ohrfeige verfegte, mindeſtens 
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5 Jahre Zuchthaus, und war es eine Privatperfon, minde- 
ſtens 3 Jahre Arbeitshausftrafe, woraus man zugleid 
erfieht, daß die Amtsehre (Veamtenehre) doppelt fo hoch 
angefchlagen wird als die Privatehre. Denn 6 Jahre 
Arbeitshaus find — 5 J. Zuchthaus. Aber auch abge 
ſehen von diefem fehwerften Salle, welcher dem Beleidiger 
am theuerften zu ftehen kommt, haben Realinjurien nad 
Art. 284 ihre beftimmte Taration, und zwar in der Weiſe 
erhalten, daß ein Stoß, eine Ohrfeige 2c. in hohem ge 
rechten Affect nur mit Geldftrafe, im Affect alternativ mit 
Geld: oder Gefaͤngnißſtrafe, mit VBorbedacht dagegen un: 
bedingt mit Gefängnißftrafe bedroht if. Faſſen wir das 
Refultat diefer Unterfuchungen kurz zufammen, fo geht 
e8 dahin, daß der Art. 261 nicht nur viele Contro: 
verfen erzeugt hat, fondern au mit den Strafrahmen 
mehrerer anderer Artifel im geradeften Widerfprud 
fteht, dem Richter daher das unangenehme Officium auf: 
erlegt, widerfprechende Beftimmungen In Anwendung zu 
bringen. Denn diefe eigenmächtig auszugleichen , gebt 
über feine Gewalt hinaus. 
$. 12. 

Zunächft an die Reihe kaͤmen jest freilich die Un: 
zuchtsverbrechen (dal. $. 2); allein die Damit verbundenen 
unangenehmen Erörterungen fünnen wir bei der Reichhal: 
tigfeit des noch vorliegenden Stoffes uns erfparen und 
gehen daher auf das reiche Kapitel von Eigenthums—⸗ 
Beeinträhtigungen, nämlich den Raub und die Er: 
preffung , den Diebftahl, die Unterfchlagung (Privat: und 
amtliche Unterfchlagung), den Betrug und die (Privat:) 
Faͤlſchung, über, indem das Str. G. B. diefe Verbrechen 
in verfhiedenem Umfange hinfihtlich der Etrafbar: 
feit einander gleichgeftellt hat, wodurch abermals nicht 
nur Verdoppellungen bis VBervierfachungen Eines legis— 
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lativen Fehlers, fondern außerdem viele Zweifel und Eontro: 
verſen, und felbft offenbare Widerfprüche erzeugt wurden. 
Was zunächft die, unter gewiſſen Borausfegungen 
mit der. Strafe des Raubed bedrohte, Erpreflung 
(Art. 315) betrifft, fo unterfcheidet fih von dem Raube 
(Art. 312) entweder 1) bei Gleichheit des Objects (res 
aliena mobilis) durch die Berfhiedenheit der Dro:> 
hung, wonach z. B. Drohungen auf Ehre oder Vermoͤ⸗ 
gen, und alle auf die Zufunft gerichtete Drohungen unter 
den Begriff der Srpreffung fallen; oder 2) bei Gleichheit 
der Gewalt oder der Drohung durch die Verſchieden— 
heit des Dbjects, indem die Erpreflung, über die res 
aliena mobilis hinausgehend, rechtswidrige Erwerbung von 
Vermoͤgensrechten uͤberhaupt, oder rechtswidrige Befreiung 
von Berbindlichfeiten zum Gegenftand und Zweck hat. 
Verſchieden von beiden Verbrechen, dem Begriffe und 
zugleich der Strafe nach, find einige an den Raub an: 
grangende Fälle, welche unter die ausgezeichneten 
Diebftähle geftellt find, nämlich nach Art. 323 Ziff. 5 
als qualificirtee Diebftahl I. Stufe „wenn einer Perfon 
Gegenſtaͤnde, welche fie bei fib führt, oder an fi trägt, 
zwar ohne räuberifche Gewalt (vgl. Art. 311), aber durch 
Ueberraſchung oder DBenugung ihrer Furcht vor dem 
Diebe entwendet worden find”; und nach Art. 325 als 
qualificirter Diebftahl IL. Stufe „wenn der Dieb, nad 
vollbrachtem Diebftahle, Waffen zur Schrecdfung oder 
Mißhandlung der Perfonen gebraucht hat, melde ihn an 
Kortbringung des entwendeten Gutes verhindern wollten”, 
Hiernach unterliegen dem Art. 325 Ziff. 5, ald quas 
lificirte Diebftähle I. Stufe zwei Sälle: 1) das unermwar: 
tete Wegreigen einer Sache, welche Kemand entweder an 
fi) tragt, oder die er in der Hand, oder unter dem Arme 
hält, was darum nicht unter den Begriff des Raubes 
fallt, weil zu diefem immer ein Abnöthigen vorausgeſetzt 
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wird, woran es hier fehlt. 2) Entwendung ducch liftige 
Benugung der Sucht des Beftohlenen vor einem Diebe. 
Auch diefer Fall ift vom Raube verfchieden, weil, menn 
gleich letzterer auch durch Erregung von Kurcht begangen 
werden fann, hier vorausgefegt wird, daß der Dieb die 
anderweitig, d. h. ohne Bedrohung von feiner Seite, ent: 
ftandene Furcht vor einem Diebe (oder in der Mehrzafl 
vor Dieben) benußt, um Jemanden zu beftehlen. Wer 
dagegen den Zuftand des Schlaf oder der Trunfenheit 
eines Andern benugt, um ihn auszuplündern, begeht, ob 
gleich ein folcher Dieb um nichts beffer ift alg jener, nur 
einen einfachen , alfo nach Umftänden blos polizei: 
lichen Diebftahl, weil diefer Fall nicht als ein an den 
Raub angränzender Fall gelten kann. Endlich 3) gehört 
bieher , als ausgezeichneter Diebftahl IH. Stufe, nah 
Art. 325 ein Concurrenzfall, nämlich ein, wenn au 
nur einfacher polizeilicher oder gerichtlicher Diebftahl in 
Verbindung mit Drohung oder Mißhandlung (Körperver; 
legung, felbft der leichteften Art, Art. 261) durch Waffen 
im Sinne des Art. 139 (alfo 3.8. eines Knotenſtocks), 
um den Beſitz und die Kortfchaffung der entiwendeten Sache 
zu ſichern. Mithin wird vorausgefeßt, daß der Died die 
Gewalt oder Drohung mit Waffen erft dann angetvandt 
hatte, nachdem er den Diebftahl ohne Gewalt an 
der Perfon (denn fonft wäre es Raub) vollendet hatte. 
Kurz beim Raube wird vis antecedens, hier vis subse- 
quens vorausgefeßt. 

Außer biefen Fällen, welche mehr oder minder an 
den Raub angränzen, und daher annäherungsmeife mit 
der Strafe deffelben bedroht werden mußten, giebt es nod 
einen weiteren, hieher gehörigen Fall, welcher zwar an 
fi) vom Raube verfchieden ift, aber feicht den Uebergang 
zu demfelben bildet. Dies ift, ald ausgezeichneter Dieb: 
ſtahl II. Stufe, nach Art. 324 der bewaffnete Dieb: 
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ſtahl, weil, wenn gleich dazu mehr nicht als das Bewaff⸗ 
netfeyn beim Act der Entiwendung erfordert wird, doch der 
Dieb die Waffen in der (alſo eventuellen) Abfiht zu fi 
genommen, oder an Drt und Stelle ſich damit verſehen 
haben mußte, um fich ihrer gegen den etwanigen Entdecker 
zu bedienen, fo daß, wenn er, während dem Stehlen 
entdecft wird, und ſich nun der Waffen gegen den Betre⸗ 
ter bedient, um die Vollendung des Diebftahls zu erzwin- 
gen, der bewaffnete Diebftahl dann in Raub übergeht; 
wenn aber die Betretung erft fpäter gefchiehr, der Dieb 
alfo'nur zur Siherung des Befiges der bereits entwen⸗ 
deten Sachen, Gewalt oder Drohung mit Waffen gegen 
den Betreter anwendet, feine Handlung alsdann in einen 
audgezeichneten Diebftahl III. Stufe übergeht. Somit 
fiegt der bewaffnete Diebftahl (als ausgezeichneter Dieb⸗ 
ſtahl II. Stufe) in der Mitte zwifchen dem Raube und 
der legteren Art des Diebftahls. 

Nun Hat das Str. ©. DB. diefe verfchiedenen mehr 
oder minder an einander gränzenden Verbrechen, nämlich 
des Raubes, der Erprefiung, des qualificirten Diebftahte 
I, II, IH. Stufe, theilweife mit derfelben, theik 
meife mit verfhiedener Strafe bedroht, zu welchem 
Behuf wir mit der, die Grundlage bildenden Strafe des 
Raubes anheben und diefelbe einer rechtlichen Beurtheis 
lung unterwerfen wollen. 

Die Art der Kritif, welche der Verf. hier, fo wie 
fpäter beim Diebftahl, bei der Unterſchlagung, dem Be: 
trug, der Faͤlſchung ꝛc. zu üben genöthigt if, muß er 
von vorn herein gegen den Vorwurf einer f. g. Bei: 
fpielsfritif fihern. Denn fie ift von diefer, Häufig 
gegen die neueren Entwürfe und Gefeggebungen geübten 
Art der Kritif, gegen welche man ſich nicht mit Unrecht: 
auf den Sat: leges generaliter constituuntur nec in 
singulas res et personas, beruft, weſentlich verfchieden. 
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Denn es fann eine Strafdrohung im Allgemeinen 
proportionirt feyn, aber der eine oder andere uns 
gewöhnliche oder außerordentliche Fall gedadt 
werden, für welchen das feftgeiegte Minimum, beziehungs; 
weile die angedrohte Art der Strafe zu hart feyn würde. 
Dies vermag feine Weisheit Des Gefeggebers zu verhüten, 
wenn nicht vem Richter ein völlig freies Ermeflen hin 
fihtlich der Feſtſetzung der Qualität und der Quantität der 
Etrafe eingeräumt werden fol. Etwas Anderes ift es 
“Hingegen, wenn ſich nachweiſen läßt, daß die gefetlichen 
Minima der Strafen, die doch für einen ganzen Com: 
pler von Fällen, naͤmlich für die leichteften, berechnet 
find, viel zu hoch gegriffen, mithin unproportionirt 
ausgefallen find. Denn dadurch wird der Richter nicht 
blos ausnahmsmeife in diefem oder jenem Kalle, fondern 
in allen leichten oder genauer leichteften, Källen gend: 
thigt, auf unproportionirte, mithin materiell ungerecte 
Strafen zu erfennen. Dieſer Verſtoß, deſſen Vorwurf 
Feine bloße Beifpiel3fritif ift, Fann feinen Grund entweder 
darin haben, daß fich der Geſetzgeber die leichteſten Fälle 
gar nicht vorgeftellt hat, oder daß er der (freilich an fich 
twiderfprechenden) Anfibt war, daß felbft die leichteften 
Falle gleihreohl noch ſchwer feyen, oder endlich, daß es 
ihm nur um Abichreefung zu thun war, in der Vorauss 
fegung|, dag dann Feine Verbrechen mehr, oder wenigftens 
nur felten begangen werden würden. 

Diefed angewendet auf den Raub, fo befteht der: 
felbe feinem Wefen nach aus zwei felbftjtändigen Ver: 
brechen, nämlich aus Gewalt genen die Perfon und aus 
Diebftahl (Entwendung), was der Gefeggeber bei der Be 
deohung ſolcher zuſammengeſetzten Verbrechen be 
fonders zu beachten hat, wenn er nicht ungerecte 
Strafdrohungen aufftellen will. Denn für jeden diefer 
beiden Beftandtheile laffen ſich die verfchiedenartigften Abs 
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ftufungen denfen, Gewalt von der geringfügiaften bis zur 
fehwerften Art, und eben fo Entwendungen von dem ge: 
ringſten bis zu einem fehr bedeutenden Betrage, ſo daß als 
leichtefter Fall des Raubes derjenige gedacht werden 
muß, bei welhemeine ganz geringfügige Ge: 
walt und eine eben fo geringfügige. Ent: 
wendung zufammentreffen. Solldaher auch der 
Raub härter bedroht werden, als die Strafen der Ges 
malt und des Diebftahls in ihrer Zufammenrechnung (und 
unter Anwendung der Grundfäge von der Concurrenz) bes 
tragen wuͤrden, fo daß doch der Gefetgeber jenen ſich von 
felbft. Darbietenden Maafftab niemals aus den Augen ver: 
lieren, wenn er fich nicht, vielleicht gefchrecft Durch den 
bloßen Namen des Verbrechens, der Gefahr der allerwill- 
fürlichften Steigerung der Strafe ausfegen will. 

Hat nun das Str. ©. B. diefes berücfichtigt ? Es 
deoht fir die ſchwerſten Sälle des Raubes (und hier prä- 
ponderirt die Gewalt gegen die Perfon), d. h. bei Toͤd⸗ 
tung aus culpa dolo determinata, oder Förperlicher Pei⸗ 
nigung zur Abpreflung verborgener Habfeligfeiten, oder 
lebensgefährlicher Befhädigung der Gefundheit , lebens: 
länglicye Zuchthausftrafe an; bei geringerer Beſchaͤ—⸗ 
tigung Zuchthaus von 5— 15 Jahren; bei thätlicher 
Berlegung ohne Befhädigung, oder bei lebendges 
fährliher Drohung (3. B. mit der geladenen Piftole), oder 
(um nicht den Raub milder als den Diebftahl beftrafen zu 
müffen) wenn der Werth mehr als 500 fl. beträgt, Zucht: 
haus von 5— 12 Jahren; in allen übrigen Fallen, d. h. 
wenn der Raub ohne thätliche Mißhandlung oder lebens— 
gefährliche Drohung begangen wurde, Arbeitshaus von 
2 Fahren bis Zuchthaus von 8 Jahren. Doc find (nach 
einem von den KR. befchloffenen Zufage) die Gerichte er: 
maͤchtigt, in den leichteften Sällen, namentlih wenn 
die gebrauhte Gewalt und der Betrag des 
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Geraubten ſehr geringfügig waren. und über 
dies der Thäter das 17te Lebensalter noch nit 
zurüdgelegt bat, auf Arbeitdhaus von einem Jahre 
zu erfennen. Zu diefen Normalftrafen fönnen aber nad 
Art. 312 noch Strafzufäge und felbft Förperliche Zuͤchti⸗ 
gung fommen. 

Hiernach läßt fich Fein Fall des Raubes denken, den 
nicht, an fi) genommen, zeitlebens entehrende Kreiheite: 
ftrafe teäfe! Doch wollen wir zur näheren Beleuchtung die 
leichteften Fälle der drei legten GStrafrah: 
men (denn die erfte enthält eine abfolute Strafe) betrach⸗ 
ten. Diefe wären : 1) leichte vorübergehende Beſchaͤdi⸗ 
gung (Art. 261) 8) und geringfügige Entwendung (an 
fich polizeilichee Diebftahl, Art. 321 Abf. 1) — minde 
ftens fünf Jahre Zuchthaus in Verbindung mit Prügels 
ftrafe; 2) bloße Thätlichfeit (Realinjurie, Art. 284) 9) 
und geringfügige Entwendung (an fich polizetlich ftrafbarer 
Diedftahl, Art. 321 Abf. 1) — mindeftens fünf Jahre 

uchthaus in Verbindung mit Zuchthausftrafe; 3) nicht 
lebensgefaͤhrliche Drohung (Art. 282) und geringfügige 
Entwendung (an fich polizeiliher Diebftahl, Art. 321 
Abſ. 1) — mindeftens 2 Fahre Arbeitshaus, Diesmal 
ohne Förperliche Zuͤchtigung als Acceſſitſtrafe. Auch foll 
4) von dieſem Minimum auf ein Jahr Arbeitshaus herab⸗ 
gegangen werden dürfen, wenn es ſich von den leid: 
teften Källen der Gewalt 19) und der Entwendung 
handelt, und zugleich der Thäter noch nicht 17 Jahre 


8) Denn die Worte „bei geringerer Beſchädigung“ begreifen 
alle Arten von Beichädigungen, mit Ausnahme der ſchwer— 
ften, alfo bis zur geringften Beichädigung herab. 


9) Denn es heißt: „thätliche Verlegung (Thätlichkeiten) ohne 
Belhädigung” — aljo Realinjurien. 


10) Sol wohl heißen: Drohung. Denn die Siff.4 des Art.312 
fegt Abweſenheit phofifcher Gewalt voraus. 
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alt ift. In allen diefen Sallen würde aber, wenn der 
Raub Fein ſelbſtſtaͤndiges Verbrechen bildete, mithin die 
Gewalt und die Einwendung für fich zu ftrafen wären, 
den Thäter ftatt 5 Jahre Zuchthaus mit Prügelftrafe, bes 
ziehungsmeife 2 oder 1 Jahr Acbeitshaus, nach Art. 261, 
282 u. 284 in Verbindung mit Art. 321 Abſ. 1 (Pot. 

Str. G., Art. 57) nur eine Furze Sreiheitsftrafe 
ohne Snfamie, ja zum Theil nur polizeilicher 
Arreſt treffen. Nach einer Aeußerung des Departements = 
Chefs in der K. d. A. nennt doch felbft die württ. Praxis 
die lichten Fälle der Ziff. £ (faft ſcherzhaft) „Räublein”, 
und gleichwohl find fie vegelmäßig mit mindeſtens zweijaͤhri⸗ 
gem, zeitlebens entehrenden Arbeitshaufe bedroht. Ka felbft _ 
in den leichteften Sällen tritt immer noch ein Minimum von ° 
1 Fahre Arbeitshaus ein. Hält man fih an das in der 
K. d. U. gebrauchte Beifpiel, daß ein Paar Burfche unter 
17 Fahren einer zu Markt gehenden Bäuerin lediglich durch 
Drohungen ein Paar Eier aus dem Korbe rauben , fo 
fragt man mit Recht, ob fie dafür mindeftens ein Jahr 
Arbeitshaus verdient haben, welches fie zeitlebens entehrt ? 
Dürfen fo die leihteften Fälle, und leichtere giebt es 
hier nicht, beurtheilt werden, ungeachtet der Gefepgeber 
fi diefelben vorgeftellt Hat? Hatten die Schuldigen gar 
das Geſicht geſchwaͤrzt oder fonft unfenntlih gemacht 1), 
fo kaͤme noch ein Xcceffit von mindeftens zwei Jah⸗ 
ren Arbeitshaus hinzu. 


Und diefe furchtbaren Strafen, nicht genug daß fie 
bei Einem Berbrechen (dem Raube) fanctionirt find, fol- 
fen nach Art. 314 Ziff. 1 auch auf Erpreffung ange 
wendet werden, wenn durch gleiche Gewalt oder Drohuns 


— 


11) Und dahin zählt man z. B. auch den Fall, wenn fich der 
Thäter die Müse tief in das Geſicht herabgedrüdt hatte, um 
nicht von dem Beraubten erfannt zu werden. 


Yrdio d. Er. R. 1848. IV. ©t. Li > 
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gen andere Gegenftände ale eine res aliena mo- 
bilis abgepreft wurden. Nach diefem Maafftabe akt 
ſich auch für die (oben erwähnte) zweite Kategorie der 
Srpreffung, Art. 314 Ziff. 2, nichts anderes erwarten 
als ein Minimum von 6 Monaten entehrender Arbets- 
hausftrafe. Zwar fann (Zufdg der Kammern) in mil: 
deren Fällen — aber nur dieſer Art — auch Kreisge 
fängniß eintreten. Allein feloft diefe geringfte Strafe, 
d. h. ein Minimum von vier Wochen Kreisgefängniß, ift, 
wenn man die hinfichtlih dee Drohung und zugleich des 
Werths des Abgepreßten leichteften Fälle Liefer Kate 
gorie im Auge hat, immer noch unverhältnigmäßig hoc 
gegriffen. Man made nur nach dem obigen Maafftabe 
" die Probe, und wird fich davon fogleich überzeugen. 

Hat nun aber fehon die Aehnlichfeit der Erpreffung 
mit dem Raube den Gefeggeber verleitet, den einmal be: 
gangenen Berftoß zu verdoppeln, fo greifen diefe Ver: 
ftöße noch weiter für die übrigen, an den Raub (als 
Straf-Mufterbild) mehr oder minder angränzenden, 
oben befprochenen Fälle. Zwar find diefelben nicht ge: 
radezu mit der Strafe des Raubes, vielmehr mit fe-lbft: 
fändigen Strafen, aber doch nah Maafgabe jener 

Strafe bedroht, mithin verhältnigmäßig eben fo unpro: 
porkionirt,, fo daß man ſich eben an die, aus dem Munde 
der Regierungs : Commiffüre häufig vernommene (obgleid 
an ſich widerfprechende) Aeußerung: „ſelbſt die feichteften 
Faͤlle fenen immer noch ſchwer“ wird halten muͤſſen, um 
das Unbegreifliche begreiflich zu finden. Die Diebftähle 
des Art. 323 Ziff. 5 find namlich mindeftens mit 6 Mo; 
- naten, die des Art. 324 Ziff. 3 mindefteng mit. einem 
Fahre, die des Art. 325 mindeſtens mit 3 Yahren 
zeitlebens entehrender Arbeitshausftrafe bedroht, ohne daf 
der Gefeggeber fih auch hier vorftellen konnte oder wollte, 
was denn die leichteften Fälle feyen? Segen wir folde 
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für die erfte Kategorie, fo wären es z. B., daß Jemand 
einem Andern im Gedränge, oder auch ohne ein folches, 
einen alten Hut vom Kopfe, oder einen Spagierftorf aus 
ber Hand, oder irgend eine Kleinigkeit unter dem Arme 
wegreißt, und davon fpringt; oder daß Einer die Angſt 
eines Anderen vor unbefannten Dieben benugt, um ihm 
einen unbedeutenden Gegenftand zu entwenden, für wel: 
chen er, wie in den obigen Faͤllen, an fich nur einen 
kurzen polizeilichen Arreſt verwirkt hätte. Hier fragt man 
mit Recht, wie der Gefeßgeber ein ſolches Gewicht auf die 
bloße Achnlichkeit oder Verwandtſchaft diefer Kalle mit 
dem Raube legen Fonnte, daß er ein Minimum von 
6 Monaten Arbeitshaus androhen Fontte, obwohl dies 
verhältnigmäßig noch als mild gelten fann, meil e8 nur 
die Hälfte der Strafe für die leichteften Fälle des Raubes 
if. So entſteht aus Einem legislativen Sehler unvermeid; 
lid ein zweiter, und, mie fich gleich ergeben wird, noch 
ein dritter und vierter. Denn wenn der bewaffnete 
Diebftahl mindeftens mit einem Jahre Arbeitshaus bes 
droht ift, fo verdanft auch er dies lediglich feinem Angrei⸗ 
fen an dem -felbft in den leichteften Fällen fo hart bedroh: 
ten Raube, follte auch nach der ganzen Perfönlichkeit des 
Diebed weder von ihm, noch von der mitgenommenen 
Waffe im weiteften Sinne (Art, 139) die geringfte Gefahr 
zu beforgen gemwefen feyn (denn einen Furchtſamen macht 
die bloße Waffe noch nicht beherzt, fonft koͤnnte es nur 
tapfere Eoldaten geben), und der Betrag des Entwendeten 
in nur etlichen Kreuzern, vielleicht nur in einem einzigen, 
beftanden haben! Noch mehr aber fehadete dem ausge⸗ 
zeichneten Diebftahle IIL Stufe (dem Eoncurs 
senzfalle des Art. 325). feine Aehnlichfeit mit dem Raube. 
Bier ift von Waffen ‚zur Schredung oder Mißhandlung” 
die Rede; der Begriff der Waffe ift aber ein ſeht weiter 
(Art. 139), und unter Mißhandlung verfteht das Straf 
212 | 
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G. B. ſchon einfache Körperverleßungen (Art. 361). Gleich⸗ 
wohl iſt für die Leichteften Källe unbedingt dreijaͤh⸗ 
riges Arbeitshaus angedroht, und diefe leichteften Fälle 
beftehen hier, wo es ſich von einem Eoncurrenzfalle han: 
deit, in der geringfügigften Entwendung, und einer 
in leichten Drohungen oder in der leichteften Kir 
perverletzung (Art. 261) beftehenden vis subsequens — 
alfo in Handlungen, welche an fich nur mit etlichen Tagen 
Gefaͤngniß zu ahnden wären. 

Uebrigens fragt es fich noch, ob auf diejenigen Fälle 
der Srpreffung, welde nach Art. 314 mit den Stra: 
fen des Raubes bedroht find, auch die finguläre Straf: 
beftimmung des Art. 313: „Wer bewaffnet in räuberis 
ſcher Abficht auflauert, foll mit Arbeitshaus bis zu 3 Jah: 
ven beftraft werden”, in Anmwendnng kommen , da der 
Art. 314 Ziff. 1 ausdrüdlich nur fagt: „nach Verfchiedens 
heit der Sälle im Art. 312”, d. h. des vollendeten Raw: 
bed. Man wird dies zu läugnen haben, weil der Art. 313 
ausnahmsweife (Art. 63) eine Borbereitungshandlung mit 
Strafe bedroht, nach dem Grundfage nulla poena sine 
lege aber der Umfang des Strafgebietd durch Analogie 
nicht erweitert werden darf (Art. 1 Abf. 1), und der 
Art. 314 die Sleichftellung der Erpreſſung mit dem Raube 
nur binfichtlich der Bollendungsftrafe ausgefprochen hat. 
Bol. $. 8. 

$. 13. 

Einen noch reihhaltigeren Stoff gewährt die theil: 
weiſe Gleichftellung Jer Unterfhlagung, des Be; 
trugs und der (Privat⸗) Kälfhung mit den Stra 
fen und fonftigen Beftimmungen des Diebftahle. Wir 
“ heben daher mit diefem Verbrechen, als dem gemählten 
Mufterverbrechen, und defien Strafen, ald ausermählten 
Mufterftvafen, an, um auch hier theils eine Reihe 
von Zweifeln und Eonteoverfen, theils die 
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Verdoppelung bis Vervierfachung der (und 
zwar fhweren) legislativen VBerftöße, welche 
duch die Anwendung jener Methode verfchuldet worden 
find, hervorzuheben. Sollten felbft diefe Refultate für 
den Geſetzgeber nicht fchlagend feyn, fo müßte man es 
aufgeben ihn eines Beſſeren zu belehren. 

Das Str. ©. B. läßt den Dieb erft zweimal durch 
polizeilihe Strafen warnen (mie ſich .die Motive aus; 
drücken), ehe es Ihn gerichtlich ftraft, d. h. zeitlebens ins 
famirt. Zu einer ſolchen vorgängigen Warnung wird 
aber nach Art. 321 Abſ. 2 und Art. 57 des Pol. Str. ©. 
dreierlei erfordert: 1) dag der Diebftahl.ein einfacher, alfo 
weder ein erfchrwerter (Art. 328), noch ein ausgezeichneter 
(Art. 3233 — 25) ſey — eine Vorausfegung , an welcher 
es fehr häufig fehlt, weil die Artt. 323 — 325 und 328 
einen außerordentlich reichen Compler egimirter 
Diebftähle enthalten; 2) daß der Werthbetrag des Ents 
wendeten nicht über 5 Gulden beträgt, fo daß ein Kreuzer 
mehr oder weniger über Infamie oder bürgerliche Ehren: 
Haftigfeit entfcheidet; und 3) daß ein folcher Dieb nicht 
ſchon zweimal poligeilih wegen Diebftahl beftraft worden 
ift, fo daß der dritte Diebftahl, als erfter gerichtlicher, 
auch in dem geringften Werthbetrage (nicht alle 
Gerichte verlangen auch nur einen Kreuzer ald Werthsmini: 
num) ftets, alfo auch unter den entfchuldbarften Umftäns 
den, infamirt. Beim Betrug, den das Str. G. B. doch 
fonft hinfichtlich der Strafbarkeit dem Diebftahl gleichftellt, 
wird mwenigftens (Art. 352) zwiſchen gereinnfüchtiger und 
nicht gewinnſuͤchtiger Abficht unterfchieden, und im letzteren 
Falle von der Infamie abſtrahirt; ja der Art. 352 Abſ. 3 
u. 4 befchränft fogar die Strafbarfeit des geminnfüchtigen 
Betrugs in der Weife, daß eher 100 Diebe als 10 Betruͤ⸗ 
ger der gefeglichen Strafe unterliegen, obgleich diefe zehn: 
mal fchlimmer ſeyn können ale jene. Nicht einmal thätige 
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Reue nach der That befreiet den Dieb von der Strafe der 
nfamie, fondern hat nur die Folge, daß dadurch die 
concurrirende verwirkte Sreiheitsftrafe herabgefegt wird, 
Art. 342, während beider Unterfhlagung,, die do 
fonft im Wefentlihen nach den Grundfägen vom Diebftahl 
beurtheilt wird, unter den Vorausfegungen des Art. 345 
. alle Strafe erlaffen wird; woraus von vorn herein erhellt, 
dag das Infamieſyſtem am fchroffften beim Diebftahl 
durchgeführt ift, und von einer völlig gleichen Beur⸗ 
theilung ‘des Diebftahle, der Unterfchlagung und des Bes 
trugs nicht die Rede ift. 

Nun foll zwar der, an jeden einfachen gerichtlichen 
Diebftahl gefnüpften Infamie eine (auf dem Sage: mo- 
neat lex antequam feriat beruhende) zweimalige polizei: 
lihe Warnung vorhergehen. Allein e8 fragt fi), ob der 
Dieb diefen ihm gefelich vorgezeichneten Gang einhalten 
will, oder auch nur kann, indem ein folches ftufenmeifes 
Stehlen nicht immer von ihm, fondern in der Regel von 
den Umftänden oder vom Zufall abhängt. Macht er daher, 
z. B. auch nur aus Unfenntnig oder Mißverfichen des 
Strafgefeges, Sprünge, ſo iſt e8 gleich beim erften Sprung 
um ihn gefchehen, d. h. er verfällt dann entweder nad 
Art. 322, oder nah Art, 328, oder nach Art. 323 — 325 
foaleich der Infamie, fey e8 unter dem Namen von 
Verluft der bürgerlichen Ehren- und der Dienftrechte in 
Verbindung mit mindeftens.acht Tagen Gefängniß (Art. 322 
Ziff. 1. 328), oder von Arbeitshaus, und zwar je nad 
den Umftänden von mindeftens ſechs Monaten (Art. 323), 
einem Jahre (Art. 324) oder drei Fahren (Art. 325), follte 
auch der Betrag des Entwendeten der.allergeringfüs 
gigſte und der Qualificationsgrund im niedrigften Maaße 
vorhanden ſeyn, wie die Beifpiele im $. 12 ergeben. 

Daß die württemb. Gerichte unter diefen Umftänden 
jene Artikel ftrict interpretiven werden, läßt fich eben fo, 
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wie meiland yon den Diebftahlöftrafgefegen der P. G. O. 
vom %. 1532, erwarten. Denn wie follten fie das furcht⸗ 
bare Spften der Infamie noch weiter ausdehnen dürfen, - 
als es das Geſetz, ohnehin fhon viel zu verfchwenderifch, 
gethan hat? Auch wäre died nach dem Sinne des Art. 1 
Abſ. 1 nicht zuläaffig; vgl. Crim. Archiv 1846 ©. 166 ff. 
Allein dadurch entftehen nur neue Verlegenheiten, indem 
ſich in der täglichen Praris fo viele, den erfchwerten und 
ausgezeichneten Diebftählen nahe ftehende, eben fo fehlim: 
me, wo nicht noch ſchlimmere Fälle herausftellen, daß die 
Eerihte durch Beurtheilung derfelben nach der Regel. 
(Art. 321 Abf. 1, 322) genöthigt werden, Ddiefelben zu 
mild zu ftrafen, oder gar den Polizeiftellen zur Ab⸗ 
rügung zu überlaffen. Wenn z. B. ein Dienftbote, Ge: 
felle, Lehrling 2c. feine Dienftherefchaft, den Meeifter zc. 
auch nur in dem geringften Betrage beſtiehlt, fo trifft 
ihn nad Art. 328 gleich das erftemal fhonungslog Infa⸗— 
mie und mindeftend 8 Tage Gefängniß; Hingegen in dem 
(der Sache nach noch fchlimmeren) umgekehrten Salle wird, 
felbft beim zweiten Diebftahl nicht über 5 Gulden, der 
Dienfthere oder Meiſter — nur mit polizeilichem. 
Arreft belegt. Eben fo, wer an ein Wohngebäude 
auffteigt, und eine vor dem offenen Senfter gelegene Klei—⸗ 
nigfeit, alfo aus dem Inneren des Haufes heraus, entwen: ' 
det, der muß nach Art. 323 Ziff. 4 mindeftens mit 6 Mo: 
naten entehrendem Arbeitshaufe beftraft werden; entwen⸗ 
det er Dagegen durch dag gleihe Manöver vor dem Ken: 
ſter (alfo im Freien) hängende Sachen, wie 3. B. nad 
einheimifcher Sitte Wäfche, bis zum Werthbetrage von 
5fl., fo trifft ihn nur polizeilicher Arreft, mas 
fiher die mürttembergifchen Hausfrauen nicht gedufdet hät: 
ten, wenn fie in der 8. d. 9. repräfentirt geweſen wären, 
und worüber vielleicht fchon mancher Abgeordnete eine Haus: 
liche Zurechtmweifung erhalten haben wird. Denn die vom 
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Fenſter heradhängende Wäfche verdient gewiß eben fo fehr 
wie andere Gegenftände des Art. 328 unter den befon: 
deren Schuß des Publicumd und der Etrafgefege ge: 
ſtellt zu werden. Uber die Gerichte koͤnnen diefen Ber: 
ftoß nicht wieder gut machen, weil e8 fich hier von Infa⸗ 
mie handelt, es möchte denn der Werthbetrag fünf Gul⸗ 
"den überfteigen, oder ein dritter derartiger Wafchdiebftahl 
vorliegen. Eben fo, mer bei Tage in’ein Haus fchleicht, 
um dort Nachts zu ftehlen, und dies auch ausführt, ift 
nad Art. 323 Ziff. 4 aud bei dem geringfügigften Be 
trage mit mindeftense 6 Monaten Arbeitshaus zu ftrafen; 
ift er dagegen Nachts eingefchlihen, um bei Tage zu fteh- 
len, 3. B. weil ee weiß, daß dann fämmtliche Hausbe⸗ 
wohner auf dem Felde find’, und führt diefen Diebftahl 
bis zum Werthbetrage von 5 fl., wenn auch. zum zwei⸗ 
tenmale aus, fo ift er nur wegen polizeilichen Diebftahls 
mit Arreft zu belegen. Und fo in vielen andern Faͤllen, 
wie man fihb aus Hufnagel's Schriften und den ge 
druckten Präjudicien der höheren Gerichte zu Art. 328, 


nn 323 325 überzeugen fann, welche einen zehn: ja zwan⸗ 


zigfach reicheren Sontroverfenfchag darbieten, al8 meiland 
die Artifel der P. G. D. vom Diebftahl 1%). Duͤrften 
bier die Gerichte über den Buchftaben des Gefeges hinaus; 
gehen, fo würde e8 ihnen bald an aller und jeder Gränze 
fehlen, und damit zulett die Regel zur Ausnahme er: 
hoben werden. Denn an die an Art. 3233 — 325 u. 328 
angränzenden Diebftähle gränzen wieder andere an, 








12) eo 4 B. laſſen fih bei dem einzigen Art. 328 in Hufs: 
nagel’s Str. ©. B. ©. 328 — 340 gegen 48 fireitige ges 
gen zufammenftellen, und ihre Zahl nimmt von Tage zu Tage 
zu. Dies find die traurigen Folgen der Gafuiftif, von wels 
her han für Ubfhredung, Einheit der Praris 
und Erleihterung der Gerichte in Württemberg 
fo große Erwartungen hegte. Ungeachtet man in allen 
diefen Beziehungen längft enttäuſcht iſt, feheint es doc. 
nicht beffer werden zu wollen. 
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welche in der Sache eben fo fhlimm, wo nit ſchlimmer 
als jene ſeyn können, und an diefe wiederum andere, 
und fo fort, weil erfchwerte Diebftähle auf die mannig⸗ 
fachfte Weile verübt werden fünnen, und die Diebe darin 
auf immer neue Entdeckungen ausgehen, fur; vom Tage 
zu Tage erfinderifcher , fehlauer, kecker und verwegener 
werden — allen Abſchreckungsſtrafen zum Trog! 


$. 14. 


Da nun drei weitere Verbrechen, nämlich 
Uuterfchlagung, Betrug und Privatfälfchung, wenn auch 
nicht ganz, doch theilmeife (bald mehr, bald minder) nach 
den Etrafbeftimmungen über den Diebftahl beurtheilt 
werden follen, fo bedarf ed, abgefehen von dem Infa⸗ 
miefpfteme beim gerichtlich ftrafbaren Diebftahl ($.13), 
noch einer Darlegung der befonderen Beftimmungen, welche 
das Str. G. B. über den Diebftahl aufftellt, woraus fich 
ergeben wird, bis auf welche ſchreckhafte Höhe das Abs 
ſchreckungsprincip der Gefeggeber ſteigern Fonnte. 

Vorerſt gehören hieher die Strafen wegen Rüds 
falls in den Diebftahl, Artt. 334 fg. Segen wir beim 
erſten Rücdfall, dag die Strafe an fih, d. h. abgefehen 
von dem Rüdfall, 8 Tage Gefängnig mit Infamie be 
trägt, alfo die geringfte Strafe des gerichtlichen Diebftahls 
ift (Art. 321 Ziff. 1), fo kommt des Rückfalld wegen ein 
‚Etrafzufag von — mindeftens 3 Monaten Kreisges 
fängniß Hinzu; und wenn die Vorftrafe (die er nach 
Art. 124 nicht einmal theilweife erftanden zu haben 
braucht) eine entehrende Freiheitsftrafe war, fo trifft ihn 
eine Acceſſitſtrafe — mindeſtens von 6 Monaten 
Arbeitshaus. Beim zweiten Kücfall tritt unter ders 
ſelben Borausfegung , je nad) Befchaffenheit der Vorftrafe, 
ein ÖStrafjufag von — mindeftend einem, bezies 
bungsmeife zwei oder drei Jahren Arbeits: 
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haus ein; beim dritten Rüdfall immer ein Minimum — 
von drei Fahren Arbeitshaus bie zum Mark 
mum von 10 Jahren Zuchthaus, und bei Zuchthaus 
fommt noch Förperliche Züchtigung (Prügelftrafe) als Ac 
cefiit der Acceflitftrafe Hinzu. Mehr aber als eine Zufak: 
ftrafe von 10 Jahren Zuchthaus fammt Prügelftrafe zu der 
für den Diebftahl an fich verwirften Strafe, follte dieſe 
Strafe auch nur in aht Tagen Gefängniß beftehen, 
braucht der Dieb nicht zu beforgen, während nad Alt. 
199 bei der Gaunerei gar eine Acceſſitſtrafe von — le—⸗ 
bensfänglidem Zuchthauſe in Ausficht geftellt ift. 
Und doch hat es in Einer Beziehung der Gauner , und fo 
auch das Mitglied einer Bande, beffer als der rückfällige 
Died. Denn bei der Gaunerei und der Bande kommen 
für Haupt- und Acceffitftcafe (die aber quantitativ und 
qualitativ in dem umgekehrten PBerhältniffe ftehen) 
doch die milderen Grundfäge von der Eoncurrenz (Art. 
115) in Anwendung, hingegen beim Diebftahlsrucfall, 
obgleich auch diefer ein felbfiftändiges Verbrechen 
mit Maximum und Minimum bildet, fällt dies hinweg. 
Man behandelt daher den Dieb hier in Doppelter Hin 
fiht erceptionell, damit nur ja die Außerfte Strafe gegen 
ihn eintrete. 

Dies zeigt fih auch in dem Art. 333, welcher fo fein 
angelegt ift, daß man ihn in der That bewundern muf. 
Wenn nämlich mehrere Diebftähle concurriren, fo follten 
diefelben von Rechts wegen nach den allgemeinen Grund: 
fägen von der Concurrenz (Artt. 115 fg.) beurtheitt wer; 
den. Dies würde aber zu einem Abzuge der Strafe 
führen, den man hier nicht will, obgleich dieſer Straf; 
abzug feine (auch unverdiente) Milderung der Stra: 
fe, fondeen nur die Herftellung Der. (rechtlich gebotenen) 
Proportion beswect, fo daß mit andern Worten ge 
fagt ift: den Dieb folle ausnahmemeife in Eoncurrenzfällen 
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eine unproportionirte Strafe treffen. Dies gefchieht 
dadurch, daß, ftatt jeden Diebſtahl für ſich zu beurtheilen 
und dann auf fie die Artt. 115 fg. in Anwendung zu brin- 
gen, der Werthbetrag der mehreren Diebftähle zufam: 
mengerehnet, und nad) diefer Zufammenrechnung als 
Ein Diebftahl unter die zutreffende Strafrahme gebracht 
wird. Hiedurch entfteht noch eine zweite Harte Da 
nämlich die 5 Strafrahmen des Art. 322 lediglich nach 
der Groͤße des Betrags abaeftuft find, fo fallen die ſol⸗ 
&ergeftalt Fünftlich zu Einem Diebftahl verbundenen Dieb⸗ 
ftähle leicht unter eine Höhere Strafrahme, fo daß 
der Dieb ſowohl negativ (duch Nichtanwendung des Art. 
115) als poflggp weit ftrenger beftraft wird, als andere 
Verbrecher, die oft meit fchlimmer und fchlechter ſeyn koͤn⸗ 
nen als der nur aus Noth ftehlende, oder durch die Gele⸗ 
genheit dazu verleitete Died. Und doch fuchen die Motive 
zu deduciren, daß diefe Behandlungsmeife, d. h. aus 
mehreren Diebftählen Einen Diebftahl zu bilden, ganz 
natürlich fey, weil e8 im Grunde einerlet fey, ob der 
Dieb Dreimal 20, oder mit einemmale 6Ofl. geftohlen habe. 
Iſt aber diefe Behandlungsweife natürlih, fo müßte fie 
dann auf andere Verbrechen angewendet werden, die 
das Str. G. B. nicht nach diefer Methode behandelt. 
Damit ift aber nur das erfte Drittheil des Art. 333 
gegeben. Denn bei ausgezeichneten Diebftählen, 
voeil hier der Werthbetrag mehr untergeordnet ift, Fehrt 
das Gefeg wieder zu der Regel, d. h. zu den Grund⸗ 
fägen von der Coneurrenz zurüd, und zwar aus dem 
Grunde, um den Dieb (d. h. einen folhen Dieb) ſtren⸗ 
ger beftrafen zu koͤnnen 12). Denn wenn z. B. drei be 
waffnete Diebftähle, der eine von zwei, der zweite von 


13) Nach der Anficht der Motiven wäre die Anwendung der Re: 
gel hier vielmehr als eine Ausnahme zu betrachten. 
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drei, der dritte von 5 Gulden zufammentreffen, und der 
Richter dürfte daraus (mie nach dem Dbigen beim ein: 
fachen Diebftahl) Einen bewaffneten Diebftahl von 10 
Gulden bifden, fo wurde die Strafrahme des Art. 324 
Ziff. 2 (Arbeitshaus von mindeftens einem Jahre) nur 
einmal auf den Dieb in Anwendung fommen. Um dies 
zu verhuͤten, follen hier wieder die allgemeinen Grundſaͤtze 
von der Soncurrenz eintreten, monacd) der Dieb Dreimal 
jener Strafrahme unterliegt. Zwar muß dann nach XAtt. 
115 ein verhältnißmäßiger Abzug von der Strafe ges 
madıt werden; allein auch dann fällt die Strafe fehr viel 
fchwerer aus, als wenn fie nach jener Methode feftzufegen 
wäre. Diefe wohl berechnete Beftimmung (bet das zweite 
Drittheil des Act. 333, von welcher jedoch das gemwerbs; 
mäßige Stehlen (Art. 324 Ziff. 3) eine Ausnahme 
macht, meil hier nicht jeder einzelne Diebitahl, fondern 
diefelben zufammengenommen ein „gewerbsmäßiges Steh: 
fen” bilden, daher hier, wie bei einfachen Diebftählen, 
ein Zufammenrechnen des Betrags (Art. 333 Abf. 1) ftatt: 
findet, und die Strafe Innerhalb der Strafrahme von ei 
nem Jahre Arbeitshaus bis zu 15 J. Zuchthaus ausgzju⸗ 
meffen ift, wie es auch die Praxis anerfennt. Dies wäre 
mithin eine Ausnahme von einer Ausnahme! 

Nun bliebe noch das dritte Drittheil des Art. 333 
übrig. Diefes hat einen gemifchten Fall im Auge, 
und wendet auf diefen gemeinfchaftlich die ftrengere Aus 
nahme und die ftrengere Regel an, um den Dieb die Strafe 
doppelt ftreng treffen zu laffen. Wenn alfo 3.2. ein 
berwaffneter Diebftahl von 10 fl. mit drei einfachen Dieb: 
ftählen von je 10, 15 und 20 fl. zufammenteifft, fo wer; 
den nicht alle vier Diebftähle im Geſammtbetrage von 5öfl. 
- zufammengerechnet, und als Ein (zum Theil bewaffneter, 
zum Theil einfacher) Diebftahl beftraft; -fondern zuerſt 
wird der bewaffnete Diebſtahl für fich allein nach Art. 324 


a 
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mindeftens mit einem Jahre Arbeitshaus belegt, fodann 
vechnet man die concurrivenden drei einfachen Diebftähle 
zu 45 fl. zufammen, fubfumirt fie unter die höhere: 
Steafrahme des Art. 322 Ziff. 21%), und ift dann freis 
lich, weil hier zwei Diebftähle concurriren, der na: 
tücliche bewaffnete und der Fünftliche einfache (aus dreien 
Heftehend), der Grundfag des Art. 115 hierauf in Anwen: 
dung zu bringen; allein diefer Abzug kann nicht wieder 
gut machen, was jenes Verfahren verdorben hat. Denn 
dies befteht, Furz ausgedrückt, darin, dag man eine 
Ausnahme von der Regel (Concurrenz) madt, 
um den Dieb in doppelter Beziehung (nes 
gativ und poſitiv) ftrenger zu beurtheilen, 
fodann zur Regel zuruͤckkehrt, um ihn wie: 
derum ftrenger zu beurtheilen, und endlich 
die ftrengere Ausnahme und die ftrengere 
Regel mit einander verbindet, um ihn no 
firenger zu beurtheilen. Damit fegt ſich die Er: 
findungspolitif in der That die Krone auf, und wir wer: 
den fpäter fehen, ob diefe Methode auch auf andere 
Verbrechen, hinſichtlich welcher das Str. G. B. nichts be: 
ftimmt, in Anwendung zu bringen fey? 

Meiter beftimmt der Art. 320: „Haben Mehrere ale 
Miturheber einen Diebftahl verübt, fo wird bei Bemeflung 
der Strafe für jeden Thellnehmer der volle Betrag 
des Diebftahls zu Grunde gelegt”. Wenn alfo z. B. drei 
im Complott 2?) 12 fl. geftohlen und gleichmäßig unter fich 
vertheilt haben, fo wird nicht Jedem der Betrag von 4 fl. 


14) Wäre hingegen jeder für fich zu beurtheilen, fo würden fie 
der milderen Etrafrahme des Art. 322 Ziff. 1 (von 10 bis 
25 fl.) unterliegen. ’ 

15) Wir feßen bier ein Complott voraus. Iſt aber unter dem 
Miturbeber nur ein folher dem Begriffe nad, oder fchon 
der Strufbarkeit nad zu verfichen? Diefe Frage wurde 
fhon oben bei Art. 75 aufgemworfen. 
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angerechnet, wonach fie fammtlid nur polizellid 
firafbar wären, fondern fie fallen unter den Art. 321 
Ziff. 1, deilen Minimum in 8 Tagen Gefängnig — und 
Infamie beſteht 1%). Ebenſo, wenn fie zu Dritt 27 fl. 
geftohlen Haben, um es gleihmäßig unter fich zu verthei: 
len, fo wird nicht Jedem der Betrag von 9 fl. angered; 
net, mo dann nur die mildere Ötrafrahme des Art. 
322 Ziff. 1 einträte; fondern für Jeden wird der volle Be 
trag zu Grunde gelegt, wonach fie fämmtlich unter die 
weit ſchwerere Strafrahme der Ziff. 2 fallen, deren 
Minimum 3 Monate Kreisgefängnig beträgt. Dies ift 
zwar, wie allgemein zugegeben wird, eine Abweichung von 
dem früher befolgten f. g. Theilungsprincip, nach mel 
chem ein gemeinfchaftlich verübter Diebftahl nicht als cin 
großer angefehen wurde, wenn derfelbe im Ganzen nur 
fünf Ducaten betrug; man meint aber, daß diefes Prin: 
cip nur zur Erfehwerung der fehr ftrengen Strafe des gros 
gen Diebftahle, alfo mit a. W. nur zur Umgehung der 
P. G. O. durch Doctrin und Praris aufgefommen fe, 
daher für eine neue Gefeggebung, welche Pproportionirte 
Strafen (wie das mürtt. Str. ©. B.?) androhe, nidt 
mehr maaßgebend ſeyn Fünne. Es foll alfo das Princip 
des Art. 320 eben fo natürlich feyn, wie das oben be 
ſprochene des Art. 333. 

Nun haben wir zwar hier noch nicht zu prüfen, od 
dafielbe auch auf andere Berbrechen, über welche das 
Str. &. B. nichts beftimmt, in Anwendung zu bringen 


16) Gonfequenterweife mufte nach dem Princip des Art. 383 
Abf. 1 (des Zufammenrechnene) in Soncurrenzfätlen 
eben fo verfahren werden. Allein die Praris ift dagegen, daß 
mehrere an fich polizeiliche Dicbitähle den Uebergang zu einem 
gerichtlich ftrafbaren Diebftahl machen, wenn deren Sefammt: 
betrag 5 fl. überfteigt. Wo bleibt aber die Conſequenz? Denn 
der Sag: moneat lex (poliziliche Strafe), autequam feriab : 
(Infamie) trifft in beiden Fällen zu. 
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ſey. Allein darüber müffen wie ſchon jet im Klaren feyn, 
ob wir uns hier auf dem Boden der Regel, oder nicht viel: 
mehr einer, und zwar fehr ftreng wirfenden Ausnahme be⸗ 
finden? Offenbar ift leßteres der Sal. Denn ein Scha⸗ 
de, den Mehrere gemeinfchaftlich angeftiftet haben, 
kann nad) allgemeinen Kecdhtsgrundfägen nicht Jedem 
ganz, fondern nur nah Maafgabe feine Mitwir⸗ 
fung zu dDemfelben imputiet werden; und wenn in 
Betreff der Entfcehädigung, und nad) deren Analogie — lei: 
der — auch der Procekfoften (Str. Pr. D., Art. 445 
Abf. 3), gefeglich eine Ausnahme hievon befteht unter dem 
Namen Correalität, fo hat man dies immer als etwas 
Ginguläres angefehen, was auf ftrafrechtliche Verhältniffe 
um fo weniger Anmendung finden koͤnne, weil eine Correa⸗ 
lität hier doppelt, ja zehnfach fo ftreng als dort wirfen 
mirde. Denn dort buüft doch nur Einer ftatt Aller, 
hier dagegen trifft Keden die Strafe in solidum; dort 
fann der Eine, welcher für Alle zahlte, ſich fpäter an die: 
fen erholen (Str. Pr. D. a. a. D.), hier dagegen erfcheint 
<geder als Eündenbüßer des Andern und diefer Andere wies 
der als Suͤndenbuͤßer Jenes ꝛc. Endlich handelt es fich 
dort nur um Eigenthum, hier dagegen um Freiheit und 
Ehre, welche weit wichtigere Rechtsobjecte als jenes ſind. 
Und wird es nicht auch allgemein als etwas Exceptionelles 
angeſehen, wenn der Art. 248 bei Toͤdtungen in Rauf: 
händeln beftimmt, daß wenn die Verlegungen nicht einzeln, 
fondern durch ihr Zufammenmwirfen tödtend waren, “Jeden 
die Strafe des vollendeten Todtfchlags treffen foll, mit: 
hin Alle in solidum ‘haften müffen? Allein, wendet man 
ein, hier handle es ſich ja nicht von einem Complott, 
fondern von einem zufällig entftandenen Raufhandel; bei 
dem Complott beftimme aber der Art. 79, daß wenn 
das complottirte Verbrechen ausgeführt worden, jeden 
Theilnehmer die auf daffelbe geſetzte Strafe treffe. Es 
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ift aber einfeuchtend, daß wenn es ſich bei compfottmäßig 
verübten Verbrechen von der Anwendung relativ beftimm- 
ter Strafgefege handelt, die Worte: „auf diefed (Ber: 
brechen) gefete Strafe” dem Richter nicht vorfchreiben, 
unter welche Strafrahme die betreffende That für 
alle Theilnchmer zu fubfumiren fy. Nur bei abfolut be 
ftimmten Strafgefegen find ihm unüberfteiglihe Schranfen 
gefeßt. Der Richter mag nun aber in jenem alle die 
Handlung unter die minderere, odet unter die Höhere 
Strafrahme bringen, fo teifft immer jeden Theilnehmer 
„die auf das complottirte Verbrechen gefette Strafe », fo 
dag der Wortlaut des Art. 79 auf die eine wie auf die an 
dere Weiſe erfüllt iſt. Wendet er indeß die Höhere Straf 
tahme an, fo rechnet er einen theilbaren und nur 
theilweiſe verfchuldeten Schaden Jedem ald untheil: 
bar und ganz verfchuldet an, und dies gebietet ihm 
weder der Art. 79, noc läßt es ſich nach allgemeinen 
Rechtsgrundfägen rechtfertigen. Aber noch mehr! Der 
Art. 109 erflärt das Complott auch noch für einen Er: 
fehwerungsgrund innerhalb der zutreffenden Strafrahme. 
Soll nun aber das Complott zweimal in Anrechnung 98 
bracht werden, das erftemal durch folidarifche Haftung 
aller, Theilnehmer,, wonach fie fammtlih der höheren 
Strafrahme unterliegen, und zum zweitenmal duch Er: 
hoͤhung der Strafe innerhalb jener Höheren Straf 
vahme: fo möchte man fragen, wie dies wohl zu verants 
worten fey? Beim Diebftabl hat es freilid 
der Art. 320 in Verbindung mit Art. 109 fo 
beftimmt. Allein foll dies als ein natürliches Prin⸗ 
cip gelten fönnen ? 


Noch Fam beim Diebftahl ein anderes Princip zur 
Sprache, über welches indeß feine ausdrücliche Entſchei⸗ 
dung des Gefeges befteht. Diefes ift Folgendes. 
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Nach der bisherigen Pragis wurde nicht gerade zu 
einem großen Diebftahl erfordert, daß der Dieb den Werth 
der geftohlenen Sachen gefannt haben müfle, menn 
nur (tie vegelmäßig bei Dieben der Fall ift) feine Abficht 
eventuell auf jeden Gewinn gerichtet war. Fehlt es 
hingegen an dem eventuellen dolus, wie Fälle der Art als 
lerdings auch vorfommen koͤnnen, weil der Dieb gerade 
nur cin beftimmtes Object, alfo nicht mehr und weniger 
als diefes ftehlen wollte, fo wäre zu unterfcheiden: 1) ob 
ee nur wenig ftehlen wollte, aber ierthümlich viel ftahl, 
z. B. ftatt der vermeintlich zinnernen, für feinen Hausbe: 
darf geeigneten Schüffel, in der Wirklichfeit eine filberne . 
entwendete, oder mit der geftohlenen Wefte, ohne es zu 
wiſſen, werthvolle, im diefelbe eingenähete Banknoten ent⸗ 
endete ꝛc.; oder 2) ob er umgefehrt viel ftehlen wollte, 
aber irrthuͤmlich wenig ftahl, 3. B. ftatt der vermeint- 
lich filbernen Schüffel, eine zinnerne entiwendete ꝛc. In 
dem erften Kalle fommt es darauf an, ob er fpäter ſei⸗ 
nen Irrthum entdecft, nach deffen Entdecfung aber das 
unbeabfichtigt zu viel Geftohlne behält; dann kann ihm 
roegen bes dolus superveniens unzweifelhaft die ganze 
Summe (ein großer Diebftahl) angerechnet werden. Ent: 
deckt er hingegen feinen Irrthum nicht, wird er alfo 3: B. 
auf der That oder gleich nach der That entdeckt, oder hat 
er inzwifchen ierthümlich die Sache um eine Kleinigfeit ver: 
fauft, fo Fann ihm nur die beabfichtigte geringere Summe 
(nur ein Fleinee Diebftahl) angerechnet werden, wenn man 
nicht eine — aber unzuläffige — praesumtio doli auf: 
ftellen will, nämlich) die Präfumtion, daß er im Salle der 
Entdeckung feines Irrthums ficher das zu viel Geftohlene 
behalten haben würde. Umgekehrt würde in dem zwei: 
ten Falle mit Rückficht auf den animus des Diebes, nicht 
vollendeter kleiner, fondern beendigter Verſuch eines gro: « 
gen Diebftahls anzunehmen ſeyn. Dem Eleinen Diebftahl 
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(obgleich nicht mehr fo genannt) correfpondirt jest aber 
der Art. 322 Ziff. 1 (von 10 — 25fl.), dem großen 
(ebenfalls nicht mehr fo genannt) der Art. 322 Ziff. ? — 
5, fo daß im erften Falle nur die Etrafrahme der Ziff. 1, 
im zweiten die des Verſuchs der Ziff. 2 oder 3 2c. eintre⸗ 
ten würde. 

Nah den Motiven zum Entw. ©. 260, denen auf 
der Haupt» Commiffionebericht in der Beilage ©. 82, umd 
die Majorität der 8. d. N. beiftimmten, foll aber der Ric: 
ter den unimus des Diebes in diefer Richtung nicht berüc: 
fihtigen dürfen, weil derfelbe nach der Anlage des Art. 322 
nicht die Anwendbarfeit diefer vor jener Strafrahme 
beftimmen koͤnne, fondern nur innechalb der nach dem 
Werthbetrage (alſo rein objectiv) abgeftuften Straf: 
rahmen, je nach den Umftänden ftrafmindernd und ftraf: 
erhöhend in Betracht fomme. Da nun auch die Kammer 
der Standesherren, befannt mit den Anfichten der Regie 
runge- Motive und des Commiffionsberichts, feinen Wi. 
derfpruch dagegen erhob, fo ſcheint der Richter gebunden 
zu feyn, in diefem Sinne den Art. 322 in Anwendung zu 
bringen, wonach 3. B. die Entwendung einer Wefte mit 
unbewußt darin enthaltenen werthvollen Banfnoten — 
eine Zuhthausftrafe von 8 Jahren zur Kolge 
haben Fönnte, während die Entwendung der Wefte an ſich 
nur polizeilihen Arreſt nach fich ziehen wuͤrde. 
Dies vorausgefegt, fragen mir abermals, ob damit ein 
natürliches Princip ausgefprochen ſey, welches eben 
deshalb auch. auf andere Verbrechen, worüber das 
Gefeß nichts beftimme,, in Anwendung zu bringen fey? 
Gewiß wird Niemand die Zuläffigfeit einer folchen Aus: 
dehnung vertheidigen. Es iſt aber felbft zu bezweifeln, 
ob die I. Kammer auch nur gehdrig infteuirt war, um 
hier als tacite consentiens betrachtet werden zu koͤnnen; 
und eben fo wenig fpricht die auf dem objectiven Maaf- 
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ftabe beruhende Anlage des Art. 322 unbedingt für jene 
Anfiht. Schon nach dem bisherigen Rechte, unter deffen 
Herrſchaft die württemb. Praris das entgegengefepte 
Princip befolate, hing ja auch die Echwere der Strafe des 
gemeinen Diebſtahls zunächft von der Größe der entwen- 
deten Summe ab, der Uebergang von dem Fleinen zum 
großen Diebftahl befteht aber der Sache nach (nur in andes 
rer Form) auch noch jeßt fort. Denn wie damals ein 
einziger Kreuzer mehr oder weniger, .fo entfcheidet diefes 
Moment auch noch jet über die Frage, ob nur die Straf- 
rahme der Ziff. 1 oder der Ziff. 2, nur die der Ziff. 2 
oder der Ziff. 3 2c. in Anwendung zu bringen fey? Damit 
ift aber die Hauptberucdfihtigung der fubjectiven 
Seite der That (des animus des Diebes) vollfommen ver: 
einbar, weil bei allen Verbrechen immer erſt gefragt wer⸗ 
den muß, was der Angefchuldigte beabfihtigt habe? 
Sonſt kaͤme man zu der Annahme eines culpofen (oder auch 
präfumirten) großen Diebftahls, und zu der Fiction eines 
vollendeten niederen, während Verſuch eines höheren Dieb: 
ftahls vorlieat! Soll denn der Richter bei dem Dieb: 
ftahl gar feine Regeln des Geſetzes mehr befolgen 
dürfen ? 


$.15. 0 


Diefe Charafteriftit der Strafen und fonftigen Bes 
fiimmungen über den Diebftahl wird gewiß bei Jedem, 
dem es nicht um einen blinden Schuß des Mammon duch 
Mißbrauch der Strafgewalt, befonders mit entehrenden 
Etrafen, fondern um gerechte Strafen zu thun ift, einen 
ſehr ſchlimmen Eindruck zuruͤcklaſſen; auch ift die Anwen: 
dung dieſer Strafgeſetze unſern Gerichten laͤngſt zu einem 
wahren Kreuz geworden. Fragen wir daher jetzt, wie 
weit der Geſetzgeber die Unterſchlagung, den Betrug und 
die Privatfaͤlſchung hinſichtlich der Strafbarkeit 

Mur 
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den Diebftahl gleichgeftellt habe, und der Richter in diefer 
Beziehung noch meiter gehen dürfe, als das Geſetz 
ausdrücklich feftgefegt hat? 

Zuerft kehrt das furchbare Infamieſyſtem de 
Diebftahlsftrafen auch bei der Unterfhlagung wieder, 
fo dag die Anwendung jener Methode eine Berdoppe: 
lung des Unrechts zur Folge hat. 

Nach dem Entwurfe des Str. G. 2. follte die, dem 
Begriffe und Thatbeftande nach theils vom Diebftahl, 
theild vom Betrug getrennte Unterfchlagung 17) mit der: 
felben Strafe, wie der einfache Diebftahl (Art. 322), und 
in erſchwerten Fällen mit der Strafe des erſchwerten Dieb: 
ſtahls (Art. 328) belegt werden. . Jenes fand man indeß 
in der K. d. A. zu ftreng, unter Berufung theils auf die 
bisherige Praxis, theils auf die Natur diefes Verbrechens 
im Berhältnig zum Diebftahl, befhränfte aber die gerin: 
gere Strafbarfeit auf eine Reduction der mit der Infamie 
concurrirenden Gefängnißftrafe, welche um ein Bierthell 
ihrer Dauer gelinder bemeflen werden foll, als beim Dieb: 
ſtahl. Von einem Erlaffe der Infamie, oder au 
nur von einer Beichränfung derfelben auf eine beftimmte 
Zeit (als zeitliche Entziehung der E. ud D. R., Art. 28), 
ift mithin bier nicht die Rede. Bei der erfchwerten 
Unterfchlagung (Art. 347), welche mit der Strafe des 
erſchwerten Diebftahls (Art. 328) bedroht ift, mithin im⸗ 
mer eine gerichtliche und zwar infamirende Strafe 
zur Folge hat, folte auch der Werthbetrag nur einen 
Kreuzer oder darunter betragen, fteht e8 in diefer Bezie⸗ 


17) Daher reicht zur Conſummation ſchon das Abläugnen 
auimo intervertendi bin, wodurch fich die Unterſchlagung auf 
der einen Seite vom Betrug, auf der andern vom Diebftahl 

- unterfcheidet. Beſſer ift übrigens die Faſſung des Art. 59 des 
Pol. Str. ©., welcher das Minimum voranftellt, als die 
des Art. 344 des Str. ©. B., welcher es erft auf Verkaufen 
und Bertaufchen sc. (corpus, contrectatio) folgen läft. 
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Hung noch fchlimmer! Hier Fehren zum Theil: die gleichen 
Fälle wie bei Art. 328 toieder, daher 3. B. zwar jede, 
auch die unbedeutendfte Unterfchlagung eined Dienftboten, 
Gefellen ꝛc. an der Dienftherrfchaft, dem Meifter 2c. vers 
übt, infamirt, in dem umgefehrten alle dagegen 
bis zum Werthbetrage von 5 fl. nur polizeilicher Arreſt vers 
wirft iſt. Ja diefes Infamieſyſtem erftreckt ſich, wenn 
die Handlung gerichtlich ſtrafbar iſt, ſelbſt auf die leichs 
teften Sälle der einfachen Unterfchlagung, nämlich auf 
Unterfchlagung gefundener Sachen, Art. 348, und 
— cineds Schates, Art. 349! Denn auch in diefen 
Fällen ift nur eine Reduction der mit der Infamie concurs 
rirenden Sreiheitsftrafe ausgefprochen. Somit fteht die 
Eade fo: 1) erfchmwerte Unterfhlagung , Art. 347, ift 
gleih ftrafbar mit dem erfchwerten Diebftahl, alfo in 
allen Fällen und unbedingt mit Infamie bedroht; 2) eins 
fache Unterfchlagung (mit Ausnahme der Fälle Ziff. 3) ift 
Hinfichtlih der Infamie dem Diebftahl gleichgeftellt, 
aber die Kreiheitsfttafe wird um */a ihrer Dauer milder 
ausgemeflen; und 3) Unterfchlagung von gefundenen Sas 
chen, und felbft eines Schages, iſt, ungeachtet die Öffents 
lide Meinung, und mit Recht, diefes legtere Vergehen 
fehr mild beurtheilt, ebenfalls mild Hinfichtlich dev Infas 
mie dem Diebftahl gleichgeftellt, aber die Kreiheitsftrafe 
beträgt nur 3/8 der Freiheitsftrafe diefes Verbrechens. 
Darum hätte ſich der Gefeggeber beſſer vorfehen fols 
fen, ehe er die Diebftahlsftrafen, wenn auch nur fo. weit 
(aber ſchon viel zu weit), auf die Unterfchlagung anwandte. 
Die Methode ift zwar einfach, aber die Folgen derfelben 
find gar nicht beachtet! Und wenn das Gefeß beim Bes 
trug und dee Faͤlſchung je nach der gewinnſuͤchtigen 
oder nicht gervinnfüchtigen Abficht des Thäters, in jenem 
Falle eine entehrende, in diefem eine nicht entehrende Strafe 
androht (Art. 352, 359 — 60), meshalb befteht diefe 
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Unterfcheidung nicht auch bei der Unterfhlagung? Aber 
unglüclichermeife Dachte man beim Diebftahl nicht daran, und 
darum vergaß man auch bei der Unterfchlagung daran zu 
denfen. Und doch hätte wenigftens der Art. 368 darauf 
führen folfen. Denn diefer fpricht implicite den unrichti: 
gen Sat aus, dag nur Betrug, Faͤlſchung und 
felbft Erpreffung, nicht aber aub Raub (fo 
nahe er auch der Erpreffung fteht), Dieb: 
ſtahl und Unterfohlagung eine Unterſcheidung 
zwiſchen gewinnſuͤchtiger, und nicht gewinn— 
ſuͤchtiger Abſicht (oder beffer: zwiſchen Ge— 
winnſucht oder Nichtgewinnſucht als Mo— 
tiv der Handlung) zulaffen Wäre dies nicht 
der Drt geweſen, die Sache beffer zu überlegen ? 

Nun aber heißt e8 (vgl. $. 22) meiter im Art. 350: . 
Was beim Diebftahl Hinfihtlih ... . des Zufammen: 
fluffes (Art. 333) .... der Etrafmilderung wegen geleis 
fteten Erſatzes (Art. 342) .... verordnet ift, kommt aud 
bei der Unterfchlagung in Anwendung” (die übrigen Be 
flimmungen betreffen die mildere Beurtheilung der Ent: 
wendung unter Samiliengenofien , von Eß- und Trink: 
waaren 2c., melde auch auf Unterfchlagungen in Anwen: 
dung kommen foll, ung aber hier nichts angehen). Go: 
mit fpricht das Str. G. DB. deutlich genug aus, tie weit 
im Webrigen die Unterfchlagung nach den befonderen 
Grundfägen vom Diebſtahl beurtheilt werden foll; alfo 
nur fo weit und nicht weiter, 

Hiernach leiden 1) die Artt. 334 fg. über Dieb’ 
ſtahlsruͤckfallſtrafen ($. 14) Feine Anwendung auf 
die Unterſchlagung. Mithin kommt bei eigentlichen Ruͤck⸗ 
fällen in diefes Verbrechen die Regel des Art. 127 in 
Anwendung, bei uneigentlihen KRüdfällen dagegen der 
Art. 360, der aber gleichfalls auf die Regel des Art. 127 
vermwekft. Eben fo wenig fommt 2) der Art. 320, d. h. 
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da® dort für den Diebftahl ausgefprochene Princip der 
folidarifhen Strafhaftung ineAnmwendung, weil 
diefes Princip nach $. 14. nicht auf der Regel, vielmehe 
auf einer ſchwer zu rechtfertigenden Ausnahme beruht, und 
der Art. 350 ausdrücklich nur den Art. 318 (über die 
WertHberechnung) und den Art. 333 (über Zufammens 
rechnung in Eoncurrenzfällen) allegirt, nicht aber auf 
den Art. 320, den doch der Gefeßgeber nicht wohl über: 
fehen haben fonnte, wenn derfelbe auch auf die Unter: 
ſchlagung Anmendung finden follte. Seinen Augen lag, 
da er den voraufgehenden Art. 318 allegirte, der Art. 320 
wenigſtens nahe genug, aber ungeachtet feiner Nähe wurde 
er nicht allegirt, und die Möglichkeit einer gemeinfchaft: 
lichen Unterſchlagung von gemeinfchaftlih anvertraueten 
oder gefundenen Sachen (fey es fremdes Eigenthum , oder 
ein Schatz) konnte und mußte fih der Geſetzgeber doch 
wohl auch vorftellen. ft aber das Princip des Art. 320 
ein natuͤrliches, fo verhält es fich freilich anders, und 
diefed müßte dann 3. B. auch auf mwiderrechtliche Sachver⸗ 
legung 20. (Art. 385 fg.) angewendet werden, wie es 
Hufnagel, dad Str. G. B. ꝛc. ©. 408, auch behauptet. 

Dagegen fol 1) der fein angelegte Art. 333 von der 
MWertHberehnung in Eoncurrenzfällen auf 
auf Unterfchlagungen in Anwendung fommen, aber nur 
feinem erften DeittHeile nach, teil es Feine ausgezeichnes 
ten (qualificieten) Unterfchlagungen giebt, wie folche beim 
Diebftahl in reihem Maaße gedacht werden fönnen. Dies 
ſes Princip halten die Motipe für fo natürlich, daß 
e8 nicht blos auf die Unterfchlagung (Urt. 350), fondern 
auch auf den Betrug (Art. 360) angewendet werden foll, 
aber nur, wenn ed gewinnfüchtiger Betrug oder Fäls 
fchung war, wonach Diebftahl, und felbft Unterfchlagung 
abermals weit ftrenger als jene Verbrechen beurtheilt wer⸗ 
den. Sollte nicht aber ſchon diefe Elaufel des Art. 360 
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zum vollen Beweife dienen, daß das Princip des Art. 333, 
welcher zur Eteigerung der Etrafe aus concurrirenden 
Diebftählen Einen Diebftahl bildet, auf einer Ausnahme 
von der Regel beruhe, wenn dies nah $. 14 noch 
irgend bezweifelt werden fünnte? Denn bei dem nicht 
gemwinnfüchtigen Betrug und der nicht geminn: 
fühtigen Fälihung fell ja die Regel eintreten, d.h. 
die allgemeinen Grundfäge von der Concurrenz ; die Regel 
weiſt aber unzweifelhaft auf eine Ausnahme hin, und als 
Grund diefee Ausnahme tritt hier fo deutlich wie moͤg⸗ 
lid) der animus lueri hervor, welcher nach der (freilich 
unrichtigen) Anficht des Str. ©. DB. beim Diebftahl und 
bei der Unterfehlagung immer vorhanden ift, Hingegen 
bei Betrug und Kalfhung nur vorhanden feyn Fann. 
Daher wird der Richter fih hüten, den Art. 333 auf 
andere Vergehen, denen Feine Gemwinnfucht zu Grunde 
liegt, 5. B. damnum injuria datum (Art. 385 fg.), in 
Anwendung zu bringen. Beltätigt wird dies auch durch den 
Art. 352 Abſ. 2 der Str. Pr. O., welcher für Concurrenz: 
fälle auf Art. 115 — 123 ald die Regel, und auf Art.333, 
350 u. 360 ald Ausnahmen von der Regel vermeift. 
Allegirt ift fodann 2) der Art. 342, welcher vom Dieb: 
ſtahl auch auf die Unterfchlagung angewendet werden foll, 
und den Sag ausdrückt, daß thätige Reue nach der That 
zwar die Dauer der Kreiheitsftrafe herabfegt, aber die 
Infamie nicht ausſchließt. So infamirt das Ge 
ſetz ſelbſt denjenigen, welcher aus freiem Antriebe ſein 
Vergehen vollſtaͤndig wieder gut gemacht hat, ſo weit es 
objectiv ſich verguͤten läßt. 

Diefe Härte wird indeß durch die Liberalitaͤt des 
Art, 345 theilweiſe wieder ausgeglichen. Diefer Artikel 
verheißt nämlid Straflofigfeit, Menn Temand 
„(1) eine fremde vertretbare (Fungible) Sache, (2) mit 
der Abſicht der Erfagleiftung ganz oder theil⸗ 
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weife verbrauht , und (3) dafür aus paraten 
Mitteln (4) fogleich, entweder unaufgefordert oder 
auf Auffordern des Berechtigten, (5) Erſatz leiftet”, 
d. h. vollen, beziehungsmeife theilmeifen Erſatz, je nach: 
dem er die fremde vertretbare Sache animo restituendi 
ganz oder nur theilmeife aufgebraucht hatte. Straflofig- 
Feit ift mithin hier durch das vereinte Dafeyn jener fünf 
Erforderniffe bedingt, was fehon für ſich auf eine 
Ausnahme von der Regel hinmeift. Gebt man dagegen 
mit den Motiven ©. 276 den Brund der Straflofigfeit 
einer folchen Unterfchlagung in den Mangel am dolus, 
fo dürfte fih der Art. 345 nicht blos auf fungible Sachen 
beihränfen, und müßten dann auch Unterfchlagungen von 
Depofitens und amtlichen Geldern unter den gleichen Vor: 
ausfegungen für ftraflos erklärt werden. Der Art. 422 
Abſ. 2 und 423 Schlußf. beftimmen aber umgefehrt, daß 
der Art. 345 auf Öffentliche Unterfhlagungen Feine Anwen: 
dung finde, drohen vielmehr felbfe für diefen Fall unbe: 
dingt die Strafe der Infamie an, alfo im Sinne der 
Motive — für eine an ſich erlaubte Handlung, welche 
höchftend nur disciplinar an dem Öffentlichen Diener geahn: 
det werden fönnte! Endlich müßte dann ja auch der Dieb, 
welcher die Abficht und die Mittel hat, für das entwen⸗ 
dete Geld ꝛc. wieder Erfaß zu leiften, und fogleich, wenn 
auch erft auf Aufordeenng des Beftohlenen, Erſatz leiftete, 
von aller Strafe befreiet werden. Denn mie follte es 
unter diefen Vorausfegungen nur bei dem Unterfchlagen: 
den, nicht auch bei dem Diebe am dolus fehlen 
fönnen? 

Auch in dem Hauptberichte der Commiſſion der K. d. A. 
wird das, was hier eigenthumlich ift, mit andern auf der 
Regel beruhenden Vorſchriften nicht gehörig unterfchieden. 
Um alles zu erfchöpfen muß, man für den Diebftahl und 
die Unterſchlagung drei Halle von einander unterſchei— 
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den, welche theils auf allgemeinen Rechtögrundfägen, 
theils auf der fingulären Vorfchrift des Art. 345 beruhen, 
namlich 

1) Diebftahl oder Unterfchlagung im Nothftande 
(Art. 106). Hier braucht Feines der fünf Requifite dei 
Art. 345 in fubjectiver und objectiver Hinfiht vorhanden 
zu feyn, fondern die Handlung ift immer ftraflos. 

2) Diebftahl oder Unterfchlagung mit (ausdruͤcklicher 
oder ftillfehmweigender) Einwilligung des Eigenthümere 
der angeeigneten Sache. Auch Hier bedarf es der fünf 
Srforderuiffe des Art. 345 nicht, fondern die Handlung ift 
immer, aber aus einem andern Grunde als dort, ftraf: 
los. Denn die Aneignung von Sachen mit Einwilligung 
des Eigenthümers ift eine an fich erlaubte Handlung (redt: 
lihe Ermwerbsart des Kigenthums), was von dem erften 
Falle, als einer nah Art. 106 an fich rechtswidrigen "?), 
aber ftraflofen Handlung nicht gilt: Hat, bemerken die 
Motive a. a. D. ganz richtig, „‚derjenige, welcher die 
fremde fungible Sache (oder, muß hinzugefügt werden, 
irgend eine andere Sache) für fih verwendet, hinrei— 
chenden Grund gehabt, die Einwilligung des Eigen: 
thümers in die Verwendung gegen Erfaß anzunehmen, fo 
fehlt aller dolus”. Denn überall fteht die ſtillſchweigende 
Einwilligung (wozu e8 aber concludentee Handlungen be; 
darf) der ausdruͤcklichen Einwilligung gleih. Kann aber 
wohl angenommen werden , daß die Beftimmung des 
Art. 345 ihren Grund in einer ſtillſchweigenden Einmilli: 
gung des Eigenthüumers der unterfchlagenen oder eigen: 
mächtig vermwendeten Gelder 2c. habe? Dies Fönnte jeden: 
falld nur eine präfumirte Einwilligung feyn; denn 
im Allgemeinen wird man nicht behaupten wollen, daß es 


18) „Wer . . . eine Can fich) unerlaubte © Handlung began⸗ 
gen bat, um... iſt firaflo 
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Sedermann, der einem Andern fungibfe Sachen anver: 
traue, gleichgültig feyn werde, ob vdiefer fie behalte oder 
für die ihm bezeichneten Zwecke verwende, oder aber eigens 
mächtig für fi) aufbrauche, wenn er animo restituendi und 
bei paraten Mitteln hernach Erſatz leifte. Vielmehr wird er 
befondere Grunde (concludente Handlungen) nad): 
weiſen müflen, wenn das Gericht bei der eigenmächtigen 
Bermendung eine ftillfebweigende Einwilligung des Eigen: 
thümers fol annehmen dürfen und ihn darauf Hin für 
ſtraflos erflären. Außerdem märe dann der Art. 345 
theils uberflüffig, theils zu eng gefaßt. Erſteres, weil 
es ſchon im Art. 334 wie beim Diebftahl (Art. 316: „ohne 
Einwilligung des Eigenthümers oder Detentorg”) heißt: 
„mwiderrechtlich zueignet”, das mwiderrechtlich aber fo 
viel Heißt alds imvito domino. Letzteres, weil es dann 
auf den Unterfchied zwifchen fungibeln und nicht fungibeln 
Sachen, und auf die übrigen Momente des Art. 345, 
3. B. parate Mittel, gar nicht anfommen fönnte. Denn 
wer ſich mit Grund auf eine ftillfehmweigende Einmillis 
gung des Eigenthümers berufen fann, darf z. B. auch ein 
verfiegeltes Geldpafet, welches ihm anvertraut ift, eroͤff⸗ 
nen, und andere nicht fungible Sachen gegen fpäteren Ers 
faß für feine Zwecke verwenden, fey e8 um ſich aus einer 
augenblichlichen Verlegenheit zu Helfen, oder weil er gerade 
Gelegenheit hat, gute Gefchäfte damit zu treiben, viel- 
feiht auch ſchlechte, 3. B. bei der Spielbanf. Eben fo 
verhält es fich beim Diebftahl, nur daß hier noch feltener 
concludente Handlungen nachweisbar feyn werden. 
Jedenfalls gilt gemeinfchaftlih für Diebftahl und 
Unterfchlagung, dag Nothftand (aber verfchieden von einer 
bloßen, wenn auch dringenden Noth) und ausdrückliche 
oder ſtillſchweigende Kinwilligung nah allgemeinen 
Kehtsgrundfägen die Möglichkeit einer Beſtrafung 
ausſchließen. Nun aber feheiden fich beide, indem 
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3) nah Art. 345 nur bei der Unterfchlagung, aber 
auch nur, wenn alle fünf Erforderniffe des Art. 345 zu 
treffen, thätige Reue na der That (nad volk 
endeter Unterfchlagung) Straflofigfeit bewirfen foll, wie 
folhe Ausnahmen auch bei einigen andern Verbrechen, 5. B. 
. beim Aufruhr, vorfommen, während fonft thätige Reue 

nach der That (und zwar auch hier nur ausnahmsweiſe) 
nur die Wirfung eines Strafmilderungsgrundes hat; 19 
Kommentar I. ©. 539. Wenn daher in Art. 422 u. 423 
ausgefprochen ift, daß auf KSaflendefraudationen der 
Art. 345 niemals in Anwendung fomme, fondern freimili: 
ger Erſatz nur die Wirfung eines Strafmilderungsgrundes 
Haben follte (aber wie beim Diebftahl ohne Erlaß der In—⸗ 
famie) , fo enthält jenes Verbot nichts Erceptionelles, fons 
dern ift nur eine Rückkehr zu der Regel, von welcher der 
Art. 345 eine bedenkliche Ausnahme enthält. Denn von 
Rechts: und Confequenz wegen müßte fie auch Dem Diebe 
zu ftatten fommen, nicht minder dem Betrüger um 
bem Fäalfcher, menn fie Gleiches unter den Voraus⸗ 
fegungen des Art. 345 thäten, z. B. um fi aus einer 
augenblicflihen und dringenden Noth oder Verlegenheit zu 
erretten. Dies wäre aber im hohen Grade bedenklich, 
und ift es ſchon bei der bloßen Unterfchlagung, weil das 
durch nicht nur dem Leichtfinn ein gefährlicher Spielraum 
eröffnet wird , fondern die Moralıtät und der Volks⸗ 
cbarafter verdorben werden, wenn derartige Täufchun: 
gen des PVertrauend ungeahndet verübt werden 
dürfen. Man erfläre daher folhe Faͤlle nicht für ſtraflos, 
fondern ftrafe fie nur milder, und verlaffe namentlich dem 
Uebertreter die Infamie, welche uͤberhaupt fo ſchwer 
auf der Unterfchlagung laftet, weil fie das Etr. G. B. im 
Wefentlichen mit der Strafe des Diebftahle bedroht, und 
damit den, ſchon bei diefem Verbrechen verfchuldeten legie: 
lativen Berftoß verdoppelt. 
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Dad, mas die einheimifchen Praktiker bei dem 
Art. 345 fo fehr vermiffen, daß nämlich nicht zugleich im 
Sinne der früheren Praris ausgeſprochen fey, es folle der 
Richter die Strafe der Unterfchlagung auf die Hälfte 
herabfegen, wenn der Thäter bei dem Angriff auf fremde 
Gelder wenigſtens den animus restituendi gehabt habe, 
ohne daß dire That dem guten Willen entfprach, erfcheint 
allerdings als eine Lücke des Str. G. B., aber nur in 
dem Sinne, daß die rein obdjective Abftufung der 
Strafen des Diebſtahls, alfo auch der Unterfchlagung 
(und des Betrugs und der Faͤlſchung) nach dem Werth: 
betrage des Entfremdeten (Art. 322), und die fchonungs: 
los daran gefnüpfte Androhung der Infamie dem Rich: 
ter die Möglichfeit entziehen, die fubjectiven Minderungs: 
gründe der That in dem ihnen gebührenden Maafe zu bes 
ruͤckſichtigen. Denn fo lange die Hauptftrafe, nämlich die 
Snfamie, fo fchonungslos bei Unterfehlagungen (ſelbſt 
eines Schatzes) vorherrfcht, wuͤrde mit der Beftimmung 
der bisherigen Praxis nur wenig gewonnen feyn. 

Ueberblicfen wir nunmehr das bisher Befprochene, 
und fragen wir, welches die Krüchte der theilmeifen Gleich: 
ftellung der Strafen der Unterfehlagung mit denen des 
Diebftahls feyen, fo ergiebt fi ald Antwort, dag die 
Früchte nur in Sontroverfen und Verdoppelung 
der Segislativen Verſtoͤße beftehen; meshald 
der Gefeggeber (denn darauf müffen wir immer tmieder 
zuruͤckkommen) fich wohl zu beftimmen hat, ehe und bevor 
er von jener fo einfachen und bequemen Methode Ges 
brauch madt. 


4. 16. 


Zum dreittenmal begegnet man den Strafen und 
fonftigen Beftimmungen über den Diebftahl beim Be⸗ 
trug, nur daß diefe Strafen und fonftige Beftimmuns 


550 Weber Begriff und Gleichheit der Strafe 


aen hier meit feltener in Anwendung fommen, als beim 
Diebftahl und felbft der Unterfchlagung. Borerft nämlid 
befteht beim Betruge nach Art. 352 die Eintheilung zwiſchen 
geroinnfüchtigem und nicht gewinnfüchtigem Betruge ’9) mit 
der rechtlichen Wirfung, daß im letztern Falle eine nicht ent: 
ehrende Strafe angedroht, in jenem dagegen ‚auf Die Bes 
ftimmungen über Beftrafung des Diebfrah fs (Art. 321, 
322)” vermiefen ift, alfo auf das fchon zweimal ent: 
wickelte Infamieſyſtem. Diefe Eintheilung Hätte nach dem 
Dbigen ($. 15) auch auf den Diebftahl und auf die Unter 
fhlagung angewendet werden follen, um dem traurigen 
Enfteme der Infamie auch hier einige Schranken zu fegen. 
Diefe Schranfen find zweitens beim Betrug in noch groß: 
artigerem Maafftabe dadurch gefeßt, daß derfelbe „in 
Vertragsverhältniffen” — und in diefeni wird er gerade 
am häufigften verübt — nur unter der dreifachen 
VBorausfegung eines dolus causam dans (Hauptbe 
trugs), einer insignis calliditas (befonderen Arglift), und 
einer Klage foll beftraft werden koͤnnen, Art. 353 Abf. 3 
und 4. Hievon ift die Solge, daß der vornehme und 
wohlhabende Betrüger (der oft zehnmal fchlimmer feyn 
fann als der Dieb) es in ſeiner Gewalt hat, fich in allen, 
felbft den fchlimmften Fällen (nämlih des Hauptbetrugs, 
der befonderen Arglift, und eines fehr bedeutenden Werth: 
betrags) mit dem Betrogenen abzufinden — auf daf 
das alte Ehrlihe: „auf Treu und Glauben” immer mehr 
verfehrt werde in das: „auf Untreu und Unglauben”. 


19) Die Bezeichnung „boshafter Betrug” entfpricht zwar dem 
Wortlaute des Art. 352 Abf. 1, ıft aber zu eng. Es gehört 
hieher 3. 3. auch das damnum vitare, Art. 210, 218 Abf. 1, 
und der Berrug um einen Gläubiger vor dem andern zu be 
sünftigen, Art. 362 erſter Fall. Diefe Fälle bilden zwar 
felbftftändige Verbrechen, Eönnen aber auch beim gemeinen 
Berrug vorkommen, und fallen gewiß nicht unter den animus 
Incri im Sinne des Art. 352 Abf. 2. 
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Denn fo wird man bald ven Sag: licet contrahentibus 
invicem se circumscribere überfegen fönnen, wenn das 
Geſetz felbft die ſchlimmſten Betruͤgereien in der Weife pris 
vilegirt! Den wuͤrttemb. Gerichten muß man e8 freilich 
nachruͤhmen, daß fie, um die Freibriefe des Betrugs nicht 
gar zu anftößig werden zu laffen, die — gewiß im Sinne 
des Eivilrechts zu verftehenden — Worte ded Art. 352 
„in Vertragsverhältniffen” möglichft ftrict interpretiren, 
d. h. ein auferobligatorifches Verhältnig da annehmen, 
wo in jenem Sinne entfchieden ein obligatorifches befteht. 
Allein auch dies reicht lange nicht aus. Dazu fommt gar 
noch eine weitere (alfo vierte Befchränfung, nämlich die, 
daß zum Begriffe des Betrugs, menigftens des gewinns 
füchtigen ), immer ein in Geld berechenbarer 
Bermögensnachtheil erfordert wird, mithin mo dies nicht 
zutrifft, abermals Betrügereien privilegirt find. Denn 
die Diebftahlsftrafen, welche hier in Anwendung fommen 
follen, find nad dem Werthbetrage abgeftuft, mithin 
muß auch der Betrug einen foldhen haben, wenn ed mög: 
(ih feyn fol ihn zu beftrafen. Dies ift eine neue, Dies 
her noch nicht hervorgetretene Folge der Bedrohung eines 
Berbrechens mit der Strafe eines andern, woran freilich 
der Gefeggeber entfernt nicht gedacht Haben wird; allein 
man kann diefe Befhränfung hier nicht in Abrede ftellen, 
und fie ift auch in der Pragis allgemein anerfannt. Darum 
frage fich der Gefeggeber zuvor, ob er nicht etwa ‚durch 
Bedrohung des Verbrechens B mit der Strafe des Ver⸗ 
brechens A den Begriff deffelben auf eine von 
ihm nicht beabſichtigte Weife befhränfe? 
Und dies trifft nicht blos beim Betrug zu, fondern Fehrt 


20) Wie follte dann aber der nicht geminnfüchtige, der doch 
minder ftrafbar ift, ſtrenger beurtheilt werden, d. h. dadurch, 
daß man ihm einen weiteren Thatbeftand giebt? 
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auch bei der Faͤlſchung (Privatfälfhung) wieder, weil 
diefe nach Art. 359 mit der Strafe des Betrugs be 
droht ift, mithin von beiden Verbrechen das Gleiche gelten 
muß. Unſere Gerichte geben fich zwar auch hier alle er; 
denfbare Mühe, um bei Betrügereien, die fie für ſtraf— 
würdig halten, eine in Geld berechenbare Vermögens 
beeinträchtigung herauszubringen, wenn e8 auch einigen 
Zwang koſten ſollte; allein diefer Interpretationszwang 
hat doch auch feine Graͤnzen. Beifpiele hievon, fo wit 
von der Cinengung der Worte: „in Vertragsverhältnifen” 
theilt Hufnagel in feinem Commentar, wie in feinem 
Str. G. B. ꝛc. zu Art. 352 mit, und man fann es auf 
kaum den Berichten verdenfen, daß fie die Freibriefe für 
den Betrug möglichft zu beihränfen ſuchen, damit des öfs 
fentlichen Aergerniſſes über Straflofigkeit ſchlimmer Betr: 
ger nicht zu viel werde, Furz, damit der Betrüger nicht gar 
zu viel vor dem Diebe und dem Unterfchlager voraus habe, 
indem die öffentliche Meinung in Württemberg zur Zeit 
wenigſtens noch nicht dahin geht. 

Iſt aber einmal der Betrug aus Gewinnfucht, fey 
e8 auf Klage oder von Amts wegen ftrafbar, fo teitt, 
weil ee „nach den Beſtimmungen über Beftrafung des 
Diebftahls (Art.321, 322)” beurtheilt werden foll, d. h. 
für gleich ftrafbar mit dem einfachen Diebftahl ers 
FMärt ift, auch hier das unerbittlide Infamieſyſtem 
ein, tie eg ſchon bei dem Diebftahl, und fodann bei der 
Unterfchlagung befprochen wurde. Dazu fann, twole dort, 
fbon ein einziger Kreuzer, feies über den Betrag 
von fünf Gulden, oder nach vorgängiger zweimaliger polis 
zeilicher Ahndung, für ſich allein ausreichen; ja es wird 
als Dbject des Betrugs und zur Infamie nicht einmal ein 
ganzer Kreuzer erfordert! Eben fo giebt e8, wie beim 
Diebftahl (Art. 328), und bei der Unterfchlagung (Art. 347), 
einen erfchwerten Betrug, welcher, auch in dem ge: 
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singften Betrage,ſtets gerichtlich ſtrafbar iſt, mithin 
unvermeidlich Infamie zur Folge hat, wobei die in-den 
wiederkehren, mithin der in dem Verhaͤltniſſe der Dienſt⸗ 
herrſchaft, des Meiſters ꝛe. zu den Dienftboten und 
Geſellen rc. begangene Verſtoß ſich verdreifacht. - So⸗ 
dann kommt nach Art. 360 auch Hier (mie bei der Unter⸗ 
feblagung) der egceptionelle Art, 333 über: Zuſammenrech⸗ 
nung des Werthbetrags in Soncurrenzfällen in Anwendung, 
jedoch nur beim Betrug aus Gewinnſucht ($. 15); nicht 
aber auch der egceptionelle. Art. 320, - weil diefer im 
Art. 360 nicht allegiet iſt, und in demfelben fein natürs 
liches, ſondern ‚vielmehr ein 'erceptionelles Princip ausge⸗ 
fprochen iſt (F. 14). Eben fo wenig hebt thätige Reue 
nach der That (freiwilliger voller Erfag) die Infamie 
auf, fondern bewirkt, wie nach Art, 342 beim Diebftahl 
und nach Art. 350 bei der Unterfchlagung, nur eine Ber: 
abfeßung der Freiheitsſtrafe. Endlich befteht auch hier, 
wie bei der Unterfchlagung , ein uneigentlicher Rückfall, 
War z. B. der erfte Straffall ein Diebftahl , deffen Strafe 
indeß der Thäter nicht einmal theilweife erftanden zu haben 
braucht, indem es nach Art. 124 fihon an der rechtskraäf⸗ 
tigen Verurtheilung genügt, und berfelbe begeht jegt einen 
Betrug, fo liegt zwar — zu feinem Glüde — fein 
ruͤckfaͤlliger Diebſtahl vor, auf welchen der erorbitante 
Art. 335 in Anwendung zu bringen wäre, aber doch ein 
rückfälliges Verbrechen (eine rücfällige Eigenthums⸗ 
beeinträchtigung),, wonach die Betrugsftrafe (und diefe ift 
die Diebftahlsfteafe) Innerhalb der zutreffenden Strafrahme 
höher auszumeſſen ift, wenn auch die Strafe beider Vers 
gehen an fich zehnfach zu ftreng zuerfannt werden mußte. 
Denn es laffen ſich für den Diebftahl, wie für den Betzug 


die Leichteften Kalle denfen — man möchte denn mit 
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den Regierungd > Commiflären behaupten, daß Hier auch 
die leichteften Fälle immer noch ſchwer ſeyen. 

Faſſen wir das Nefultat diefer Unterfuchungen zu: 
fammen , fo geht es einfach dahin, daß erftlich der Geſetz⸗ 
geber durch abermalige Anwendung der Strafen und fon 
ſtigen Beſtimmungen des Diebftahls, den bei dieſem be 
gangenen Verftoß (oder vielmehr in der Mehrzahl, Ver 

ſtoͤße) verdreifacht hat; und zweitens durch Die bedeus 
tende Privilegirung des Betrugs vor dem Diebftahl 
ein gefährliches Erperiment gemacht hat, noch bedenk⸗ 
licher als bei der Privilegirung der Unterfchlagung in den 
Fällen des Art. 345 ($. 15). Möchten daher dieſe Privi⸗ 
legirungen von Verbrechen noch zeitig genug aufgehoben 
merden, ehe fie die Volksmoral an der Wurzel ergriffen 
haben! Drittens Fehren hier die gleichen Contro verſen, 
tie bei der Unterſchlagung, wieder, überhaupt alle Zwei⸗ 
fel, welche die Anwendung der Artt. 321, 322 darbietet. 

Im Hinblick auf die gleich folgenden Unterfuchungen 
über die Faͤlſchung, und in fpecieller Beziehung auf den 
Art. 359, fragt es ſich übrigens noch, ob nicht etwa der 
Art. 352, Indem er für den gewinnfüchtigen Betrug ganz 
allgemein auf die „Beftimmungen über Beftrafung 
des Diebſtahls“ verweift, damit außer den Strafen 
diefes Verbrechens, auch im Uebrigen auf Alles verweife, 
was geſetzlich Hinfichtlich des Diebftahls gelte? Dies ſcheint 
beim erften Anblick der Fall zu feyn; allein es fcheint nur 
ſo. Denn theils drücken die in Parenthefe gefegten 
„art. 321, 322” beſtimmt aus, daß unter dem Auds 
druck: Beftimmungen, hier nur die Strafen des Dieb 
ftahls zu verftehen find; theils befteht daneben noch der 
Art. 360, welcher feftfegt, wie weit auch im Uebri— 
gen die „Beltimmungen” über den Diebftahl auf den 
Detrug in Anwendung Eommen follen. Weiter darf mit: 
hin der Richter auch Hier nicht: gehen, muß aber die fo 
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oft Zmeifel erregende Abmwechfelung des Ausdruds ($. 3) 
auch hier mißbilligen. Stereotype Redensarten eignen fich 
beſſer für den Gefeßgeber , befonders.für den nivellivenden, 
als ſtiliſtiſche Uebungen. Jene befsrdern die Klarheit, 
diefe die Unflarheit. 


$. 17. 


Zum viertenmale begegnet man den Diebftahle- 
firafen und fonftigen Beftimmungen über diefes Verbrechen 
bei der Faͤlſchung (Privatfälfchung), und zwar unter 
denfelben Modificationen und Privilegirungen wie beim Be: 
trug. Ta nach) den Motiven, denen auch die Praxis folgt, 
Fommt hier noch die weitere Beſchraͤnkung Hinzu, daß 
die Faͤlſchung feinen ſtrafbaren Verſuch zulaſſen foll, 
was freilich nur auf Scheingruͤnden beruht (vgl. die 
Staatsverbrechen ꝛc. S. 391 fg.); und nad) der Praris 
foll e8 auch Feine Concurrenz von Faͤlſchung mit Be: 
trug geben Fönnen, fondern jene in diefen aufgehen. Hier: 
nach würde die Faͤlſchung, aber nur als Privatfälfchung, 
noch zwei Privilegien der Ötraflofigfeit mehr als 
der, ohnehin ſchon viel zu ſehr privilegirte Betrug ($.16) 
zählen, alfo das durch das Gefe und durch die Pragis 
am meiften begünftigte Verbrechen unter der Sippfchaft 
der Diebftähle, Unterfchlagungen, Betrügereien und Faͤl⸗ 
fhungen feyn. Ob der Fälfcher dies auch verdiene, ift eine 
andere Frage. 


Welchen Höhepunft der Verwirrung die Bermeifung 
auf fremde Strafen erzeugen Fönne, davon bietet die 
Lehre von der Faͤlſchung nach Art. 356 fg. den fprechend- 
fien Beweis. 


Hiernach find zwei Kategorieen von Faͤlſchung zu un: 
terfcheiden: 1) die erfchwerten, d. h. die Källe des Art. 
358, namentlih Fälfchung von Privaturkunden, welche 
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mit ſelbſtſtaͤndiger Strafe bedroht find; und 2) ein 
fache Faͤlſchungen, d. h. Faͤlſchung anderer Gegenftände, 
welche. nach Act. 359 „nach Maaßgabe der Beftim: 
mungen über den Betrug zu ahnden find”. Es 
heigt hier allgemein nad den „Beftimmungen ”. über 
den Betrug, womit der Gefeßgeber auf den ganzen Art. 
352 verweifl. Wollte er diefes nicht, fo würde er, mie 
3. B. im Art. 362, gefagt haben: „nach den Beftimmun: 
gen des Art. 352 Abſ. 2”, worauf fhon bei Gelegenheit 
diefes Artikels Hingewiefen wurde. Hieraus folgt: 

1) dag die einfache Privatfälfhung in Vertragsver: 
hältniffen nur unter der dreifaben VBorausfegung 
einer.Klage, einer befondern Arglift (insignis calliditas) 
und eines dadurch beabfichtigten Hauptbetrugs (dolus 
causam dans). ftrafbar ift, mithin in der Regel nicht be: 
ftraft werden fann. Hiezu fommt, wie beim Betrug 
($. 16), al8 vierte Borausfegung der Strafbarfeit, 
daß die Abficht des Fälfchers auf eine in Geld be: 
rechen bare Bermögensbenachtheiligung gerichtet war. 
Denn fonft fünnte die Strafe des Betrugs (Art. 359), 
welche die des Diebftahls ift (Art. 352) — fo wird 
man hier von Pontius zu Pilatus gefandt — für die Faͤl⸗ 
ſchung nicht ausgemeffen werden. Aber auch civilrecht— 
lihe Folgen (Entihädigung), tie fie wenigſtens beim 
ftraflofen Betrug eintreten Fönnen, und worauf auch der 
Art. 352 verweift, fallen hier, d. h. bei der‘ regelmäßig 
ftraflofen Faͤlſchung, weg, weil der bloße „, Gebraud) ei: 
ner ge= oder verfälfchten Sache, ohne daß “Jemand (au 
nur vorübergehend) dadurch getäufcht, viel weniger in 
Echaden gebracht wurde”, Art. 356, feinen Grund zu 
einer Civilklage abgiebt, fomit der Fälfcher gegen alle und 
jede nachtheilige Folge feiner fchlechten Handlungsweiſe ge: 
fichert iſt. Hat dies der Gefegeber wohl bedacht, als er 
— freilich einfach und bequem — auf die Beſtimmungen 


“zweier ober. mehreret Verbrechen. 967 


über din Betrug vermwied? Im Gegenfaße hievon fallen. 
bei der erſchwerten Faͤlſchung (Att. 358) alte. diefe 
Befchränfungen weg, weil fie nur Folgerungen aus 
der Verweiſung des Art. 359 auf die „Beftimmungen über. 
den Betrug” find, der Art. 358 aber für jene Fälle uns 
befhränft eine felbftftändig.e Strafe feftgefegt hat. 
Doc ift dies nicht außer Streit. Vgl. bie. Staatsverbre⸗ 
chen x. S. 419. Sodann 

2) folgt aus der Verweiſung auf die Beſtimmun— 
gen über den Betrug”, nach denen die einfache. Privatfaͤl⸗ 
ſchung „geahndet werden folle”, daß unter denfelben Vor⸗ 
ausfegungen , unter welchen der ftrafbare Betrug nur po⸗ 
Tizeilich ‘geahndet werden Fann, unter diefen auch die 
Faͤlſchung nur eine polizeiliche Strafe nad fich jle- 
hen Fann. Die praftifh wichtige Folge hievon ift die, 
daß der Thäter dann dee Infamie entgeht. Mit der 
polizeilichen Strafe ift aber noch nicht ausgeſprochen, daß 
eben deshalb auch der polizeiliche Reffort. eintrete, 
d. h. die Handlung dann der Unterſuchung und Beſtrafung 
der Polizeibehoͤrden unterliege, indem eines Theils, wie 
in den oben befprochenen Sällen des Art. 209, die polizei- 
liche Strafe von den Gerichten verhängt werden Fönnte, 
andern Theils das Pol. Str. ©. nur Diebftahl, Unter: 
ſchlagung und Betrug unter gemwiffen Borausfegungen den 
Polizeiftellen zur Abrügung überläßt, ja fogar der Art. 10 
der Str. Pr. D. vom %. 1843 den Bezirfsgerichten die Ber 
ſtrafung der Privatfälfchungen bis zu 2 Jahren Kreis: 
gefängnig mit oder ohne Infamie Üüberwiefen hat, waͤh⸗ 
rend das Strafcompetenz: Gefeß vom %. 1839 alle Faͤl⸗ 
fehungen nur den Kreiögerichten in erfter Inſtanz ander: 
trauen zu fönnen glaubte. Allein fo gewichtig diefe Zwei⸗ 
‚fel an ſich find, fo laſſen fie fich doch befeitigen. Denn 
unter den Beftimmungen über den Betrug, welche hier 
eintreten follen, ift, wie die Verweiſung des Art. 352 
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Abſ. 2 auf Art. 324 und 322 klar ergiebt, zu verftehen, 
daß der Betrug, alfo au die Faͤlſchung (Art. 359), je 
nach den Umftänden polizeilich von dem:olizeibe: 
hoͤrden, oder gerichtlich von den Gerichtsbehoͤrden zu des 
firafen fey. Auch hat der Art. 41 des Pol. Str. ©. felbft 
fchwerere Sälfchungsfälle dem Reffort der Polizeibehoͤrden 
zugemiefen. Hingegen bei der erfhmwerten Kälfchung, 
Art. 358, fällt dies weg, theild weil es auf bloßen Fols 
gerungen beruht, theild aus den oben (Ziff. 1) angegebe⸗ 
nen weiteren Gründen, wonach fich ein immer größerer 
Gegenfag zwifchen dem Art. 358 und 359 herausftellt, au 
welchen zwar der Geſetzgeber nicht gedacht Hat, den aber 
gleichwohl der Richter fefthalten muß. Herner 


3) folgt aus der Bermweifung auf die „Beftimmun- 
gen über den Betrug”, daß die einfache Privatfälfchung, 
gleich jenem, in die aus Gemwinnfuht und ohne Gewinn; 
fucht zerfällt. Jene wird wie der Diebftahl beſtraft, Art. 
352, Abſ. 2, infamirt mithin, wenn fie gerichtlich ftraf- 
bar ift; diefe Hingegen unterliegt nur einer nicht entehrens 
den Strafe, Art. 352 Abf. 1. Bei der erfchwerten 
Faͤlſchung, Art. 358, fällt auch diefe Unterfcheidung weg, 
was namentlich für die im Abſ. 2 abfolut angedrohte Ars 
beitshausftrafe von Wichtigkeit iſt. Denn hier wird nicht 
auf die Strafen des Betrugs verwiefen, ſondern es find 
felbfiftändige Strafen angedroht, ohne dabei zwi 
ſchen geroinnfüchtiger und nicht gewinnfüchtiger Abſicht des 
Sälfcherd zu unterfcheiden. Darin fteht mithin die er: 
ſchwerte Faͤlſchung ganz dem Diebftahl und der Unterfchla: 
gung gleich. Endlich 


4) follen nach Art. 360 auch die — fchon öfter 
($. 14 — 16) befprochenen — VBorfchriften der Artt. 318, 
333 und 342 auf Faͤlſchung, aber nur aus Gewinnſucht, 
Anwendung finden; auch die gemwinnfüchtige Faͤlſchung 
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(aber auch nur. diefe) nach Art. 364 mit gewinnfüchtigem 
Betrug, Erpreſſung aus Gewinnfucht, Raub, Diebftahl 
und Unterfchlagung einen unelgentlichen Rückfall bilden. 
Dei diefer Gleichftellung der Faͤlſchung mit dem Betrug 
ſcheint aber der Gefeggeber ein wefentlihes Moment übers 
fehen zu haben. Der Art. 318 handelt nämlich von der 
MWerthberechnung beim Diebftahl im Allgemeinen, der Art. 
333 insbefondere bei Soncurrenzfällen, endlich der Art. 342 
von Milderung der Strafe des Diebftahls wegen freiwillig 
geleifteten Erſatzes. Dies Alles gilt nach dem Obigen 
($. 16) auch von dem Betrug,. und jegt auch von der 
Faälſchung. Nun aber ift die Faͤlſchung nach Art. 356 
fhon conſummirt duch den Gebrauch (die Production) 
Der ges oder verfälfchten Sache, wenn auch Niemand das 
durch getäufcht, viel weniger in Schaden gebracht wurde. 
Wie foll man fich daher hier eine Berechnung, oder in Con- 
cuerenzfällen eine Zufommenrechnung des Werthbetrags 
denfen, da ja noch Feine Schadensftiftung vorliegt? In⸗ 
deß wird man died auf den durch die Faͤlſchung beabſich⸗ 
tigten Schaden zu beziehen haben, fofern fich diefer mit 
Sicherheit berechnen läßt. - Dagegen kann die Vorſchrift 
des Art. 342 hier niemals Anwendung finden. Denn toie 
follte der Zälfcher freiwilligen Erſatz leiften koͤnnen, da er 
noch feinen Schaden verurfacht hat? So einfach daher 
die Methode der Gleichftellung zweier Verbrechen hinfichts 
lich der Strafbarkeit ift, fo hat fich doch der Geſetzgeber 
zuvor zu befinnen, ob auch wirklich Alles zu einans 
der. paffet Ä 

Uebrigeng find alle bisher entwickelten Sätze, Folge⸗ 
rungen und Gegenfäge (zwifchen dem Art. 358 und 359) 
keineswegs unbeftritten, vielmehe in hohem Grade 
beftritten, fo daß man auch hier wieder zu dem Reful; 
tate gelangt, daß jene Methode, fo fehr fie fih auch dem 
Geſetzgeber duch ihre Einfachheit und Bequemlichkeit em: 
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pfiehlt, für den Richter (und diefem darf ſich auch die 
Doctein befcheiden an die Seite feßen) nur eine Quelle 
vieler Berwidelungen und Eontroverfen if, 
und ihm dadurch das Rechifprechen außerordentlich ers 
ſchwert. Doch ift Hier noch Ein Punct zu befprechen, ‚von 
welchem die Abhandlung gleich beim Beginn ausging, daß 
nämlich der Richter in folchen Faͤllen die Verſchiedenheit 
des Begriffs und die bloße Steichheit dee Strafe 
forgfältig zu unterfcheiden habe, tworan man hier wie bei 
den einfachen Körperverleßungen, gegenüber von den Real 
injurien,, nicht immer zu denfen fcheint (vgl. -$. 3). 
Schon in den K. Verhandlungen, dann in den Ents 
ſcheidungsgruͤnden vieler Srfenntniffe der Obergerichte, fer; 
ner bei Hufnagel, Holzinger x. findet man die Bes 
hauptung ausgeiprochen,, daß die Peivatfälfchung, aber 
nur die einfache (alfo im abermaligen &egenfage von 
der erfchmwerten, Art. 358) unter den Begriff des Bes 
trugs falle, alfo feinen felbftftändigen Inhalt (Thatbe⸗ 
ftand®) Habe; und In diefem Sinne fcheint auch der Art. 
10 der Str. Wr. D. verftanden werden zu müffen , mo es 
heißt: „die Faͤlſchung in den Fällen des Art, 357 
(2 vgl. oben 6. 5) und 359, fo weit der Betrug der 
bezirfsgerichtlichen Strafbefugniß anheimfält”., Sind 
denn aber FKälfhung (und warum gar nur einfade 
Faͤlſchung?) und Betrug ein und derfelbe Begriff? Haben 
fie nicht nach Art. 351 und 356 einen ganz verfchiedenen 
Thatbeftand? Und mit welchem Rechte endlich will man 
hier ausnahmsweiſe zwei Verbrechen dem Begriffe nach zus 
ſammenfallen laffen, während fie in alten feither ents 
wickelten Faͤllen begriffsmaͤßig verſchieden und getrennt 
ſind? Hiernach wird man den Art. 19 der Str. Pr. O 
in einem andern Sinne zu verſtehen haben. Er druͤckt ent⸗ 
weder aus: inſoweit der Betrug dem bezirksgerichtlichen 
Reſſort unterliegt, inſoweit gilt dies auch von der Faͤl⸗ 
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fung; oder: foweit Der durch die Foͤlſßchung beabſach⸗ 
tigte Betrug zum Reflort der Bezirfsgerichte gehört. 
Nach der einen "wie nach der andern Auslegung erfcheinen 
beide Vergehen ald dem Begriffe nach getrennt, und koͤn⸗ 
nen ‘auch nicht anders denn getrennte Berbrechen ges 
dacht: werden. : Sonſt wären z. B. auch Beihuͤlfe und Bears 
ſuch, :Diebftahl und Betrug. aus Gewinnfurbt , Erpreh 
fung und Raub ze. nur Ein BVerbrechen. 

"  Mum hat man aus dem angeblichen Zufammenfalfen 
der (einfachen) Privatfälfchung: mit dem Betruge: — an 
fi richtig — weiter gefolgert, daß eine Concurrenz 
beider nicht gedacht werden koͤnne, mithin. Betrug durch 
Ceinfache) Privatfälfchung dem Begriffe nach nur Bes 
teug. fen, welcher fich ‚lediglich. Durch das Mittel von ehr 
wem ſonſtigen Betruge (Betrug: ahne Shlfcbung). unters 
fcheide... . Allein vorerſt fallt :mit der Praͤmiſſe auch der 
Folgefatz. Sodann ift. nicht einzufehen, weshalb ed bei 
der erfchwerten Brivatfälfchung und bei den öffentg 
lichen Faͤlſchungen, ‘die ja auch als Mittel zum. Betrug 
dienen fünnen und häufig genug.angewendet. werden, - ſich 
anders verhalten ſollte? Denn fuͤr dieſe Faͤlle wird in 
Art. 368 Schlußſatz, 219 Abſ. 3, 222 Abſ. 1 und 224 
ausdruͤcklich auf die Grundſoͤtze von der Concurrenz, 
und zwar der realen Concurrenz (Art. 115 fg.) vers 
wiefen. Oder foll man ettva annehmen, der Gefeggeber 
Habe Hier allen Rechtsgeundfägen zumider ausnahmsweiſe 
eine Eoncurrenz angenommen, wo feine foldde vorliege, 
noch gedacht werden fünne? Dies wäre jedenfalls eing 
auffallende Annahme! Endlich ift die Veruͤbung einsg 
Betrug durch Ceonfummirte) Faͤlſchung, fey e8 eine öffents 
liche oder Privat:, und im letzteren Kalle eine einfache 
oder erſchwerte Faͤlſchung, ja nur einer der vielen Fälle, 
mwo..durh ein Verbrechen, als- Mittel, ein anderes 
Berbrechen, als eigentlicher Zwed des Thäters, verübt . 
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wird, mie 3. B. wenn eine Brandftiftung zum Zweck des 
Raubens oder Stehlens verurfacht wird. Auch hier kann 
man, wie oben, fagen: ein folcher Raub oder Diebftahl 
unterfcheide fich nur durch dag Mittel von anderen Dieb: 
ftählen ꝛc.; und dies ift auch an fich richtig. Allein folgt 
wohl daraus, dag darum Feine VBerbrechenconcurrenz vors 
liege? Gewiß nit. Denn das Mittel, durch welches 
der Diebftahl oder Raub verübt wurde, ‚bildet ein feldft: 
ffändiges Verbrechen, und dies gilt auch von der 
Zälfhung, wäre es auch nur einfache Privatfälfchung, 
welche vernünftigermeife fonft auch nicht mit der Strafe 
des Betrugs hätte bedroht werden koͤnnen. Zwar 
treffen dann die Strafen des Betrugs, d. h. des Dieb: 
ftahls, zweimal zu; einmal für die confummirte Fäls 
fhung , das anderemal für den confummirten (oder nur 
verfuchten) Betrug. Allein dies beweift eben fo wenig ge 
gen die Möglichkeit einer Concurrenz, weil es dem Geſetz⸗ 
geber nun einmal gefallen hat, Faͤlſchung und Betrug für 
gleich ſtrafbar zu erflären. So kann 3. B. auch ein Dieb; 
ſtahl, namentlih von Urkunden, zum Zweck des Betrugs 
gedacht werden; wird nun beides ausgeführt,. fo kommt 
auch hier — der Eoncurrenz wegen — die Strafe dee 
Diebftahls zweimal zur Anwendung, weil nach Akt. 
352 der Betrug mit der Diebftahlsftrafe bedroht ift. Chen 
fo wenig fpricht gegen die Möglichkeit einer Concurrenz, 
daß der animus des Thäters bei der Faͤlſchung und dem 
durch dieſelbe bewirften Betruge ein und derfelbe, naͤmlich 
ein betrügerifcher fey. Denn theils entfcheidet Hier nicht 
der animus, fondern der Umftand, daß die Faͤlſchung ges 
feglih ein felbfiftändiges, mit dem Gebraude der 
Sache confummirtes Verbrechen bildet, jedes felbftftändige 
Verbrechen aber die Möglichkeit einer Concurrenz zw 
laffen muß; theils Pönnte es dann auch bei der Privat: 
und öffentlichen Urfundenfälfchung Feine ſolche geben, weil 
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auch Hier bie beträgerifche Abficht von Anfang bis zu' Ende 
vorhanden war; und doch verweifen die Artt.219 und 358 
den Richter auf die Grundfäge von der Concurrenz. Aber 
auch z. B. bei der f. 9. qualificirten Brandftiftung hat der 
Dieb von dem erften bi8 zum legten Schritte denfelben 
animus, naͤmlich den animus furandi; eben fo find beb 
der Bande, welche nach Art. 185 durch die Verbindung 
als folhe conſummirt ift, die von den Bandemitgliedern 
verübten Verbrechen gleichfalls nur Ausflug deffelben 
animus, und doch vermweift der Art. 186 hier auf die 
Grundfäge von der Concurrenz ꝛe. ndlich läßt fich nicht 
einmal behaupten, daß in den vorliegenden Sällen nur Ein 
animus vorliege, teil es für die Ausführung des Mit⸗ 
teils (melches hier ein felbftftändiges Verbrechen bildet) 
eines befonderen, darauf gerichteten animus bedarf, 
widrigenfalls der einen Diebftahl oder Betrug bezweckende 
Verbrecher feine Brandftiftung, Fälfchung ꝛc. als Mittel 
dazu, begehen koͤnnte. Aber au von einem fortges 
fegten Betruge Fann nicht die Rede feyn. Denn mie 
ſollte ein Betrug als fortgefegt gedacht werden koͤnnen, 
defien Anfang nicht Betrug, fondern Fälfhung mar? 
Eben fo Aut Fönnte man umgekehrt den Betrug für eine 
Zortfegung der Kälfhung ausgeben. Denn wenn 
einfache, Privatfälfchung und Betrug dem Begriffe 
nach zufammenfallen, fo dürften beide Begriffe willfürs 
lich mit einander vertaufcht werden. 

Macht einmal dad Gefeg eine Handlung, die ihrem 
Weſen nah nur Verbereitungshandlung eines andern Vers 
brechens ift, zu einem felbftftändigen Verbrechen (und 
an diefer Erfindungspolitif .ift das Str. ©. DB. fehr reich), 
fo ift eben fo gewiß, daf es einen ftrafbaren Ver⸗ 
fuc folder Handlungen geben muß, wenn audy damit 
der Sache nach der Verſuch einer Vorbereitungshandlung 
ausgefprochen wird; als dag, wenn weitere Acte ge 
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ſchehen, weiche die Merkmale eines andern: feldftftän: 
digen Verbrechens an fich tragen, alsdann die Grundſaͤtze 
von der. Concurrenz einteeten müflen. Erſteres fpre: 
hen z. B. auch die Artt. 219 Abf. 2, 216 Abſ. 2, 215, 
222 Abi. 2, 224 Abf. 2, 206 Abf. 4 bei oͤffentli— 
chen Kälfhungen aus, indem die bloße Kabrication von 
Münzen, Eiegeln, Stempeln, Papiergeld,. Ereditpapie 
ven, öÖffentlihen Urkunden ꝛc. zu betrügerifchen Zwecken, 
dv. h. ohne noch davon Gebrauch gemacht zu haben, mit 
Strafe, und zwar mit einer ſchwereren Strafe bedrohen, 
als fonft nad) den Grundfägen vom Verſuch eintreten wür: 
de; und in dieſer ſchwereren Bedrohung, nicht in der 
Bedrohung des Verfuhs an fich, liegt das Eigen; 
thümliche jener Artikel. Wenn daher in den Artt. 358: 
und 359 bei der Privatfälfchung, einfachen oder erſchwer⸗ 
ten, Feine Steafdrohungen für den Verſuch enthalten find, 
fo bemeift died nur, daß hier (mie bei den meiften andern 
Verbrechen) die Regel eintreten, ..d. h. die allgemeinen 
Beftimmungen über die Beftrafung des Verſuchs, Art. 
62 fg., zur Anwendung kommen follen. Dder. follte etwa 
inder Befhaffenheit des Gegenftandes der Faͤlſchung 
der. Grund liegen, daß dort ein ftrafbarer Betfuch mög- 
lich fein foll, bier dagegen nicht? Eben fo, daß dort 
eine Concurrenz gedacht werden fönne, hier dagegen nicht? 
Dies Fann eben fo wenig behauptet werden. Wer z. 2. 
eine öffentlihe Urkunde fälfht, und nach Vorwei⸗ 
fung derfelben (womit die Fälfehung confummirt ift) die 
dadurch bewirfte Täufchung benugt, um fich von dem Ge: 
täufchten eine Summe Geldes auszahlen zu laffen, ift nad 
Art. 219 wegen Concurrenz von öffentlicher Urkfundenfäls 
fung und Betrug ftrafbar. Eben fo. vermeift der Art. 
358 auf die Concurrenz von Privaturfundenfäls 
ſchung und Betrug, wenn die gleiche Vorausfegung ein: 
tritt. Wie follte daher, wenn Gegenftand der Faͤlſchung 
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eine andere Gäche ift (Art. 359), durch welche ein Be: 
trug bewirkt wurde, Feine Concurrenz, fordern nmur Be⸗ 
trug vorliegen ?%:. Entweder müßte man dann jene Vor⸗ 
ſchriften fuͤr etwas Epceptionelles ausgeben; oder 
der Grund muͤßte in der Beſchaffenheit des Gegen⸗ 
ſtandes der Faͤlſchung liegen. Allein die eine wie die an⸗ 
dere Annahme iſt gleich verwerflich, weil nach Artt. 356 
und 359 die einfache Privatfaͤlſchung ein ſelbſtſtaͤndiges, 
mit dee Strafe des Betrugs bedrohtes-Verbrechen bifs 
Det, und fchon diefe Bedrohung mit der Strafe eines frem: 
den Verbrechens auf die Selbftftändigkeit des Begriffs hins 
weif. Man fann daher der Praris, welche binfichtlich 
des Verſuchs und der Concurrenz hier der entgegengefegten 
Anficht ift, nicht beiftimmen 21). 


So viel aber ergiebt die bisherige Ausführung, dag 
die Methode des Str. G. B., ganz oder theilweife auf 
die Strafen und fonftigen Beftimmungen fremder Ber: 
brechen zu vermweifen, in dem Art. 359 ihre ſchlimmſten 
Früchte getragen hat, und mit diefem Artikel nur noch der 
Art. 261 von einfachen Körperverlegungen verglichen wer: 
den fünnte, welcher nach der obigen Ausführung ähnliche 
Verwickelungen und Zweifel in großer Zahl herbeigeführt 
hat. Aber auch bei den übrigen Artikeln fehlte es — faft 
ohne Ausnahme — nit an Bedenken Hinfichtlich ihrer 
Auslegung, und damit in Verbindung ergab ſich die fo 
häufige Verdoppelung, Verdreifachung, ja Vervierfachung 
legislativer Verftöße, welche eine unvermeidliche Folge die: 
fee für den Gefeßgeber fo einfachen und bequemen, und 
ſcheinbar ganz unfchädlichen Methode if. Um dieſes noch 
weiter darzuthun, würde es zwar bei der nit einmal 


21) Sn feiner Schrift über die politifchen und unpelitifhen Staats⸗ 
verbrechen ıc. hat fih der Verf. bei Gelegenheit der öffentlichen 
Urkundenfälfhung (Art. 219) ſchon hierüber aus geſprochen. 
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vollzähfigen Zufammenftellung des $. 2, an weiterem 
reichhaltigen Stoffe nicht fehlen. Allein die biöherige Aus: 
führung wird zue Genüge ergeben haben, wie vorfid: 
tig auf der einen Seite der Gefeggeber bei der Anwen 
dung jener Methode feyn fol, auf der andern Seite aber 
auch der Richter, um Mißverftändniffe, Inconfequenzen 
und Widerfprüche zu vermeiden. Gelegenheit zuc Prüfung 
dieſer Säge werden auch andere neuere Strafgefeßgebun: 
gen mehr oder weniger Darbieten, da die meiften einen glei⸗ 

chen Zuſchnitt Haben, und mande Strafbeftimmungen faſt 
fiereotpp geworden find. 
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Die NRothwehrtheorie. 
Dargeftent 


von Dr. A. 8. Berner, 
auferordentlihem Profeſſor der Rechte In Berlin: 


Herr A. Sander in Raſtatt lieferte Anfangs des Jah⸗ 
8 1841 einen recht tüchtigen Auffag zur Lehre von der 
Kothwehr im Archiv, mit befonderer Beziehung auf die 
Beftimmungen des Badifchen Gefegentwurfes 1). Hierauf 
efchienen aber in den Jahrgaͤngen 1842 und 43 die Bei: 
raͤge Zoͤpfl's zur Revifion der Lehre von der Noth- 
ehr ?), in denen eine Auffaflung hervortritt, welche die 
errfchende und von der Pragid anerfannte Nothwehr⸗ 
heorie gänzlich auf den Kopf zu ftellen fucht. Zu meiner 
3ertounderung iſt diefe Repifion der Nothwehrlehre in die: 
n Dlättern bisher ohne Widerlegung und die ältere, in 
er Praxis geltende Theorie ohne Restitutio in integrum 
eblieben. 

Zoͤpfl fucht darzuthun, daf der Begriff der Noth⸗ 
ehr ſowohl in den Volfsrechten, ald in den deutfchen 
techtsbüchern, in der befchränften Bedeutung einer durch 


— — — — 


1). Archiv des Criminalrechts, Jahrg. 1841. ©. 68 fog. 


2) Archiv, Sahrg. 1842. ©. 118 fgg.; zweiter Aufſatz ehendaf. 
©. 311 fgg.; dritter Auffag tm Jahrg. 1843. ©. 27 fog. 
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Noth hHerbeigeführten Tödtung oder Verwundung 
auftrete. Die Volksrechte willen nun aber von diefer 
Nothwehr, die Zoͤpfl die eigenthuͤmlich deutſche 
nennt und die allerdings in den Rechtsbuͤchern erſcheint, 
noch faſt gar Nichts. Sie ſprechen von Fällen, wo dem 
Angegriffenen die in der Gereiztheit („„dolore aut indigna- 
tione cpmpulsus” heißt's in der Lex Burgundionum) 
begangene Tödtung oder Verwundung theilweife verziehen 
wird, indem er nur einen Theil des Wehrgeldes zu ents 
richten braucht, Während von den Rechtöbüchern die Toͤd⸗ 
tung oder VBerwundung in Nothwehr nicht aus der in- 
dignatio , nicht aus dem Zuftande der Gereiztheit 
gerechtfertigt wird; während die Rechtsbücher Flar und 
deutlih auf das Recht der VBertheidigung zurüd: 
gehen und den Entfchuldigungsgrund der Tödtung oder Ver; 
wundung darein fegen, daß man „durch not” getödtet, 
„durch not” verwundet hat: handeln die Leges immer 
nut von den homines, qui sine compositione oceidi 
possunt. Von dem Umftande, daß dieſe ſtraflos zu toͤd⸗ 
tenden Perſonen uns in- einen Zuſtand der Noth verfept 
haben müflen, iſt faft gar nicht befonders die Rede. 
Wenn e8 z.B. in der Lex Fris. heißt, daß der Gegner 
im gerichtlichen Kampfe (der campio), der Gegner in der 
Schlacht, der Chebrecher, derjenige Dieb „ der duch Ein: 
graben in das Haus einzudringen fucht, dee Brandftifter 
und Andre, ohne Compofition getödtet werden koͤnnen: fo 
bat hier augenfcheinlich die Nothmwehr in dem Bewußt⸗ 
ſeyn der damaligen Zeit noch gar feine marfirte 
Geftakt gewonnen; fie verfhwindet vielmehr un: 
terfchied8los in die Damals erlaubte Selbfts 
huͤlfe und Selbſtrache. 

Als ein eigenthümlicher, auf einen abgeſon⸗ 
derten Rechtegrund geftellter, tritt der Begeiff der Noth⸗ 
wehrtödtung erft in den Rehtsbüchern hervor. Und 
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zwar erfcheint er im Sachfenfpiegel?) noch in der: be 
fhränften Bedeutung einer Tödtung in Lebensgefahr („in 
sines lives angeste”). Brachte der Tödter die Leiche 
vor Gericht, fo trat allerdings wohl volle Sreifprehung 
ein, obgleich dies im Sachfenfpiegel nicht ausdrücklich ges 
fagt if. War aber der Tödter allein vor Gericht erſchie⸗ 
nen und erbot er fich zur eidlichen Erhärtung des ftatiger 
habten Nothzuftandes, fo follte man ihm feinen Hals 
darum nicht vertheilen, aber er follte dem Richter die höchfte 
Wedde und den Magen ihe Wehrgeld zahlen. — . Hier: 
nach ift alfo der Begriff der Nothwehr im Sachfenfpiegel 
nicht einmal auf Verwundung, fondern nur auf Toͤd⸗ 
tung, und zwar wiederum, wie ich oben ſchon erwähnte, 
nur auf Tödtung in Lebensgefahr zu beziehen. . . ' 

Der Schwabdenfpiegel ?) gebraucht zum erften 
Male den technifchen Ausdruck der C. C. C. „rechte noths 
wehr.” Bon diefer nun heißt es: „Rechte notwer iR 
alfo: ob eyn man den andern anlauffet, und jener ents 
weichet hinter fich drey fchritte oder mer; oder er fleucht vor 
ihm und wil ihn gern melden; daz er mit im nicht techte, 
der lauffet in an und fleht auf in; yener meret fich und 
fleht den man zu tode.“ Nach diefer Erflärung ſowohl, 
als nah den Normen des Sachfenfpiegeld, müßte man 
den Begriff der Nothwehr ganz auf den Fall der Tödtung 
befchränfen, und Zoͤpfl ginge eigentlich ſchon zu weit, 
wenn er auch die Verwundung hereinzieht. 

Bon hier ab beginnen nun unfere Quellen dem 
jegt allerdings ergriffenen, aber noch Feimartig 
in fih zufammengefhloffenen Begriff der 
Nothwehr zu entfalten und zu erweitern, weil 
ihnen je länger je mehr die Erkenntniß aufleuchtet, daß er 


3) Sſp. II. 14. 
4) Schwfp c. 168. 8. 15. 
Archisv d. Er. R. 1848. IV. &t. So 
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in der angegebenen Befchränkfung den Korderungen der Rea⸗ 
fität nicht zu genägen vermag. Das Rechtsbuch Ru: 
prehts von Freifingen (1328) fchliegt fih den 
Normen des Sachfenfpiegels an, fordert aber doch nicht 
mehr unbedingt, daß man zu entweichen fuche, fondern 
geftattet die Nothwehr auch dann, wenn man fich zu ent 
weichen fhämt. Das Bamberger Stadtredt 
(aus der Mitte des 414. Jahrh.) begnügt ſich ſchon zum 
Beweiſe der Nothwehr mit dem Reinigungseide. Es for: 
dert indeß für diefen Kal, daß der Angegriffene eine 
offene Wunde zeige und zugleich eidlich betheuere, 
diefe Wunde vom Angreifer zuerft erhalten zu Haben. 
Brandt's Klagfpiegel und nad deſſen Borgange die 
Carolina, heben auch diefe Befchränkfung auf, indem 
fie feftfegen, dag man nie zu warten brauche, bis man 
gefchlagen werde. So entfland der Eat des Art. 140 
©. C. C. „fo eyner jemant mit einem tödtlichen Waffen 
oder Wer überläuft, anficht oder fchlägt, und der Benoͤ⸗ 
thigte kann füglich ohne Fährlichkeit oder Verlegung feines 
Leibed, Lebens, Ehre und guten Leumunds nicht entwei: 
ben, der mag fein Leib und Leben ohne alle. Strafe durch 
eine rechte Gegenwer retten, und fo er alfo den Benötiger 
entleibt, ift er darum nichts ſchuldig.“ Wenn hiermit 
aus jenen erftien Keimen des Nothwehrbegriffes fchon eine 
Fülle von Beftimmungen aufgefproßt if, fo fehen wir 
das Beftreben nah Erweiterung des Begriffes der 
Nothwehr, das wir vom Sachfenfpiegel bi8 zur Carolina 
erkannten , ſich auch nach. der Karolina noch fortfegen. 
Das Römische Recht mit feinem allgemeinen Begriffe 
des moderamen inculpatae tutelae fam diefem Stre 
ben entgegen; mag es oft genug in anderen Sällen 
den Deutfchen Rechtsinftituten gewaltfam aufgefchraudt 
worden ſeyn: ruͤckſichtlich die ſer Materie ift es auf gan 
organifche Weife in den Entwickelungsgang des Deuts 
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(hen Rechtes eingetreten; cs hat nicht, wie Z8p Fl fürd- 
tet, der Deutfchen Rechtsentwichelung-ein Römifches Kind 
untergefchoben, fondern nur die ueiwaug geleiftet, Fraft 
deren der Deutfche Embryo feichter zur Welt gefördert 
wurde, der übrigens mit manchen andern Begriffen die 
unartige Leidenfchaft zu theilen fcheint, den urteutonifchen 
Roc ausziehen und ein cogmopoditifches Gewand um: 
thun zu wollen. Aber die Nothwehr, wie Zoͤpfl will, 
wieder in ihre frühere enge Bedeutung zurücd zu zwaͤn⸗ 
gen, wäre wahrhaft antihiftorifch; obfchon es un: 
feren Hiftorifchen Juriſten wohl mitunter begegnet, daß fie, 
das Ende zufällig mit dem Anfange verwechfelnd, ftatt der 
Ent wickelung eine Zu ruͤck wickelung der Rechtsbegriffe 
vornehmen, was jedenfalls auch ſeine intereſſanten Seiten 
hat. Wenn aber Zoͤpfl ſagt: „wo die vertheidigungs⸗ 
weiſe geübte Privatgewalt nicht in T oͤdtung oder Verwun⸗ 
dung des Angreifers uͤbergeht, da ſey ſogar nicht denkbar, 
daß fie ein Gegenſtand crimineller Behandlung werde, in: 
dem dergleichen Kalle in das Civilrecht gehörten”; fo 
müffen wir zu unferem Bedauern befennen , diefe Weuße: 
rung nicht begreiflich zu finden, denn nach unferem 
Dafuͤrhalten wäre jede Gewalt, die der Angegriffene 
in der Vertheidigung dem Angreifer anthut, follte er ihn 
auch nur binden, ohne den Zuftand der inculpata tutela 
ein Berdrechen. 

. Weit entfernt, den Nothwehrbegriff befchränfen zu 
wollen, merden wir ihn in der folgenden Darftellung 
noch zu erweitern bemüht ſeyn; denn daß nur zum 
Schutze des Privatrechted, des Lebens, des Eigenthums ꝛc. 
ein Nothwehrrecht eriftive, will und durchaus nicht befrie⸗ 
digen; warum follte z. B. eine Bärgerfchaft, die gegen 
eine hochverrätherifch hereinbrechende Horde zum Schuße 
des Staates die Waffen ergreift, ftrafbar feyn? 
warum wollte. man irgend Jemand firafen, der ir⸗ 
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gend ein Recht — für fih oder Andere — im 
Falle der Noth — zu fügen den Muth hat?! 


J. 


Begriff und alUgemeine Bedingungen ber 
Nothwehr. 


Um den Unterfchied von Nothftand und Noth- 
wehr an einem recht fcharfen Gegenfage herbortreten zu 
zu faffen, hat man neuerlid gefagt: beim Nothftande 
fey Lebensnoth vorhanden, bei der Nothwehr 
Rechtsnoth. Da aber das Leben au ein Recht ift 
(man hat mit Unrecht das Gegentheil aufgeſtellt): fo leuch⸗ 
tet ein, daß auch eine Lebensnoth Rechtsnoth ſeyn Fann. 
Lebensnoth und Rechtenoth bilden alfo gar feinen Gegen: 
fag. Ohnehin iſt der Begriff des Nothftandes gar nicht 
einmal auf die Gefährdung des Lebens befchränft. Es 
ift das Recht des Nothftanded, dem zufolge man bei einer 
Seuersbrunft mein Haus niederreißt, um die dahinter 
fiehenden Häufer zu vetten; hier tritt das gefährdete 
Eigenthum, nicht das Leben, mit den Befugniffen des 
Nothftandes auf. 


Diefen Einwendungen würde man ausweichen, wenn 
man einen Schritt weiter gehen und fagen wollte: „Nicht 
Rechtsnoth und Lebensnoth, fondern Rechts: 
noth und Naturnoth, das ift dee Gegenfaß , in dem 
das Unterfcheidungsmerfmal von Nothwehr und Roth: 
ftand enthalten liegt. Oder mit andern Worten: Iſt 
das Leben bedroht durch eine Naturgewalt; ift es alfo 
nicht bedroht duch ein Recht, fondern nur als ein 
Sactum: fo haben wir den Nothftand. Iſt unfer 
Leben, oder auch irgend ein anderes Recht, durch den An⸗ 
geiff eines Denfenden Wefens (und nur denkenden 
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Weſen gegenüber giebt e8 Rechte) gefährdet: fo maltet 
ein Zuftand der Nothwehr ob.” 

Defanntlih gilt nach dem Sachfenfpiegel ) auch 
das ald ein Fall der Nothwehr, wenn man einen Hund 
oder fonft ein Thier, von dem man angegriffen wird, in 
der Vertheidigung tödtet; und die gemeinrechtlichen Lehr: 
bücher ermangeln nicht, diefes Falles ale eines Beifpiels 
der Nothwehr zu erwähnen. Macht man den Unterfchied 
des Nothftandes und der Nothwehr von dem Gegenfage 
der Naturnoth zur Rechtsnoth abhängig, fo wird man 
in dem vom Sachfenfpiegel angeführten Falle Fein Beifpiel 
der Noth wehr annehmen dürfen; denn das angreifende 
Thier gehört in die Kategorie der Naturgemalt, fo 
dag hier nicht Notwehr, fondern Nothftand vorhan⸗ 
den wäre. 

SFedenfalld Hätte man an der Entgegenfeßung von 
Naturnoth und Rechtsnoth einen reinen und wirklichen 
Gegenſatz gewonnen, der in den Begriffen „Rechtönoth” 
und „Lebensnoth” nicht liegt. 

Aber ift denn wirklich nur dann ein NRothftand anzu: 
nehmen, wenn man von einer Naturgewalt bedroht 
wird? Freilich, wenn es ein denkendes menfchliches Werfen 
ift, welches unfer Recht angreift, und wir ver— 
theidigen nun dies Recht: das ift allemal Noth: 
mehr, nicht Nothftand. Doch wie, wenn mich etiva 
die Drohungen eines Menfchen in die Lage verfegen, daß 
ich enttveder das Recht eines Andern angreifen, oder ein 
‚höheres eigenes Recht, vielleicht gar mein Leben, auf 
geben muß? Sofern hier Straflofigkeit eintritt, Fann die⸗ 
felbe aus aufgehobener Zurehnung unzweifel⸗ 
haft nicht abgeleitet werden; denn da der durch Drohung 
"Beftimmte doch immer noch will, fo ift die Zurech⸗ 


5) Efp. 11. 68. 
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nung augenfheinlih begründet; der Bedrohte kann 
auch den Tod wählen, wenn ihm die Drohung nur die 
Wahl läßt zroifchen dem Tode und einer fonft ftrafbaren 
Handlung. Iſt demnach in diefen Fällen die Straflofig: 
feit nicht aus dem Mangel der Zurechnung zu deduciren, 
fo kann bei ihnen der Grund der Straflofigkeit nur in dem 
obwaltenden Nothftande liegen; und in der That find 
es die Principien der Lehre vom Nothftande, welche 
über die Grenzen der Strafbarfeit der Handlungen des 
Bedrohten zu entfcheiden Haben. Hier fehen wir aljo einen 
Mothftand, der nicht eine Naturgemwalt, fondern 
den der Angriff, die Drohung, eines menſchlichen 
Wefens hecbeiführt. 


Abegg ©) und Andere haben den Unterfchied von 
Nothftand und Nothwehr treffend hervorgehoben, indem 
fie beim NotHftande dem Recht ein anderes Recht, 
bei der Nothwehr dem Recht das Unrecht gegenüber: 
ſtellen. Es ift im Nothſtande ein ausgedehnteres, 
höheres Recht, welches fih mit Koften des mit ihm 
collidirenden geringeren Rechtes erhalten darf; es 
ft in der Nothwehr jedes Recht, welches fich gegen 
jedes Unrecht unbedingt vertheidigen darf. 


Hiernach ift e8 allerdings Nothftand und nidt 
Noth wehr ſtand, wenn Ich ein mich angreifendes Thier 
tödte. Das Thier fann mich verlegen, aber es droht 
mir durch feinen Angriff Fein Unrecht: ich bin alfo in 
diefem Kalle nicht in der Lage der Nothmwehr. Das Thier 
fommt hier nur in Betracht als ein fremdes Eigens 
thumsobjeet, alfo als das Recht eines Andern; 
dieſes Recht darf ich meiner Förperlichen Integrität zc. un: 
terordnen. Es kommen hier die ftrafrechtlichen Grundfäge 


6) Lehrbuch 8. 107 und 8. 108, vergl. mit $. 109. 
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des Nothftandes, concurrivend mit den privatrechtlichen 
Regeln der Entfhädigung, zur Anwendung, — — 

Wenn unfere Gernianiften den Römifchen Nothwehr⸗ 
begriff als fpechfifch Römifch reſpuiren, fo hat ihn doch 
das Roͤmiſche Recht felbft niemals für eigenthuͤmlich Roͤ⸗ 
mifch gehalten, ihm vielmehr ausdrüdlich die natur: 
rechtliche Bedeutung vindiciet, ihn zum Jus gentium 
gerechnet und in ihm ein natürliches Recht anerkannt. 
„Ut vim atque injuriam propulsemus Juris gentium 
est” 7). „Vim vi repellere licet, idque jus natura 
comparatur®). Vim vi defendere omnes leges omnia- 
que jura permittunt”®). Damit meifet das pofitive 
Recht felbft auf eine philoſophiſche Begründung der 
Nothwehr hin. 

Mer den Staat auf einen Bertrag gründet, d. h. 
ihn feiner Idee nach aus vertragsmäßigen Beftim- 
mungen entfprungen denft, der muß zur Begründung der 
Nothwehr etwa folgendermaßen argumenticen: 

Der Bürger, als Mitglied eines rechtlich geordneten 
Gemeinweſens, begiebt fih, durch den Staatsvertrag, 
im Allgemeinen jeder Gewalt, — ſelbſt zum 
Schutze feines Rechts, indem der “Staat diefen 
Schuß übernimmt. Er verzichtet aber nur deshalb, 
alfo au nur fo weit, auf eigene Gewalt zum Schutze 
feines Rechts, weil und fofern der Staat diefen Schuß 
ausüben will und kann. Wo nun der Staat das 
Recht nicht mehr zu ſchuͤtzen vermag, da fällt dee Örund 
hinweg, meshalb der Bürger ſich des eigenmächtigen 
Rechtsfchuges begeben hat, und mit dem Grunde — 


7) L. 3. D. de justitia et jure. 
8) L. 1. $.27. D. de vi. 
9) L. 45. $. 4. ad leg. Aqull. 
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aub das Begründete Somit lebt das natuͤr—⸗ 
liche Recht auf eigenmächtigen Rechtsſchutz überall wie 
der auf, wo der Staat nicht zu ſchuͤtzen im Stande ift. 
Dem „Vim fieri veto” tritt hier die L. 4. pr. ad leg. 
Aquil. mit dem allgemeinen Sage gegenüber: „Adver- 
sus periculum — naluralis ratio permittit se de- 
fendere.” 
Diefe Begründungsmeife, deren Elemente in Wels 
ker's Kommiffionsbericht über Titel DIL bis IV des revi⸗ 
dirten Badifchen Strafgefezbuches liegen 20), wird ohne 
Zweifel denen nicht mißfallen, die es troß der großen An: 
fdauungen vom Staate, welche ung die neuere (nicht blos 
die Hegel’fche) Philofophie errungen und gefchenft hat, 
noch glauben verantworten zu koͤnnen, wenn fie das alte 
Lied vom Bertragsftaate mit einigen Variatio⸗ 
nen, die aber die Grundmelodie nur ſehr ſchwach übers 
tönen, uns noch täglich wieder auffpielen. Fuͤr den 
Standpunft, den wir ale den richtigen betrachten, ift eine 
andere Deduction des Nothmehrrechtes erforderlich. 
Richter, in feinem philofophlfchen Strafrechte 14, 
Michelet?) und Andere, leiten die Nothwehr daraus ab, 
daß das Unvernünftige, das Unrecht, abfolut nicht ſeyn, 
alfo von der Vernunft vernichtet oder zum Dienfte der Ber: 
nunft beherrfcht werden fol. Jeder vecbrecherifche Angriff 
fey abfolut vernunftwideig, gleichviel ob er gegen das 
Leben, oder gegen die Ehre, oder gegen andere Güter 
gefchehe. Daher ſey die Nothwehr nothwendig. Die 
Nothwehr, möge fie hun gegen die Verlegung irgend wel 
- bes Gutes gerichtet ſeyn, fey vernünftig und gerecht, und 
nicht nur Fein Verbrechen, fondern vielmehr Pflicht des 


10) Bol. Demme’s Annalen, Bd. XIV. ©. sı fog. 
11) Seite 135 fgg. 


12) Syſtem der philoſophiſchen Moral, S. 61 fg. 


‘ 


Die Nothwehrtheorie. 557 


Bürgers, fofern er feine Rechte nicht für blos geliehene 
erkennen wolle. 

Diefe Doctein beweift zu viel und darum Nicht. 
Nothwehr ift nicht nothwendig, fondern nur erlaubt. 
Sie ift Feine Pflicht des Bürgers, fondern nur ein Recht 
defielden. Kann ich ein Gut fittlicher Weife verfchenfen, 
fo fann ich ed mir auch fittlicher Weife nehmen laſſen; 
ih babe nur das Recht, es mir nicht nehmen zu laffen. 
Es kann allerdings unter Umftänden meine Pflicht wers 
den, von diefem Rechte Gebrauch -zu machen; aber 
würde wohl ein Bernünftiger blos um bas Ver; 
nnnfwidrige zu vernichten, das in dem Angriffe des 
Nöthigerd liegt, wegen eined angegriffenen unbedeus 
tenden Eigenthumsobjectes fein Leben in die Schanze ſchla⸗ 
gen, es dem Meutermeffer eines räuberifchen Banditen 
blos ftelten ? | 

Käme hier der Sat zur Anwendung, daß das Uns 
recht, als etwas abfolut Nichtiges, unter jeder Bedingung 
vernichtet werden müffe, fo wuͤrde die Nothwehr auch 
noch gegen den fliehenden Dieb, der meine Sache zurüds 
gelaflen Hat, aber doch, weil ich ihn nicht erfannt habe, 
ſtraflos bleiben koͤnnte, ausgeubt werden Fönnen und 
müffen. Läge endlich in der Nothwehr fchon eine Vers 
nichtung des Unrechts, fo dürfte auch gegen den durch 
Nothwehr Verletzten Feine Strafe mehr ftattfinden. 

Dennoch liegt in jenen Deductionen das Wahre, nur 
dag fie die Grenze zwiſchen dem fib gegen dad Uns 
recht erhaltenden (vertheidigenden) und dem das 
Unrecht vernichtenden Rechte nicht zu finden wiſſen. 
Allerdings ift die Nothwehr darin gegrüns 
det, Daß das Unrecht das Nichtige, das 
Recht Hingegen das Subftantielle if. Es 
wäre Unrecht, wenn das Recht dem Unrecht weichen 
müßte; .ed würde aber ohne die Befugniß des eigens 
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maͤchtigen Schutzes in demjenigen Falle weichen müffen, 
wo der Staat nicht ſchuͤtzt. Hierin find nun die beiden 
Bedingungen der Nothmwehr enthalten, daß 

1) der Angriff ein widerrechtlicher feyn, 

2) eine gegenwärtige Gefahr obmalten muß. 


1. Der Angriff muß ein widerrechtlicher 
feyn. Die Vertheidigung, die Wehr, ift fomit nur 
geftattet gegen denjenigen, der und unrehtmäßig an 
greift, — fie ift nur geftattet „ad propulsandam in- 
juriam. Inſoweit der Angreifer ein Recht zum Ans 
griffe Hat, infomweit kann von einem propulsare inju- 
riam, von einer rechten Nothwehr“ nicht die Rede feyn. 

Daraus folgt denn, daß Kinder gegen ihre Eltern, 
Lehrlinge gegen ihre Meifter, Untertanen gegen ihre 
Obrigkeit, gegen Gerichts: und Polizeibeamte, Feine 
Nothwehr haben, fo lange die Angreifenden fich inner: 
halb der ihnen durch das Gefeg gezogenen Srenzlinien hal 
ten. Gehen diefe Perfonen aber über das Maß des ihnen 
geftatteten Angriffs hinaus, will 3. B. der Vater fein 
Kind umbringen, fo mird der Angriff Infomweit ein 
toiderrechtlicher, fo daß die Angegriffenen berechtigt find, 
fich gegen dieſes Uebermaß zu ſchuͤtzen. 

Es folgt ferner aus der aufgeftellten Bedingung der 
Nothwehr die Parömie: Gegen Nothwehr findet 
Feine Gegenwehr Statt. Weit nämlid der Be: 
nöthigte ein Recht zur Wehr hat, fo ift feine Wehr feine 
injuria. Somit fann der Nöthiger ſich nicht ſeinerſeits 
wiederum auf Nothwehr berufen. 

Durch dieſen Satz wird indeß keineswegs behauptet, 
daß derjenige, von dem der erſte Angriff äusgeht, 
niemals zur Gegenwehr berechtigt fey. Wer z. B. den 
Andern durch Schimpfworte angreift, berechtigt dies 
fen Dadurch noch durchaus nicht zur Anwendung von Ge: 
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walt. Berfährt nun der Gefchimpfte dennoch gemalt: 
thätig gegen den Schimpfer, fo fegt er denfelben dadurch 
allerdings in eine Enge, die ihm Nothwehr geftattet. 

Edenfo teitt auch der durch Nothwehr Ueber: 
wundene, der befiegte Nöthiger, in die Rage der Noth⸗ 
wehr, in das Recht der Selbftvertheidigung ein, fobald der 
Ueberwinder noch mit den Angriffen gegen ihn fortfährt. 
Nothwehr ift nur Wehr, nur Bertheidigung; fie ift nur 
da ad propulsandam injuriam, nicht ad sumendam 
vindietam. Alles was über die Vertheidigung hinaus: 
geht, Alles was zur bloßen Rache gegen den Nöthiger ge: 
ſchieht, liegt außerhalb der Nothwehrgrenzen und berech⸗ 
tigt zue Gegenwehr. 

Hiernad iſt alfo unfer Satz, daß gegen Nothwehr 
Feine Nothwehr denkbar fey, ftrict zu iInterpretiven, 
d. h. er ift fo zu verftehen, daß gegen Nothwehr, fo 
lange diefelbe wirftiche Nothwehr ift, fo lange fie ins 
nechalb Ihrer begriffsmäßigen Grenzen bleibt, eine Gegen⸗ 
nothwehr nicht angenommeu werden kann. 

Das Erforderniß eines rechtswidrigen Angriffs wird 
auch im Art. 142. C.C. C. aufgeftellt, der „, rechtmäßig 
urfah” fordert. Die neueren Geſetzbuͤcher fi find in diefem 
Punkte einftimmig 7%. Mit Recht hat der Preußifche 
Entwurf von 1847 die erlaubte Selbfthülfe gegen Eindring⸗ 
linge der Nothwehr gleichgeſtellt 19). 

2. In dem Angriffe muß eine gegenmär: 
tige Gefahr für den Angegriffenen liegen, 
oder — mie man fih früher ausdrühte — es muß 
laesio inchoata vorhanden feyn, ein Ausdruck, der frei 
lich leicht zu Mißverftändniffen Anlaß giebt. 


13) Häberlin, Grundfäge der neueren Gefegbücher, Th. 1. 
&. 20 fog. 
14) $. 55. Abf. 2. Motive zum Entwurf von 1847, ©. 26. 
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Dies Requifit wird aufgeftellt in L. 1. Cod. quando 
liceat, in den Worten: „mortem, quam minabatur 
excipiat”, und ebenfo im Art. 140 9. G. D., die ein 
Weberlaufenwerden , ein Angefochtenwerden verlangt. 

Der Begriff muß fonach entweder {don begonnen 
Haben, oder doch unzmweideutig angedroht feyn. Man 
braucht, wie die Sarolina fagt, nicht erft den Schlag ab: 
jumwarten. Es genügt, wenn in den Handlungen oder 
Worten des Angreifers eine folche Drohung liegt, deren 
unverzügliche Realifirung zu befürchten fteht. Kann der 
Staat fofort ſchuͤtzend eintreten, fo liegt das Requifit der 
gegenwärtigen Gefahr nicht vor. 

Die gegenwärtige Gefahr muß übrigens auch in der 
That Gefahr feyn. Wenn alfo ein folches Mißverhält: 
niß zwifchen den Kräften des Angreifers und denen des An 
gegriffenen befteht, daß der Angegriffene von dem Angriffe 
wenig oder gar Nichts zu fürchten hat, fo verpflichtet ihn 
dies, feine Bertheidigung in fehr engen Grenzen zu Halten. 
Der Art. 144 „von berümbter Nothwehr gegen ein Weibs⸗ 
bild” Handelt über einen ſolchen Fall fehr verftändig; und 
obgleich das Gefeg hier die Meinung niederlegt, daß nicht 
leichtlich ein Weib einen Dann zu einer rechten Nothwehr 
urſachen werde, fo Haft daflelbe doch für möglich, daß ein 
graufam Weib einen weichen Mann zur Nothwehr dringe. 
Ebenfo bemerkt Grattenauer ſehr richtig, daß nicht 
wohl eine Gefahr angenommen werden fünne, wenn der 
Angreifende der fang erprobte und bewährte Freund des 
Angegriffenen fey, und diefen etwa nur im Scherz, um 
ihn zu ſchrecken und feinen Muth zu prüfen, anflel; wie 
wohl Hier dem fich vertheidigenden Angegriffenen ein ent: 
fhuldbarer Irrthum zu gute fommen fann, namentlich 
wenn ihn der Schreck verwirrt gemacht hat. 

Man hat mit Unrecht behauptet, daß die Nothwehr 
nur zum Schuge unerfeglicher oder untiederbringlid 
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verlorener Rechte geftattet ſey. In den gemeinrechtlichen 
Geſetzen findet fich dies befchränfende Requifit nit. Vom 
Standpunfte de lege ferenda aus wäre von der Aufftel- 
lung diefes Erforderniffes fchon deshalb abzurathen, weil 
e8 die ganze NRothmehrtheorie unficher 
madt. Es läßt fich gar nicht beſtimmen, tmwelche- Rechte. 
unerfeglich feyen und welche nicht. Außerdem ift Fein: 
Rechtsgrund zu einer folhen Belchränfung vorhanden.: 
Entweder jedes Recht iſt unverleglih, oder Feines. 
Die UnverletlichFfeit eines Rechtes hat nur darin ihren- 
Grund, daß das Recht ein Recht if. Diefer 
Grund ift aber bei Jedem Rechte auf ganz gleiche Weiſe 
vorhanden. 


Ebenſo iſt es falſch, wenn man verlangt, der An⸗ 
griff duͤrfe nicht durch den Angegriffenen veranlaßt, er 
muͤſſe vielmehr ein unvorhergeſehener ſeyn. 


Allerdings liegt in dieſen Beſtimmungen ein wahres 
Moment, aber in abstracto duͤrfen ſie nicht aufgeſtellt 
werden. 


Wenn ich vor einer bnaͤchtlichen Reife durch einen ges 
fährlihen Wald gewarnt werde, weil ein berüchtigter 
Raubmörder in demfelben fein Wefen treibe, fo vann ich: 
defien Angriff nun nicht mehr einen unvorhergefehenen nen⸗ 
nen. Deſſen ungeachtet darf ich mich als Benöthigten be: - 
trachten und den Raubmörder zu meinem Schuge nieders 
hauen. Will ih es darauf wagen, mein Recht, mwähs 
vend der Nacht jenen Waldweg einzufchlagen, geltend zu 
machen: fo brauche ich vor jenem nichtswürdigen Weges 
lagerer nicht zuruͤckzuweichen. Ob ih ihn in rechter 
Nothwehr tödten werde oder nicht, darauf braucht es 
mie nach den Grundfägen des ftrengen Rechts nicht 
anzufommen. 
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I. 
Arten der Nothwehr. 


Wenn der Grund des Nothmehrrechtes darin liegt, 
daß das Recht dem Unrecht nicht zu weichen brauct: fo 
refultiet hieraus offenbar nicht blos ein Rothwehrrecht für 
ſich ſelbſt, fondern auch für jeden Fremden, def: 
fen Recht angegriffen wird: Die Gefege erfen 
nen das an. Es ift das bedrohte Recht, welches zu ver: 
theidigen ein Jeder das Recht hat. Es folgt meiter, 
dag man auch den angegriffenen Rechten des Staates 
vertheidigend beifpringen darf. Dies in Beziehung auf 
die Perfon, welche vom Nothwehrrechte Gebrauch macht. 


Was diejenige Perfon anlangt, gegen die man fid 
vertheidigt: fo Fann hier gar Fein Unterfchied zugelaffen, 
gar Fein Anfehen der Perfon anerfannt werden. Gegen 
Jeden, der mein Recht angreift, repellirt dies Mecht durch 
meine Säufte. 


Hinfichtlih des Charakters des zu vertheidigenden 
Rechts ift nicht abzufehen, weshalb irgend welches 
Recht, fofern es nur durch einen Nothwehrkampf wirklich 
gefhügt werden Fann, nicht mit den allgemeinen Roth: 
wehrbefugniffen follte vertheidigt werden Dürfen; es ift 
Fein Rechtsgrund erdenfbar, weshalb nur Leib, Leben, 
But und Ehre (Manche wollen die letztere auch noch aus: 
Schließen) nothwehrmaͤßig gegen Angriffe gedeckt werden 
follen. Ich behaupte deshalb, daß die Rechtsvertheidi⸗ 
gung ganz allgemein, alfo auch zum Schuge der Fa: 
milienvechte, aud zum Schuge der politiſchen 
Rechte ftatthaft fei. Denjenigen, der ehebrecherifche Ver: 
fuche gegen die Frau eines Andern macht, darf diefer. An 
dere, feine ehelichen Rechte vertheidigend, zuruͤcktreiben, — 
ihm diejenige Gewalt anthun, die zur Verhinderung der 
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verbrecherifhen Handlung erforderlich if. Ein Volk, dem 
die Regierung feine Berfaffung verlegen will, hat, Fraft 
des Rechtsgrundes der Nothwehr, ein Revolutions⸗ 
recht, ein Recht des Widerftandes, das nicht 
als bloßer Gegenftand der Politif bezeichnet und von dem 
Criminalrechte ausgefchleden werden darf, fondern vom 
Strafrichter als Strafaufhebungsgrund ans 
erfannt werden muß. 

Es fann jener Sag in feiner Allgemeinheit niemals 
in der Praxis Inconvenienzen herbeiführen, niemals den 
gefunden Rechtsfinn und Rechtstaft beleidigen, wenn man 
nur immer, worauf ich hier befonders aufmerffam mache, 
gehörig unterfcheidet zwijchen einem Recht, das man 
inne hat (nur ein folches Fann.man in Wahrheit ver: 
theidigen) und einem Recht, das man erſt gels> 
tend machen will. Habe ich an dem Grundftücke mei: 
nes Nachbars eine servitus itineris und er verwehrt mir 
den Weg, fo fann man nicht fagen, ich mache von der 
Nothwehr, von dem Vertheidigungsredhte Gebrauch, in: 
dem ich den Uebergang erzwinge; befinde ich mich aber 
ſchon auf dem Wege, fo brauche ich nicht zu weichen, fon: 
dern kann das bereits gefkend gemachte Recht, welches aus 
der Subftanz meiner Wegegerechtigfeit entfpringt, gegen 
den angreifenden Nachbar vertheidigen. Oder, um 
noch ein anderes Beifpiel hinzuzufügen: Habe ich eine er: 
laubte Pfändung vollzogen, fo darf ich die Innehabung der 
gepfändeten Sachen (des gepfändeten Viehes u. dgl. m.) 
gegen den Eigenthümer, der herzukommt und fie mir wie: 
der entreißen will, vertheidigen. Will ich aber mein 
Pfaͤndungsrecht erft geltend machen durch die Befiger: 
greifung an den Sachen eines Andern, fo kann Ich zu Die: 
fem Ende, mag immerhin in ſolchem Falle ein gewiſſer Grad 
der Privatgewalt geftattet feyn, den Widerftand des Ande: 
ven nicht mit den vollen Nothwehrbefugniffen zu brechen ver: 
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fuchen; ich darf, fo lange jener Widerftand nicht zum 
Angriffe gegen meine Perfon wird, keineswegs, um mein 
Dfändungsrecht durchzufegen, zur Verwundung oder gar 
zur Tödtung des Anden fchreiten '?). 

| 


Die neueren Gefegbücher fprechen im Allgemeinen 
nur don einer Nothwehr gegen Angriffe auf die Perſon 
und das Vermögen. Was die Preußifche Legislation 
betrifft, To fagt 


der Minifterialentwurf $. 81: 
„Auch in gerechter Nothwehr begangene Handlungen 
find ſtraflos. Nothwehr ift vorhanden, wenn Jemand 
gegen einen rechtswidrigen Angriff auf den augenblick⸗ 
ih nöthigen Schuß der Obrigkeit mit Gewißheit nicht 


15) Die Nechtswidrigkeit des Angriffes wurde als zweifelhaft bes 
tracdhtet im folgenden, aus der Defterreichifchen Praris ent 
Vehnten Falle, deffen Entfcheidung dem Scharffinne des Lefers 
anheimgeftellt bleiben möge: 

Das Behölzungss und Weiderecht auf dem Berge N. war 
feit mehreren Jahren zwifchen ven Gemeinden A- und B. ftreis 
tig. Eines Zages wollte der herrfchaftlihe Beamte die fireis 
tigen Grenzen befidhtigen und nahm zu diefem Ende zehn In⸗ 

affen aus der Gemeinde A. mit fi, von welchen vier mit 

linten, die übrigen mit Holzhacken verfehen waren. Bei der 
Begehung der Grenzen fahen fie einige abgehadte Baumſtäm⸗ 
me liegen und zwei Kühe meiden Cauf dem ftreitigen Grenz⸗ 
gebiete). Sie befchloffen diefe Kühe zu pfänden und trieben fie 
fogleih fort. Bald darauf bemerkten fie einige Inſaſſen der 
Gemeinde B., die im Schatten unter einem Baume fofen. 
Zwei mit Flinten Bewaffnete gingen auf fie zu, mit der Fra⸗ 
ge, wer ihnen das Holz zu fällen erlaubt habe; fie fügten hins 
zu, daß die zwei Kühe als Pfand weggeführt würden. Der 
Eigenthümer der Kühe erwidert: Heute noch nit! Darüber 
entfpinnt fich ein Wortwechfel. Indeſſen werden die Kühe von 
Ben Pfandnehmern fortgetrieben. Die Inſaſſen dee Gemeinde 
B. eilen ihnen tobend nad, ohne fih durch einen von den Gegs 
nern abgefeuerten Schreckſchuß zurückſcheuchen zu laſſen. Sie 
ereilen die Letzteren und begehren von ihnen die Kühe unter 
Androhung von Gewalt. Der herrſchaftliche Beamte und ein 
Theil feiner Begleiter ergriffen hierauf die Flucht. Ein an 
derer Theil derfelben blieb dagegen zurüd und wollte bie Kühe 
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rechnen kann, ‚und ihm, außer der gewaltfamen Selbfts 
vertheidigung,, Fein anderes ficheres Mittel zu Gebote 
fteht, den ihm drohenden Schaden an feiner Perfon, 
Ehre oder Vermögen abzuwenden”. 


ee Commitffionsentwurf $. 98: 
„Rechte Nothwehr iſt vorhanden, wenn Jemand bei 
einem rechtswidrigen Angriffe gegen feine Perfon, 
Ehre oder Vermögen, auf den augenblidlich noͤ⸗ 
thigen Schuß” ıc. 

er Staatsrathsentwurf von 1843, $. 84 
diefelben Worte; | 


pogegen e8 im 





nicht Loslaffen. Die Bewaffneten unter ihnen hielten ihre Flin⸗ 
ten vor; die Inſaſſen der Gemeinde B. liefen ſich jedoch da: 
durch nicht abfchreden, drangen heran, der Eigenthümer ers 
griff die Kühe, um fie umzumenden. Dies führte zum Hand: 
gemenge. Einer von denen, welche tie Kühe zurüdhalten 
wollte, wurde zu Boden gefchlagen, ein Anderer erhielt einen 
Schlag mit einem Zaunftod auf das Senid, ein Dritter wur« 
de im Geficht leicht verwundet. Bmei von den Bewaffneten 
Cebenfalls Begleiter des herrfcaftlichen Beanten, aus der Ges 
meinde A.) machten von ihren Gewehren Gebrauch; jeder von 
ihnen feuerte auf einen Infaflen der Gemeinde B., dergeftalt 
dag der eine fogleih todt zu Boden ſank, der andere aber, 
nach großem Blutverlufte, Eurz darauf ftarb. 


Vgl. Tauſch, Rechtsfälle aus dem Eivils und Criminal: 
rechte, Wien 1837. Seite 133 fg9. 


Es drängt fich hier eine Reihe gewichtiger Rechtsfragen hers 
vor. Konnten die Inſaſſen A. auf dem ftreitigen Boden 
überhaupt ein Pfändungsreht ausüben? War die Gemeinde 
A., welche das Pfändungsrecht (das bereits geltend gemachte) 
vertheidigen zu dürfen glaubte, oder war die Gemeinde R., 
welche für die Nechte des Eigenthümers an den gepfändeien 
Kühen auftrat, in der age der Nothwehr?? Ueberſchritt -die 
berechtigte Partei vieleicht die Grenzen der Nothwehr und fepte 
Die Gegenpartei dadurch in die Page berechtigter Gegenmehr 

Bei Zaufch findet fich eine reine Löſung diefes Erempels 
nicht, obfchon eine „ Meinung” aufgeftellt umd daran „, Rechts 
liche Bedenken” geknüpft werben. —— 

Archiv d. Er. X. 1848. IV. St. 8% 
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Entwurf von 1847, $. 55 fautet: 

„Eine im Gefege bedrohte Handlung, welche zur Abs 
wendung eines rechtswidrigen Angriffes gegen die Per: 
fon oder gegen das Vermoͤgen, es fey von dem An: 
gegriffenen felbft oder zu deſſen Bertheidigung von einem 
Andern, begangen wird, foll, fo meit fie für den 
Zweck der Bertheidigung erforderlih war, als eine in 
rechter Nothwehr begangene Handlung erachtet und 
nicht als ein Verbrechen angefehen werden.” 


Die Redaction vom Jahre 1847 hat demnach den An: 
griff gegen die Ehre nicht genannt; daß fie aber des: 
wegen die Ehrennothwehr ausfchliege, wird die Prapie 
fhwerlich zugeben; fie wird die Angriffe gegen die Ehre, 
fobald fie duch Nothwehr abgewehrt worden find, ale 
Angriffe gegen die Perfon deuten. In dem Begriffe der 
unmittelbaren Perfönlichfeit liegt indeg nur das Leben, 
die Teiblihe Jntegrität und die freie Bewe— 
gung des Körpers, während die Ehre fchon eine Er: 
meiterung der Perfon über fich felbft Hin: 
aus, der Refler der Perfon in den Zeitgenoffen if. Darum 
wäre es wohl nicht unangemeſſen, die Ehre neben dem 
Vermögen, welches ebenfalld nur deshalb nicht zur unmit: 
telbaren PerfönlichFeit gerechnet werden kann, weil in ihm 
die Perfönlichfeit über fich felbft Hinausgegangen ift, bes 
fonders zu nennen. 
Im Strafgeſetzbuch für das Königreih Württem: 
berg finden wir folgende Beftimmung : 
„Die Selbftvertheidigung in Sällen, wo ein rechtsmi: 
driger und dringender Angriff nicht durch obrigfeitliche 
Hülfe abgemwendet werden fann, ift erlaubt: 
1) gegen alle gewaltthätige, mit Gefahr für Le: 
ben, Geſundheit, Freiheit oder Ehre 
verbundene Angriffe auf die Perfon feldf; 
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2) gegen. Gewaltthaten, welche auf Befhädigung, 
Hinwegnahme oder Vernichtung des 
liegenden oder.bemweglichen Eigenthu— 
mes gerichtet find, worunter auch der Fall des 
mit der geftohlenen Sache entlaufen: 
den Diebes begriffen ift; 

3) gegen denjenigen, welcher in eines Andern 
Beſitzt hum gewaltthätig einzufallen, ein: 
zubrechen oder fonft auf unerlaubte Wei: 
fe einzudringen ſucht. 

Die in folder Vertheidigung gefchehene Vergewaltigung 
oder Tödtung des Angreifers ift, fofern die gefeglichen 
Grenzen nicht überfchritten find, ftraflos. ” 
Soll hier, wie Hufnagel annimmt 1%), durch den 
Ausdruck „gegen alle gewaltthätige, mit Gefahr für — 
Ehre verbundene Angriffe auf die Perſon felbft” 
die Nothiwehr wegen Berbals und ſymboliſcher In: 
jurien ausgefchloffen werden, fo ift das Gefeßbuch je: 
denfall8 zu weit gegangen. Wie weit gegen Berbal: 
und ſymboliſche Injurien eine Nothwehr uͤberhaupt 
moͤglich ſey, iſt eine reine Thatfrage, die fuͤr den 
Geſetzgeber gar keine Wichtigkeit hat. 
Nach dem Badiſchen Geſetzbuche iſt 
„die Anwendung von Eigenmacht zur Selbſtoertheidi⸗ 
gung gegen begonnene oder eben bevorſtehende Angriffe, 
unter der Vorausſetzung, daß die drohende Gefahr 
nicht durch andere dem Bedrohten bekannte Mittel, 
außer der Eigenmacht, mit Sicherheit und ohne Nach⸗ 
theil angewendet werden kann, in folgenden Faͤllen er⸗ 
laubt: 


16) Das Strafgeſetzbuch für das Könloreid Württemberg , mit 
erläuternden Anmerkungen, Seite 98 


Hr? 
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1) gegen alle gemaltthätige, mit Gefahr für Leib, 
Leben, Freiheit oder Ehre verbundene 
Angriffe auf die Perfon feld; 

2) gegen Gewaltthaten, welche auf Befchädi: 
gung, Hinwegnahme oder Zerftörung 
von Bermödgensgegenftänden gerichtet find; 

3) gegen denjenigen, welcher in eines Andern 
Beſitzthum gemwaltthätig einzufallen, eine 
zubrechen, oder fonft auf unerlaubte Weife 
einzudringen ſucht.“ 17) 

Wir fragen: Wie ſoll der Buͤrger bei ſolchen Geſetz⸗ 
beſtimmungen wiſſen, welche Rechte, und unter wel: 
ben Umftänden er fie vertheidigen darf, — wie foll 
ee das im Zalle der Roth fofort wiſſen, wenn 
jene Beftimmungen erft einer Fünftlichen Interpretation 
bedürfen, — mie foll er es miflen, menn ihm nidt 
ſchlechtweg im Zalle der Noth die Mechtöver: 
theidigung geftattet wird ?? 

Dagegen ift mit Recht der im Regierungsentwurf 
enthaltene Sag, daß die drohende Gefahr nicht duch | 
„Anrufung der obrigkeitlichen Hülfe” abwendbar gewefen . 
feyn müffe, von der’ zweiten Kammer geftrichen mworden, 
„nicht ale ob ed, bei der Beurtheilung der Nothwehr 
überhaupt, nicht auf die Möglichkeit der obrigkeitlichen 
Huͤlfe anfomme, fondern weil man fürchtete, den Richter 
durch die befondere Hervorhebung der Anrufung obrigfeit- 
licher Hülfe, als eines Mittels zur Abwendung von An: 
griffen, zu verleiten, das Recht der Nothwehr über die 
Gebühr zu ſchmaͤlern, indem er für Pflicht halten Fönnte, 
befonders ftreng bei der Beurtheilung der Frage zu fepn, 
ob nicht durch Anrufung der obrigkeitlichen Hülfe hätte 
die Gefahr abgewendet werden koͤnnen. — Die An: 


me 


17) Badiſches Strafgeſetzbuch $. 84. 
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rufung der obrigfeitlichen Hülfe ift nicht 
anders zu beurtheilen, als die übrigen zur 
Abwehr geeigneten Mittel. ES ift vielmehr die 
Erfahrung gemacht worden, daß ohne genügenden Grund 
von Gerichten das Dafeyn der Vorausfegungen der Noth⸗ 
wehr gerade deshalb nicht anerkannt wurde, weil fie den, 
der fi im Stande der Nothwehr befunden haben wollte, 
noch an die obrigkeitliche Hülfe verwiefen.” 19) 

Daß die Beſchraͤnkung der Nothwehr auf Angriffe 
gegen die Perfon, dad Bermögen und allenfalld au 
die Ehre, nicht gar zu häufig in der Praxis Uebelftände 
herbeiführt,, fliegt darin, daß einerfeits die Gerichte ſich 
hier eine fehe freie $nterpretation erlauben, ans 
dererfeitd aber in den Gefegen felbft bei der Anerkennung 
des Hausrechtes, nicht minder bei der Begrenzung 
ded Verbrechens der Widerfeglichfeit, dem 
Nothwehrrechte noch ein weiterer Spielraum eröffnet 
wird 9). Wenn mir aber hier von den Arten der Noth⸗ 
wehr handeln wollen, fo kann bei der durchgreifenden All⸗ 
gemeinheit, die wir dem Nothwehrrechte, ald der Vers 
theidigung all und jeden Rechtes, vindicieen, von 
einer voliftändigen Aufzählung aller Arten nicht die Rede 
ſeyn; ed kann ung vielmehr nur auf die Hervorhebung eins 
zelner befonders wichtiger Arten der Nothwehr ans 
fommen; diefe find allerdings die in den Geſetzen ge- 
nannten, | 


1. Nothwehr zur Verteidigung der Perfon. 


Auch wo man ſich noch nicht einer Habeas: Corpus: 
Akte ruͤhmen Fann, wie fie jegt auch ein Königlich Preus 





18) Thilo, das Strafgefegbud für Baden mit den Motiven 

ber Regierung und den Refultaten der Ständwerhandlungen, 
eite 121. 

19) Mittermaier zu Feuerbach, 14. Aufl. ©. 352. Mote 18. 
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Gifcher „Unterthan” aufzuweifen im Stande ift, gilt die 
Derfon im Allgemeinen als Heilig, und Feder, der fie 
angreift, berechtigt fie zuc Gegenwehr, zur ſchranken⸗ 
Iofen Selbſtvertheidigung. Ich brauche mir Fein Haar 
kruͤmmen zu laffen und kann bei der Vertheidigung gegen 
den geringften Anariff auf das Heiligthum meiner Perſon 
bis zur völligen Vernichtung des Angreifers fchreiten. 
„Wer mich mit Süßen tritt”, fagt Grattenauer, der 
Veteran der Nothwehrtheorie, „den kann ich niederftoßen. 
Nur ein Ehrlofer, ein ausgemachter Schurke wird Fuß⸗ 
tritte fo lange dulden, bis er ein Mandatum de pede re- 
torquendo vom Polizei: Magiftrate ertrahirt hat.” 

Es ift keineswegs nöthig, daß meine Vertheidigung 
dem Angreifer nur ein folches Hebel zufüge, welches im 
Berhältnif ftehe zu dem mir gedrohten Nachtheile. 
Bei diefer Anficht :gcht man von der irrigen Praͤmiſſe aus, 
daß die Nothmehr fich. gleichfam auf eine Uebertra⸗ 
gung des Strafrechts: vom Staate auf den Anges 
griffenen gründe, ohne zu bedenfen, daß die Strafe fi 
in der Hand deg beleidigten Individuums fofort in Rache 
verwandeln müßte. Der Beleidigte koͤnnte nie ftrafen, 
fondern immer nur rächen; und die Race ift transſcen⸗ 
dent, fie geht ihrer fubjectiven Ratur nach über das Maaß 
hinaus. Zur Strafe darf ich dem Angreifer in der 
Roth nicht das ‚mindefte Uebel zufügen; aber zu meiner 
VBertheidigung darf ich bis an die äußerften Grenzen 
der Gemwaltthätigfeit vorgehen. Wir werden von diefer 
falfchen Forderung, daß das Uebel der Nothwehr mit dem 
Uebel der Drohung im Verhäftniffe ftehen folle, noch bei 
der Eigenthumsnothwehr fprechen. 

Daß wir zu den Angriffen auf die Perſon nidt 
blos Angriffe auf das Leben und die Integrität des 
Leibes begreifen, fondern darunter auch Angriffe ge: 
gen die perföntiche Freiheit verftehen, ift fchon 


Die Nothwehrtheorie. 571 


weiter oben gefagt worden. Wer meine Freiheit beein: 
trächtigt, wer mich gefangen hält, der berechtigt mich zur 
Nothwehr. Die Gefangenhaltung ift offenbar ein fort: 
gefegter Angriff gegen meine Freiheit; wer fich eines 
folhen gegen mich fchuldig macht, dem darf ich, meine 
Freiheit zu vertheidigen, die Thüren einfchlagen, die 
Wände und Mauern zerftören; fein Eigenthum hat Fein 
Recht gegen meine Freiheit, fo lange ich hoffen darf, fie 
auf Koften deſſelben zu retten. Gelbft ein an fich gerech: 
ter Angriff auf meine Freiheit kann mich zumeilen zur 
Nothwehr berechtigen. Wenn ein Gerichtsdiener einen 
BVerhaftsbefehl gegen mich auszuführen fommt und er ver: 
greift fi) Dabei, verlegt meine Leiblichfeit: fo darf ich ihn 
zurüchtreiben. Wo die perfönliche Freiheit durch ein be: 
fonderes Gefeß gemährleiftet ift, da hat man ſchon fofort 
ein Nothwehrrecht, falls eine obrigkfeitliche Perfon ohne 
ſchriftlichen richterlihen Befehl eine Verhaftung vorneh⸗ 
men will 29), Ebenſo darf ich den Magistratus zur Thür 
hinauswerfen, wenn er mein Hausrecht verlegt. A 
mans house is his castle. In Bezug auf diefen Grund: 
fa der Engländer fagt Fichte treffend: „Durch mein 
Haus wird mein abfolutes Eigenthum beftimmt. — — 
Die Auffiht des Staated geht bis zum Schloffe, 
und da geht die meinige an. Das Schloß ift die 
Grenzfcbeide der Staatsgewalt und der 
Privatgemwalt. Dafür find Schlöffer, um die Selbſt⸗ 
vertheidigung möglich zu machen. In meinem Haufe bin 
ich felbft dem Staate heilig und unverleglih. Er darf 
darin in Civilſachen mich nicht angreifen, fondern muß 
warten, bis er mich auf öffentlichem Boden findet.” ?!) 








20) Preußifches Geſetz zum Schut der perfönlichen Freiheit. Vom 
24. September 1848. $. 1 


21) Fichte, Naturrcht Th. I. ©. 111. 
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Daß Insbefondere das Weib ein Nothwehrrecht habe 
gegen denjenigen, der unzuchtige Angriffe wagt, — daß 
fie den Rothzüchtiger, um ihn zuruͤckzuhalten, niederftoßen 
dürfe, iſt ſchon ausdruͤcklich im Römifchen Rechte her: 
_ vorgehoben worden. D. Hadrianus rescripsit, eam, 
quae stuprum sibi per vim inferentem occidit; dimit- 
tendam 22). 


22) L. 1. $. 4. ad leg. Corn. de sic. 


Sntereffante Nothwehrfälle: Higig, Annalen der Deutfchen 
und ausländifhen Griminalreehispflege, Bd. IV. ©. 775: 
Zodtfhlag mit einigen NRequifiten der Notbiochr, ein KHanıpf 
zwifchen einem Sägerburfhen und einem Wilddiebe. — Bd. V. 
©. 105, wo das Erfenntniß wohl auf die Möglichkeit der 
obrigkeitlichen Hülfe zu viel Gewicht legt. — Bd. VL ©.180: 
A. hatte den B. bei einer Rauferei ſechs Verletzungen zuge 
fügt, unter welchen ein Mefferftich,, der bis in die Leber durchs 
gedrungen war. B. hatte eingeftanden, daß er den A. zuvor 
an der Gurgel ergriffen, ihn zur Erde geworfen, und als er 
dort wie ein Sad gelegen, ihn mit der Fauft gefchlagen habe. 
Auch leugnete er nicht, daß er auf ihm gefnier habe. Der erfte 
Richter fah in der Handlung des A., der ſich gar nicht anders 
‚als durch den Mefferftich vertheidigen fonnte (ed geht das 
aus den Geftändniffen hervor), einen Erceh der Nothwehr, wos 
bei der Referent folgende Anficht aufgeftellt hatte: 

Nach der Sarolina müſſe die That . 

„zur Rettung Leib und Lebens” 
gefchehen. Da aber, wo nur Realinjurien, alfo leichte koͤrper⸗ 
liche Entfchädigungen, zu befürchten fenen, könne man auf die 
fes Geſetz, wenn man aud „Leib und Leben” als gleichbes 
deutend mit „Leib oder Leben?” erkläre, ſich nicht bezichen. 
Carpzov fage: 

non quaelibet offensio sufficit ad moderamen inculpatae 

tutelae, sed eolummodo ea, ex qua periculum mortis 

imminet, quod aliter, quam adversarium occidendo, in- 
sultatus evadere non potuit. 


Ueberhaupt wäre 6 richtig, was das Gloffarium zum 
Sachſenrecht fage: 
er dich mit Fäuften fchlägt, den follft du nicht mit einem 
Schwert wieder fchlagen, fondern auch mit Fäuften, 


Eine Ansnahme erleide dies nur dann, wenn das Eichlagen 
mir Fäuſten das Leben bedrohe, für weldhen Fall das näm: 
liche Sloffarium fage: 
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2. Die Ehrennothmwehr. 


Realinjurien würden fi ſchon als Angriffe gegen 
die Perſon auffaflen laſſen und demgemäß wegen derfel: 
ben unbedingt nach allen denjenigen Gefeggebungen zur 
Nothwehr berechtigen, die auch nur Angriffe gegen Perfon 


Es wäre denn, daß fich einer nicht anders retten Eönnte, 
—5 würde gezwungen, ſeinen Leib, wie er möchte, zu 
riſten. 
Der Angeſchuldigte ſey aber nicht in Lebensgefahr geweſen, 
habe alſo nicht ſo weit gehen dürfen, — hätte alſo, da ihm 
fein anderes Rettungsmittel zu Gebot ſtand, die Mißhandlun⸗ 
gen ruhig ertragen und fich mit gefeßestreuer Geduld treten 
Laffen muſſen. 


Das Oberhofgeriht nahm in der Recursinftang rechtmäfige 
Nothwehr an und ſprach den Angefchuldigten völlig frei. 

©. ferner: Hißtg, Annalen, Bd. VI. ©. 296 fog. Töd⸗ 
tung mit den Requifiten der Nothrwehr. — Bd. VIIL. ©. 186. 
— Bd XV. S 170 fog. Das Oberappellationggericht ers 
fennt,, da der Beweis der Nothwehr nicht erbracht if, auf den 
Erfüllungsetd. Wenn der Zödtende fi In einem pflichts 
mäßigen Geſchäfte, der Gerödtere dagegen in Ausübung einer 
gefes ritrigen und firafbaren Handlung befand, fo fen «6 dem 
Anculpaten (dem Tödtenden) nach der ausdrüdlichen Vorſchrift 
der C. C. C. Art. 143 moͤglichſt zu erleichtern und ſeine eigene 
Angabe, ſich nach der Lage der Verhältniſſe in Lebensgefahr 
befunden zu haben, nicht unberüdfichtigt zu laffen. Werde nun 
in ſolchen Fällen auf einen den Beweis ergänzenden Grfüllungss 
eid erfannt, fo Eönne, ja müffe dies auch bier gefchehen. (Ich 
werde hierüber fpäter, wenn vom Beweiſe der Nothmehr zu 
handeln ift, meine Anfiht ausfprehen) — Bd. XVL S. 
131 fgg. 133. „— Unter diefen Umftänden blieb dem In⸗ 
eulvaten Nichts übrig, als felbft feinem “Bruder Anl das Thä⸗ 
tigfte und Schnellfte Hülfe zu leiften, ohne erfi zu dem ın 
feinen Wirkungen fehr problematifchen Hülfes 
rufen zu [hreiten”? — Demme’s Annalen, Bd. IX. 
©. 339 fgg. Zödtung in gerechter Nothwehr, mitgerheitt von 
Hofgerichtsrath 2 KLR; in Manheim. — Bd. 111. ©. 331 
fgg. — BD. ©. 319: Zödtung im Affett, bei ei⸗ 
nem Erceß in iM Nothwehr. — Bd. XILX. S. 321 — 324, 
Der Herausgeber knüpft an den hier mitgetheilten Fall einige 
gute Bemerkungen, macht aber dabei gelegentlich eine ſehr un⸗ 
glückliche Anwendung von dem Satze „Volenti non fit in- 
juria.?” — 2b. XVIII. ©. 374 fog.: „Merkwürdiger 
Kampf um das Leben, in fiegreicher Rothrocht gegen den Vers 
fuch eines Raubmordes.” Der von einem Raubmörder ange» 
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und Vermögen ald Bedingung der Nothwehr nennen, ohne 
der Ehre befonders zu gedenken. 

Es giebt der Ungläubigen viele, welche Nothwehr 
gegen Angriffe auf die Ehre, gegen Verbal⸗ und fombolis 
ſche Snjurien, für ganz undenkbar halten. Man braudt 
aber, meine ich), noch gar fein erfinderifches Genie zu ſeyn 





fallene Benöthigte ſinkt kämpfend mit dem Gegner in einen 
Graben und ersränkt ihn dort. — Hitzig, Zeitfchrift für 
Die Sriminalrechrspflege in den Preußtfchen Staaten, Bd. 
IV. &. 315: „daß der Angegriffene nicht zur lebensgefährs 
lichen Befchädigung des Angreifenden berechtigt fen , fo lange 
jener fih ohne Gefahr dem Angriff entziehen kann.” Bol. 
Preuß. Landr. Th. I. Zit. 20. $. 523. — Bd. XL 
©. 204. Es foll nur fo viel Gewalt angewendet werden, als 
die Vertheidigung gegen den Angriff heiſcht; „ein Zodifchlag 
aber, der, auf die bloße Bedrohung mit einer Mifhandlung, 
in der Hiße gefchieht, wird fchwerlich auch nur als fchuldbare 
Nothwehr anzufehen, fondern wohl als Todtſchlag zu ahnden 
ſeyn.“ CKRäme doch noch fehr auf die Art der Drohung an!) 
„Es muß aber bei der Nothwehr nicht blos auf den Grad der 
Gewalt des Angreifenden, fondern auch vornehmlid auf die 
individuelle Lage und alle Verhältniffe des Angegriffenen 
gefchen werden.” — Bd. XVII. ©. 361 fgg., ein Fall, 
bearbeitet von Lette, damals Zuftizrath in Soldin. — Den 
bei Tauſch vorkommenden Fall der Nothwehr habe ich in 
einer früheren Anmerf. beachtet. — Bekanntlich ift Stats 
tenauer?’s Fleine Schrift über die Nothwehr, Breslau 1806, 
auf Grund eines einzelnen, dort ausführlih mirgetheilten 


Rechtsfalles gefchrieben worden. — Andere praftifche Fäaͤlle 
noh in Kleins Annalen, Br. VI ©. 9. Pd. XVI. 
©. 86 fgg. — Auch Werner, in feinem Handbuche des 


peinlichen Rechts Cin welchem fich über die Nothiwcht — $.210 
fgg., in Bezug auf die Frage: Ob Notkwehr auch we; 
gen Kleinigfeiten Statt habe — $. 217 fyg., in Be 
treff des Ausdruds „„Moderamen inculpatae tutelae ” $. 233 
fgg., und ın Betreff der Nothwehr gegen den Dieb — 
8. 653, manches Gute finder), liefert anhangsweife einen Roth: 
wehrfall. — Zitrmann, Vorträge über merkwürdige Eris 
nıinalrechtsfälle, Leipzig 1815. ©. 50. — Hufnagel, 
Eommentar zum Württemberaifchen Gefegbuch, — diejes 
nigen Rechtsfälle, auf welche ©. 97 fgg. von Bufnagel’s 
Strafgefegbuch verwieſen wird. — Cs liefe ſich mohl 
noch mehr herausfinden, Doch reichen die angeführten Fälle 
hin, um die Anfchauung für die Begründung einer brauchbas 
ren Theorie praftifch zu belcben.: 
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und’ nur einen mäßigen Grad von Eombinationsgabe zu bee: 
figen, um Fälle möglicher Ehrennothwehr zu erdenfen. 
Eine beleidigende Demonftration hindern, die vorräthigen. 
Exemplare einer Schmähfchrift wegnehmen, den Fenſter⸗ 
laden vor demjenigen fchliegen, der ung vom Fenfter aus 
durch beleidigende Fragen verhöhnt und lächerlih macht, 
die Thüre verfchliegen, um die Schimpfworte eines aufgeregs 
ten Injurianten nicht ins Publikum dringen zu laſſen, — 
dies Alles und taufenderlei Anderes find ganz geeignete Mit: 
tel der Ehrennothwehr. An andern Fällen ift e8 wiederum 
ſchwierig oder gar unmöglich, paflende Mittel zur Abwehr 
iner Beleidigung aufzufinden Habe ih aus ficherem 
Munde erfahren, daß Titius mich in einer öffentlichen 
Geſellſchaft mit einem Schimpfnamen bezeichnen will, und 
Hut nun Titius fhon den Mund auf und fett an, jenes 
Wort auszufprechen: was foll ih thun? Heffter fagt: 
Auf den Mund fchlagen dergeftalt, daß Ihm das Weiter: 
seden vergeht *2). Da würde aber wohl aus der Ehrver: 
eBung eine anftandige Prügelei entftehen. 

Zur Ehrennothwehr darf man das Duell deshalb 
ticht rechnen, weil es ad sumendam vindictam, zur Sa⸗ 


233) Heffter Lehrbuch 3. Aufl. S. 45. in der Note 4. Dafeloft 
Die ireffende Bemerkung: „Die meiften neueren Gefeggebuns 
gen ſchließen freilich die Angriffe auf die Ehre (ohne damit 
verbundene Gewalt gegen die Perfon oder Güter) aus, aber 
gewiß gegen die Forderungen der jegigen Zeit und gegen die 
Rechtsprincipien, die fie nähren follten. Es ift die Folge 
fhwähliher oder zu Ängftliher Theorien, welche 
vormals herrfhtn. Das Hannoverſche Strafgefes 
Ars. 78. hat eine andre Anficht angenommen.” Sn der That, 
wenn es das Streben der heutigen Kreiheitsideen ift, das Sins 
dividuum immer autonomifcher zu ftellen, die alte Bevor: 
mundung und Gängelei durch den Staat hinwegzuräumen, den 
Staat mit feinen Sunctionen fo weit als möglich in das eigene 
freie Handeln des Bürgers zu verlegen: fo muß es eine For⸗ 
derung der Zeit, eine Forderung der Freifinnigfeit genannt 
werden, das Individuum in Diejenigen Wefugniffe der eigenen 
Rechtsvertheidigung einzufegen,, die ihm kraft des Princips der 
Sade zuſtehen. Selbit ıjt der Mann! 
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tisfaction, unternommen wird , während Nothwehr nur 
ad propulsandam injuriam zuläffig if. Die Injurie kann 
hier nicht mehr propulfict, abgewehrt werden, denn fi 
hat bereitd Statt gefunden *). 


Das gemeinrechtliche Gefeg nennt ald ein Mittel, 
deffen Anwendbarkeit die Nothwehr ausfchließt, die 
Flucht. Diefe wird indeß ausdrudlih nur dann ver 
langt, wenn fie mit völliger Sicherheit der Perfon und 
ohne Gefährdung des guten Leumunds möglich iſt. Die 
Flucht kann aber nur bei Angriffen gegen die Perfon 
helfen; wenn mein Eigenthum angegriffen ift, fo wuͤrde 
ich durch die Flucht mein Recht preisgeben, das ich ja 
duch die Nothwehr vertheidigen darf. Aber auch bei 
Angriffen auf die Perſon wird die Flucht , felbft wo fie 
möglich ift, fehr Häufig ganz unftatthaft feyn, denn die 
Ehre Fann dadurch allerdings verlegt werden, — es liegt 
alfo in der Flucht an fich ſchon die Gefährdung des guten 
Leumunds, von der die Earolina ſpricht. Kin Officier, 
der vor einem Angriffe auf feine Perfon daponlaufen 
wollte, verdiente zwar nit, wie Örattenauer will, 
gehenkt zu werden; wohl aber hätte er die Ausſtoßung aus 
dem Militär verdient, weil er gezeigt hat, daß ihm die 
Bedingungen eines Militärs fehlen. 


24) Rousseau, Oeuvres, Tome XXIV. p. 498, erzählt 
einen Fall, den man faſt zwifchen Ehrennothwehr und Duell 
in die Mitte ftellen möchte: „Le fen Roi de Prusse, dejä 
grand amateur de la discipline militaire, passant en re- 
voe un de ses re&giments, fut si me&contant de la ma- 
noeuvre, qu’an lieu d’imiter le noble usage que Louis XIV. 
en colöre avait fait de sa canne, il s’oublia jusgu’& frap- 
ver de la eienne le Major qui commandait. K’offcier 
outrage recule deux pas, porte la main & P’un de ses 
pistolets, le tire aux pieds de cheval, et de l’autre se 
casse ja töte.” KRouffean fügt bei, daf er niemals au 
biefen, Zug des Seelenadeld denken könne „„vans tressalller 

e joie.’ 
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In den Berathungen über das Badifche Strafgeſetz⸗ 
buch Fam die Stage, wiefeen die Möglichkeit der Flucht das 
Recht zur Vertheidigung ausfchließe, zu einer gründlichen 
Erörterung, Ein Theil (die Minderheit) der Commiffion 
wünjchte in dem $. 78 des Entwurfs, der dem oben citir- 
ten $. 84 des Strafgeſetzbuchs entfpriht, zu dem Satze 
„noch duch andere dem Bedrohten befannte Mittel” den 
Beiſatz: „wohin jedoch die Flucht nicht gehört.” Nach 
dem Welferfchen Commiffionsberichte aründete fich diefer 
Wunſch auf die Rechtswidrigkeiten und Abfurditäten mans 
her Richter, welche das natürliche nothrvendige Recht der 
Nothwehr dadurch beichränfen, daß fie häufig die Noth⸗ 
mehr deshalb für unbegründet erflären, weil ja der Ange: 
griffene habe fliehen fönnen. Da nun aber hierin eines 
Theile meift etwas Schimpfliches liege, was man zu Guns 
ften rechtswidriger Angriffe einem Chrenmanne nicht zus 
muthen fönne, andern Theils auch häufig eine Aufhebung 
eines Rechts, die der unrechtliche Angreifer nicht fordern 
fönne: fo fen die Flucht natürlich in der Regel keineswegs 
zu fordern. Es gab freilich fo gemein denfende Juriſten, 
welche den Unterfchied machten, ein Dfficier oder Adeliger 
brauche nicht zu fliehen, wohl aber müfle ein Bürgerlicher 
frets das Hafenpanier ergreifen. Die Commiffion verwarf 
natürlich einftimmig ſolche Abfurditäten. Aber fie glaubte, 
daß doch Fälle denkbar feyen, wo ein Bedrohter oder An⸗ 
gegriffener,, ohme irgend feinem Gefühl und feiner männ: 
lichen Ehre zunahe zu treten, was aud) die Carolina nie 
forderte, dennody dem Angriff ausweichen koͤnne, und daß er 
dies dann lieber thun folle, als gefährliche Berlegungen her: 
beizuführen. Sodann aber glaubte fie,. mit der Regie⸗ 
rungscommiffion,, in den Worten „ohne Nachtheil” eine 
Buͤrgſchaft zu finden, dag Fein Badifcher Richter „fo 
rechtswidrig oder unedel denken werde, einen durch frevel- 
haften Angriff vechtöwidrig Verlegten die zu feiner Verthei⸗ 


578 Die Nothwehrtheorte. 


digung vorgenommene richtig gemäßigte Gegenwehr dee: 
halb als Verbrechen anzurechnen, weil er nicht, ftatt ſei⸗ 
nes Freiheitsrechtes (z.B. an einem beftimmten Orte, wo er 
das Recht dazu Hatte, zu bleiben) ſich zu bedienen, viel: 
mehr auf unmännliche und unwürdige Weife vor dem un: 
rechtmäßigen Angreifer geflohen fey.” 2°) 


Sn der That muß man fragen: Mit welchem 
Rechte verlangt der Gefeggeber, daß der verbrecde: 
rifh Angegriffene vor dem Verbrecher fliche 
und damit fein Recht zu bleiben aufgebe? Wer 
mich verbrecheriſch angreift, der mag wiſſen, daß er fib 
der Gegenwehr zu gemärtigen hat. Niemals braude 
ih, nah firengem Rechte, vor ihm zu entlaufen, 
einfach deshalb, weil ih den Pag, auf dem ich mich be: 
finde, mit Mecht einnehme. Ahr gründet die Noth- 
wehr darauf, daß das Recht, dem Unrecht nidt 
zu weihen braucht, und verlangt dann vom Be: 
rechtigten, Daß er vor dem ungeredhten An: 
greifer fliehe??! Ein fampfgerüfteter Bürger etwa 
follte vor einem Banditen entlaufen müffen, meil er 
ohne Gefahr auf feine Ehre, aber fihberlih nicht 
ohne die tieffte Kränfung eines ffarfen und 
lebendigen Rechtsgefuühls, entlaufen Eann? 
Berdient das Unrecht ſolche Privilegien ?? 
Hinweg mit ſolchen Beftimmungen, die das einfachfte 
Recht von der Welt durch lächerliche Klaufeln zufammen: 


25) Aus dem Welker'ſchen Gommifflonsberiht, Dem: 
me Bd. XIV. ©. 33 fgg. Die Minorität. fprach. die Hoffnung 
aus, daß die Badifhen Nichter in Zukunft ſich gänzlich loss 
fagen würden von der dem neueren Deutfchen Suriftenftande 
fo oft zur Schande gereichenden Weife, mit welcher er hie 
und da Tas natürliche Necht der Nothwehr für jeden mäns 
lihen Mann höchſt gefährlich gemacht, dagegen frevel⸗ 
hafte Angreifer abgefhmadt begünftigt hat.- - .. 
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fhnüren, den Verbrecher begünftigen und den ehrlichen 
Mann ihm mit gebundenen Händen gegenüberftellen ! 


3) Bermögensnothwehr, 


Namentlich in Betreff der Eigenthumsnothwehr Hat 
man früher den Saß geltend gemacht, daß die Verlegung, 
welche der Benöthigte austheilt, im Verhaltniffe 
ſtehen müffe zu dem angegriffenen Eigenthumsobjecte. 
Namentlich hat man zu leugnen gefucht, daß Jemand zum 
Schutze feines Eigenthums das Leben des Angreifers 
daran fegen fönne. Sreilih ift das Leben mehr als 
ein Eigenthumsobject; aber diefer Vergleich ift 
hier gar nit am Orte. Das Recht ift mehr als 
das Unrecht; das Maß der erlaubten Gewaltthätigfeit 
liegt nur in den Erforderniſſen der Rechtsvertheidigung; fo 
viel Gewalt, als nöthig iſt, das Recht zu vertheidigen, fo viel 
darf ich anwenden, fey dad Recht felbft bedeutend oder uns 
bedeutend. Globig und Hufter, in ihrer zu Bern gefrön: 
ten Preisfchrift, nehmen an, daß, da zwifchen dem Feben des 
Diebed und dem Vermögen des Beftohlenen Feine Sleichheit 
ſey, nur ein folder Diebſtahl zur Tödtung berechtige, wel⸗ 
cher dergeftalt beträchtlich ift, daß der Beftohlene gezwun⸗ 
gen würde, fib in der Folge mit beſchwerli— 
her Arbeit zu ernähren. „Ein ganz horrender 
Gedanke”, fagt Örattenauer, „der nothroendig weg⸗ 
geftrichen werden mußte, ehe die Echrift gefrönt wurde. 
Wer bei mir einbricht, von dem ift’8 gewiß, daß er mir 
Alles raubt, was er bei mir findet, und mic vielleicht, 
weil ich ihn doch erfennen, um Huͤlfe rufen und bei der 
Dbrigfeit angeben fann, menigftens binden und fnebeln 
wird. Mach diefer Herren Meinung foll ich ihn aber erft 
einbrechen laflen und zufehen, ob er denn auch wirklich fo 
viel einpackt, daß ich nun lebenslang für’ Tagelohn im 
Schweiße meines Angeſichts mein Brod verdienen und 
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fünftig im Greifenalter die Zrüchte meines ganzen Lebens 
verlieren muß. Wie doch vernünftige Leute einen folchen 
Unfinn ſchreiben und wieder Andere ihn preiswürdig finden 
fönnen.” 


Um den Gedanfen einer fchranfenlofen Eigenthums: 
nothwehr zu verdächtigen, hat man feine Zuflucht zu Bei⸗ 
fpielen genommen, mo eine res minima vertheidigt wird. 
Allein wer fennt die Dialeftil der Minima 
nicht, um die ſich wohlweislich der Prätor nicht kuͤm⸗ 
mert! Was ift ein Diebftahl an einem Minimum? Iſt er 
noch ein Diebftahl oder ift er Feiner mehr? Was thut ein 
Minimum im Strafmaße mehr oder weniger zu der Ge 
zechtigfeit eines Urtheils — u. f. w.? Welchen Werth 
muß eine gefundene Sache haben, damit ihre Einbehal- 
tung Seitens des Kinders verbrecherifch fey? Auf folche 
ragen läßt man fich gar nicht ein, wenn man dem Herrn 
Minimum ein einziges Mal, und dann einmal für allemal, 
ind Herz gefhaut hat. Kine gänzlich unpaffende, dem 
richterlichen Ermeſſen vorgreifende und das Nothwehrrecht 
ünrichtig befchränfende Norm findet fich in diefer Bezie⸗ 
bung im $. 87 des Badiſchen Etrafgefegbuches:: 

„Wenn in den Fällen Nr. 2 und 3 des $. 84 (jiche 
oben) das bedrohte Gut im Allgemeinen ſowohl, als 
nach den Verhältniffen des Angegriffenen auch für ihn 
nur don geringem Werthe ift, und dabei in den Faͤllen 
Nr. 3 das Beſitzthum, in welches der Angreifer ein 
zufallen, einzubrechen, oder fonft auf unerlaubte Weiſe 
einzudringen fucht, nicht zu den Gebäuden oder andern 
Räumen der im $. 381 Nr. 2 2°) bezeichneten Art ge: 


|— — — — — 


26) Der Art. 381 handelt von der Strafe des gefährlichen Dieb⸗ 
ſtahls, die nach der Nr. 2. auch eintreten ſoll, wenn der Dieb 
in bewohnte Gebäude, oder andere bewohnte Räume 
(ſollte auch zur Beit der That Niemand darin gegenwärtig 
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hört, fo gilt die zur Abwehr gefchehene vorſaͤtzliche 
Toͤdtung oder lebensgefährliche Verletzung des Angreis 
fers nicht für entfchuldigt.” in 


Man Hüte fih wohl vor einer ſolchen, höchft gefährlichen 
Caſuiſtik, die, indem fie ein Verhaͤltniß aufftellen will 
zroifchen dem Werthe des bedrohten rechtmäßigen Gutes 
und dem Grade der erlaubten Verlegung zur Abwendung 
des unrechtmäßigen Angriffes, ficb aus der Banns 
wmeile des Rothmwehrprincipes entfernt — 
und überdies den. redlichften Mann, der in dem Fleinften 
Eigentbumsobjecte doch immer noch fein Necht 
vertheidigen darf, zum Verbrecher ftempeln fönnte. Man 
bedenke, daß es feim Recht iſt, welches er ſelbſt als 


feyn), oder in den zu einem bewohnten Gebäude ges 
börenden, umfdhloffenen Hofraum, oder in’ da 
bäude, die zu einem folden Hofraum gehören, 
wenn fie auch nicht zum Aufenthalt für Menfchen beftimmt 
find, oder in ein Zimmer, oder einen andern gefchloffe» 
nen Raum im Suneren eines Gebäudes der einen 
oder der andern Art, gemwaltfam eingebrochen , oder in einer 
Weiſe eingefttegen ift, daß er ini Kalle der Betretung nicht 
wieder entfliehen konnte. Hierbei bemerkt Welker: Wil 
man bier von den Rechtsgrundfägen abweichen, und den durch 
ungerechten Angriff Verletzten zwingen, fein Recht felbft dem 
ungerechten, hartnädig verlegenden Angreifer zu ſchen⸗ 
ten, fo muß die Confequenz bald weiter und weiter führen. 
Warum ftraft eine Gefepgebung , wenn fie einmal fremdes 
Recht verfchenft, wäs doch immer etwas Crispiniſches an fich 
bat, nicht auch den, der im Winter die nicht verlchende hun⸗ 
gernde und entblößte. Familie dadurch zu Grunde gehen läßt, 
Daß er iht ein Almofen, eine Aufnahme im fchügenden Haufe 
verfagt? Wahrlich, ich kenne wirkliche‘, moralifch empörende, 
fheuflichere Fälle folcher Art, ſolchen harten Gebrauches des 
Hausrechts, als ich je Fälle burch harte Ausübung der Noth⸗ 
wehr verndhn. Wil. man freilich in jenen Fällen ſtrafen, 
fo ift der Criminalrichter mit feinem furchtbaren fubjectiven 
Ermeffen Here des Eigenthbums und der Häufer der Bürger, 
und ihrer rechtlichen Sicherheit und Freiheit dazu. Dech ganz 
daſſelbe ift auch der Fall in Beziehung auf die beliebigen fubs 

—  teetiven Beſchränkungen des Rechts der Vertheidigung boh Be⸗ 

- Mb und Sigenthum. — 

Archiv d. Er. R. 1818. IV, St: Sa 
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verftändiger Mann wohl unter Umftänden aufgeben mag, 
welches aufzugeben ihn aber Niemand zwingen darf. Man 
wolle doch auch im Gebiete legislatorifcher Thätigfeit feine 
Dhantafie nicht gar zu weit in die Region der bloßen 
Möglichkeiten ausfchweifen laſſen, — denn was ift 
nicht Alles möglih! ine Legislation, die für ale Mögs 
lichkeiten forgen will, macht ſich felbft zur Unmoͤglich⸗ 
keit. Der Geſetzgeber ftelle ein Princip auf, vor 
ausgeſetzt, daß er eins hat; er laſſe fih aber nicht auf 
die Achiteirung einzelner möglicher Säle ein, denn das if 
Sache des Richters, der das Geſetz cum grano salis an: 
wenden wird. 


„, Vi vis illata defenditur” 
fagt Eicero in feiner Oratio pro Milone, die Ley: 
fer 27) das perfectissimum defensionis ex capite 
inculpatae tutelae exemptum nennt. 
„Quid comitatus nostri; quid gladii volunt; quos 
habere certe non liceret, si uti illis nullo pacto li- 
ceret. Est igitur haec, judices, non scripta, sed 
nata lex: quam non didicimus, accepimus, legi- 
mus, verum er nalura ipsa arriputmus, hausi- 
mus, expressimus, ad quam »on docti, sed 
facti, non instiluti, sed imbuti sumus.” 


Die Carolina erfennt zwar im Art. 140 die ſchrankenloſe 
Eigenthumsnothwehr nicht ausdrüdlih an. Sie geftattet 
indeg im Act. 150 die Tödtung des far nocturnus, ja fie 
geftattet fogar die Toͤdtung des Diebe zum Schutze 
fremden Eigenthums, fo daß gar Fein Zweifel übrig 
bleiben ann *). Es ift auch in der That nur die forgen: 


27) Spec. 600, Nr. 46. 


28) Leyser Spec. cit, Nr. 26: „‚Considerabimus , possitoe 
quis furem vel alium quemlibet invasorem mom vitao ei 
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volle deutiche Philiſterhaftigkeit, die fich niemals dazu ent: 
fepliegen kann, ein klares und naturgemäßes Princip frei 
auoͤſchwingen zu laflen, die ihre Gewiſſen nie anders bes 
ruhigt fühlt, als wenn fie den einfachen Eonfequenzen 
eines in feinee Richtigkeit erfannten Principe bier und 
dort ein Steinchen in den Weg gelegt hat. Will man dag 
Gründfichkeit nennen, fo ift es ficherfih gerade dieſe 
„ Gründlichfeit”, durch die unfere Deutfchen Geſetzbuͤcher 
großentheild eben fo ſchulmeiſterlich als unpraftifch ges 
worden find, 


Die Gegner der ſchrankenloſen, bis zur Tödtung 
gehenden Eigenthumsnothmehr geftehen doch zum Schutze 
der Perfon ein fehranfenlofes Nothmwehrrecht zu. Schon 
deshalb müßten fie daffelbe auch bei der Eigenthumsvertheis 
digung einräumen. Denn gewaltſamer Angriff gegen 
mein Eigenthum wird, wie fhon Fichte geltend gemacht 
hat, dadurch, daß ich daſſelbe durch meine Perfon fchüge, 
Angriff gegen meine Perfon ſelbſt. Das gilt auch für die 


pudicitiae, sed rerum tantummodo conservandarım cauea, 
interficere. Jus naturae, nec non lex divinaExodi XXII, 2. 
quin et Romana in L. 1. Cod. unde vi, item Carolina in 
articulo 150 hoc permittit. At Augustinus, Gro- 
tius aliique id, quod Judaeis licuit, Christiano fas esse 
negant, quibus jus Canonicum in c. 10. X. de homicidio 
accedit. Nos tamen sententiam hanc tuebimur , quod Chri- 
stiano quogue, quidquid Grotius (lib. 2. cap. 1. $. 13) 
dicat, caedes furtis, ei res servari aliter nequeat, sit 
permissa. Indeß disputirt Leyfer weiterhin auch gegen 
Diejenigen, qui hanc licentiam plus justo extendunt. „Ipsi 
conditores legum XIl tabularum hac in re domino ni- 
mium indulseruunt. Testes habemus Ciceronem, qui in 
Orat. pro Milone: Duodecim — ait — tabulae nocturnum 
furem quoquo modo interfici impune volnerunt; Gellium, 
qui in Noctibus Atticis 1. 2. c. 18: Decemviri — inquit — 
furem tum occidi permiserunt, si, quum faceret furtum, 
nox esset; Ulpianum, qui apud Licinium Ruffnum in 
Collatione” legum Indaicarım et Romanarum, titulo do 
Furibus et poena eorum: Furem — ait — nocturnum lex 
dnodecim tabularum omnimodo permittit occidere. ” 


Dar 
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Vertheidigung einer res minıma. Man lefe doch praftis 
ſche Rothmwehrfälle nah; da wird man.diefe Wahrheit be: 
ftätigt finden; da wird man fehen, daß ſich die Vertheidi⸗ 
gung des Eigenthums alsbald in einen Kampf der Per: 
fon gegen die Perfon verwandelt. Will man nun 
das Vertheidigungsrecht bei einer Sache geringen Werthes 
nicht ganz und vollig aufheben, dergeftalt, daß wer einen 
ihm gehörenden Pfennig in der Hand hält, diefen fofort 
und ohne alle Umftände demjenigen aushändigen müßte, 
der frech genug märe ihn unter Drohungen zu fordern: fo 
wird man auch bier fchon zur Vertheidigung der Perfon 
ein unbegrenzte Naturrecht ſtatuiren müffen. in Ketl, 
der feinen Angriff auf mein Eigenthbum in meiner Ges 
genmwart fortfegt, hoͤhnt durch feine Rechtsver⸗ 
legung mich und das Recht, und fhon Pufendorf ift 
hier der Meinung, daß es ſchamlos wäre, wenn ein fol 
cher Friedensbrecher noch odenein von mir verlangen wollte, 
daß ich ihn als unverleglich behandle. 

Wil der Angegriffene fich lieber fein But rauben faf: 
fen, als den Verbrecher tödten, fo mag er es thun; will 
er es nicht, fondern will er männlich das Seine fchügen, 
fo Eann er bis zum Aeußerften fchreiten. 

Abgefehen von dem eigentlihen Recht s grunde, der 
diefee Behauptung ihre vollfommen feftes und für fid 
allein ſchon ausreichendes Fundament giebt, laſſen fich da: 
für die triftigften politifchen Gründe beibringen. Ber: 
langt man, daß die Verlegung ded Benöthigten mit dem 
gefährdeten Gute im Verhaͤltniß ftehen folle, fo führt 
man damit einen laͤhmenden Schlag auf den Arm des recht: 
lihen Eigenthümers, der gegen einen verwegenen Schur: 
Een feine Habe vertheidigt. Die Zurcht, in feiner Ber 
theidigung zu meit zu gehen, und dadurd) den Strafen 
des Verbrechers zu verfallen, knickt feinen Muth, er uns 
terläßt Die Vertheidigung lieber ganz. in befchränfended 
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Gefeg würde nur die. Diebe, die Räuber, die Beſitzſtoͤrer 
in ihrer Frechheit ermuthigen, und man hat fehr richtig 
bemerkt, daß es zugleich weſentlich dazu beitragen müßte, 
dem Volke das Gefühl feiner Männerwürde zu rauben, 
den edlen Rechtsſtolz, ja Rechtstrotz, das freie Selbſtge⸗ 
fühl des freien Mannes zu brechen. 

. Die obige Beweisführung läßt ſich auch auf das 
unbemwegliche Eigenthum anwenden. Gobald ich mich 
auf meinem Grundſtuͤcke befinde, übe ich an demfelben den 
Naturbefis aus: corpore possideo, — und jeder Ans 
griff auf daffelbe, dee in meiner Gegenwart gewagt wird, 
ift gleihfam gegen meinen eigenen Leib gerichtet. Denn zur 
Ausübung diefer Possessio corpore ift ja keinegpegs 
nöthig, ut omnes glebas circumambulem, was bie 
großen Grundbefiger in eine unbequeme Lage fegen würde; 
fondern e8 genügt fehon die Anmefenheit auf irgend einem 
Theile des Grundſtuͤcks. 

Kür die Nothwehr gegen den fur nocturnus fi nd 
befondere Beftimmungen ebenfalls überflüffig. Er ift be⸗ 
fonders gefährlich; es folgt alfo fehon aus dem 
allgemeinen Princip, daß man gegen ihn beſon⸗ 
ders energifch auftreten koͤnne. Aber gegen den’ 
Nachtdieb ein unbedingtes Toͤdtungsrecht aufftellen, 
wie im Zmölftafelgefege gefchieht, iſt ungerechtfertigt;. 
nicht minder die in manchen Gegenden noch herrfchende 
Sitte, den fur nocturnus ohne Weiteres in die Deine 
zu ſchießen. Schon das Roͤmiſche Recht Hat die noch 
von Feuerbach, in den früheren Ausgaben feines Lehr: 
buches, behauptete Befugniß, den Nachtdieb zu tödten, 
auf die Grenzen der Nothwehr zurücgeführt. Et Ju- 
stinianus noster non simpliciter eam in leges suas 
recepit, sed tres potissimum distinctiones, Gaium et 
Ulpianum secutus, addidit. Voluit scilicet, ut tunc 
demum furem vel invasorem interficere liceat, 
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1) si appreheudere eum ac magistratui sistere ne- 
queamus °P), 

®) si parcere ei sine periculo vitae rerumque no- 
strarum non possimus ®), 

3) si hoc ipsum periculum clamore testiflcati si- 
mus, nemoque suppetias tulerit ®). 


Dffenbar Haben ſich in jener Norm des Zwölftafelgefees 
Privatrache und Nothwehr noch nicht gehörig von einan; 
der gefchieden 22). 

Wenn der Dicb mit meiner Sache ſchon auf der 
Flucht begriffen ift, kann ich bier noch meinen Befig 
vertheidigen , oder ift Hier von einer Bertheidigung meines 
Beſitzes nicht mehr die Rede, weil derfelbe fchon ver 
loren ift? 

Die Mehrzahl dev neueren Gefegbücher erfennt hier 
ausdrücklich dem in feinem Befite Breinträchtigten das 
Mothwehrreht zu. Wir find damit einverftanden, nur 
halten wir abermals diefe Detailbeftimmung für überflüffig, 
meil fie ſich als einfache Kolge des allgemeinen Principe 
darſtellt. Nehmen wir den Beſitz in der Bedeutung der 
Berfügungsgewalt über eine Sache, fo ift der Beſitz mie 
erft dann verloren, wenn es mie unmöglich geworden 
über die Sache zu verfügen. Ob es mic aber unmöglich 


29) L. 5. pr. ad leg. Aguil, Bol. Lenfer a. a. O. 
30) L. 9. ad leg. Corn. de sic. 
31) L.4. $.1. ad leg. Aqull. 


32) Abegg, Unterfuchungen aus dem Gebiete der Gtrafrehts: 
wiffenihaft, ©. 141 fgg. ©. 364 fgg., giebt fehr gründliche 
Grörterungen hierüber; daß aber in dem „,jure caesus esto” 
des Smölftafelgefeges eine Beſchränkung der Todtungs⸗ 
befugniſſe auf Rechtsgründe beabfichtigt fen, fo dag die 
Ausübung des Zödtungsrechts an die durch Interpretation 
aufgeftellten Regeln gebunden werde, möchte wohl nicht leicht 
Semand zugeftehen. Bol. ©. 144 daf, - 
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fey, das will ih durch die Verfolgung des Diebes erft 
ausmitteln. Meine Vertheidigung trägt alfo hier das 
Gepraͤge der Nothwehr, fo lange mir noch der leichtefte 
Schimmer der Möglichkeit einer fofortigen Wieder: 
erlangung meiner Sache übrige. Ich ftehe alfo auch noch 
während der Verfolgung unter dem Schuge der L. 1. 
Cod. unde vi (8, 4): 

„Recte possidenti ad defendendam possessionem, _ 

quam sine vitio tenebat, inculpatae tutelae mode- 

ratione illatam vim propulsare licet.” 


Mur möge ſich der Strafrichter in diefem Kalle von dem 
echt criminaliftifden Schwerpunfte nicht herunters 
teeiben laſſen, ſich alfo vor civilrechtlichen Spitzfindigkei⸗ 
ten, die aus dem Begriffe des Beſitzes hergeleitet werden 
möchten, wohl in Acht nehmen. Er möge bedenken, daß 
es im Steafrechte nur darauf anfommen kann, der Sache 
ihre Recht werden zu laflen, die Schuld als Schuld, die 
Unfhuld als Unfchuld zu behandeln. Treffend macht 
Breidenbach *), in feinem Commentare zum Großher⸗ 
zoglich Heffifhen Strafgefegbuche, zu dem im 
Nothwehrgeſetze gewählten Ausdeucfe „Befisthum” die 
Bemerkung: 
„Mit Belfeitfegung jeder fubtilen Unters 
fbeidung zwiſchen Civil- und Natural⸗ 
beſitz, Detention und juriſtiſchem Beſitze 
iſt ein fuͤr allemal geſagt, daß derjenige, der im Augen⸗ 
blicke faktiſch über eine Sache verfügen 
kann, gegen den, der ſie ihm widerrechtlich 
und gewaltſam nehmen will, die Nothwehr ausüben 
darf.” 
Hufnagel erklärt dies auch für den Sinn des Würt: 
tembergifchen Geſetzes, welches den Ausdruck, Eigen: 


mn — nn — 


33) Commentar zum Heſſiſchen Geſetzbuche, Bd. J. S. 600. 
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thum” ſtatt „Beſitzthum“ gebraucht. hat #)... Es kann 
dies überhaupt nur der. Sinn eined jed:en verftändigen 
Geſetzes über den fraglichen Punkt feyn, wie daſſelbe 
ſich auch ausdrücken möge. Und die nterpretas 
tion fann ſich im Strafreehte am wenigften ermächtigt 
glauben , „die materielle Gprechrigfeit, der. der Geſetz⸗ 
geber felbft bei dem ungefhidteften Aus—⸗ 
drucke unzweifelhaft nahfommen wollte, zu 
Gunften des ftarren Buchftabens zu: verleugnen, -- Dielte 
man diefen einfachen Sag feft, fo würden. die Forderungen 
nah Kevifion eben erft publicirter (1); Gefegbüchee 
feltener werden. Einer Auslegungsbucftäbelei 
hält Fein Strafgefegbuh Stand. . Allerdings, 
auch das befte Strafgefegbuh bedarf giner Revifion, 
aber nicht einer Revifion duch den Gefep; 
geber, fondern: einer Revifion duch die lebens 
dige Praris, durch eine lebensvolle Interpre— 
tation, welche den ſtarren Buchſtaben er⸗ 
weicht, vergeiſtigt, concretiſirt: 

Selbſthuͤlfe als Vertheidigung iſt Nothwehr, und 
diefe iſt erlaubt; Selbſthuͤlfe als. ‚Angeiff ift verboten. Ich 
darf alfo als Eigenthuͤmer, obwohl in der Subftanz des 
Eigenthumsrechtes das Beſitzrecht enthalten ift, mein Be: 
figrecht dem fremden Befiger. meiner Sache gegenüber nicht 
duch Privatgemalt geltend machen, obfehon ich den 
Befig, falls ih ihn habe, durch, Privatgewalt erhal: 
ten und wahren darf. 

Als eine Ausnahme von diefem Sate führt man 
im Civilrechte die L. 10. $. 16. D, Quae in fraudem 
ereditorum an, nach welcher e8 dem Gläubiger geftattet 
tft, dem ſlietenden Schuldner das, was er an ihn zu 


— — — — — 


39 Commentar zum Württemb. Sehtt Bd. UI. ©. 132. 
Strafgeſetzbuch mit Anmerkungen, ©. 98. Nr. 6. 
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fordern hat, eigenmächtig abzunehmen. Nach meiner 
Anficht gehört .diefer. Saul In die Nothwehr, und ed 
ift unrecht, ihn einen ausnahmsweife erlaubten An; 
griff zue Selbfthälfe zu nennen. Es ift Hier nicht An⸗ 
griff, fondern VBertheidigung gegen einen Ans 
griff auf Seiten des Glaͤubigers. Die Flucht des Schuld4 
ners fieht zwar, als Flucht, einem ‚Angriffe feinerfeits 
nicht ſehr ähnlich, aber näher betrachtet ftellt fie fich doch 
als ein Angriff dar, als ein Angriff auf mein Vermögen; 
welches mir dadurch gefehmälert werden foll. Iſt alfo der 
fliehende Schuldner in diefem Falle der Angreifer ,. for iſt 
der Gläubiger der Angegriffene , der Benöthigte ; und 
man muß den feinen Taft der Römifchen Suriften bewun⸗ 
dern, daß fie hier eine fcheinbare Ausnahme zulaſſen, in 
der .eine fubtite Analyfe die Conſequenz einer: durchgreifem 
den Regel erkennen muß ®), ar 


35) Daſſelbe gilt im Ganzen vom $. 93 des Badiſchen Geſetz⸗ 
buches, der, ſo weit er aus dem allgemeinen Nothwehrprincipe 
folgt, aͤßeflühig, ſo weit er darüber hinausgeht, irr⸗ 
thümlich iſt. Er ſagt: Außer den Fällen der Nothwehr ft 
die Selbſthülfe insbefondere erlaubt : 


1) dem rechtmäßigen Befiger,, Innerhalb der in den vorherges 
benden SS. 84, 87 u. 89 beſtimmten Grenzen der Noth⸗ 
wehr (zufällig?), um den, der in fein Beſitzthum gemalt. 
thätig eingefallen, eingebrochen oder fonft auf unerlaubte 
Weife eingedrungen ift, daraus zu vertreiben, oder um 
eine ihm entwendete Sache demjenigen, der noch im Fort⸗ 
bringen derfelben begriffen ift, wieder abzunehmen; - "" 


2) dem Eigenthümer oder fonft Berechtigten, um Perfonen, 
an tie ev aus Verbrechen oder andern Gründen Anfprüce 
hat, feftzunehmen und vor die nächte Gerichts= oder Pos 
lizeibehörde zu führen, wenn durch die Flucht derfelben 
oder durch andre Umftände die dringende Gefahr begrün⸗ 
det ift, daß fonft die obrigkeitliche Hülfe unmöglich würs 
de, oder um unter eben diefer Vorausfebung foldhen Pers 
fonen das von ihm in Anfpruc genommene Gut abs 
zunehmen. 
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II. 
Von der Ueberfhreitung der Nothwehr. 


Wurde in dem Bisherigen gezeigt, wie aus dem 
Eentrum des Rothwehrprincipes die verfchiedenen Verthei⸗ 
digungsbefugniffe als eben fo viele Radien entfpringen und 
auslaufen, fo ift jegt um jenes Centrum herum die Peris 
pherie zu ziehen, welche von jenen Radien nicht übers 
ſchritten werden darf. 

Ich glaube bei den Ueberfchreitungen der Nothwehr 
unterfcheiden zu müflen: Vorzeitige Gewalt, Vertheidi⸗ 
gungserceß und nachzeitige Gewalt. 


1. Borzeitige Gewalt 


iſt vorhanden, wenn die Gefahr noch nicht zu einer „ges 
genmwärtigen” geworden if. Der Dieb ftecht vielleicht eben 
erft den Kopf durchs Fenſter, oder er zeigt ſich gar erft vor 
dem noch verfchloffenen Fenſter, und ich ſchieße ihn nun 
fofort nieder. Der Zuftand der Rechtsnoth war hier erft 
im Hereinbrehen. Die Bedingungen rechter Nothwehr 
waren noch nicht völlig vorhanden, würden vielleicht gar 
nicht einmal zur vollen Exiftenz gelangt fein. 


2. Bertheidigungsegceß. 

Er findet während des Zuftandes der Noth ſelbſt, 
während der vollfommen begründeten Rechtövertheidigung 
Statt. Bertheidigungserceß liegt vor, wenn ich dem Nö: 
thiger während der wohlbegründeten und an fich gevechts 
fertigten Vertheidigung mehr Gewalt zufüge als nöthig ift, 
— wenn ic) 3. B. den Dieb fehr wohl fefthalten Fann, ihn 
‚aber dennoch im Rechtsfampfe tödte. L. 5. pr. ad leg. 
Aquil. (9, %) — sin autem, cum posset apprehen- 
dere furem, maluit occidere, magis est, ut injuria 
fecisse videatur; ergo Cornelia tenebitur. 
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Der natürliche Endpunft des Vertheidigungszuftan- 
des ift der Sieg. Mac dem Siege iſt die Gewalt eine 
nachzeitige, alfo ſchuldhafte. Dabei ift es gleichgültig, 
auf melche Seite der Sieg falle Hat der Nöthiger die 
Verlegung vollendet, hat er mir die Injurie bereitd zuges 
fügt, hat er die Körperbefchädigung vollzogen, hat er mich 
aus der Verfügungdgewalt über meine Sache entfegt, fo 
hat er gefiegt, und das Recht kann nun nicht mehr ver- 
theidigt werden; die fortgefegte Privatgewalt wäre ftraf: 
bare Rache. Habe ich, der Angegriffene, gefiegt, habe 
ih den Dieb ergriffen und ihm meine Sache abgenommen, 
fo darf ich Feine weitere Gewaltthaͤtigkeit gegen ihn vorneh⸗ 
men, denn das gefhähe abermal® ad sumendam vin- 
dietam. Der Sieg alfo, wer ihn auch davon tragen 
möge, iſt in dieſer Hinſicht die Grenzfcheide, die das Mo- 
deramen von der Ueberfchreitung trennt. ft man, tie 
die Carolina fagt, von der Benöthigung entledigt und folgt 
man nun aus freiem Willen und „ungenötter Ding” dem 
Fliehenden nach und erfchlägt ihn erft in der Nachfolge, fo 
ift man fchuldig. 


Mit Unrecht hat die ältere Theorie derartige Fälle 
zum Nothmwehrs oder Bertheidigungserceffe 
gerechnet und fie, mit Einſchluß unferer zweiten Kategorie, 
der vorzeitigen Gewalt als der „ſchuldhaften Rothe 
wehr” gegenübergeftellt. Vertheidige ich mich nämlich 
länger, als der Zuftand der Noth des Angegriffenfeyne 
dauert, fo ift dies gar Feine Vertheidigung mehr, alfo 
auch Feine das Mag überfchreitende, Fein Vertheidigungss 
exceß. Bon der vorzeitigen Gewalt müffen aber diefe Zälle 
ſchon deshalb getrennt werden, weil jie Durch den ftattge; 
babten wahren Rechtskampf einen andern Charafter ans 
nehmen. J 
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Jede diefer Ueberfchreitungen pflegt ihren eigenthuͤm⸗ 
lichen pſychologiſchen Factor zu Haben. Die vorzeitige Ge: 
walt erfolgt in der Regel im Affeft des Schredes, der 
Sucht; der Vertheidigungserceß in der Hitze des 
Kampfes; die nachzeitige Gewalt im Zorn und aus 
Race. 

Um die Strafbarkeit der Nothwehruͤberſchreitungen 
richtig zu wuͤrdigen, muß ſich der Richter auf den 
Standpunkt des handelnden Subjectes ver— 
ſetzen. Es genügt nicht, daß er ſich frage: Wie wuͤr⸗ 
deſt du ſelbſt in gleicher Lage gehandelt haben? Er iſt 
ja vielleicht ein Mann von Archimedeiſcher Ruhe, der dem 
eindringenden Feinde ein „Noli turbare — acta mea” 
zuzurufen vermoͤchte Hat Jeder das Recht der 
Selbſtvertheidigung, ſo hat er auch das 
Recht ſich nach Maßgabe ſeiner Indivi— 
dualität zu vertheidigen. Schon um uͤberhaupt 
nur eine Nothwehruͤberſchreitung anzunehmen, muß dieſe 
Individualitaͤt in Betracht gezogen, muß gepruͤft werden, 
ob der Handelnde nach ſeiner eigenen Ueberzeugung ſo 
und nicht anders handeln konnte. In der Schreibſtube 
wird fich fehr oft ermitteln Taffen, daß mehr Gewalt ans 
gewendet wurde als nöthig war, aber im Kampfe mar das 
vielleicht nicht fo leicht zu deduciren. 

Um bier auszuhelfen, hat das‘ Württembergifche 
DHbertribunal?®) angenommen, daf nur die dDolofe Ueber: 
fehreitung der Nothwehr geftraft werden, die culpofe 
dagegen ftraflos bleiben folle. Iſt aber eine Ueberſchrei⸗ 
tung wirklich culpos, auch nachdem man der Individua⸗ 
lität: des Handelnden und feiner tage Rechnung getragen 


36) Daß diefe Anficht terthümtic, erklärt Hufnagel, in ki 
nem Sommentar Bd. Bel. Boehmer ad 
C. C. C. art. Ve EEE 


Die Nothwehrtheorie. 593 


hat, fo liegt die. Strafbarfeit auf der Hand. Aber frei⸗ 
lich iſt Vieles in der .Nothwehe nicht culpos, was in der 
gemächlichen Ruhe des Alltagslebens culpos feyn würde, 
Der Preugifche Entwurf von 1847 normirt im $. 56: 
„Wer in rechter Nothwehr aus Beftürzung, Schreck 
oder Sucht” (warum nicht auch im Zorn und in 
der Kampfeshige?) „das Maß erlaubter Vers 
theidigung überfchreitet, dem ift dieſe ueberſchreitung 
nicht zuzurechnen“. 
Sehr gut gemeint; aber ob Jemandem Etwas zuzu⸗ 
rechnen ſey oder nicht, laͤßt ſich nicht geſetzlich anbefehlen, 
ſondern nur richterlich ermittein. Wenn die Furcht fo 
ohne Weiteres als Exculpationsgrund aufgeſtellt wird, 
ſo koͤnnten doch arge Dinge ſtraflos bleiben. Die Furcht 
hat ſehr verſchiedene Gruͤnde. 

Vollkommen mit unſerer Ueberzeugung uͤbereinſtim⸗ 
mend iſt hingegen, was Breidenbach zum Art. 51 des 
Heſſiſchen Geſetzbuches anmerkt, daß naͤmlich uͤberhaupt 
Bedachtſamkeit mit der Nothwehr nicht leicht zu vereinigen 
ſey, und daß, wenn Jemand zwar objectiv, aber nicht 
ſubjectiv die Grenzen uͤberſchritten habe, hierauf eine 
billige Ruͤckſicht zu nehmen ſey. Dieſe Ruͤckſicht werde 
z. B. zur Verſchonung mit jeder Strafe fuͤhren, wenn waͤh⸗ 
rend der Gegenwehr des Angegriffenen aus dem Gebrauche 
eines an fich erlaubten und den Umftänden gemäß ange⸗ 
endeten VBertheidigungsmittel3 eine größere Befchädigung 
ftand, als zur Abwehr erforderhid und von dem Angegrifs 
fenen beabfichtigt war; denn nicht immer Fünne im Zus 
ftande der Aufregung ein „Bis hieher und nicht weiter” 
der Waffe vorgefchrieben werden 7). 


37) Breidenbach, Sommentar I. 6277. „ Ja felbft mas die 
Abſicht des Handelnden betrifft, ift einige Vorficht wohl am 
Drte. Es ereignet fich in folchen Källen, daß der Richter aus 
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Wird diefer richtige Gefichtepunft, den die Natur 
der Sache fordert, fefigehalten; wird nicht nach einem 
hier gänzlich unftatthaften allgemeinen und 
objectiven Maaßſtabe geurtbeilt; wird vielmehr die 
Aubdividualität des Handelnden, wie fie in 
der befonderen Lage nach redlicher Ueber⸗ 
jeugung bandeln mufste, der Beurtheilung zu 
Grunde gelegt: fo loͤſt dieſer Grundfag ganz von felbft die 
Fragen, ob Dolus, ob Eulpa vorhanden, und wie jener 
oder diefe zu ahnden fey. 


IV. 


Bon der Anzeigepfliht und vom Beweiſe der 
Nothwehr. 


Nach den neueren Gefegbüchern Ift der Benoͤthigte 
bei Strafe verpflichtet, ſofort Anzeige zu machen, fobald 
er in der Nothwehr einen Andern verwundet oder getödtet 
bat. Der Staat will wiffen, wie und wann feine Buͤr⸗ 
ger ſterben, und man hat das Sterben befonders einen 
öffentlihen Akt genannt, der dem Staate nicht uns 
befannt bleiben darf. Die Strafbeftimmungen gegen die 
‚unterfaffene Anzeige differiren indeß. Württemberg 
ftraft die Unterlafung im Falle dee Tödtung mit Kreis⸗ 
gefaͤngniß bis zu drei Monaten, und wenn ein Unſchul⸗ 
dDiger deshalb in Unterfuchung gezogen worden, mit Kreis⸗ 
gefaͤngniß bis zu ſechs Monaten; im Falle der Verwun⸗ 


den Unterfuchungen keine wahrhaft treue Vorftellung von der 
äußeren und inneren Situation erhält, in der ſich der Hans 
deinde befunden, meil diefer felbft deffen, was er eigentlich 
wollte und that, der momentanen Eindrüde, die feine Ent 
ſchließung beſtimmten, fih nicht mehr fo bewußt ift, um da6 
Alles einem Dritten in Elarem Bilde darzuftellen. Hier muß 
die Seelenkunde des Richters feine Welt⸗ und Menfcyenkennt: 
niß vermitteln und ergänzen. 
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dung mit Bezirksgefaͤngniß *). Braunſch weig dreht 
Gefaͤngniß bis zu drei Monaten 9); Hannover Geld⸗ 
ſtrafe, und für den Fall, daß durch die unterlaffene Aus 
zeige der Tod oder eine bleibende Befchädigung herbeige⸗ 
führt werden follte, die entfprechende Strafe der fahrs 
läffigen oder vorfäglichen Tödtung oder Beſchaͤdigung ?9), 
— ein überflüffiger, weil fi von felbft verftehender Zus 
fat. Baiern ?!) und Didenburg ??) wollen nur 
Gefängniß von vier Tagen bis zu einem Monat. Der 
Preußiſche Entwurf von 1847 *3) ftellt endlich auf: 
„Wer in rechter Nothwehr einen Menſchen tödtet oder 
erheblich verwundet, ift, bei Vermeidung einer Gelds 
buße bis zu zweihundert Thalern oder einer Gefängnißs 
ftrafe His zu drei Monaten, verpflichtet, den Vorfall 
ungefaumt der Obrigkeit anzuzeigen.” 
Um die Richtigkeit diefee Beftimmungen zu prüfen, wird 
ed auf die Ermittelung des Grundes anfommen, aus wels 
chem fie hervorgegangen find. 

Hufnagel *) findet den nächften Grund der Ans 
zeigepflicht in der fehleunigen Hüffe, welcher derjenige bes 
Darf, gegen den das Recht der Nothwehr ausgeübt wors 
den iſt. Das trifft aber bei den hauptfächlichften Fällen, 
namliid wenn Tödtungen in der Nothwehr 
vollbrabht wurden, gar nicht zu; und bei Verwun⸗ 
dungen würde bie Anzeige bei einem Arzte dem Zwecke 
geroiß befier entfprechen, als die bei einem Dorffchulzen 


— — 


38) Württemb. Geſetzb. 8. 105. 
39) Braunſchw. Geſetzb. $. 168. 
40) Hannov. Geſetzb. Art. 81. 

41) Bairifh. Gefepb. Art. 136. 
42) Dldenb. Gefegb. Art. 141. 

43) Preuß. Entw. $. 57. 


44) Commentar Bd. II. ©. 136. el. Strafgeſetzbuch 
BWuürttemb., mit Anmerkungen, ©. 1 für 
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oder andermweitigen magistratus angebrachte. Wer ſich 
bei Tebensgefährlichen Verwundungen einer Eulpa fchuldig 
macht, wird ohnehin ſchon durch die Gefege über culpofe 
Toͤdtungen Hinlänglich bedroht. Der angeführte Grund 
fann demnach nur als ein untergeordneter betrachtet roerden. 
Die von demfelben Sommentator ald zweiter Grund 
der Anzeigepflicht Hervorgehobene Nothwendigfeit, daß 
Straffofigfeit oder Strafbarfelt desjenigen ermittelt werde, 
der in der Nothwehr gehandelt Haben will, laſſen wir aller: 
dings auch gelten, aber weder motivirt fie Hinlänglich die 
Forderung der Schleunigfeit, noch findet fie fich in den 
äfteren deutichen Quellen angegeben; denn die Anzeige⸗ 
pflicht iſt uralt. 
2. Der Hauptgrund liegt darin, daß das Unterbleiben 
der Anzeige den ſchwebenden Verdacht der Thaͤterſchaft 
leicht auf einen Unſchuldigen werfen und uͤber dieſen die 
Schrecken des peinlichen Verfahrens oder gar ſchwere Stra⸗ 
fen herbeifuͤhren koͤnnte. Die Gefahr der Beſtrafung eines 
Unſchuldigen iſt offenbar hoͤher zu veranſchlagen, als die 
Moͤglichkeit der Strafloſigkeit des Schuldigen. 

Dazu geſellt ſich noch, daß wenn, bei unterlaſſener 
Anzeige, der Verdacht der Thaͤterſchaft endlich auf den 
wirklichen Thaͤter faͤllt, die Verheimlichung ein nachthei⸗ 
liges Licht auf ihn werfen und ein Indicium gegen ihn 
begruͤnden muß. Denn hat er ein gutes Gewiſſen, warum 
ſtellt er ſich nicht freiwillig vor Gericht? Das große mo⸗ 
raliſche Gewicht, welches in dieſer Beziehung der freiwilli⸗ 
gen Anzeige innewohnt, wird von den Rechtsbuͤchern ſchon 
energiſch geltend gemacht. Man geht indeß zu weit, wenn 
man in der Unterlaffung der Anzeige ein praͤſumtives Ge 
ftandnig der Schuld finden -willz denn das wuͤrde dem 
Streben nad) materieller Wahrheit zuwiderlaufen. 

Es Fonnen fih nun Fälle ereignen, wo That und 
Thäterfchaft notoriſch ſind, — wo der. Nothwehr⸗ 
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kampf von Zeugen beobachtet wurde, oder. mo gar der Ber 
nöthigte' felbft. Durch feine undefangenen Mittheilungen die 
Notorietät begründet hat. Hier braucht er.nicht zu, fuͤrch⸗ 
ten,. daß irgend ein Unfchuldiger in Verdacht gerathe; und 
bat er überdies für die noͤthige Ärztliche Hülfe geforgt, oder 
ift eine: folche „gar. nicht noͤthig geweſen, fo wird die Strafe 
den Charafter einer bloßen Drdnungsftrafe annehmen 
muͤſſen. Geldbuße erfcheint hier nöllig ausreichend. 

Wo umgekehrt über der That ein nächtlihes Dun⸗ 
kel fchroeben bleibt ‚- fo. daß der Verdacht feine ſchwarzen 
Hande nach Unfchuldigen ausſtrecken kann ꝛc., da hat ſich 
der Denöthigte durch die Verabfaumung der Anzeige: einer- 
Schuld theilhaftig. gemacht ‚..die härter geahndet werden: 
muß. In diefen Fällen wird von der Fre heitsſtrafe 
nicht leicht Abſtand genommen werden koͤnnen. 

Wir halten es deshalb mit den Beſtimmungen ve 
Preußifchen Entwurfes, 6. 57, deſen Marima und nicht 
zu hoch ſcheinen. WB J 

Die im Baleriſchen und Hannoverſchen Geſehuch 
aufgeſtellte Forderung, daß die Anzeige bei der naͤchſten 
Obrigkeit anzubringen ſey, iſt in den ſpaͤteren Legislatio⸗ 
nen verſchwunden. Man hat dafür die ungefäumte 
Anzeige gefordert, wodurch hinlängliche enge Grenzen ge: 
zogen find, ohne dem vernünftigen Ermeſſen des Benoͤthig⸗ 
ten und des urtheilenden Richters unnüge formelle Schrans 
ken zu feßen. 

Was den 


Demeis der Nothwehr 


anbetrifft, den die Sarolina im Art. 141 verlangt, fo wäre 

es leicht, bier einen Reichthum überflüffiger Gelehrſamkeit 

zu entfalten, indem unfere Altvordern, Insbefondre die 

Commentatoren, auf der Unterlage der betreffenden Actikel 
Urcio d. Er. R. 1848. IV. @t. Rt 
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dee 9. ©. D. eine fehr compliciete Beweistheorie erbaut 
haben. Der Art. 141 erflärt geeadeweg, wer die Roth: 
wehr nicht beweifen koͤnne, werde ald ſchuldig betrachtet. 
Davon kann bei ung feine Rede mehr feyn. Wer die Noth⸗ 
wehr nicht bewieſen hat, dem ift ja Damit noch nicht der 
Beweis der Schuld geführt, und Präfumtionen läßt unfer 
neuerer Criminalprozeß nicht mehr zu. 

Der Wendepunft des Nothwehrbeweiſes liegt übri- 
gens in Kolgendem: 

Behaupte ih, indem ich mich auf Nothwehr berufe, 
die Straflofigkeit einer in allen fonftigen Källen ftrafbaren 
Handlung, fo made ih eine Ausnahme von der Re 
gel geltend. Jede Ausnahme aber muß derjenige, der fie 
behauptet, zu bemweifen fuchen; denn die Bermuthung 
(eine einfache praesumtio hominis, nicht juris) ftreitet 
für die Regel. Habe ich nun aber die Nothwehr über: 
Haupt nachgewiefen, fo brauche ich nicht weiter zu be: 
weiſen, daß fie von mie nicht überfchritten worden 
ſey. Denn jegt gilt die Nothmwehr ald Regel, und die 
Ueberſchreitung würde die Ausnahme fepn. 
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Der innige Zuſammenhang aller einzelnen Theile von 
Einrichtungen des Strafverfahrens zeigt ſich nicht leicht 
auf eine beſſere Weiſe, als bei der Anordnung der Vor⸗ 
unterſuchung und ihrem Verhaͤltniſſe zu dem Hauptverfah⸗ 
ren. Seit den Tagen des Maͤrz 1848 ſichern alle Geſetz⸗ 
geber in Deutſchland ihren Staaten die Umgeſtaltung des 
Strafprozeſſes zu, und die Verfaſſungen der einzelnen Laͤn⸗ 
der, ebenfo wie die in Frankfurt befchloffenen Grundrechte 
der Deutfchen, fprechen den Grundſatz aus: daß in Zukunft 
. das Strafverfahren auf Mündlichfeit, DeffentlichFeit, 
Anflageprincip und Schwurgerichte gebaut werden foll, 
Die Blicke der mit neuen Gefeßgebungen Befchäftigten, 
welche häufig bisher mit dem Wefen des mündlichen öffent> 
lihen Anflageverfahrens ſich nicht befreundet haben, find: 
vorzugsmweife auf das franzöfifche Strafverfahren KKXxx. 
Nr? { 
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deſſen Nachahmung am bequemften und leichteften feheint. 
Dabei macht aber die Gewohnheit und die Macht der Bor; 
ftellungen des bisherigen deutfchen Strafverfahrens ver: 
bunden mit der deutfchen Sründlichfeit wieder fo ihren 
Einfluß geltend, daß die neuen Geſetzgeber möglichft viel 
von dem bisherigen Rechte. zu retten und mit den neuen 
Einrichtungen zu verbinden fuchen. Bor recht durchgrei⸗ 
fenden und confequent durchgeführten Neuerungen bebt man 
zuruͤck, da die traurige Finanzlage der einzelnen Staa⸗ 
ten es raͤthlich macht, möglichft wohlfeil die Einrichtun- 
gen zu treffen... Vergleicht man die neuern Gefege und Eht: 
würfe über Rechtsverfahren, fo überzeugt man fich leicht, 
baß die eben geruͤgte Eigenthuͤmlichkeit am melften da ſich 
zeigt, wo die Geſetzgebung uͤber die Vorunterſuchung in 
Frage ſteht. Jeder, welcher das franzoͤſiſche Strafverfahren 
genau kennt, weiß aber, daß in Beziehung auf die Vor⸗ 
unterſuchung aus dern Code d’instruction criminelle der 
Gang des Verfahrens am menigften Flar wird, waͤhrend 
dem mehr einem gemiffen regelmäßigen Gange unterwor: 
fenen Verfahren. vor der Afjife das Geſetzbuch die Regen 
für die Verhandlung fo Flat und dem ordentlichen Gange 
einer. Aſſiſe folgend angiebt, daß Jeder aus dem Gefep- 
buche fich eine deutliche VBorftellung machen fann. Schon 
das Ineinandergreifen verfchiedener Beamten in der fran⸗ 
zöfifhen Borunterfuhung, nämlich des Staatdanmwalts, 
des Unterfuchungsrichters , des Friedensrichtere , deren 
Befugniſſe meder durch verfchiedene im Code nicht aufge: 
nommene Gejege und minifterielle Umlauffchreiben geordnet 
find, erzeugt die Schtwierigfeit für denjenigen, der nicht 
ous längerer Anfchauung das franzöfifche Verfahren Fennt, 
fi) ein klares Bild zu machen. Hhnehin begnügt fich das 
Geſetz nur Vorſchriften uͤber gewiſſe Sormen und allges 
meine Andeutungen über die Befugniffe des Unterfuchungss 
richters zu geben, fo daß das Meifte nur der nicht gleichs 
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Förmigen Uebung überlaffen iſt Y.“ In dem franzoͤſiſchen 
Vorverfahren Hat auch ein Rechtsbegriff, der des flagrant 
delit, welcher in: den deutfchen Rechtdvorftellungen feine 
entfprechende Einrichtung hat, einen großen. Einfluß. 
Ohne die Kenntnig der Verzweigungen diefes ohnehin 
Höchft unbeftimmten Begriffs ift e8 unmöglich, die frans 
zöfifhe Vorunterfuchung richtig zu verftehen. Wie über: 
all, fo wird auch Hier in Beziehung auf die Gefeßgebung 
über die Vorunterfuhung das englifche Recht zu wenig 
beachtet. Wenn auch zum großen Theile nicht auf &e 
fegen fondern nur auf Rechtsübung beruhend das eng: 
tifche Verfahren in der VBorunterfuchung auf manche vers 
altete Inſtitute gebaut ift, welche nicht ihrem Zweckt 
entfprechen ‚' 3. B. das Inſtitut der Coroners, wenn felbft 
Durch den Mangel an Rechtsbildung von Seite der. Fries 
densrichter ,. denen in der VBorunterfuchung die wichtigften 
Geſchaͤfte obliegen, manche Borunterfuchungen oberflaͤch⸗ 
lich und luͤckenhaft gefuͤhrt werden, und das engliſche Ver⸗ 
fahren mancher Einrichtungen entbehrt, ohne welche das 
Verfahren nicht genuͤgend gefuͤhrt werden kann, z. B. 
das Inſtitut der Staatsanwaltſchaft, ſo bietet dennoch in 
der Hauptſache das engliſche Vorverfahren ſo viele treff⸗ 
liche Einrichtungen dar und beruht auf folgerichtiger 
Durchfuͤhrung von Grundſaͤtzen, welche die allein wahren 


1) Sur Erkenntniß der franzöfiſchen Vorunterſuchung iſt zu em⸗ 
pfehlen das Studium des Werkes von Duverger Manuel 
du juge d’instruction, Paris 1842. 2 Vol. Empfehlungs⸗ 
mürdtg iſt Cbefonders auch weil die Formulare der einzelnen 
Serichtshandlungen darin angegeben find) das Werk von 
Lippert, theoret. prakt. Anweifung zur Empfehlung und An; 
wendung des öffentlichen mündlichen Strafverfahrens in Deutſch⸗ 
land. Mainz 1848. — Moch bedeutender wird das nächitens 
erfcheinende Werk von Daniels (geheimen Revifionsrath in 
Berlin): Grundzüge des rheiniſchen Strafverfahrene. Die 
vor mir liegenden 14 Bogen des Werks zeigen, tie trefflich 
der Verfaſſer das Sneinanderwerfen der Beflimmungen des 
franzöfifchen Berfahrens aufgefaßt. .. 
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find, fo daß der Geſetzgeber eines jeden Staates fich mit 
dem englifchen Recdhtsgange wohl befreunden fell. Vor⸗ 
güglich verdienen die neueften gefeßgeberifchen Arbeiten im 
England über Strafprozeß eine Beachtung. Wir verwei⸗ 
fen in dieſer Hinfiht insbefondere auf den achten Bericht 
der Parlamentscommiffion über Eriminalgefeggebung ?). 
Zum erftenmal ift darin auf eine klare und vollftändige 
Weife in Geſetzesform und die Fleinften @inzelnheiten ein: 
gehend der englifche Strafprozeß, wie er fich durch Sta: 
tute und Uebung ausgebildet Hat, dargeftellt; bei jedem 
Paragraphen find praftifche Bemerkungen beigefügt. Einen 
reihen Schatz von Erfahrungen enthält befonders der An: 
Bang zu dem Berichte, indem er die Ausfagen von 93 Per: 
fonen mittheilt, welche nach englifchee Sitte vor der Com: 
miflion erfsbienen und über die wichtigften Punkte des eng- 
liſchen Strofverfahrens befragt wurden, z. B. über das 
Inſtitut der Coroner , über die zweckmaͤßigſte Einrichtung 
der Borunteriuchung, über Anklage: $ury, über Etimmens 
einhelligfeit der Geſchwornen. Unter den vernommenen 
Sachverſtaͤndigen befinden ſich juriftifche Praktiker des 
erften Ranges, 3. B. der Lord :DOberrichter, Männer, 
weiche als Sheriffs, als Polizeirichter, als Friedensrich⸗ 
ter, Advofaten fange mit dem Strafprozeſſe ſich befchäfs 
tigten und das Ergebniß ihrer Beobachtungen mittheilen. 
Wir werden auf mande ihrer Bemerfungen und Bor 
fhläge bei einzelnen Punkten im Laufe des Auffages zu: 
ruͤckkommen. 

Eine Vergleichung der neueſten Geſetzgebungsarbei⸗ 
ten uͤber die Vorunterſuchung lehrt bald, daß die Maͤngel 
der vorgeſchlagenen Einrichtungen in der Anhaͤnglichkeit 


2) Eight Report of her Majeatys commissioners or criminal 

law. Londou 1846. Gin Auszug daraus finder ſich in meis 

nr uer Beirfhrift für auslandiſche Geſetzgebung Band XVUI. 
x. 14 u 
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liegen, mit der man an den zuc Gewohnheit gewordenen 
Vorftellungen, vorzuglih in Beziehung auf den Einfluß 
des Inquifitionsprogefles hängt, und von dem biöherigen 
Verfahren möglichft viel in das neue überzutragen wünfcht. 
Man bilder fi ein, daß in der Vorunterfuchung ein zweck⸗ 
mäßiges Verfahren nicht möglich werde, wenn man nicht 
das bisherige Geheimniß beibehält, den Eollufionsverhaft 
anmendet, auf eine fehlaue Weife den Angefchuldigten durch 
Flug geftellte Kragen zu fangen fucht. Wir Fönnen ferner 
die neueften Gefeßgeber von dem fie beherrfchenden Eins 
fluffe einer zu weit getriebenen Gründlichfeit eben fo wenig 
freifprechen, ald von dem Vorwurfe, daß ihnen das Wefen 
der Vorunterfuchung im Verhältniffe zu dem mündlichen 
auf das Anklageprincip gebauten Strafverfahren nicht Flar 
ift, und der Charakter des mündlichen Öffentlichen Haupts 
verfahrens von ihnen nicht gehörig gewürdigt wird. Es iſt 
vorauszufehen , daß auch in dem Fünftigen Strafverfahren 
ungeachtet vielfacher Verbeſſerungen noch häufige Klagen 
über die lange Dauer und die Qualen der Borunterfuchung 
laut werden. Unſere Unterfuchungsrichter, gewöhnt an 
die bisherige Art zu verhören, werden noch immer auf 
eine zurüchhaltende Weiſe die Anfchuldigungspunfte dem 
Angefhuldigten vorhalten und ihn dadurch der Gelegenheit 
berauben, feine Vertheidigung fehnell vorzubringen; fie 
werden mit der ftillen Hoffnung, durch viele Berhöre, 
durch fortdauernde Verhaftung den Angefchuldigten mürbe 
zu machen und zuletzt zum Geſtaͤndniſſe zu bringen, die 
Unterfuchung verlängern; fie werden tie bisher durch die 
Einleitung von gerichtsärztlichen Gutachten das Hin⸗ und 
Herfenden der Akten, duch Einholung der Ausfprüche 
höherer mediciniſcher Behörden die bisher tief beflagte 
Verzögerung des Verfahrens herbeiführen. Sie werden 
die Vorunterfuhung möglichft ausdehnen und fo voll 
ftändig zu machen fuchen, daß auf den Grund der ges 


604 Die Borünterfuchimg in Ihrem Werhättniß 


ſchloſſenen Akten die Richter eigentlich ſchon ein Urtheil der 
Schuld fällen koͤnnten. Unfere neuen Geſetzgeber tragen 
daran redlich ihre Schüld: Man braucht nur die fonft in 
fo vielen Ruͤckſi ten fehr gute Strafprogegordnung von 
Baden von 1845 zu betrachten, um fich zu überzeugen, 
daß eine irrige Vorftellung: von dem Berhältniffe der Vers 
handlung vor den urtheilenden Richtern zur Vorunter⸗ 
ſuchung zum Grunde liegt, wenn im Titel XVII (Art. 
224 fg.) von der Schlußverhandlung gefprocen 
wird, und die Betrachtung des Art. 206, nach welchem 
daB Anflagegericht: ausfprecden foll, ‚daß fein Grund zu 
voeiteren gerichtlichen Verhandlungen verhanden ſey, wenn 
es an den gefeslihen Vorausfegungen, deren 
Dafeyn die vehtlihe Gewißheit der Anfchuls 
digungsthatſache bedingt, zeigt, daß der Geſetz⸗ 
geber von einer irrigen Borftellung über das Wefen der 
Vorunterfuhung ausgegangen iſt. Nach der Forderung 
des $. 296 müßte der Richter deu Vorunterſuchung ſich 
in die Lage des urtheilenden Richters verfegen und fich fras 
gen: ob diefer nad Yen Beweisregeln Alle Thatſachen 
der Anfchuldigung für erwieſen anfehen wird. -Das 
durch aber würde die Vorunterfuchung fehr verzögert und 
die eigentlichen Unterſuchungen erfchienen nur als eine 
Recapitulation der in der Vorunterfuchung aufgenoms 
menen Handfungen vor. den urtheilenden Richtern. — 
Der Unterfuchungsrichter würde nach diefer Vorſtellung 
dann fo lange die Borunterfuchung nicht ſchließen, ale er 
glauben koͤnnte, daß die Richter, welche zu entfcheiden 
haben, nicht den Beweis als geführt anfehen wuͤrden. 
Die Hoffnung neue Beweiſe benugen zu fönnen., dep 
Wunf noch vorhandene Lücen im: Beweiſe auffinden, 
3.38. in Bezug auf das Zufammentreffen der Indiclken, oder 
Widerfprüce, 3. B. zwiſchen den Zeugen, befeitigen zu 
fönnen, verhinderte dann den Echluß der Vorunterfuchung 
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Es iſt eine voͤllig irrige Vorſtellung, wenn: die muͤndliche 
Hauptverhandlung vor den Geſchwornen nur als eine 
Wiederholung der in der Vorunterfüchung vorgefommenen 
Alte anſieht, während fie es ift, welche den eigentlichen 
Strafprozeß bildet, fo daß die VBorunterfuchung nur vor⸗ 
bereitender Natur ift, und nad: den Borftellungen des 
franzoͤſiſchen Rechts nur ein Gefchäft der fogenannten ges 
richtlichen Polizei bildet. Mit Recht hat das neue baleris 
ſche Sefeg über die Vorunterfuchung ®) den Zweck derſel⸗ 
ben fo bezeichnet, daß der Unterfuchungsrichter: in der Vor⸗ 
unterfuchung alle Umftände aftenmäßig zu machen hat, welche 
ſowohl den Thatbeftand eines vorgefallenen Verbrechens, 
als den Verdacht daß eine beftimmte Perfon fich der 
That felbft oder der Theilnehmer an derfelben fehuldig ges 
macht habe, betreffen. Die Beweiſe gegen den Thäter 
find Hierbei (nach der Vorfchrift des Art. 31) fo meit zu 
erheben, als e8 zur näheren Begründung des Verdachts 
und zur Vorbereitung einer erfchöpfenden Verhandlung vor 
dem Strafgerichte erforderlich ift. Bei Verfolgung diefed 
Zweces hat der Unterfuchungsrichter fehädliche Oberflaͤch⸗ 
lichkeit bei erheblichen Punkten, fo wie unnüge Weitſchwei⸗ 
figfeit bei unbedeutenden Gegenftänden zu vermeiden und 
in legterer Beziehung von mehreren zufammentreffenden 
Uebertretungen nur diejenigen umftändlich zu unterfuchen, 
welche auf die zu. verhängende Strafe mwefentlichen Einfluß 
haben. Richtig giebt in gleichem Sinne auch ein gründs 
licher Kenner des franzdfifchen Verfahrens *) den Zweck 
der Vorunterfuchung dahin an, daß fie das Sachvers 
hältnig fomweit aufklären foll, ald nothwendig ift, um die 
Rathskammer und den Unflagefenat in den Stand zu 


— 





3) Art. 31. In dem Geſetze vom 10. Nov. 1848 über Abän- 
derungen des zweiten Theils des Strafgeſetzbuchs $. 31. 


4) Daniels Grumdzüge des rheinifchen Strafverfahrens ©. 146. 
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fegen , über die Befchaffenheit des Falles und das Gewicht 
der vorhandenen Ueberführungsmittel ein fachgemäßes Ur: 
theil zu fällen und duch Sammlung der vorhandenen Bes 
weismittel die thatfächliche Erörterung vor den erfennenden 
Richtern vorzubereiten. 

Wie wenig es darauf ankommt, in der Bor 
unterfuchung ſchon vollfkändig alle Beweiſe zu fammeln, 
fo dag auf den Grund derfelben die Richter ein Ur; 
theil über die Schuld des Angeklagten fällen koͤnnen, 
eegiebt fi, wenn man die wahre Bedeutung der münd- 
lichen Hauptverhandlung erwägt. Erſt durch das in 
ihr vorkommende (wenn es erlaubt ift den Ausdrud 
zu brauchen) dramatifche “Sneinandergreifen aller Ber: 
handlungen wird den urtheilenden Richtern die Mögliche 
keit gewährt, die nmöthige Leberzeugung zu geminnen, 
um ein Urtheil fällen zu Fünnen. Die beftändige Eons 
frontation der Zeugen, die vor dem Gerichte ausfagen, 
die Thatigfeit des Richters, den Zeugen zu nöthigen, daß 
ee ſich über jede Undeutlichfeit, ber den Widerfprucd mit 
anderen Zeugen erfläre, die Anforderung an den Anges 
PFlagten, anzugeben was er gegen jede Zeugenausfage vor; 
zubringen habe , bewirfen einen folchen mächtigen Eins 
dru auf den Angeklagten, daß er ohne durch Kragen 
gedrängt zu feyn, unmillfürlich zuc Angabe der Wahrheit 
und zum Zugeftändniffe von Thatfachen genöthigt wird, 
die er in dem ifolirten Verhöre vor dem Unterfuchungs: 
richter nicht zugeftanden haben würde, oder durch fein 
Schweigen auf die mächtig einftürmenden Anſchuldigungs⸗ 
thatfachen, ducch die Verlegenheit und feine Erfcheinung, 
bei der in allen Zügen fi) dad Schuldbemußtfenn aus 
fpricht, den Anfchuldigungsgründen ein Gewicht giebt, 
das in der Seele der Richter die Ueberzeugung von der 
Schuld des Angeklagten hervorbringt. Dadurch, daß 
jeder Richter ebenfo wie jeder Geſchworne Fragen an die 
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Zeugen ftellen, daß der Staatsanwalt und der Vertheidis 
ger durch die geftellten Sragen die Zeugen nöthigen fönnen, 
den Grund ihrer Wiffenfchaft genau anzugeben, über die 
Fleinften NRebenumftände, über die inneren Widerfprüche in 
ihren Ausfagen oder mit anderen Zeugen fich zu erfläcen, 
entfteht eine Vollftändigkeit der Materialien der Urtheils⸗ 
fällung, wie fie durch die ifolicten Verhöre des Unter⸗ 
fuchungsrichters in dere Vorunterfuchung nie erreicht werden 
kann. Erſt die mündliche Hauptverhandlung ift es aber 
auch, welche in Beziehung auf die Vertheidigung des Ans 
geflagten eine Vollftändigfeit und Sicherheit giebt, bei wels 
her allein es möglich ift, ein unparteiifches Urtheil zw 
fällen. In dieſer mündlichen Verhandlung erfährt der 
Angeklagte erft, auf welche Umftände zur Begründung der 
Anklage man Werth legt, welche Schlüffe der Staatsans 
malt aus gewiffen Thatfachen ableitet; jegt erſt ift er in 
den Stand gefegt, über diefe Thatfachen und ihre Einzeln; 
heiten fich zu erklären und die abgeleiteten anfhuldigenden 
Scluffolgerungen zu widerlegen, wozu die Vorunter⸗ 
fuchung nie Gelegenheit gegeben haben würde. Jeder Ums 
fiand, woraus ein Indicium abgeleitet werden Fönnte, 
wird jet erft im Zufammenhange erörtert und von beiden 
Seiten zergliedert. Der Ungeflagte ift ficher, dag Feine 
Thatfache, über welche er ſich nicht vollftändig erflären 
fonnte, gegen ihn geltend gemacht werden kann. Nur 
die mündliche Hauptverhandlung ift e8 endlich, welche eine 
Gefammtanfcdyauung des Kalles liefert und Durch dad aus den 
mündlichen mwiderftreitenden Verhandlungen hervorgehende 
lebendige Bild in dee Seele der Geſchwornen einen Totals 
eindruck hervorbringt, auf deilen Grund eine fichere Ueber⸗ 
zeugung gebaut werden Fann, fo daß entweder das genaue, 
durch feine Lücke unterbrochene, jeden Zweifel ausfchlies 
gende Zufammentreffen aller Umftände die Geſchwornen zur 
Ucberzeugung von der Schuld des Angeklagten bringt, oder 
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die Lüchenhaftigfeit des Anſchuldigungsbeweiſes, die Mafe 
der auffteigenden Zweifel, die Perfönlichfeit des Angeklag⸗ 
ten, fein Benehmen welches den Glauben an feine Schuld 
zerftört, die Gefchwornen zu dem Ausipruche der Nicht⸗ 
ſchuld bemest. 

Borausfichtlich wird die Erreichung des Zweckes der 
Vorunterſuchung, tie fie dem muͤndlchen Anflageverfahs 
ven-vorangehen muß, bei Einführung des neuern Verfahs 
rens in Deutfchland noch an einem Webelftande fcheitern, 
namiih an dee Mangelhaftigfeit, mit welder 
die Gerihtsverfaffung geordnet werden wird. 
Auch Hier übt der durch die gegenwärtigen druͤckenden Fi⸗ 
nanzverhältniffe der Staaten erzeugte Wunſch der möglichs 
ſten Sparfamfeit und die Neigung unferer Gefeßgeber, die 
neuen Einrichtungen möglichft in die alten ſchon beftehens 
den Formen einzupaffen, einen nachtheiligen Einfluß aus. 
Die Wirkſamkeit der Vorunterfuchung nah dem Epfteme 
der mündlichen öffentlichen Strafrechtspflege fordert 1) die 
Einrichtung einer Staatsanwaltſchaft; 2) das Dafeyn von 
Eollegialgerihten, welche, für einen größeren Bezirk von 
etwa 80000 bis 100000 Seelen errichtet, die Civilgerichts⸗ 
barkeit in erſter Inſtanz ausüben, die urtheilenden Gerichte 
in Straffachen find, melche nicht vor die Geſchwornen ge: 
Hören und nicht von dem Einzelnrichter abzuurtheifen find, 
und in Straffachen während der Borunterfuchung contros 
livende Behörden des Unterfuchungsrichters find; 3) Eins 
zelnrichter (mie die franzöfifchen Kriedensrichter), welche 
die Straffälle der geringeren Art entfcheiden, in bürger: 
lichen Rechtsftreitigfeiten, die nicht einen beftimmten Bes 
trag haben, urteilen, in Straffachen von dem Staats: 
anmalte und dem Unterfuchungsrichtee mit gewiſſen es 
ſchaͤften beauftragt werden und felbft in dringenden Fällen 
nothwendige Yandlungen vornehmen; 4) Appellationss 
Höfe, welche in Eivilfachen in zweiter Inſtanz urtheilen, 
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uͤber Appellationen gegen Urtheile der Bezirksgerichte in 
Strafſachen erkennen, die Anklagerichte bilden; 5) ein 
Saflationsgericht. . 

Es mag unferen Fefern nicht uninfereffant fein, nach 
den neueſten franzoͤſiſchen Berichten die. Art naͤher kennen 
zu lernen, wie dieſe Gerichtsverfaſſung in Frankreich in 
das Strafverfahren eingreift und ſich wohlthaͤtig bewaͤhrt. 
Im J. 1846 hatten die Staatsanwaͤlte mit 208685 Straf—⸗ 
fachen ſich zu befcbäftigen. Von diefen waren aus dem 
Jahre 1845 911 Fälle übrig; unmittelbar gelangten 
15104 Fälle an den Staatsanwalt, 180 Fälle wurden‘ 
von Unterfuchungsrichtern mitgetheilt, 81089 gelangten: 
zu feiner Kenntniß ducdy die Gensdarmerie, 10667 durdy: 
die Friedensrichter, 25444 durch die Bürgermeifter, 48315, 
durch die Polizei» Commiffäre, 10403 dur die Zelda 
fhügen, 16571 auf andere Weife. Pas Ergebniß der 
Thätigfeit der Staatdanmwälte war das folgende: von den 
208685 Sachen theilten die Staatsanwälte 71388 den 
Unterfuchungstichtern zu, 93369 Fälle brachten die Staats⸗ 
anwälte unmittelbar, alfo ohne Vorunterfuchung, indem 
fie die Faͤlle als correctionelle behandelten, an die Sigung, 
der Bezirfsgerichte, 9729 wurden dahin unmittelbar duch 
die befchädigten Privatperfonen gebracht, 4382 Fälle wie⸗ 
fen die Staatsanwaͤlte an andere Gerichte, welche dafür‘ 
zuftändig waren, 78403 Zälle wurden ohne weitere Untetz 
fuchung unverfolgt gelaffen, in 1414 Faͤllen war am’ 
31. December noch Feine Entfchliegung ergangen. 

Bon 76101 Fällen (einfchlieglich derjenigen, welche 
von dem vorigen Jahre her noch unerledigt waren), welche: 
an die Unterfuchungsrichtee gelangten, wurden 25055 Faͤlle 
als folche erklärt, in denen feine Unterſuchung gegen einen: 
Befchuldigten zuläffig wäre. 5982 Källe gelangten an die 
Anklagefammern, 38678 wurden unmittelbar an die cor⸗ 
teetionellen Gerichte, 289 an die einfachen Polizeigerichte, 
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342 an andere zuftändige Gerichtähöfe gewieſen. 5692 
Kölle waren am 31. December noch in ſchwebender Unter: 
fuchung bei den Unterfuhungsrichteen. Vermoͤge befon: 
derer an die zulegt genannten Richter gelangten Aufträge 
wurden von ihnen 7272 Vernehmungen gehalten. Die 
Anflagefammern urtheilten 1846 über 6049 Faͤlle und 
wiefen davon an die Affifen 5454, an die correctionellen 
Gerichte 157, an das Polizeigericht 1, an andere zuftäns 
dige Gerichte 6. Nur in 431 Fällen, bei denen 557 Per: 
fonen angefchuldigt waren, erfannten die Anklagefammern, 
daß fein Grund zur Verfolgung vorhanden fey (in 86 Fäl- 
len aus dem Grunde, weil die Handlung fein Verbrechen 
und fein Vergehen begründete, in 452 Sällen,, weil eg an 
genugenden Verdachtsgruͤnden gegen eine Perfon fehlte, 
19 aus anderen Gründen). 


Bon 78403 Zällen, von denen bei Anfang der In: 
terfuchung 9705 den Charakter eines Verbrechens an ſich 
zu tragen, 68689 die ein Vergehen zu begründen ſchie⸗ 
nen, hatten die Staatsanwälte 32510 unverfolgt gelaffen, 
aus dem Grunde, weil fi bei näherer Betrachtung ergab, 
daß die Handlung weder ein Verbrechen noch ein Ber: 
gehen begründete, 20787, weil die Urheber unbekannt 
waren, 17711 aus dem Grunde, weil die Staatsanwälte 
fanden, daß die Vergehen unbedeutend feyen und das oͤf⸗ 
fentliche Intereſſe durch fie nicht gefährdet werde, 27 Faͤlle 
aus anderen Gründen, 


Don 24889 Fällen, von denen am Anfang der Un: 
terfuchung 5239 ein Verbrechen, 19650 ein Vergehen zu 
begründen ſchienen, wurden durch die Bezirfsgerichte 24889 
als folche erklärt, die nicht weiter zu verfolgen wären (der 
franzöfifche Ausdruck ift hier Ordonnance de non lieu), 
und zwar 15736, weil das Gericht erfannte, daß fein 
Verbrechen oder Vergehen begründet wäre, 7117, weil 


e 
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nicht genügender Verdacht gegen eine Perfon vorhanden 
war, 2036, weil die Thäter unbekannt blieben. In 1822 
Sällen ergingen folche die Unterfuchung einftellende Vers 
fügungen der Bezirksgerichte nur gegen einen Theil der 
Angefchuldigten.e Von den entlaffenen Perfonen waren 
18621 verhaftet, 11217 waren auf freiem Fuße prozeffirt. 


Nicht unintereffant für die Beurtheilung der Thätigs 
feit der Staatsbehörden in Beziehung auf die einzelnen Vers 
gehen, wegen welcher die Staatsbehoͤrde die an fie ges 
langten Anzeigen unverfolgt ließ, insbefondere aus dem 
Grunde, daß der Fall zu unbedeutend war und das öffent: 
liche Intereſſe nicht weſentlich gefährdete; dahin gehörten 
488 Faͤlle von Unterfchlagung, 454 unfreiwillige Vers 
wundungen, 9119 Fälle der Körperverlegungen, 2112 
Fälle von Injurien und falfche Denunclationen, 336 Dros 
Hungen, 667 Fälle der Amtsbeleidigungen und Thätlich- 
feiten gegen Beamte, 1673 Diebftähle. Um zu zeigen, 
tie lange in Sranfreich Unterfuchungen dauern, dient die 
Vergleichung der Tabelle über den Gang der Strafprozeffe. 


Bon den 76578 Entfcheidungen, welche 1846 die 
franzöfifchen Bezirfsgerichte erliegen, wurden 48220 im 
erften Monate (von dem Tage des verübten Vergeheng 
an), 12267 im zweiten Monate, 4998 im dritten, 1654 
im vierten, 636 im fünften, 568 im fechsten, 1641 in 
fpäteren Monaten erlaffen. Die Anklagekammern entfchie: 
den in 2389 Sällen innerhalb der erften ziwei Monate (von- 
Berübung des Verbrechens an), in 1206 Sällen im drit: 
ten, in 729 im vierten, in 361 im fünften, in 294 im 
fechsten Donate, in 1070 Zällen fpäter. 


Bei den Affifenhöfen erfolgten die Urtheile in 1199 
Fällen innerhalb der erften drei Monate, in 937 im viers 
ten, in 742 im fünften, in 399 im fechsten, in 1083 in; 
nechalb des fiebenten bis zwölften Monate. Vom Tage 
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dee Verhaftung des Angefchuldigten an gerechnet erfofgten 
die Urtheile innerhalb der erften drei Monate in 2059 Faͤl 
fen, in 1621 Fällen im vierten, in 274 im fünften Monate, 


Dei den Bezirfägerichten erfolgten die Urtheile in cor: 
rectionellen Sachen (ihre Gefammtfumme betrug 161376) 
in 68287 Fällen im erften Monate, in 55175 im zweiten, 
in 26905 Faͤllen im dritten Monate. In Faͤllen, in 
denen gegen Urtheile der Correctionellen Berufung eingelegt 
wurde (es waren 6984), ergingen die Urtheile der zwei⸗ 
ten Inſtanz in 3283 Fällen im erſten Monate von einge 
fegter Berufung an, in 2065 Fällen im zweiten Monate. 


Die bisherige Darftellung liefert eine belehrende le: 
berfiht von dem Ineinandergreifen der verfchiedenen Ge 
vichtseinrichtungen in Frankreich im Strafprozeffe, und 
zeigt, wie Alles organiſch auf einander berechnet ift, fo 
daß jedes Herauönehmen eines Steind aud dem ganzen Ge— 
bäude leicht nachtheilig wirken koͤnnte. Es ergiebt fih, 
mie fehon die Staat&behörde zweckmaͤßig wirft, indem ihr 
als der Vertreterin der Intereſſen der bürgerlichen Geſell 
ſchaften bei allen Anzeigen von verübten Verbrechen eine 
Art Vorprüfung zufteht, ob das Intereſſe die Einfeitung 
einee Unterfuchung fordert, fo daß eine Maffe von Saden 
unverfolgt bleibt, in welchen der deutfche Inquirent, wenn 
die Anzeige an ihn gelangte, eine Unterfuchung einleiten 
müfte, 3. DB. bei Diebftählen von völlig unbedeutendm 
Werth, wo oft nur in rafcher Aufmwallung des Unmillend 
gerichtliche Anzeigen gemacht werden. Man bemerft, mie 
dann der Unterfuchungsrichter, an welchen die Sache ge 
langt, wieder prüft und in einer großen Zahl von Fällen 
fogleih oder nach den erften Erhebungen erflärt, daß 
fein Grund zur Unterfuchung vorhanden ſey. Iſt die Uns 
terfuchung eingeleitet, fo hat der Angefchuldigte eine neue 
Schutzwehr gegen grundlos eingeleitete Unterfuchungen, ins 
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dem das Bezirfsgericht, an welches woͤchentlich der Unter: 
fuchungsrichter feinen Bericht erftattet, den Stand der 
Sache prüft und, wie wir fehen, in einer großen Zahl 
von Fallen entfcbeidet, daß die Unterfuchung auf fich zu 
beruhen habe, oder daß der Fall nicht ein Verbrechen ents 
halte, fondern nur als bezirfsgerichtlih (correctionell) ab⸗ 
zuurtheilen fey, 3. B. indem das Gericht den anfangs 
fheinbar vorhandenen erfchwerenden Grund (3. B Einftel- 
gen bei Diebftahl) befeitigt und nur einfachen Diebftahl 
annimmt, Am Ende der Vorunterfuhung entfcheidet erft 
wieder die Anflagefammer, ob der Angefehuldigte vor die 
Affifen geftellt werden fol. Alles ift daher auf eine bes 
ftandige Controle verfchiedener Behörden berechnet. 


Bei der im Februar: d. J. erfolgten großen Umwaͤl⸗ 
zung in Sranfreich kam auch die Verbeſſerung der Gerichte: 
verfaflung zur Sprache. Eine im März niedergefehte Coms 
miffion legte einen Entwurf vor, in welchem mehrere von 
der gegenwärtigen Gerichtsverfaffung vielfach abweichende 
Vorſchlaͤge vorkamen. Darnach follten (Entwurf Art. 2) 
die Bezirfsgerichte aufgehoben und dafür nur in jedem Des 
partement ein Gericht erfter Inſtanz errichtet werden, In 
dem Bezirke follte aber ein vom Tribunal abgevrdneter 
Richter, ein Subftitut der Staatsbehörde und ein Ergän- 
zungsrichter feyn. Für ganz Frankreich follten 19 Appels 
lationsgerichte errichtet werden. Fuͤr die Straffachen war 
folgende Einrichtung vorgefchlagen. Der für den Bezirk 
abgeordnete Richter follte der Unterfuchungsrichter feyn 
(19) und an die Rathsfammer des Departementalgericht® 
über jede von ihm eingeleitete Unterfuchung durch die 
Staatsbehörde einen fehriftlichen Bericht erftatten, worauf 
die Rathsfammer verfügt. Nach gefchloffener Vorunter: 
fuchung follte eine Anklage: $ury (aus 9 Gefchwornen) ent: 
fcheiden, ob die Anflage zuläffig ift. 

Archiv d. Gr. R. 1848. IV. &t. Ss 
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Die öffentliche Stimme erhob fich bald in Beziehung 
auf diefe neuen Vorſchlaͤge. Man verfannte nicht °), daf 
das beftehende Strafverfahren zu manchen unnöthigen Ver: 
zoͤgerungen der Unterfuchungen führte, daß das an fih 
weife organifirte Ineinandergreifen des Inſtructionsrich⸗ 
ters, des Beziefsgerichts und der Anflagefammer die Lage 
des Angefchuldigten oft ſehr peinlich machte, bis endlich 
ein Urtheil erfolgte. Man fprach ſich vielfach günftig für 
die Wiedereinführung der Anflagefammern aus ®); aber 
man erklärte ebenfo, daß das von der Commiſſion vorge 
fehlagene Syftem der Vereinfachung feinem Zwecke nidt 
entfprechen würde. Da der delegirte Richter zugleich Uns 
terfuchungsrichter, Präfident der Affifen in correctionellen 
Sachen und Appellationsrichter in den Faͤllen der einfachen 
Polizeiuͤbertretungen feyn follte, fo würde vorausſichtlich 
er fo fehr mit Gefchäften überladen feyn, daß ihm die zur 
Führung dee Unterfuchung nöthige Zeit und Kraft fehwer: 
lich bleiben würde. Die Aufhebung der Bezirksgerichte 
würde aber auch andere Nachtheile Haben. ach der jegi: 
gen Einrichtung ift der |nftructionsrichter Mitglied des Be 
zirksgerichts, welchem er in jedem Augenblicke, ohne die 
Aften aus der Hand zu geben, mündlich Vortrag erftatten 
kann. Nach dem neuen Vorfchlage wäre der Richter ent: 
fernt von dem Site des Departementalgerichts ; alle Be 
richte müßten fcheiftlich gemacht, die Aktenſtuͤcke an das 
Gericht gefendet werden. Drdnet das Gericht neue Er 
gänzungen an, fo würden wieder Hins und Herfendungen 
der Akten vorfommen und die Unterfuchungen würden das 
ber bedeutend verzögert werden. Im October d. J. wurde 


5) Ein guter Auffag darüber in Revue de legislation par 
Wolowski 1848, Aoüt p. 39. 


6) Bevue 1. c. p. 394. ©. jedoch dagegen Revue de droit fran- 
cais, Aoüt p. 5%. 
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der Nationalverfammlung der Geſetzesentwurf uͤber Ge⸗ 
richtsorganiſation vorgelegt. Die Bezirksgerichte find 
darin beibehalten, nachdem die Regierung von der Noth⸗ 
wendigkeit ihrer Erhaltung ſich uͤberzeugt hatte, und der 
Entwurf bleibt allen bisherigen Grundlagen der Gerichtdi 
verfaffung im Wefentlichen treu. Wir hoffen, daß au 
die deutfchen Gefeßgeber auf diefe Grundlagen das Straf: 
verfahren bauen werden. Ueber die Eingelnheiten foll- Im 
Verfolge diefes Auffages näher gefprochen werden. 
Vergleicht man die Vorunterfuchung des englifchen 
und franzöfifchen Verfahrens mit der bisherigen deutfchen 
Generalunterſuchung, fo ergeben fich zwar manche Punkte, 
in welchen beide gemeinfchaftlihe Richtungen haben; beide 
find aber auch weſentlich von einander verfchieden. 1) Ges 
meinfchaftlich ift der Zweck, daß durch fie die Materialien 
geliefert werden follen, durch welche beurtheilt werden 
fann, ob eine ftrafbare Handlung verubt ift, welche Bes 
fchaffenheit fie Hat und welche Beweife oder VBerdachtsgründe 
zu erheben find, welche die Wahrfcheinlichfeit begründen; 
daß eine beftimmte Perfon als Urheber oder Theilnehmer 
fteafbar ift. In diefer Beziehung wird die Thätigfeit des 
franzöfifchen Unterfuchungsrichters die nämliche feyn, wie 
die des deutfchen, In fofeen die zur Herftellung des That⸗ 
beftandes zur Sammlung von Indicien nöthigen Handluns 
gen vorgenommen, die zur Sicherftellung des Erfolgs der 
Unterfuchung und zur Veranftaltung der Vertheidigung des 
Angefhuldigten nöthigen inleitungen getroffen werden 
müflen. Gewiſſe aus der Natur der Sache hervorgehende, 
duch die Zweckmaͤßigkeit gebotene Vorſichtsmaaßregeln und 
BVorfchriften für das Benehmen des Unterfuchungsrichtere 
werden die nämlichen in Sranfreich, wie bisher in Deutfchs 
land feyn. 2) Gemeinſchaftlich Haben aber auch beide. Un: 
terfuhungsformen die Richtung, daß fie die Grundlage 
des künftigen Hauptverfahrens in fofern ſeyn müffen, ale 
So 2 
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vielfach die Handlungen der Borunterfuchung in dem 
Hauptverfahren benugt werden muͤſſen, viele derfelben in 
der Hauptverhandlung gar nicht mehr erhoben werden koͤn⸗ 
nen, z. B. Yugenfchein, und bei anderen ein Ergebniß gar 
nicht gewonnen werden fann, wenn. die Handlung nidt 
fehnell vorgenommen wird, 3. B. bei VBernehmungen von 
Zeugen, während bei anderen Unterfuchungshandiungen 
ihre Vornahme nothwendig wird, um die Urtheilsfällung 
über die Zuläffigkeit der Anklage und das Hauptverfah; 
zen felbft zu begriinten oder vorzubereiten. 

Berfchieden Dagegen ift die deutſche Vorunterſuchung 
von derjenigen, welche dem mündlichen auf Anflage gebau: 
ten Strafverfahren vorausgehen muß, 1) in fofern die deut: 
fche Vorunterfuchung ein Theil des Sefammtverfahrens if, 
alle ihre Ergebniffe Beftandtheile jener Verhandlungen find, 
auf deren Grund die urtheilenden Richter Ihr Urtheil über 
die Schuld zu bauen haben, wogegen nach den Grundfägen 
des mündlichen auf Anflageprincip gebauten Strafveriah 
rens die Richter ihr Urtheil nur auf diejenigen Beweiſe 
bauen dürfen, welche von ihnen benußt wurden, auf deren 
Erhebung fie felbft einwirfen konnten, um fich von de 
Art der Erhebung zu überzeugen, und die Kenntnig aller 
Einzelnheiten und entfcheidenden Perfönlichkeiten ſich zu 
verfchaffen, fo daß die Ergebniffe der Borunterfuchung 
z. B. die Ausſagen der Zeugen fie nicht binden, weil fie 
fonft nur auf die durch das Organ eines Dritten, nämlid 
des Unterfuchungdrichterd und feiner Aufzeichnungen akten⸗ 
mäßig gemachten Ausſagen bauen würden. 2) Du 
Grundcharakter der deutfchen Vorunterſuchung wird durch 
das Inquiſitionsprincip beftimmt in fofern in Deutſch⸗ 
land der Inquirent es ift, welcher von Amts wegen ein: 
fchreiten Fann, wenn er Gründe zu haben glaubt, melde 
die Veruͤbung eines Verbrechens wahrſcheinlich machen, 
in fofern er mit dem Zwecke , die höchkte materichle Wahr⸗ 
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heit auszumitteln, alle duch das Geſetz nicht ausgeſchloſſene 
Mittel anwendet, die er für die Erreichung dieſes Zwecke. 
geeignet hält, und zwar mit der Richtung durch) die Ver: 
nehmungen des Angefchuldigten entweder ein Geftändni 
des Schuldigen oder doch eine ſolche Erflärung zu erhalten, 
welche felbft der Anklage Gewicht giebt, indem fie zeigt, 
dag der Befchuldigte Peine genuͤgende Vertheidigung vors 
bringen konnte. Auf diefe Art erflärt fich die Ausdehs 
nung der deutfchen Vorunterfuchung , weil der nicht durch 
eine von einem Andern geftellte Anklage gebundene Inqui⸗ 
rent immer durch vielfache Mittel ſich die Anklage erſt con⸗ 
ſtruiren muß, und durch die Aufgabe: von dem Beſchul⸗ 
digten eine, die Schuld herſtellende Erklaͤrung zu erhalten, 
zur Mugen Zurüchaltung, zu weitläufigen Erfundigungen 
und oft wiederholten VBernehmungen feine Zuflucht nehmen 
muß, tmährend in der Vorunterſuchung, die dem muͤnd⸗ 
lichen auf Anklage gebauten Verfahren vorausgeht, der 
Unterſuchungsrichter in einer andern Lage ſich befindet, 
durch die Anklage des Privatmannes (wie in England) 
oder durch die Aufforderung des Staatsanwalts (wie in 
Frankreich) eine beſtimmte Grundlage erhaͤlt, und ſo vor 
der in das Blaue herumſchweifenden Thaͤtigkeit des deut⸗ 
ſchen Inquirenten bewahrt wird, zugleich einer unparz 
teiifchen Stellung fich erfreut, indem er an die Anklage 
ſich hält, die Anträge des Anklägers zunächft zu beachten 
bat, und in den Vernehmungen auf zweckmaͤßige offene 
BVorhaltungen der Befchuldigung nur mit der Richtung 
fih beſchraͤnkt, um dem Befchuldigten volle Gelegenheit 
zur Rechtfertigung zu geben. Daß die in folcher Rich: 
tung geführte Vorunterfuchung z. B. des franzöfifchen 
Verfahrens weit einfacher und Fürzer ift, als die deutfche 
Generalunterfuchung, ergiebt ſich darnach leicht. Nicht 
ohne Intereſſe iſt es fuͤr die nachfolgende Pruͤfung, 
wenn wir genauer die Hauptpunkte bezeichnen, in welchen 
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die VBerfchiedenheit des englifchen und franzoͤſiſchen Verfah⸗ 
rens fich zeigt. | 

1) Im englifchen Prozeſſe ift das Anflageprincip 
folgerichtig durchgefuͤhrt, Indem zunächft (mit Ausnahme 
des unter dem Namen information vorkommenden Ber: 
fahrens) ein Privatmann, und zwar enttveder der durch 
das Verbrechen befchädigte, oder ein Anderer, der im oͤf⸗ 
fentlichen Intereſſe das Verbrechen verfolgen will, bei Ge⸗ 
richt auftritt und eine Perfon beſchuldigt. Selbſt da, mo 
Dolizeibeamte, Constables u, 9. vermöge ihrer Amts: 
pflicht Verbrechen anzeigen, müffen fie wie Ankläger aufs 
treten und dem Befchuldigten fich gegenäberftellen. in 
Öffentlicher Anflänger in der Art, wie in Sranfreich die 
Staatöbehörde organifirt ift, kommt in England nicht 
vor 7); nur bei gewiſſen Staatsperbrechen verfolgen An: 
waͤlte der Krone °), und in einigen Städten 9) find in 
neuerer Zeit zur Verfolgung von Verbrechen Anwälte auf: 
geftellt. 2) Der Beſchuldigte erfährt fogleich bei der er- 
ſten Vorladung ohne alle Umfchweife die gegen ihn ans 
gebrachte Beſchuldigung und alle Gründe, welche gegen 
‚ihn vorgebracht werden, fo daß er fich pollftändig dagegen 
erflären fann. Eine Bernehmung durch den Beamten, 
tie fie in Deutfchland vorkommt, iſt dem englifchen Rechte 
unbefannt; die Vernehmung befchränft ſich auf einfache 
Vorhaltung der Anfchuldigung und Befragung zur näheren 
Aufffärung der in der Antwort angegebenen Umftände, 
Will der Befchuldigte gar nicht antworten, fo wird er 
dazu nicht gendthigt, 3) Der englifche Prozeß Fennt kei⸗ 


N) Nachweiſungen in meinem &trafverfahren Th. IL ©. 154 | 
8) Mein Strafverfahren Th. IL. ©. 157. 
9) Es ergiebt fi aus dem Sten Commiſſions bericht, daß in eis 


nigen großen Städten Advokaten als public prosecut 
geſtelſt menden, er vr 0 
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en Beamten, welcher, wie der franzöfifche Unterfuchungs- 
ichter,, mit der Kührung der ganzen VBorunterfuchung 
eauftragt if. Die Beamten, welche die Vorunter⸗ 
uchung beforgen, find entweder der Friedensrichter, oder 
ee Polizeirichter, oder der Coroner, der bei Tödtungen 
ur Herftellung des Thatbeftandes und zur Ausmittelung 
ver Indicien einzufchreiten befugt ift 9%. 4) Die Verneh⸗ 
nungen der Zeugen fünnen zwar von dem Beamten allein 
)orgenommen werden; allein wenn ihre Ausfagen gegen 
inen Angefchuldigten gerichtet find, fo werden fie in Ge⸗ 
zenwart des Angefchuldigten vernommen, welcher beliebig 
Kragen an fie ftellen kann, ebenfo wie der Anfläger an die 
som Befchuldigten vorgebrachten Zeugen Kragen zu ftellen 
yefugt if. Dadurch werden die großen Vortheile erreicht, 
aß fogleih anfangs die wahre Befchaffenheit der That, 
veit beffer ald bei ung, durch einfeitige Bernehmungen von 
Seite des Beamten erforfht wird, well die Parteien 
yeffer als der Beamte weiß, um welche Umflände er fra⸗ 
zen muß (fei es zuc-Begründung der Anklage oder der 
Bertheidigung). Die Vernehmung ift aber auch unpar: 
selifcher, da der Angefchuldiste Hier ſchon um Alles, 
vas zu feiner Vertheidigung dient, fragen fann, und 
Sinwendungen gegen den Zeugen und feine Ausſage vor⸗ 
jmbringen im Stande iſt; vorzüglich wird der Vortheil er: 
seicht, daß, wenn bei der Hauptunterfuchung ein in der 
VBorunterfuchung vernommener Zeuge geftorben oder zu 
eefcheinen gehindert ift, feine Ausfage leichter vorgelefen 
werden kann, da der Angefchuldigte ſchon in der Vorun⸗ 
terfuchung bei der Vernehmung gegenwärtig war, und 
duch Kragen feine Intereſſen der Bertheidigung geltend 
machen konnte. 5) Die Vorunterſuchung ift in der 


10) Weber das Yneinandergreifen der Befugniffe jener Beamten 
Nachweiſungen in meinem Strafoerfahren. I. S. 155. 
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Kegel nicht geheim, in fofern nicht in beftimmten Falk 
len die Ausfchliegung des Publikums eintritt 1. 6) In 
jedem Kalle aber ift dem Angeſchuldigten das Recht 
gegeben, fich eines Rechtsbeiftanded zu bedienen, welcher 
bei der Vernehmung der Zeugen gegenwärtig feyn, Kragen 
ſtellen kann, und felbft wenn der Angeichuldigte im Ges 
fängniffe fich befindet, beliebig ihn befuchen und mit ihm 
verkehren darf 72). 7) Der Angefchuldigte ift befugt, 
durch Bürgfchaftleiftung ſich von der Haft zu befreien, und 
felbft in den fchwerften Fällen kann diefe Befreiung 
jwar nicht durch den Kriedensrichter, wohl aber duch 
einen Befehl des oberften Gerichts geitattet - werden. 
8) Die Vorunterfuchungen in England find Furz, da fie 
nur auf wenige Vernehmungen fich befehränfen, und da 
wo der Kriedensrichter gegen den Angefchuldigten die Haft 
erkennt, ungefäumt der Gefangene vor das nächft zufam: 
mentrcetende Anflagefchwurgericht geftellt merden muß. 
9) Am Ende der VBorunterfuchung erkennt über die Zuläfs 
figfeit der Anklage ein Schwurgericht, welchem die Ans 
Fageafte (indictment) vorgelegt werden muß und nur 
Darüber zu erfennen hat, ob das vorgelegte indietment 
jugelaflen wird. 


In neuefter Zeit iſt der bisher nur durch ‚wenige zer: 
ftreute, oft veraltete Statute geordnete und blos auf Hebung 
beruhende englifche Prozeß in der Vorunterſuchung ge 
nauer durch ein Statut vom 31. Auguft 1848 3) ge 
regelt worden. Einer befondern Beachtung würdig find 





11) Mein Strafverfahren IL ©. 167. 


12) Eine Verfügung vom Sept. 1847 ordnet die Werhältniffe, 
in denen der Gefangene fteht, genau an. 


13) Eine Ueberfegung deffelben finder fi) in der Zeincchrift füt 
ausländiſche Geſebgebung Bd. XXL Nr. 2. 
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auch die in neuefter Zeit geftellten Anträge zur Verbeſſe⸗ 
rung des englichen Verfahrens 1%). 

Die franzöfifhe WBorunterfuchung beruht 1) auf 
einem Zufammenmirfen des Staatsanmalts, des Unters 
ſuchungsrichters und des Bezirksgerichts, in der Art, daß 
für den Bezirk ein befonderer Unterfuchungsrichter 17) ale 
Mitglied des Bezirfsgerichts aufgeftellt ift, welchem die 
ganze Kührung der Vorunterfuchung obliegt. Er Fann 
feine Thätigkeit in Straffachen in der Regel nur auf Auf- 
forderung des Staatsanmwalts beginnen, und muß, wenn 
er auch in gewiffen Fällen (z.B. bei frifsper That oder wo 
ihm die Klage des Verlegten zukommt, amtlich einfchreiten 
kann, fogleich da8 Ergebniß der Staatsbehärde mittheilen, 
welche erft beſtimmt, ob eine Unterfuchung eingeleitet wer⸗ 
den fol. ft er einmal gehörig zur Einleitung der Unter; 
fuchung aufgefordert, fo verfährt er mit freier Anwendung 
der zur Aufflärung der Sache ihm geeignet erfcheinenden und 
gefeglich zuläffigen Mittel, und wird durch den Staatd- 
anmalt nur in fofern befchränft, als er eine einmal be; 
gonnene Unterfuchung nicht ohne weiteres liegen laſſen 
darf 1), daß er der Aufforderung des Staatsanmalts, 
Hausfuchung in der Wohnung des Befchuldigten vorzuneh⸗ 
men, Folge leiften, von gemwiffen vorzunehmenden Ge⸗ 
richtshandlungen (Code art. 87) dem Staatsanwalte 
Nachricht geben, die Aften nach gefchloffener Unterfuchung 
ihm mittheilen muß. Der Staatsanwalt ift eg, welcher, 
nachdem Ihm Anzeigen zugefommen find, den Unterfuchungdr 
richter auffordert, den flagrant delit ?7), felbft gewiſſe 





14) Eight Report n criminal law. Anhang p. 357. 


15) Eine gedrängte aber fehr richtige Schilderung des Verhälts 
niffes des Unterfuhungdrichtere f. in Daniels Grundzüge 
des rheinifhen Strafverfahrens ©. 88. 


16) Nachmweifungen im Strafverfahren IL ©. 181. 
17) ©. darüber mein Strafverfahren U. ©. 34. 
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Unterfuchungshandlungen vorläufig vornehmen kann, den 
Unterfuchungsrichter auffordert, geroiffe Unterfuchungshand: 
(ungen vorzunehmen, und während der -VBorunterfuchung 
ſowohl als nach dem Schluffe derfelben noch geeignete Ans 
träge ftellen fann. 2) Die Thätigkeit des Bezirfsgerichts 
während der Borunterfuchung Aufert fi) a) darin, daf an 
daſſelbe wöchentlich der Unterfuchungsrichter Bericht über die 
anhängigen Unterfuchungen erftatten muß und das Gericht 
dann (as, wie oben gezeigt wurde, es häufig thut) nad) 
geeigneter Prüfung die Verfügung erlaffen kann, daß die 
Unterfuchung nicht fortzufegen fey (ordonnance de non 
lieu); b) in fofern über einzelne Unterfuhungshandlungen 
der durch eine Verfügung des Richters beſchwerte Ange 
fhuldigte ſich an das Bezirfögericht wenden fann, 3.2. 
wegen Befreiung gegen Caution; c) In fofern die Staats⸗ 
behörde in Fällen, in denen der Unterfuchungsrichter einem 
Antrage nicht Statt giebt, Dppofition an das Bezirke: 
gericht ergreift. 3) Der Unterfuchungsrichter gleicht einem 
deutfchen Inquirenten, in fofern er, wenn er einmal zur 
Thaͤtigkeit im Sinne des Gefees aufgefordert ift, die g6 
eigneten Unterfuchungshandlungen vornimmt und im 
Wefentlihen nach denſelben Ruͤckſichten verfährt, mie der 
deutfche Inquirent; allein er ift unpartelifcher geftellt,, da 
er nicht eine von ihm begonnene Unterfuchung fortzuführen 
und möglich] aufrecht zu erhalten Hat, fondern nur auf 
den Grund der vom Staatsanwalt empfangenen Auffor: 
derung handelt, im Verfolge feiner Unterfuchung wöchent: 
fih bei feinem Berichte in die Lage kommt, die Entfcheis 
dung des Bezirksgerichts zu hören, in fofern vor Einfeitig: 
Felt bewahrt wird, und die Anträge des Staatsanwalts 
erhält, deren Zuläffigkeit er freilich felbftftändig prüfen 
fann. 4) Die Vernehmungen der Zeugen werden nicht 
in Gegenwart des Angefchuldigten vorgenommen, fo daf 
die in England fich trefflich bermährende Einrichtung man: 
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geft und der Angefehuldigte nur da, wo der Unterſuchungs⸗ 
richter Confrontation verfügt, den Zeugen Fennen lernt. 
5) Die Bernehmungen mit den Angefchuldigten find zwar 
im Geiſte des Anflageprincips nicht auf Erlangung eines 
Geftändniffes berechnet, fie beftehen meiftens in offener 
Vorhaltung der Verdachtsgründe; da jedoch das Gefeg 
nur wenige VBorfchriften über Vernehmungen enthält, fo 
iſt der franzöfifche Unterfuchungsrichter noch freier als der 
deutfche, und an Klagen über unmürdiges zudringliches 
Denehmen der Unterfuchungsrichter in Sranfreich fehlt es 
nicht 79). 6) Die Vorunterfuchung ift geheim, das Pur 
blikum ift ausgefchloflen; der Unterfuchungstichter Fann 
felbft da, two der Angefchuldigte in Haft kommt, gegen 
ihn die ftrengfte Abfperrung verfügen (mettre au secret), 
fo daß dann der Angefchuldigte nicht einmal von einem 
Rechtsbeiftande befucht werden darf. Auch in anderen 
Fällen kann nicht, wie in England, der Angefchuldigte 
einen Kechtsbeiftand zur Vernehmung mitbringen. 7) Die 
Verhaftung teitt in Frankreich weit drückender als in Eng: 
land ein, da die Zuläffigfeit der Befreiung von der Haft 
gegen Sautionsftellung in Sällen, in welchen die Anflage 
auf ein Verbrechen (crime) gerichtet ift, nach dem Gefege 
gar nicht zugelaffen wird, fo daß felbft dag oberfte Gericht 
fie nicht geftatten fann, und daß auch in anderen Sällen 
die Zuläffigfeit der Sautionsftellung durch drückende Be⸗ 
fiimmungen befchränft wird. 8) Die Vorunterfuchung 
ift zwar in der Regel weit Fürzer als die deutfche, aber 
weit länger dauernd als die englifche, was fi) daraus 
erflärt, daß in Frankreich mehr Behörden zufammenmir: 
fen müffen , wodurch Verzögerungen eintreten koͤnnen, 


18) Gegründete Klagen über die Vernehmungsart in Frankreich 
(mit Beziehung auf den Fall des Duc de Praslin) f. in der 
englifchen Zeitfehrift Law Review Heft VII. p. 121. 


Nirdiv d. Gr. R. 1848. IV. ©t, St 
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und daß der franzöfifche Snftructionsrichtee zu gern in: 
quifitorifch verfährt, und durch den Zweck ein Geftändnig 
zu erlangen fich zu weit ausfehenden Handlungen zu wie⸗ 
derholten VBernehmungen beftimmen läßt. 9) Nah ge 
ſchloſſener Borunterfuchung entfcheidet über die Zuläflig: 
feit der Anklage eine Anflagefammer als Abtheilung des 
Appellationsgerihtd. Wir werden nachweifen , welche 
große Mängel hier Statt finden. 


(Fortſetzung im nächften Hefte.) 
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